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S. 101��Abstimmung�S. 102������������(Wiederaufnahme um 9.01 Uhr.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Sehr geschätzte Kolleginnen und Kollegen!

Wir nehmen die Sitzung des Gemeinderats wieder auf. Ich hoffe, Sie hatten eine geruhsame Nacht.

Entschuldigt für die heutige Sitzung sind GRin Cammerlander und GRin Praniess-Kastner, einzelne Mitglieder des Gemeinderats sind zeitlich entschuldigt. Ich erspare es mir aber, sie vorzulesen.

Die Beratung des Rechnungsabschlusses der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2008 wird fortgesetzt. 

Ich schlage vor, die Debatte der Geschäftsgruppe Umwelt mit der Postnummer 3, das ist der Wirtschaftsplan der Unternehmung Stadt Wien – Wien Kanal für das Jahr 2009 gemeinsam durchzuführen, die Abstimmung über den Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt Wien und den Wirtschaftsplan 2009 der Unternehmung Stadt Wien – Wien Kanal jedoch getrennt vorzunehmen.

Wird dagegen ein Einwand erhoben? 

Ich sehe keinen. Ich darf die Damen und Herren des Gemeinderats ersuchen, dann so vorzugehen.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Umwelt und möchte vorher auch festhalten, dass wir in der Präsidialkonferenz festgelegt haben, dass die maximale Redezeit, und ich betone das Wort maximal, mit 25 Minuten pro Erstredner jeder Partei und ansonsten mit 15 Minuten maximal festgelegt wurde.

Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek. Ich erteile es ihr.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Guten Morgen vorerst einmal allen hoffentlich Ausgeschlafenen.

Wir kommen nun eben zur Geschäftsgruppe Umwelt und ich möchte am Anfang meiner Ausführungen, weil das ja immer in den Raum gestellt wird, dass das nicht so ist und die Opposition das nicht tut, durchaus auch positive Worte finden, weil ich glaube, wir haben gerade hier eine Geschäftsgruppe, wo es in vielen, vielen Bereichen auch eine große Übereinstimmung gibt und wo die ambitionierte Arbeit der vielen Fachabteilungen unsere Wertschätzung verdient und diese möchte ich hiermit auch durchaus ausdrücken. (Beifall von GRin Nurten Yilmaz und GR Erich Valentin.)

Wir haben ja in unserem Ausschuss sehr große Mittel für teure technische Anlagen zu vergeben, sei es jetzt im Bereich Kanal oder Wassernetz, seien es die Entsorgungsanlagen, die sich ja auf dem neuesten technischen Stand befinden sollen oder sei es die Pflege unserer Wälder, besonders dort in den Bereichen, wo unser Wasser herkommt. All das erfordert einen hohen Mitteleinsatz, der eben den Großteil unseres Budgets einnimmt und das wird ja in der Regel in großer Übereinstimmung auch so genehmigt. Wien ist bezüglich der Standards dieser technischen Anlagen, glaube ich, sehr gut aufgestellt und das sieht man ja auch, wenn man die Vergleiche im Ausland sieht. Wie gesagt, hier möchte ich nicht mit Lob sparen und auch unsere Wertschätzung für diese Arbeit ausdrücken.

Es gibt allerdings, sehr geehrte Damen und Herren, Frau Stadträtin, durchaus ein paar Punkte, die seitens der Opposition unterschiedlich, aber auch kritisch gesehen werden. Für uns gilt, dass einerseits, was die Ausgliederungen betrifft, das nicht deshalb geschieht, weil dort schlecht gearbeitet wird, aber wir halten die Ausgliederungen eben grundsätzlich für kritikwürdig, weil damit die Kontrolle der Opposition doch ganz massiv eingeschränkt ist und, wie in vielen anderen Bereichen auch, würde ich doch bitten, dass man hier mehr Transparenz walten lässt.

Ein weiterer Punkt ist die Öffentlichkeitsarbeit. Wir sagen Ja zur Information, das ist keine Frage. Es ist wichtig, dass die Bürger dieser Stadt über die richtige Entsorgung, über eine zeitgemäße Energieversorgung, über die Müllvermeidung, aber auch über die richtige Bepflanzung ihres Gartens, für einen richtigen Umgang mit den Ressourcen oder auch über die gesunden Lebensmittel Bescheid wissen, keine Frage. Hier gibt es ja unterschiedliche Formen der Öffentlichkeitsarbeit und die Stadt Wien produziert ja sehr viele Medien, die eine große Reichweite haben, die teilweise an jeden Haushalt gehen. Es wird seitens der Bürger immer mehr das Internet genützt und es ist zu unterstützen und richtig, wenn ich dort eine entsprechende Informationsarbeit betreibe.

Was wir aber kritisch sehen, sind Kampagnen und Feste, die mehr oder weniger doch nur der Selbstdarstellung dienen und sehr viel Geld kosten. Ich halte es nicht für notwendig, Müllverbrennungsanlagen mit Musik und Feuerwerk oder Ähnlichem, mit kleinen Gaben und so weiter unbedingt an den Bürger heranzubringen. Es ist gut und schön, wenn man diese Dinge besichtigen kann. Das passiert ja in Wien auch und das wird auch gerne angenommen. Aber ich glaube nicht, dass es notwendig ist, alles unbedingt immer lustig abzufeiern, denn die Bürger werden es auch so verstehen. Ich glaube, das nehmen auch viele Wiener gerne und gut an und dazu braucht es keinerlei Belustigungen. Es ist auch nicht notwendig, Inhalte, die ja durchaus ernst sind - etwa die illegale Müllentsorgung auf der Straße, das ist ja kein Kavaliersdelikt -, immer so spaßig zu vermitteln oder die richtige Entsorgung spaßig zu vermitteln oder auch Verbote und Gebote immer nur spaßig darzustellen. Das ist etwas, was nicht unsere Unterstützung hat, denn wir sagen: Information: „Ja“, klare Regeln: „Ja“, aber ich muss nicht alles mit lustigen Monstern oder Hunderln und Katzerln ergänzen, sondern ich kann einen Inhalt auch durchaus klar und deutlich rüberbringen. Ich bin sicher, es würde dadurch die Öffentlichkeitsarbeit sicher auch kostengünstiger werden.

Es ist auch nicht notwendig, unbedingt in einem großen Fest, so wie es stattgefunden hat, die Daseinsvorsorge zu präsentieren. Ich glaube, da weiß der Bürger Bescheid und es genügen wirklich die vielen, vielen Medien der Stadt Wien, die sowieso ausgesendet werden und verteilt werden, um das entsprechend festzuhalten.

Was im Bereich der Information allerdings fehlt oder lückenhaft ist und wo es ein Manko gibt, das ist sicher die Information an – und ich sage das nicht zum ersten Mal und wahrscheinlich werde ich es auch noch öfters sagen müssen - und ich sage auch nicht an alle, aber an viele Neuzuwanderer, die nach Wien gekommen sind, Zuwanderer, die aus Ländern kommen, wo es einfach ganz andere Umweltstandards gibt, und die auf Grund ihrer Bildung und ihrer Herkunft auch kein Verständnis für das haben können, was bei uns längst zur Regel geworden ist oder eben auch Volksschulkindern bereits vermittelt wird und bei vielen in Fleisch und Blut übergegangen ist. Das ist ja auch das Ergebnis jahrelanger Arbeit und vor allem Arbeit eben der zuständigen Abteilungen. Das ist nicht vom Himmel gefallen, sondern das haben wir uns auch, wie gesagt, erarbeitet. 

Wir haben heute in Wien in der Regel ein hohes Maß an Verständnis für unsere Umwelt, für unsere Natur, für unseren Grünraum. Die Leute trennen ihren Müll, die Leute bemühen sich, ihren Müll auch möglichst gering zu halten, viele Menschen, nicht alle, leider, da ist immer noch was zu tun, das ist richtig. Aber in der Regel ist es so, dass wir im Bereich der Zuwanderer hier eben Defizite haben.

Ich darf vielleicht erwähnen und ich weiß, es ist gestern gesagt worden, man soll nichts so anekdotenhaft darstellen, aber manchmal muss man es an Hand eines Beispiels erklären. Viele kennen unsere schönen Steinhof-Gründe, ein wunderbares Naherholungsgebiet. Es gibt dort oben Kirschbäume und wenn man in den Baum steigt und, weil der Ast zu hoch oben ist, um Kirschen pflücken zu können, dann ganze Äste herunterreißt – und das ist passiert und die Leute waren darüber sehr empört und wer sozusagen Kritik geübt hat, ist wirklich niedergemacht worden (Aufregung bei GR Günter Kenesei.) –, so sind das Sachen, die den Menschen wirklich aufstoßen. Es war wahrzunehmen, dass eben die Leute, die in den Bäumen gewütet haben, keine ansässigen Wienerinnen und Wiener waren, sondern aus dem Bereich der Zuwanderer waren, mit riesigen Plastiktüten gekommen sind und dort die Kirschen eingesackt haben, zum Teil unreif. (Aufregung bei GR Mag Rüdiger Maresch und bei der SPÖ.) Und das ist genau das, was wir nicht wollen und wo man eben ein mangelndes Verständnis für unseren Grünraum und für unsere Umwelt hat. Das gibt es und wir sprechen ja jetzt die ganze Zeit, gerade Sie von der SPÖ, von Spielregeln und von Hausordnung und es gehört ein Verständnis für unsere Umwelt und für unseren Grünraum auch zu unseren Regeln und auch zu unserer Hausordnung! (Beifall bei der FPÖ.)

Ich bringe daher auch einen entsprechenden Antrag ein und ich erspare es mir jetzt, den gesamten Text vorzulesen - wir haben es ja nicht zum ersten Mal auf der Tagesordnung -, in dem wir einfordern, dass genau dieser Bereich in das Integrationsprogramm implementiert wird. Es ist ja vollkommen klar, man kann nichts verlangen, was ein anderer nicht weiß und nicht kann und nicht beherrscht und daher wird es notwendig sein, dass wir unsere Standards und unsere Einstellung zu Umwelt� und Naturschutz auch entsprechend vermitteln. Ich bin guter Dinge, dass auch ich es irgendwann einmal noch in diesem Haus erleben werde, dass die SPÖ vor allem in diesem Bereich zu einem Umdenken bereit ist. (Beifall bei der FPÖ.)

Das ist etwas sehr Wichtiges. Genauso wichtig und damit natürlich untrennbar verbunden ist die Sauberkeit des öffentlichen Raumes. Die ist in Wien unterschiedlich. Sie ist in weiten Bereichen sehr gut, aber wir haben durchaus Grätzl, die nach wie vor nicht sauber sind und da hat auch der Einsatz der „Waste Watcher“-Truppe, die wir ja sowieso in einem einheitlichen Wach- und Ordnungskörper sehen wollen, nicht soviel gebracht. Vielleicht gehen sie immer nur dieselben Routen, vielleicht meiden sie Seitengassen, vielleicht meiden sie ganze Gebiete, das ist nicht ganz klar, vielleicht schauen auch die zuständigen Bezirksvorsteher zu wenig drauf. Wir haben jedenfalls Bereiche in Wien, wo noch immer keine Sauberkeit im öffentlichen Raum herrscht oder zu wenig. Das ist rund um die Altstoffsammelstellen, die natürlich ein ewiges Problem sind. Getrennt sammeln, keine Frage, ist gut und unterstützen wir. Trotzdem muss man dort auch sehr klare Regeln walten lassen. Es ist auch passiert, dass es Anzeigen gegeben hat, es hat Strafen gegeben, aber es ist noch nicht wirklich in allen Bereichen Wiens gleich gut und hier gibt es noch einiges zu tun. 

Dazu gehören auch die Schmierereien, wo man einerseits durch entsprechende Anstriche in Zukunft mehr Vorsorge tragen wird. Auch das ist kein Kavaliersdelikt. Das ist auch keine Kunst, Häuser und öffentliche Einrichtungen gegen den Willen der Besitzer und bei den öffentlichen Einrichtungen sind die Besitzer einfach alle, anzuschmieren. Das ist auch nicht immer schön, was da drauf steht, sondern manchmal sind es einfach wirklich nur wilde Schmierereien. Ich finde es ist wichtig, dass wir hier in dieser Stadt auch wesentlich restriktiver vorgehen, denn Schmierereien, Wildplakatieren ziehen es nach sich, dass dieser Raum nach und nach noch mehr verschmutzt wird und vom verschmutzten Raum ist der nächste Schritt die Verwahrlosung und von der Verwahrlosung ist der nächste Schritt die Kriminalität und der wollen wir ja entgegen wirken. Das sind Sachen, da brauche ich keine Polizei dazu, sondern das kann man durch Ordnungsorgane der Stadt Wien lösen. Man muss auch insgesamt eine deutlich ablehnendere Haltung bezüglich dieser Art von Verunreinigung vermitteln, auch wenn das teilweise vielleicht aus einem Lager kommt, das einem sympathisch ist, und so diese Art von Verunreinigung hintanhalten. Wir wollen keine verschmierte und zuplakatierte Stadt haben.

Der Grünraum und das Naherholungsgebiet werden in Zukunft eine immer größere Rolle spielen. In Zeiten, wo Sparen angesagt ist, ist es für die Bevölkerung einer Großstadt immer wichtiger, nah erreichbar einen Grünraum vorzufinden, wo die Luft gut ist, wo man sich erholen kann, spazieren gehen, laufen, Rad fahren, spielen, sonnen kann, was auch immer den Leuten Spaß und Freude macht. Allerdings und ich weiß, das kommt schon wieder, aber es wird gebetsmühlenartig so lange kommen, als es für uns ein Störfaktor ist. Es gibt eine Einschränkung in unserem Grünraum seit offiziell genehmigt wurde, dass in manchen Bereichen des Wald� und Wiesengürtels Grillplätze entstanden sind. Nach wie vor ist es so, dass das die Griller freut, das ist keine Frage. Nach wie vor werden die Anrainer, aber auch die Benützer dieses Gebietes, die dort ihre Ausflüge machen wollen, Sport betreiben wollen, massiv gestört. Glauben Sie nicht, dass das wirklich allgemein so beliebt ist! In Wirklichkeit ist es eine kleine Klientel. Es gibt sehr viele Menschen in Wien, die diese Grillplätze wirklich als einen Einschnitt in den Naturschutz sehen. Es war immer verboten, Feuer zu machen und selbst durch Grillmeister ist es nicht hintan zu halten. Und wir konnten uns selber des Öfteren überzeugen, dass da im Umfeld außerhalb der Plätze gegrillt wird, wenn der Sonntag oder der Samstag sehr schön ist und der Grillplatz massiv benützt ist. Es werden die aufgestellten Toiletten nicht benützt, sondern selbstverständlich auch der Wald rundherum. Die Wiesen sind nur mehr Erdglatzen, die Büsche in den Wald hinein sind kaputt und es ist so ein Grillplatz für seine Umgebung auf jeden Fall beeinträchtigend. Der Grünraum in dieser Umgebung ist nicht mehr das, was er einmal war. Am Tag danach wird in stundenlanger, mühevoller Arbeit, die dann von der Steuerleistung aller zu zahlen ist, die Umgebung gereinigt und die Tonnen von Müll entsorgt, die dort entstehen, weit mehr als die vorhandenen Gefäße aufnehmen können. Die Grillplatzbesucher fahren ja mit dem PKW an. Etwas, was ja immer sehr kritisch gesehen wird, vor allem von Seiten der GRÜNEN. 

Wie gesagt, die negativen Auswirkungen dieser Grillplätze sind größer als das, was sie bringen. Deswegen werden wir wiederholt unsere Forderung einbringen, dass diese Grillplätze in Wien wieder rückgewidmet werden zu Grünraum, der zu benützen, aber zu schonen und zu pflegen ist wie seine Umgebung auch.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir lieben unseren Wienerwald, wir lieben unsere Grüngebiete in Wien. Wir wollen sie pflegen, wir wollen sie schonen und Grillen ist mit diesem Gedanken nicht vereinbar, auch nicht Grillplätze in der Ausprägung, wie sie sind. Wir geben die Hoffnung nicht auf, dass sich das vielleicht doch noch ändern wird. Summa summarum sage ich, vieles ist gut, bemüht, engagiert, was Umweltpolitik in dieser Stadt betrifft. Das beweisen ja auch die vielen gemeinsam beschlossenen Projekte. Manches muss noch besser werden.

Wir werden den Rechnungsabschluss ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Ich habe gewusst, dass ich bei den Grillplätzen gewinne. (Heiterkeit bei der ÖVP.) Das war sonnenklar. Okay.

Sehr verehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ja, kurz zur FPÖ. Ich meine, ich habe gewusst, ich gewinne heute mit den Grillplätzen. Das war sonnenklar. Es kommt wieder die unsägliche Leier mit den Grillplätzen, immer wieder die Grillplätze und der schöne Wienerwald und wir lieben die ganze Gegend, aber die Grillplätze. Aber diesmal sind die Ausländer vorher bei einem anderen Thema gekommen, die kommen sonst immer bei den Grillplätzen. Diesmal war wieder klar, die Ausländer sind eigentlich im Grunde genommen an allem schuld und das wird vermischt. Da denke ich mir wirklich, Musik ist verpönt, selbst wenn es bei der MVA ist, ernste Delikte, die darf man nicht spaßig machen. Da denke ich mir, das erscheint mir im Grunde genommen ja fast zwanghaft, weil was soll das? Man darf nicht lachen, man darf nicht grillen, man darf in Wirklichkeit auf der Straße einfach nicht lustig sein. Ich muss sagen, ich habe die Plakate von der 48er endlich einmal witzig gefunden, das muss man ehrlich sagen. Die sind witzig und sie sind gut. Und wenn Sie ernst sind, dann gehen Sie zum Aschermittwoch nach, glaube ich, Ried im Innkreis. Da gibt es Bier massenhaft und wahrscheinlich auch den Urin an der Seite, weil die Klos überfüllt sind. Da bin ich mir ganz sicher. 

Ich bin auch dagegen, dass man einfach Wald und Flur ruiniert. Ich finde es richtig, wenn man Klos aufstellt. Aber das, was Sie da betreiben, ist nichts anderes als eine verdeckte Ausländerhetze, auch wenn es von Ihnen kommt, Frau Matiasek, die ich sonst durchaus nicht so arg finde. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.) 

Das äußert sich zum Beispiel in der Geschichte wie: In den Kirschenbaum hinein, da klettert ein Kind hinein und reißt einen Ast hinunter! (Aufregung bei der FPÖ.) Na böse, böse, böse. Also dann schauen Sie sich einmal an, wie in Wirklichkeit in Wien die Bäume fallen, nur weil ein Bauherr dort unbedingt was bauen will und sich in Wirklichkeit mit irgend jemand gut gestellt hat und sagt, fertig. Das ist natürlich dann besser. Da höre ich von Ihnen genau gar nichts. 

Also noch einmal: Was die Öffentlichkeitsarbeit der 48er betrifft, da denke ich mir, da hat es wirklich essentielle Verbesserungen gegenüber früher gegeben. Das ist witzig und gescheit, und wenn die Leute damit erzogen werden, dann finde ich das richtig, erstens einmal.

Zweitens, diese ewige Ausländerhetze, die geht mir einfach schlicht auf die Nerven. Das stimmt einfach nicht. Es sind auch Österreicher, die da draußen, unter anderem deutschsprachige, na, wie nennt man das, muttersprachige Österreicher und Österreicherinnen, die dort so die Gegend versauen. (GRin Nurten Yilmaz: Unsrige! Unsrige!) Unsrige heißt es, genau, unsrige, wobei das mit den Unsrigen bei Ihnen gar nicht mehr so sicher ist, seit zum Beispiel der Kollege Strache kurz vor seinem Auftritt am Viktor-Adler-Markt mit einem blauen Bandl aufgetreten ist. Ich habe am Anfang echt nicht gewusst, was das blaue Bandl soll. Serbisches Freundschaftsband! Also die Serben sind auch Ihrige oder Unsrige, die Kurden sind auch Ihrige oder Unsrige, irgendwann bleibt wahrscheinlich nur mehr ganz eine kleine Gruppe über, die Falkländer oder so, die nicht die Ihrigen sind. Okay. (Heiterkeit bei GRÜNEN und SPÖ.) So, soweit so gut. Also die Falkländer müssen Sie sich merken, die reden Englisch, das lernen Sie in der Schule, da können Sie auch mit ihnen sprechen. 

Jetzt allerdings zu den ernsteren Themen, die natürlich immer wieder hier bei uns Thema sind, und zwar möchte ich da auf den Lärm eingehen. Wir haben ein Wiener Umgebungslärmschutzgesetz bekommen, das eigentlich seinen Namen nicht verdient, weil die Bürgerinnen und Bürger keine Rechte haben außer der Feststellung, dass es dort sehr laut geworden ist. Das heißt, da gibt’s einige Beispiele: Straßenlärm, Schienenlärm, Fluglärm, aber auch Baulärm und dergleichen Dinge. Da ist der Bürger, die Bürgerin im Grunde genommen eigentlich allein gelassen. Wenn man bedenkt, dass zum Beispiel 25 Prozent der Menschen in Wien Straßenlärm unerträglich finden, das hat übrigens eine IFES-Studie herausgefunden, also durchaus eine, wenn man so will, „unabhängige“. Also eine IFES-Studie hat rausgefunden, 25 Prozent finden den Straßenlärm unerträglich. Was passiert? Man weiß, was passieren sollte: Keine Schlaglöcher, Temporeduktion, lärmarme Reifen. Gut, die lärmarmen Reifen kann die Stadt Wien nicht herbeiführen, zumindest einmal nicht unmittelbar, die Schlaglöcher, da kann man schon etwas tun, aber das dritte, was man sicher machen kann, ist flächendeckend Tempo 30. In Berlin gibt es ein schönes Beispiel, da hat man 65 km Hauptstraßen, wohlgemerkt, in der Nacht in Tempo 30 umgewandelt. Na da fällt niemandem ein Stein aus der Krone, wenn man in der Nacht Tempo 30 durchsetzt. Jeder weiß in Wirklichkeit, Tempo 30 bedeutet, dass Augen zugedrückt werden, aber dann wird wenigstens ein 50er gefahren. Ich möchte Sie einmal bitten, schauen Sie zum Beispiel in die Liechtensteinstraße oder in die Altmannsdorfer Straße. Das sind Straßen, wo in der Nacht hohe Geschwindigkeiten gefahren werden. Der Kollege Madejski wird das wissen. Oder in der Liechtensteinstraße, die sehr, sehr eng ist. Da haben wir im Bezirk auch einen Tempo 30-Antrag gestellt. Was ist? Der ist abgelehnt worden, weil das ja eine Hauptstraße ist, als ob dort niemand wohnen würde. Die Liechtensteinstraße ist ein Canyon, ein wirklicher Canyon, und wenn es dort laut mit hohen Tempi hergeht, dann wird’s schwierig. Also Ablehnung. (Aufregung bei GR Mag Wolfgang Gerstl.) Da passiert in Wirklichkeit gar nichts. Von Verkehrssicherheit keine Rede bei dem langen Bremsweg. Der Herr Kollege Pfleger ist der berufenere beim Bremsweg. 

Nächster Punkt Fluglärm. Der plagt in Wirklichkeit viele, viele Wienerinnen und Wiener und nicht nur am Tag, sondern auch in der Nacht. Und wie verzaubert, die Bezirksgruppe der Donaustadt stellt einen Antrag auf Nachtflugverbot in der Donaustadt und die SPÖ stimmt dagegen. Alle anderen Parteien sehen das genauso wie wir. Die SPÖ findet, es könnte offensichtlich noch lauter werden, bei dir daheim. (GR Robert Parzer: Ich weiß, ich höre dir ja zu!) Also wie gesagt, Nachtflugverbot über der Donaustadt, weil offensichtlich die Donaustädter und Donaustädterinnen es nicht so toll haben sollten wie alle anderen. Diese Fluglärmgeschichte ist ja eine unendliche und eine Never Ending Story, wenn man so will. Aber das könnte man im Grund genommen ziemlich deutlich verbessern, indem man zum Beispiel die Flugbeschränkungszone ausdehnt, und zwar auf das Baugebiet im Süden Wiens. Dann würden die Liesinger und Liesingerinnen wenigstens vom Start oder von den Starts verschont bleiben. Wir haben diesmal einen Antrag gestellt und schauen einmal, wie die SPÖ sich dazu verhält, er heißt Ausweitung des Flugbeschränkungsgebiets und zwar auf den Bezirk Liesing, ganz, ganz wichtig, bis zur Stadtgrenze. Deswegen der Antrag. Okay.

Das ist einmal die eine Geschichte dazu. Die andere Sache, die sich jetzt beim Fluglärm herausstellt, ist so: Wir wissen ja alle, es gibt eine massive Reduktion bei den Flugbewegungen, aber nicht, weil die SPÖ oder die ÖVP-Niederösterreich so freundlich war und den Fluglärm für die Bürgerinnen und Bürger reduziert haben, sondern einfach die Wirtschaftskrise hat einen Einbruch von rund 15 Prozent der Flugbewegungen bedeutet. Na, was heißt das? Mindestens 15 Prozent. Das bedeutet ja eigentlich, dass jetzt plötzlich 15 Prozent Flieger in alle Richtungen fliegen sollten. Also nichts leichter als das, man könnte zumindest einmal in einem hohen Ausmaß die Flüge dort reduzieren, wo sie über dicht verbautem Gebiet stattfinden, also über dem Süden Wiens. Man könnte ausweichen, man könnte das in andere Routen verlegen. Aber da haben wir ja den unsäglichen, den viel gelobten Mediationsvertrag. Der Mediationsvertrag schreibt ja nicht von einer Zifferndeckelung, wie wir es immer wollten, sondern von einer Prozentdeckelung. Also nichts ist mit Verlegung der Routen, das muss genauso sein wie bisher. Na, dann fliegen halt 15 Prozent weniger über Liesing und 15 Prozent über nirgendwo, das ist wurscht. Ganz egal, ob dort jemand wohnt oder nicht, es wird reduziert. Da denke ich mir, der Mediationsvertrag, so wie der ausschaut, den braucht wirklich kein Mensch. 

Wobei ja der Mediationsvertrag noch interessante Blüten treiben wird, oder wenn man so will, der Syndikatsvertrag zwischen der SPÖ-Wien und der niederösterreichischen ÖVP, was den Skylink betrifft. Wir werden ja da vielleicht hier im Rathaus noch einigermaßen oft diskutieren, weil der Skylink ein kleines Millionengrab ist. Man wird einmal schauen, was da alles an Hunderten Millionen versickert ist. Aber vielleicht werden wir das eh demnächst diskutieren.

Jetzt zu einem anderen Thema. Der Umweltausschuss hat eine interessante Ausschussreise durch Barcelona gemacht, eine Rot-Grün regierte Stadt schon seit Ende der 80er Jahre, und da waren einige interessante Dinge anzuschauen. Neben einer Nichtmüllverbrennungsanlage, wie sie die SPÖ gerne gehabt hätte, sondern einer mechanisch-biologischen Anlage war dort eine andere interessante Geschichte zu bemerken, und zwar hat die Stadt Barcelona eine Untersuchung des Potenzials alternativer Energiegewinnung durchgeführt und daraufhin festgestellt, es gibt auch in der Stadt durchaus Potenzial dazu. Das hat mir eigentlich sehr gut gefallen. Deswegen unser Antrag: 

„Die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt möge im Einvernehmen mit der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke eine Erhebung des Potenzials alternativer Energiegewinnung in Wien veranlassen“, und so weiter, und so weiter. 

Und da komme ich jetzt gleichzeitig auch zur Klimaänderung, zur Klimapolitik der Stadt Wien. Wenn man heute hinausschaut, ist es natürlich ein bissel kühl geworden, große Regenmengen sind niedergegangen, Hochwasserwarnung ist im ORF on gestanden. Da denke ich mir jedes Mal, es hat einen schönen Ansatz bei den zuständigen Beamten und Beamtinnen gegeben, der hat uns ja allen sehr gut gefallen, die Präsentation hat im Magdalenenhof stattgefunden und zwar zum Bodenschutzgesetz. Es hat eine schöne Präsentation gegeben. Ich hab mir eigentlich gedacht, Gott sei Dank, Wien kriegt ein Bodenschutzgesetz. Man überlegt sich, wie man mit Versiegelungs- beziehungsweise Versickerungsflächen umgeht und wie das mit weiteren Bauten in der grünen Wiese ist. Da hat es auch verschiedene Lenkungsmaßnahmen im Gesetzesvorschlag gegeben und dann hat die zuständige Stadträtin einfach gesagt: Nein, brauchen wir nicht, gibt es nicht, spielt es nicht, in der EU gibt es sowieso eine Richtlinie. Die Richtlinie der EU gibt es überhaupt nicht, sie ist mittlerweile ja auch abgesagt worden. Aber andere Städte, zum Beispiel, in Europa haben sehr wohl ein Bodenschutzgesetz, zum Beispiel die Stadt Stuttgart. Übrigens sind die Grünen mittlerweile stärkste Fraktion in der Stadt Stuttgart. Es wäre ja schön, wenn es in Wien auch so wäre (Beifall bei den GRÜNEN.), aber da werden wir daran arbeiten. Die SPÖ arbeitet übrigens daran, dass sie weniger stark wird, aber das ist eine andere Geschichte. Aber wie gesagt, in anderen Städten, und da geht es natürlich um (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ja, die Roten!) Dachbegrünung ... Da schau her, der Kollege Stürzenbecher. Solche Kommentare, ich weiß eh. Aber wie gesagt, wir hätten es ja gerne. (Heiterkeit bei GR Dr Kurt Stürzenbecher.) Unser Ziel ist es ja, eure Absolute in der nächsten Legislaturperiode nicht mehr zu haben. Euer Ziel ist natürlich die Absolute, no na, aber es wird sich nicht ausgehen, aber egal.

Jetzt noch einmal zur Dachbegrünung und zum Bodenschutzgesetz. Dort ist es so, dass es zum Beispiel Bonuspunkte gibt, wenn man große Dachbegrünungsflächen hat. Dort ist es so, dass es Bonuspunkte gibt, wenn man zum Beispiel Versickerungsflächen vor Ort hat. Es ist zum Beispiel sogar so, es gibt Beispiele, dass die Abwasserkosten reduziert werden, wenn man vor Ort Versickerung durchführt. Der Kollege Kenesei hat gestern für den Zisternenbau eine Lanze gebrochen. Da möchte ich mich gerne anschließen. Eine wichtige Geschichte. In Oberlaa, also am Laaer Berg, im schönen großen Park wird zum Beispiel jedes Jahr so viel Wasser vergossen wie die Stadt Wien an einem einzigen Tag verbraucht. Das ist erstens einmal nicht wenig, wenn man sich das anschaut. 

Zweitens einmal ist es so, dass man ja leicht mit Hilfe von Zisternen - da gibt’s jede Menge Asphaltflächen - das Wasser hätte sammeln können, das ist nicht passiert, passiert auch kaum sonst wo. Es gibt wenige Projekte, wie immer sie da so etwas durchführen, aber Faktum ist, völlig richtig, Regenwasser kann man sammeln. Und da haben wir im Ausschuss vor doch einiger Zeit eine interessante Debatte gehabt und zwar hat es geheißen: Na ja, brauchen wir nicht. Es gibt eh so viel Wasser in den Hochquellenleitungen und das rinnt dann nur unnötig in die Donau. Das brauchen wir nicht. Das tun wir nicht, weil das zu viel Geld kostet und überhaupt. Mittlerweile weiß aber auch die Stadt, da gibt’s eine Studie von der Frau Kromp-Kolb, dass die Niederschläge auch im Osten Österreichs einfach massiv abnehmen werden. Eines Tages wird man diese Geschichte sehr wohl brauchen, weil dann die Wasserrechnung für die Bürger und Bürgerinnen nämlich genau so wie es am Markt üblich ist einfach teurer werden wird. Das Gut wird knapper und dann wird’s auch teurer. Also wie gesagt noch einmal, lieber Zeit genug. Jetzt will ich den Antrag nicht noch einmal stellen, weil den die Kolleginnen und Kollegen von der SPÖ eh schon zwei Mal abgelehnt haben, aber Faktum ist, wir brauchen ein Bodenschutzgesetz. Wir brauchen Maßnahmen für die Versickerung. Und wenn jetzt der Kollege Valentin in einer Presseaussendung sagt, es gibt eh die Dachbegrünung und die Hofbegrünung und da wird irrsinnig viel Geld ausgegeben, dann sage ich: Mickrige 200 000 und noch einmal 200 000 und das war’s und nicht einmal mehr eine gescheite Beratung von der MA 42, obwohl dort sehr, sehr viel Know-how gebunkert ist. Also wie gesagt noch einmal: Mit der Versickerung beziehungsweise mit dem Bodenschutzgesetz hat es die Stadt Wien nicht wirklich. 

Die nächste Geschichte ist, es ist eh immer das Gleiche, die Renaturierung von Flüssen und Bächen in Wien. Na, die Liesing ist ja ein schöner renaturierter Flusslauf, aber interessanterweise nicht von der Quelle zur Mündung, sondern umgekehrt. Oben schon ein bisschen, aber dann gibt’s eine renaturierte Strecke, ich glaube ab dem Bischofsplatz dann hinunter, also in Oberlaa, und dazwischen ist es hart verbaut. Immer wieder hat es von uns Anträge und Anfragen gegeben: Ja, was passiert denn mit der Liesing? Na ja, das wird schon werden, das wird schon werden, das wird schon werden. Das „Wird schon werden“ wird jetzt langsam den 10. Geburtstag feiern und es wird noch immer nicht werden. Die Wien-Renaturierung ist abgebrochen. Die Wienerwaldfläche, da hat es ein Konzept gegeben. Es gibt ein schönes Projekt über den Halterbach, aber das kommt nicht wirklich weiter, weil es offensichtlich andere wichtige Dinge gibt. 

Beim Amphibienschutz zum Beispiel gibt’s ein bisserl was. Jetzt wird was am Exelberg gebaut werden, na endlich. Aber zum Beispiel auf der Höhenstraße passiert das nicht. Nein, nein, es passiert schon was. Es ist so ein nettes, dreieckiges Zeichen und da steht ein Frosch drauf. Und der Frosch auf dem Plakat, das wird irgendwann einmal der letzte Frosch in der Gegend sein, weil alle anderen dann zusammengeführt worden sind, denn es gibt dort sicherlich so schnell keinen Krötentunnel. 

Weiter im Grünraum. Wir haben vor einiger Zeit so eine Aktion am Schwedenplatz gemacht und vor Kurzem eine im Alsergrund. Das hat natürlich wiederum unseren oder meinen werten Kollegen, den Kollegen Valentin, auf den Plan gerufen. Dort hat er uns mit einer ganzen eng beschriebenen Seite die Welt erklärt. Und da steht natürlich wieder, er fragt sich, in welcher Stadt ich lebe: 19 km² Parkflächen, 850 Parkanlagen, 18 Prozent Wald und Förderung von Innenhof- und Dachbegrünung. Zur Innenhof- und Dachbegrünung: Also das gibt’s ja massenhaft in Wien! Wien ist ja völlig charakterisiert von Dachbegrünungen und Innenhofbegrünungen, die die Stadt Wien irgendwie finanziert hat oder zumindest gefördert hat! Was es in Wien gibt, das sind Parkanlagen und zwar ganz viele. Wunderbar. Nur der Herr Kollege Valentin war mit mir in Barcelona und da hat er möglicherweise was bemerkt. Dort geht man auf der Straße und da gibt’s auf der Seite keine so kleine nette Hunderln auf so kleinen Stecken, sondern da geht man auf der Straße und man kann ruhig gehen, weil man niemals in den Hundekot steigt. In Wien steigt man immer wieder in den Hundekot. Es ist zwar besser geworden, aber noch immer nicht gut. Und gerade in diesen Parkanlagen, lieber Kollege Valentin, da kann man sich nicht immer reinlegen, weil man sich dann manchmal - es soll ja angeblich Glück bringen, aber dieses Glück brauche ich nicht, vor allem nicht, wenn ich mit Turnschuhen unterwegs bin. Da möchte ich mich eigentlich nicht hinein stellen oder hinein steigen. Also wie gesagt, das mit dem Hundekot ist besser, aber noch lange nicht gut. Ich habe mich ja gewundert, also das mit den 50 Prozent Grünraum in Wien hast du mir in dieser Aussendung da verhehlt. Aber du hast mir erklärt, dass es diesen Verein Garten gibt, mit dem ihr gemeinsam in der Heigerleinstraße etwas gemacht habt, und das finde ich ja total toll. Also ich habe auch mit diesen Leuten Kontakt aufgenommen. Nur hast du mir dann was vom Nachbarschaftsgarten in Ottakring erzählt und den gibt’s nämlich meines Wissens nicht mehr, Kollege! Der ist einfach wieder vergangen, wie das eben bei solchen Projekten üblich ist. Der Gemeinschaftsgarten Heigerlein, das finde ich ja ganz toll, wenn so was passiert. Aber am Alsergrund zum Beispiel habt ihr das nicht haben wollen. Jetzt ist er nicht da, der Klubvorsitzende der SPÖ (GR Heinz Hufnagl: Er ist gleich da!), ein langjähriger Freund von mir. (GR Siegi Lindenmayr, hinter den Bänken stehend: Ich bin da!) Oh, Entschuldigung, mitten im Bild, genau, Verzeihung. Aber er weiß es doch besser, dass zum Beispiel im 9. Bezirk so etwas nicht möglich war und wir mit unserem Wunsch, dass das dort zum Beispiel in einem Park gemacht wird - eigentlich ist es kein Park, sondern eine Wüste, nämlich der ÖBB-Park, der jetzt anders heißt -, abgeblitzt sind. Da ist in Wirklichkeit gar nichts passiert. Ich glaube, wir sollten uns langsam aber sicher überlegen, dass wir die Bürger und Bürgerinnen bei der Gestaltung durchaus mit einbeziehen, dass es Grätzlgärten geben soll und muss, weil Leute gemeinsam wieder im öffentlichen Raum tätig werden. 

Last but not least - ich brauche noch ein bisserl Zeit, um mich vielleicht noch einmal zu melden - ist dieses unsägliche Ding, was mit dem Mobilfunk passiert. Also jetzt haben wir eine Initiative, eine sehr rührige, im 14. Bezirk und was stellt die Initiative fest? Das mit dem Mobilfunk ist alles nicht so einfach. Wenn man wissen will, wo im Bezirk die Handymasten herumstehen oder auf den Dächern oder sonst wo herumlauern, dann kann man auf einer Homepage nachschauen. Und was findet man auf der Homepage? 6 Handymasten! Na wunderbar. Dann zählt man im Grätzl, in Hadersdorf, und kommt auf 17! Das ist eigenartig. Sind das 11 Geheimmasten? Offensichtlich schon. Also die 11 Nicht-Geheimmasten sind nicht drauf. Offensichtlich hat man drauf vergessen. Die Kollegin Sima, damals Kollegin, jetzt Stadträtin, hat ja damals die Mobilfunkpetition mitunterschrieben. Rausgekommen ist genau gar nichts. Es gibt keinen Katalog aller Handymasten in Wien, geschweige denn in Österreich. Es gibt zwar in Wien den Wiener Wert von 10 Milliwatt pro Quadratmeter. Der gilt aber nur auf Gemeindebauten und da nur für jeden Masten einzeln. Also es gibt keine Kumulation. Aber das kennen wir von der UVP. Da gibt’s in Wirklichkeit auch keine Kumulation. Und sonst gibt’s kein Mitspracherecht für die Bürgerinnen und Bürger. 

Ganz zum Schluss noch ein Schmankerl. Es gibt ja einen Wirbelsystoden in Simmering. Es wären eigentlich vier Stück. Der eine ist vor Kurzem explodiert, der WSO4. Ganz schlimm, ganz schlecht für Wien, kostet ganz viel Geld. Offensichtlich ist bei der Anlieferung ein Fehler passiert. Interessanterweise hat der seinerzeit einen Namen bekommen, und zwar weil die Stadt Wien so gern tauft, hat es zum Beispiel eine Bohrmaschine gegeben namens „Michl“, was ich ja interessant finde. (Heiterkeit bei den GRÜNEN) Der bohrt halt irgendwo. Dann hat es ein Lokal gegeben, ein sozialökologisches Projekt, das finde ich gut, das heißt „Michels“. Und dann hat es eben den WSO4 gegeben und wie hat der geheißen? Nicht „Ulli“, sondern „Isabella“! (Heiterkeit bei GRin Nurten Yilmaz.) Leider Gottes ist er explodiert. Also ich hoffe, der Sozialdemokratie geht’s besser! – Danke schön. (Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dipl-Ing Stiftner. Ich erteile es ihm. 

GR Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Einen wunderschönen guten Morgen! Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Werte Damen und Herren! 

Ja, das Einzige, wodurch sich diese Debatte heute von jenen der Vorjahre unterscheidet, ist, dass wir sie bei Tageslicht abführen können. (Heiterkeit bei GR Erich Valentin.) Aber weniger, weil die Daten so erhellend sind. Bekanntlicherweise ist ja eines der dunkelsten Kapitel im Rechnungsabschluss die Umweltpolitik. Aber trotz allem ... (GR Erich Valentin: Ach so?) Ja, es ist so, lieber Kollege Valentin. Auch wenn du aus einem entsprechenden Humor heraus das Ganze ein bisschen lockerer sehen musst, verstehe ich das. Aber es ist trotzdem so, dass wir es hier abermals mit einer Situation zu tun haben - da liegt ein Budget vor, das ungefähr so ausschaut wie der letzte Rechnungsabschluss und der nächste Rechnungsabschluss ist dann einfach gleich um die Valorisierung angepasst zu dem von einem Jahr zuvor. In Wirklichkeit könnte man heute schon den Rechnungsabschluss 2009 diskutieren. Das wäre ja kein Problem. Dann könnten wir uns das nächstes Jahr sparen. So viel gestalterische Kraft wie die SPÖ in Wien hat, ist ja in dem umweltpolitischen Konzept nachzulesen. Da tut sich rein gar nichts, es ist ein Fortschreiben der Situation. 

Ich möchte hier auf drei wesentliche Momente deshalb eingehen, weil ich mich nicht auf das Niveau der SPÖ begeben werde, die Rede des Vorjahrs einfach zu wiederholen, sondern ich werde hier sehr konkret in einzelne Dinge näher einsteigen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wichtig ist, dass man vor allem mit ein bisschen Innovationsfreude auch an den Bereich der Umweltpolitik rangeht. Es ist nämlich ein wichtiger Punkt auch insofern, weil große Vergaben stattfinden und deshalb von hier aus auch wirtschaftliche Impulse gerade in Krisenzeiten ausgehen könnten. Nur leider passiert es nicht. 

Zu den drei Hauptkritikpunkten, die mir nicht überraschend vorkommen, aber ich wiederhole es hier trotzdem: Ihr Ressort, Frau Stadträtin, Sie hören es nicht gerne, aber es ist die Realität, fungiert als Steuereintreiber. Sie cashen mit der MA 30, der MA 31 und der MA 48 ordentliche Überschüsse ab, die Sie dann ins allgemeine Budget einbringen müssen. Wenig bis gar nichts für den Umweltschutz, viel fürs allgemeine Budget, weil ja dort auch riesige Probleme sind und die Wirtschaftskompetenz der SPÖ eine sehr mangelhafte ist. Nicht nur, dass Sie so an die 130 Millionen EUR zusammengerafft haben, haben Sie mit dem Valorisierungsgesetz auch die Chance, dass dieser Automatismus erhalten bleibt. So geht es munter weiter, dass man hier auch ständig mit den Gebührenerhöhungen diesen Überschuss absichert. Ich finde es schon bemerkenswert, wenn die SPÖ sich dann stark für die Daseinsvorsorge einsetzt. Da gibt es ein Fest im Rathaus, das ja mit nicht wenigen Mitteln auch aus dem Umweltressort gesponsert wird und diese Daseinsvorsorge unbestrittenermaßen als eine sehr wichtige Komponente darstellt, dann aber genau die teuerste Stadt Wien sich hier selbstlos gibt und damit jene Gruppe, die Sie angeblich vorgeben zu vertreten, nämlich die sozial Schwachen, damit am meisten belastet. Sie von der SPÖ haben als soziale Kraft schon längst in dieser Stadt abgedankt. (Beifall bei der ÖVP.)

Ein wesentlicher dritter Punkt der Kritik ist, dass die längst fällige Schwerpunktverschiebung von einer Administrierung der Umweltpolitik hin zu einer aktuellen Herausforderung akzentuierter Politik nicht erfolgt ist. Sie stellen sich nicht den Herausforderungen der Zukunft. Es ist eher etwas wie Weiterwurschteln, Konzeptlosigkeit, more of the same von der Vergangenheit. Es ist einfach so, dass hier offenbar auch die Ideen ausgegangen sind.

Ein Beispiel sei hier nur stellvertretend für viele angeführt: Die Altlastensanierung. Auch sie ist mit minimalen Mitteln ausgestattet und auch das wäre ein wichtiger Punkt sowohl für die Qualität in einigen Bereichen Wiens für die Bewohnerinnen und Bewohner als durchaus auch, um wirtschaftliche Impulse zu setzen. Das bleibt aus und es bleiben die drei Spitzen Ihres Desasters über: Abcashen, Gebührenerhöhungen und das Fehlen jeglicher Akzente. Mit solchen politischen Fehlhandlungen zeigen Sie einmal mehr, dass Sie auch in umweltpolitischer Hinsicht abgedankt haben. 

Da wird Ihnen auch nicht sehr viel helfen, wenn Sie Ihre neue Kompetenz jetzt noch weiter ausfeilen, nämlich die einer kommunalpolitischen Kopieranstalt der Ideen der ÖVP. Das war beim Gratiskindergarten so. Ja, Ihr habt das Thema übernommen. Das war beim Thema Sauberkeit so, Stichwort „Waste Watcher“. Und ich bin überzeugt davon, es wird beim Thema Sicherheit und Stadtwache ganz genau so sein. Bis zur nächsten Wahl wird man dann auch von Ihnen ein Konzept bekommen, schön abgekupfert von der ÖVP. Aber bedenken Sie dabei eines: Das Klauen der Ideen ist das eine, das Umsetzen ist das andere. Hier trauen die Wienerinnen und Wiener der ÖVP immer noch mehr zu als der SPÖ, sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) Denn das Original ist immer besser als die Kopie. Sie haben dankenswerterweise mit Ihrem Handeln schon jetzt gezeigt, dass Sie auf die Kompetenz der ÖVP mehr als angewiesen sind, damit in dieser Stadt etwas weiter geht. 

Auch bei den Reorganisationen kann man eigentlich keine konkrete politische Linie erkennen. Da wird immer ein bisschen auf Verschleierungstaktik gespielt. Da gibt es so diese Doch-nicht-aber-schon-Ausgliederung der MA 30. Da hat man nicht sehr viel darüber geredet, das war irgendwie unangenehm. Normalerweise ist das Umweltressort ja nicht ganz schüchtern, wenn es um Öffentlichkeitsarbeit geht. Aber da war man doch ein wenig vorsichtig, weil man sich selbst nicht so sicher war, wie man das in der Öffentlichkeit darstellen soll, was eigentlich nicht darstellbar ist. Es ist Ihnen mit dieser De-facto-Ausgliederung ein doppelter Fauxpas passiert. Sie haben nicht nur die privatwirtschaftlichen Vorteile, die eine wirkliche privatwirtschaftliche Ausgliederung mit sich bringen würde, nämlich die Reinvestition von Überschüssen der MA 30, mit dieser Methode unmöglich gemacht, sondern Sie haben auf der Negativseite alles kumuliert, was es nur an Möglichkeiten gibt und vor allem eines, die politische und wirtschaftliche Intransparenz kultiviert. Offenbar scheint also wirklich in der SPÖ schon die große Angst ausgebrochen zu sein, die nächste Wahl mit Bomben und Granaten zu verlieren. Das wundert mich nicht nach den letzten Wahlresultaten, die Sie erleben mussten. Sie möchten schon jetzt alles tun, damit möglichst alles der oppositionellen und gemeinderätlichen Kontrolle entzogen wird. 

Das ist aber nur ein weiterer Beweis, dass Sie keine Ahnung vom Wirtschaften und von Volkswirtschaft haben. Gerade in Krisenzeiten wäre das ganz besonders wichtig. Ich fordere Sie deshalb auf: Ändern Sie Ihre Politik oder machen Sie Platz für einen ÖVP-Bürgermeister namens Dr Johannes Hahn! (Beifall bei der ÖVP.)

Kommen wir von der Budgettrickkiste zur harten Realität in der Umweltpolitik. Da hat es in letzter Zeit eine gigantische Anhäufung von Wasserrohrbrüchen gegeben. Man stellt auch fest, dass darüber etwa keine Berichte mehr existieren. Das wird alles auch wieder ein bisschen verschleiert. Aber, um nur den größten heraus zu nehmen, nämlich den in Hietzing, da wurde der halbe Bezirk unter Wasser gesetzt. Ich habe das nachrecherchiert. Durch dieses Rohrgebrechen sind 19 000 m³ ausgetreten und einfach unnütz versickert. Das ist eine abstrakte Zahl. Aber dieselbe Zahl ist es, nämlich als Verbrauch der gesamten Stadt St Pölten, die diese Wassermenge täglich nutzen hätte können, nämlich brauchbar und wirtschaftlich hätte nutzen können, die Sie verschwendet haben. Es ist eine ungeheure Ressourcenverschwendung, nicht nur von volkswirtschaftlichem Vermögen, sondern es zeugt auch von umweltpolitisch wenig bewusstem Handeln. Hier ist es schon bedeutsam, dass keinerlei Akzente gesetzt werden.

In den letzen 14 Monaten, habe ich nachgerechnet und ich habe jetzt nur die großen Wasserrohrbrüche hergenommen, nicht die kleinen – da kann ich schon verstehen, wenn da und dort einmal etwas passiert -, waren es 11 an der Zahl, man kann fast sagen, jeden Monat einer. Da werden Sie jetzt zur Antwort geben: Ja, was können wir dafür, wenn die Wasserrohre alt sind? Keine Frage, die Wasserrohre sind nun einmal auch lange in Betrieb. Gott sei Dank sind die auch gut gebaut worden, zumindest zu einer Zeit, wo die SPÖ noch nicht so intensiv ihre Budgetpolitik betrieben hat, wie sie es in den letzten Jahren gemacht hat, nämlich indem sie einfach keine Investitionen durchführt und möglichst tolle Überschüsse ins allgemeine Budget bringen möchte. 

Richtige Sozial- und Wirtschaftspolitik sieht anders aus. Gerade in Zeiten, wo es wirtschaftlich nicht so gut geht, wäre das ein Signal, Investitionen zu setzen und in der MA 30 sind Ihnen dabei 50 Millionen EUR übrig. In dem Sinne ist das eine sehr, sehr gute Möglichkeit, das Wasser beziehungsweise die Einnahmenüberschüsse hier auch einzusetzen. Nicht verschleiern ist wichtig, sondern richtiges Handeln. 

Wir werden deshalb hier auch einen Antrag einbringen die Zweckbindung der Einnahmenüberschüsse betreffend. Wir fordern hier auf, dass das Wiener Wasserrohrnetz eine entsprechende Verbesserung erfahren soll, damit nicht nur wirtschaftlich, sondern auch sozial die Dinge in Zukunft besser gehen werden. In formeller Hinsicht beantragen wir hier die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.)

Bleiben wir beim Wasser. Seit Jahren warten wir in Wien auch auf den Abschluss der groß angekündigten Renaturierung des Wienflusses. Hier spreche ich bewusst nicht von den Retentionsbecken, denn was es hier in der Vergangenheit gegeben hat, waren Umbauarbeiten am Flussbett, die vom Rechnungshof arg, also wirklich arg zersaust wurden. Laut Rechnungshof ist von diesem ökologischen und auch wirtschaftlichen Desaster, das die SPÖ zu verantworten hat, Folgendes geblieben: Es sind millionenteure Planungen erfolgt, der Großteil der Mittel ist hier übrigens nutzlos in Planungsmittel oder in Planungsmaßnahmen verpufft. 16 Millionen EUR Mehrkosten und das Resultat: Die Revitalisierung von lediglich einigen hundert Metern Fließgewässer. Das ist offenbar die wirtschaftliche und ökologische Bilanz der SPÖ. Und dieses Desaster der Sonderklasse ist selbst für eine SPÖ-Wien wirklich eine ganz große Katastrophe. 

Ankündigungspolitik ist leider auch in der Klimaschutzpolitik immer wieder zu bemerken. Hier sind die Erstmaßnahmen, die das KliP gesetzt hat - ein gutes ursprüngliches Programm - nur bei Ankündigungen geblieben, Umsetzungen sind nicht erfolgt. Da gibt es dieses SEP, dieses Strategische Energieeffizienzprogramm, tolles Papier, Hochglanzpapier, der Verkehrsmasterplan auch ein tolles Papier, nur leider fehlt es überall an den Umsetzungen. Die Luftreinhaltepolitik ähnlich. Da haben Sie viele Projekte zitiert, toll versucht zu vermarkten, wenig davon begonnen und so gut wie gar nichts abgeschlossen. Wenn es hie und da zu CO2-Einsparungen gekommen ist, dann ist das immer auf Maßnahmen zurückzuführen, auf die Sie ohnehin keinen Einfluss gehabt haben oder wo Sie auch keinen Einfluss nehmen mussten.

Es ist nicht Zufall, sondern es ist einfach die Situation, dass man wirtschaftlich schon in der Vergangenheit Maßnahmen gesetzt hat, die beispielsweise dazu geführt haben, dass Produktions- und Industriebetriebe aus der Stadt abgewandert sind. Wenn man sich heute natürlich die Vergleiche ansieht und sagt: Wien ist so sauber – ja, was heißt das denn? Wien ist nicht sauber, sondern Wien sind Arbeitsplätze verlustig gegangen. Und die CO2-Reduktionen, die Sie hier darbringen, sind nicht ein Erfolg der Umweltpolitik, sondern in Wirklichkeit Ihrer verfehlten Wirtschaftspolitik, sehr geehrte Damen und Herren der SPÖ! (Beifall bei der ÖVP.)

Wenn Ihnen offenbar die Arbeitsplätze, Frau Stadträtin, nachdem ich Ihre Zwischenrufe nicht alle gehört habe und das hier anmerken wollte, nicht so wichtig sind, dann sollten Sie das Ihren Wählerinnen und Wählern erklären. Mir ist es sehr wohl wichtig, weil ich glaube, dass es nicht darum geht, dass man lokal und in kleinkarierter Form irgendwelche Grenzen zieht und dort CO2-Ausstöße berechnet, sondern mir geht es darum, das dort produziert wird, wo möglichst ökologisch die Dinge passieren und auch dort dann entsprechende soziale Maßnahmen gesetzt werden. Arbeitsplätze sollte man nicht gering schätzen. Das ist ein wichtiges Mittel. Die Folgen der Wirtschaftskrise werden leider auch noch in den Dienstleistungsbereich irgendwann einmal überschwappen und dann sieht es nicht sehr gut aus. Damit sollte man nicht spaßen. Da geht es um soziale Existenzen von vielen hunderttausenden Wiener Familien, gerade in Wien, und die sind ja besonders wichtig und das sollte man auch hier gerade bei der Umweltpolitikdebatte nicht ganz außer Acht lassen. 

Doch die Folge Ihres KliP, dieses Klimaschutzprojekts, ist leider ja auch nicht so - und das können Sie ja auch objektiv nachrechnen -, dass es weniger CO2 gibt, so wie Sie es angekündigt haben, sondern mehr. Und was ist jetzt die Antwort? Wir haben es vor Kurzem wieder erfahren: Noch mehr Konzeptpapiere. Also an Konzepten mangelt es ja dieser Stadt wirklich nicht. Jetzt wird ein so genanntes KliP II-Projekt aufgesetzt. Das ist auf 250 Seiten übrigens sehr lieblos layoutiert ohne großartigen Neuerungsansatz hier ausgebracht. Ich weiß jetzt nicht, was es wirklich bringen sollte. Wir werden ja gespannt sein, welche Ideen von Ihnen in den nächsten Monaten, wo die Begutachtung läuft, noch kommen werden. Ich denke, es ist schlicht und einfach nur notwendig, dieses KliP I und die Maßnahmen, die dort stehen, anzugehen und umzusetzen. Dann brauchen wir kein neues Projekt, dann brauchen wir kein KliP II, sondern einfach nur jene Maßnahmen, die im ersten Projekt auch tatsächlich niedergeschrieben worden sind, dann wirklich auch anzugehen. Es reicht ja nicht, Hochglanzpapiere zu machen. Man muss auch etwas umsetzen. 

Aber meine Befürchtung ist noch eine andere, nämlich dass das KliP II eigentlich zur inhaltlichen Grundlage für eine PR-Kampagne für die kommende Wahlbewegung werden wird. Jetzt wissen wir leider aus der Vergangenheit, dass sich die Frau Stadträtin in der Selbstdarstellung in Sachen Umweltpolitik doch sehr berufen fühlt. Nun mag Selbstmarketing durchaus mit eine Aufgabe eines Stadtrats oder einer Stadträtin sein. Aber mangelnde Erfolge in der Klimaschutzpolitik dürfen nicht durch freundlich lächelnde Ressortleiter ersetzt werden. Besser wäre es, wenn man in dieser Stadt im Bereich der Energiepolitik auch Zeichen setzen würde, nämlich im Bereich der erneuerbaren Energieträger und dort eine Solaroffensive setzt, die diesen Namen auch verdient. Den Lippenbekenntnissen nach bekennt sich natürlich die SPÖ-Wien zu der Solaroffensive, doch die Realität sieht ganz anders aus.

Ein Beispiel von vielen: Anstatt auf Solarautos zu setzen, das übrigens in vielen Städten weltweit heute gang und gebe ist, auch die Automobilindustrie setzt sehr stark auf solche Antriebssysteme - was macht die Wiener SPÖ? Sie forciert weiterhin Gasautos, um Wien Gas indirekt zu subventionieren. Jetzt frage ich mich wirklich: Ist Gas offenbar bei der SPÖ ein nachhaltiger Treibstoff, ein nachhaltiges Energieelement? (GR Ernst Nevrivy: Das haben wir Ihnen eh schon erklärt!) Ich kann es mir nicht vorstellen, dass sie das wirklich glaubt. Ich weiß, das ist einfach eine Möglichkeit, das eigene Unternehmen zu fördern, das Deckmäntelchen „Umwelt“ hier drüber zu geben und in Wirklichkeit nichts für die Ökologie zu tun, weil offenbar Elektroautos, da gibt’s keine Möglichkeit für die SPÖ-Wien, irgendwo was in ihrem städtischen Umfeld mitzunehmen, mitzuschneiden und damit ist man einfach nicht interessiert.

Sehr geehrte Damen und Herren, das ist nicht nur die falsche Verkehrspolitik, das ist die falsche Umweltpolitik. Führen Sie die von Ihnen abgeschaffte Förderung von Elektrofahrzeugen wieder ein, damit in der Stadt ökologisch wieder etwas weitergeht.

Leider zieht sich die Geringschätzung des Umweltschutzes, die sicherlich im Interesse der Bevölkerung ist, wie ein roter Faden durch den Rechnungsabschluss. Ich glaube, Sie wären gut beraten, diesen roten Faden des Nichthandelns endlich zu durchtrennen, sonst werden es die Wählerinnen und Wähler tun. Sie haben ja schon erste Anzeichen für Ihre Wahlresultate in den letzten Wochen erhalten. Ich bitte Sie, schaffen Sie doch endlich eine aktive Umweltpolitik, die nicht nur schönfärberisch agiert, sondern wirklich auch mit Konzepten arbeitet. Denn viel Zeit bleibt ja nicht, mit der noch vorhandenen absoluten Mehrheit, mit der Sie hier da sitzen, meine sehr geehrten Damen und Herren der SPÖ, diesen katastrophalen Rechnungsabschluss und viel wichtiger noch, diesen politischen Rechenschaftsbericht, den Sie damit ablegen, einmal noch durchzupeitschen. Wir werden diesen verfehlten Weg mit Ihnen nicht mitgehen. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet Herr GR Mag Wutzlhofer. Ich erteile es ihm.

GR Mag Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): (Der Redner bringt ein Plakat zum Rednerpult mit. GR Mag Rüdiger Maresch: Jöh, was ist denn das? – Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Ihr müsst’s geduldig bleiben, das Taferl kommt später.

Ich möchte mit einer möglichen Erklärung für die Analyse meines Vorredners, dass das eines der dunkelsten Kapitel des Rechnungsabschlusses aus seiner Sicht ist, beginnen. Wenn man wie Blinde durch die Welt geht, dann ist jedes Thema, das man betrachtet, besonders dunkel. Was natürlich aber eine mögliche Erklärung dafür ist, was wir alles nämlich offensichtlich im Umweltbereich anders sehen. Aber der Metapher folgend, dass unter den Blinden Einäugige Könige sind, versuche ich ein Auge auf die Umweltpolitik zu werfen und ein bissel von einer anderen Seite zu betrachten. 

Ich bin der Meinung, dass die Krise, von der wir gestern gerade im Finanzbereich relativ viel gesprochen haben, alles andere ist als nur eine Finanzkrise. Das ist ja relativ banal, weil mit dem freien Auge erkennbar. Ich bin der Meinung, sie ist auch nicht nur eine Wirtschaftskrise, wir erleben eine Gesellschaftskrise, nämlich eine Krise der fehlenden Nachhaltigkeit. Wenn man sich den Nachhaltigkeitsbegriff vergegenwärtigt, ein Begriff, der auf drei Säulen beruht, dann kommt man sehr schnell zu dem Schluss: Die drei Säulen sind immer ökonomische, soziale und ökologische Nachhaltigkeit und kommt ein Träger dieses Dreibeins zu kurz, dann fällt alles um. Und es kann in unserer Gesellschaft keine ökonomische Nachhaltigkeit geben, wenn der Profit Einzelner auf die Belastung aller hinausläuft. Deshalb müssen wir zum Beispiel dafür kämpfen, um ein globales politisches Thema hervorzuheben, dass in den Preis einer jeden Sache das eingerechnet wird, was sie die Umwelt kostet, welche Ressourcen sie braucht, was es allgemein die Umwelt kostet an sauberer Luft, an Abfall, an Lärm, und so weiter. Es kann aber auch keine Nachhaltigkeit geben, weder ökonomisch noch ökologisch, wenn diese darauf baut, dass sich nur ein Teil der Gesellschaft daran beteiligen kann.

Es ist im Übrigen auch der spezifisch sozialdemokratische Zugang zur Umweltpolitik, dass wir sagen, es gibt keine guten umweltpolitischen Maßnahmen, wenn es sich nur ein paar Menschen leisten können. Politik muss immer die gesamte Gesellschaft im Blick haben, und zwar egal, ob reich oder arm. Das hat natürlich eine massive globale Komponente. Das Grundprinzip unserer Politik muss sein - und das betrifft die gesamte Welt -, dass wir in Zukunft andere so behandeln, wie wir selbst behandelt werden wollen, auf internationalen Finanzmärkten, im Welthandel, im Klimaschutz, weil eine globale Dynamik, die darauf aufbaut, dass Reiche Arme ausbeuten, ob das jetzt Individuen sind oder der Staat ist, ist nicht nachhaltig. Deshalb ist dieses Finanzsystem des Casinokapitalismus, das darauf aufgebaut ist, dass der Profit privatisiert wurde und die Risken vergesellschaftet wurden, auch so spektakulär kollabiert.

Es hat aber auch eine lokale Komponente, und damit bin ich bei unserem Rechnungsabschluss. Denn gerade von der Umweltbewegung kann man aus einem Leitspruch lernen, was der Zusammenhang zwischen globalen Themen und lokalen Themen ist. Der Leitspruch ist: „Think global, act local." Das ist genau unsere Verantwortung, wenn wir als Stadt Umweltpolitik machen, nämlich umweltpolitisch lokal zu verhandeln - ganz offensichtlich haben wir das über die letzten Jahrzehnte getan und darauf bin ich stolz - und dabei die globale Perspektive im Blick zu haben. Das macht es natürlich ein bisschen schwieriger in einjährigen Zeiträumen wie Rechnungsabschluss und Budget. Nachhaltige Umweltpolitik ist und darf natürlich nicht an kurzfristigem Erfolg orientiert sein, sondern an langatmiger und sukzessiver Arbeit für eine bessere Zukunft. 

Deshalb freut es mich ganz besonders, dass 2008 ein besonderes Jahr ist, weil es uns die Möglichkeit bietet, auf ein paar langfristige Projekte zurückzuschauen. 2008 ist nämlich ein Jubiläumsjahr für verschiedene Dinge im Umweltbereich. Zum Beispiel betrifft das den ÖkoBusinessPlan. Dieser ist 2008 10 Jahre alt geworden und in diesen 10 Jahren haben 621 UnternehmerInnen in Wien in der Praxis mit beeindruckenden Erfolgen gezeigt, wie ökologisches Wirtschaften aussehen kann. Ich habe ein paar Zahlen da: Zum Beispiel sind fast 119 000 Tonnen weniger Abfälle, 160 Millionen Kilowattstunden weniger Energie, 47 000 Tonnen weniger CO2, 77 Millionen eingesparte Transportkilometer und 1,8 Millionen Kubikmeter weniger Trinkwasser gebraucht worden. Das spricht eine eindeutige Sprache.

Herr Kollege Stiftner, das spricht auch eine eindeutige Sprache dafür, dass es kein Widerspruch ist, ob man klimapolitisch Programme macht und auf der anderen Seite wirtschaftspolitisch nachhaltig denkt. Es hat nämlich auch dazu geführt, dass 41 Millionen EUR an Betriebskosten gespart wurden. Das ist ein Beispiel dafür, dass ökologisches Handeln und ökonomisches Handeln sich nicht widersprechen, sondern langfristig sogar einander bedingen. (Beifall bei der SPÖ.)

„Think global, act local." - das ist auch ein Slogan, den man über ein weiteres Jubiläum stellen kann, nämlich 2008, im Oktober war es, gab es zehn Jahre ÖkoKauf. ÖkoKauf ist das Programm für den ökologischen Einkauf der Stadt und klingt ein bisschen banal, nur, wenn eine Stadt oder irgendwer in der Höhe von 5 Milliarden EUR pro Jahr einkauft, dann bewirkt das ziemlich viel, wenn dieser Einkäufer sich entschließt, das ökologisch nachhaltig zu tun. Zehn Jahre tun wir das bei ÖkoKauf mit Folgen, die sich sehen lassen. Allein in den Jahren 2004 bis 2007, also vier Jahre lang, wurden mehr als 103 000 t CO2 eingespart. Da gab es eine finanzielle Einsparung, nämlich in der Höhe von 44,4 Millionen EUR. 

Gerade bei ÖkoKauf muss man an Hand dieser unglaublich beeindruckenden Bilanz sagen, und das möchte ich hier auch, weil immer wieder einige zuhören, die vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Magistrat - es waren 250 -, die in 22 Arbeitsgruppen Kriterienkataloge, Mustermappen, Studien et cetera erstellt und eigentlich mit jedem Thema Neuland betreten haben, haben hier Großartiges erreicht. Diese Arbeit hat die Stadt geändert und damit letztendlich auch die Welt. Dafür möchte ich ein großes Danke sagen und ihnen den großen Respekt des Hauses zollen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Dass der Magistrat übrigens auch vor seiner eigenen Tür kehrt, sieht man bei PUMA. Auch das ist heuer mehr als zehn Jahre alt geworden, ich glaube, sogar elf. Insofern stimmt das mit dem Jubiläum nicht ganz. Daher ist es nicht nur ein Schmäh, wenn Amtshäuser eine Ökobilanz ausweisen. Zehn Jahre PUMA ist alles andere als ein Schmäh, sondern es ist ein bestes Beispiel dafür, dass in dieser Stadt auch vor der eigenen Tür gekehrt wird.

Das größte Thema natürlich im Zusammenhang mit „Think global, act local." ist schon vom Herrn Kollegen Stiftner erwähnt worden, das ist natürlich das KliP. Das haben wir, unsere Vorgängerinnen und Vorgänger und diejenigen von uns, die schon da waren, im Gemeinderat vor zehn Jahren beschlossen. Das schauen halt nicht nur wir uns an, Herr Kollege Stiftner, das schauen sich natürlich auch objektive Einrichtungen, und zwar in großer Regelmäßigkeit, an. Das wird regelmäßig evaluiert. Der aktuellste Bericht ist ursprünglich von der unabhängigen Österreichischen Energieagentur verfasst, von 1999 bis 2007. Die Österreichische Energieagentur kommt - ich bringe ein paar Beispiele - auf folgende Ergebnisse des KliP in diesem Zeitraum bis 2007: Mit den gesetzten Maßnahmen konnten per Ende 2007 2,9 Millionen Tonnen CO2 äquivalent vermieden werden. Das ist übrigens mehr als das absolute Ziel. Das waren 2,6 Millionen Tonnen und das wurde damit schon 2006 erreicht. 

Ich lasse einmal alles andere weg und komme zu einer meines Erachtens nach besonderen Fehleinschätzung von Ihnen. Natürlich ist das KliP nicht nur ein erfolgreiches Umweltprogramm, sondern ein bedeutendes Wirtschaftspaket. Zwischen 1999 und 2007 wurden nur durch das KliP und diese Maßnahmen Investitionen in der Höhe von rund 10 Milliarden EUR ausgelöst. In wirtschaftlich turbulenten Zeiten ist es besonders wichtig, darüber zu reden. Es stimmt, man soll nur das Richtige dazu sagen. Das KliP hat rund 55 000 Arbeitsplätze gesichert. Das ist ein Beleg, und zwar ein besonders schöner, dafür, dass Umweltpolitik auch wirtschaftlich sinnvoll ist.

Jetzt arbeiten wir gerade am KliP II. Ich möchte das jetzt gar nicht besonders strapazieren. Ich freue mich auf die vielen Diskussionen. Es ist jetzt in der Beschlussfassung. Wir haben wieder massiv viel vor. Ich glaube, es sind mehrere Hundert Einzelmaßnahmen mit schönen Zielen, wie zum Beispiel bis 2020 1,4 Milliarden Jahrestonnen an Treibhausgasemissionen einzusparen, zum Beispiel durch Fernwärmeanteil auf 50 Prozent und viele andere, meines Erachtens nach sehr mutige und wichtige Maßnahmen mehr.

„Think global, act local.", um es ein bisschen plakativer zu machen und alle zum Aufwachen zu bringen, ist auch das Thema einer breit angelegten Informationskampagne zum Klimaschutz. (Der Redner zeigt ein Plakat her.) Letzte Woche hat es, glaube ich, in Ottakring begonnen. (GRin Nurten Yilmaz: Kannst du es hochhalten? Nur einmal?) Hochhalten ist blöd.

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Darf ich es auch sehen?

GR Mag Jürgen Wutzlhofer (fortsetzend): Das ist meine Redezeit, Herr Vorsitzender! (GRin Mag Waltraut Antonov: Aber wir sehen es nicht!) Vielleicht kann es der Rüdiger Maresch noch ein bisschen herumtragen. Inhalt, ich lese vor: „Produkte aus Wien, dem Klima zuliebe." Also Eisbären empfehlen Produkte aus Wien, dem Klima zuliebe. (GRin Mag Waltraut Antonov: Das ist aber erschreckend! Nicht artgerecht!) Denn es stimmt einfach, ob wir nachhaltig handeln oder nicht, das verändert die Welt. (Beifall bei der SPÖ.)

Weil Sie jetzt gerade aufgewacht sind, um ein Reizthema der Opposition, wenn schon alle wach sind, zu erwähnen: Wien ist, wir haben das schon öfters hier besprochen, Nummer 1 bei der Lebensqualität. Das liegt meines Erachtens nicht an methodischen Mängeln der Mercer-Studie, oft eine Diskussion, die die Oppositionspolitikerinnen und -politiker da bieten, sondern ist auch mit freiem Auge erkennbar. Es liegt zum Beispiel daran, dass in Wien die Hälfte der Stadt von Grünraum bedeckt ist, Kollege Maresch hat schon erwähnt, dass wir Hochquellwasser trinken, dass in Wien nicht die Mistsäcke auf der Straße oder auf einem Gehsteig herumliegen, sondern dass die Müllabfuhr funktioniert, dass der öffentliche Verkehr funktioniert. Was übrigens die Mistsäcke, den Müll und die Müllabfuhr betrifft, wie das alles gemacht und vor allem behandelt wird, wundert mich nicht, dass der Kollege Maresch Barcelona nicht als gutes Beispiel erwähnt hat. Aber jetzt kommt natürlich der Einwurf, das hat alles nichts mit Politik zu tun, das ist alles so, weil Wien von der Geschichte und von der Geographie so begünstigt ist. Diesen Einwurf, möchte ich schon einmal sagen - so kann auch ich über Mercer reden -, finde ich ganz erstaunlich. Wie nämlich ausgerechnet Politikerinnen und Politiker finden können, dass Politik keinen Einfluss auf die Welt hat, ist mir schleierhaft. Das ist mir wirklich schleierhaft. Es ist nämlich genau das Gegenteil der Fall. Natürlich sind das Angebot an Grünraum, der Umgang mit Abfall, die Wasserversorgung, der öffentliche Verkehr und so weiter politische Themen, noch dazu zentrale politische Themen. Es ist natürlich auch die Folge verantwortungsvoller Politik, übrigens in einer Höhe, wenn wir im Umweltbereich bleiben, von Investitionen mit einem Volumen von 894 550 000 EUR. Das ist die Summe des Rechnungsabschlusses.

Es macht mir sehr stolz, in einer Stadt zu leben, wo Politik diese Verantwortung wahrgenommen hat und wo man es jetzt eben daran sieht, dass Wien die beste Lebensqualität in der gesamten Welt hat! (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber bleiben wir zum Beispiel beim Grünraum. Das hat auch der Rüdiger Maresch lange strapaziert. Da kann man auch sagen, der Grünraum ist einfach da und der SPÖ ist es irgendwie hoch anzurechnen, dass sie keine Konzepte hat, um diesen Grünraum zu verbauen. Natürlich ist das Gegenteil der Fall. Wenn wir uns gerade diesen Rechnungsabschluss anschauen, wurden allein 2008 15 Parks fertiggestellt. Das Budget der MA 42 in diesem Rechnungsabschluss weist Ausgaben in der Höhe von 94 Millionen EUR aus. Der Rudolf-Bednar-Park wurde 2008 eröffnet. Der Rudolf-Bednar-Park ist mit 31 000 m² der größte Park, den wir in den letzten 30 Jahren eröffnet haben. 

Oder was ist in den letzten Jahren passiert? Ich meine, es gibt kein besseres Beispiel als den Wienerberg. Dort haben wir im September 2008 25 Jahre Wienerberg gefeiert. Das ist ein schönes Beispiel dafür, dass es natürlich etwas ausmacht, wenn die Stadt - in dem Fall vor 25 Jahren - klare Entscheidungen trifft, Grünraum auszuweiten. Sie sagen, das hat mit Umweltpolitik nichts zu tun. Natürlich hat es etwas mit Umweltpolitik zu tun! Und überall kann man mit freiem Auge erkennen, wie verantwortungsvoll und erfolgreich diese Umweltpolitik war. 

Übrigens im Zusammenhang mit Dachbegrünung, hätte ich den Rüdiger Maresch letztes Jahr bei der Fachtagung, dem Symposium „Grünbedarf", gesehen. Dort ist übrigens massiv mit der von ihm gebrachten Kollegin Prof Kromp-Kolb die Energienot und die Notwendigkeit von Dachbegrünung diskutiert worden. Es gibt im Herbst eine eigene Fachtagung, ein eigenes Symposium über Fassadenbegrünung. Es geht da sehr viel weiter. Ein bisschen Interesse daran schadet nicht, auch wenn man das Rednerpult hier verlässt, bei diesen Tagungen ist, denn dort kann man mehr erfahren. Es ist aber nur das Thema Grünraum aus dieser Sicht. 

Ich habe nicht ewig viel Zeit, aber wenn wir von Hochquellwasser reden, dann ist das auch nicht nur die Folge. Es ist natürlich hauptsächlich möglich dadurch, dass vor mehr als hundert Jahren Leute in diesem Haus eine wirklich verantwortungsvolle Entscheidung getroffen haben. Dass es dieses Hochquellwasser aber noch immer gibt, ist die permanente tagtägliche Arbeit der MA 31 und der MA 49. Außerhalb von Wien besitzt die Stadt eine Fläche von noch einmal der Größe des Landes Wien. Das sind zum Gutteil die Wälder und damit die Quellschutzwälder, die, übrigens, und das sind auch nicht Peanuts, mit Ausgaben der Stadtforste in einer Höhe von mehr als 35 Millionen EUR - das war eine Steigerung um 11 Prozent - tagtäglich gepflegt werden und überhaupt erst ermöglichen, dass wir dieses Wasser hier in der Qualität trinken. 

Das Thema Sauberkeit ist natürlich ein ganz zentraler Aspekt, wenn es um das Thema Lebensqualität geht, dass die Müllabfuhr funktioniert, und das gerade in einer Stadt, wo es sehr viele Hunde gibt, die Straßenreinigung ihren Teil tut, die Menschen aber auch ihre Verantwortung wahrnehmen. Deswegen ist 2008 die Aktion „Saubere Stadt" ins Leben gerufen worden und da ist sehr viel weitergegangen. Ich denke an 2 000 Hundesackerlautomaten, die aufgestellt worden sind, an den Einsatz der „Waste Watcher“, die „Kehr-Force“, die mobilen Problemstoffsammelstellen. Darüber könnte man abendfüllend diskutieren. Ich muss es nicht, weil sogar der Kollege Maresch gesagt hat, da ist wirklich etwas weitergegangen. Insofern hat er die vielen Umfragen, die wir gemacht haben, bestätigt.

Zum Daseinsvorsorgeargument, das der Herr Kollege Stiftner gebracht hat: Die Wienerinnen und Wiener schätzen schon eine Müllabfuhr, die funktioniert und nicht Mistsäcke, die auf der Straße liegen. Sie schätzen auch, dass die Müllabfuhr nicht nur einmal in zwei Monaten kommt und sie dafür dann Seuchengebühren zahlen müssen, wie in vielen niederösterreichischen Gemeinden. Sie zahlen dafür, glauben Sie mir das, auch gerne Preise, die im unteren Mittelfeld in einem internationalen und österreichischen Städtevergleich liegen. Da brauchen sie nicht ausgerechnet von der Partei, die die Daseinsvorsorge immer auf allen Ebenen angreift, hören - doppelsinniger geht es gar nicht -, es ist die Stadt Wien, die den Bürgerinnen und Bürgern das madig macht. Ganz im Gegenteil, die Stadt Wien ist diejenige, die für die Daseinsvorsorge kämpft und sie allen Bürgerinnen und Bürgern zugänglich macht! (Beifall bei der SPÖ.)

Hundekot ist natürlich ein besonders spektakuläres Thema der Müllvermeidung. Ein nicht spektakuläres, aber oft sind nicht spektakuläre Themen besonders wichtig, ist zum Beispiel auch der „Waste-Flohmarkt“, der 2008 auf neue Beine gestellt wurde. Und was für Hundekot und gebrauchte Produkte gilt, gilt natürlich generell. Der beste Müll ist derjenige, der gar nicht erst entsteht. Aber wenn er entsteht, dann ist zum Beispiel mit der Eröffnung der Müllverbrennungsanlage 3, das ist Pfaffenau - auch das gab es 2008 -, ermöglicht worden, dass rund 220 Millionen EUR, die sie gekostet hat, sicherstellen, dass Wiener Müll, wenn er nicht vermieden werden kann, zur Gänze in saubere Energie umgewandelt werden kann. Das ist ganz erstaunlich. Es sind 250 000 Tonnen Wiener Müll, es sind 65 Gigawattstunden Strom, es sind 410 Gigawattstunden Fernwärme. Gerade das Thema „Energieeffizienz und Energieversorgung" ist zentral für eine nachhaltige Entwicklung. Deswegen ist es auch so zentral im KliP II. Ich freue mich darüber, dass wir noch öfter die Gelegenheit haben werden, darüber zu diskutieren.

Noch etwas - viel Zeit habe ich nicht mehr -, das die Lebensqualität in unserer Stadt ausmacht, ist, dass etwas los ist. Es ist nicht so, wie die Kollegin Matiasek gesagt hat, dass es den Leuten gleich gut gehen würde, wenn die Leute das alles verstehen würden, wenn sie nur nicht feiern würden und wenn man nicht mit ihnen kommuniziert. Das wäre das fadeste Leben, das man sich überhaupt nur vorstellen kann. Ich bin sehr stolz darauf, in einer Stadt zu leben, in der etwas los ist, in der man nicht die Gehsteige um 10 Uhr am Abend aufklappt. (GRin Nurten Yilmaz: Im Namen der Rose!) Ich bin aber auch stolz darauf, in einer Stadt zu leben, wo etwas los ist, ohne dass der Teufel los ist und auch das kann man 2008 schön sehen. 2008 - wir haben es schon fast vergessen - war nämlich die EURO. Da kann man jetzt stundenlang über die EURO allein reden, man muss nur sagen, da haben die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Umweltabteilungen einfach Großartiges geleistet! (Beifall bei der SPÖ.)

Wenn wir beim Thema Kommunikation waren und dabei die Kollegin Matiasek gesagt hat, dass das gar keinen Sinn macht, gehört zur nachhaltigen Entwicklung natürlich auch das individuelle Verhalten der Bürgerinnen und Bürger. Das ist genau das, was „Think global, act local." auch heißt, dass der Einzelne oder die Einzelne nicht wartet, dass andere etwas tun, sondern selbst handelt. Da hat natürlich die Politik massive Verantwortung zu kommunizieren, zu werben, hinauszugehen und zu sagen, tut das auch. Da ist sehr viel passiert. Ich mache das an ein paar Beispielen fest, zum Beispiel die massive Bewerbung der Leistungen der Wiener Landwirtschaft. Weil das Kaufen lokaler Produkte die Eisbären freut - wir wissen das jetzt schon -, also die Welt zum Besseren verändert, ist das auch sehr wichtig für unsere Umweltpolitik. Es freut uns sehr, dass übrigens der Gemischte Satz, ein typisches Wiener Produkt, das Presidio-Siegel erhalten hat. Das ist das höchste Gütesiegel der internationalen Slow-Food-Bewegung. Das hat der Wiener Satz neben der Elsbeere aus Niederösterreich als erstes Produkt Österreich-weit erhalten. Das ist natürlich eine schöne Sache. (Beifall bei der SPÖ.)

Die Eisbären freut es. Für ökologisches Handeln braucht es aber natürlich ökologisches Bewusstsein. Deswegen ist die Kommunikation so wichtig. Doch während bei vielen Erwachsenen - das sieht man manchmal auch hier in Debatten - diesbezüglich Hopfen und Malz verloren ist, ist Umweltbildung für Kinder und Jugendliche der Schlüssel zum Erfolg. Deshalb ist es auch so, dass das EULE-Bildungsprogramm, das sich jede und jeder holen und bestellen kann, jedes Jahr dicker wird. Übrigens finde ich es großartig. Das Programm ist eine Zusammenstellung aller Dinge, die im Zusammenhang mit Umweltbildung getan werden. Auch 2008 waren viele Dinge neu, zum Beispiel das Buch „Tim & Trixi Tropf", das die Geschichte vom Weg des Wiener Wassers, oder eigentlich von zwei Wassertropfen aus den Bergen um den Semmering herum, bis in die Stadt, bis ins Klo und bis in die Kläranlage schildert und relativ viel Wichtiges vermittelt. Seit Mai gibt es zum Beispiel auch eine neue Attraktion am Kinderbauernhof der Stadt Wien, einen Kulturnaturpfad, bei dem junge Besucher in verschiedenen Stationen die Natur mit allen Sinnen erleben können. 

Ein letztes Beispiel: Mit dem Ökobüro gemeinsam bildet der Verein Wiener Jugendzentren Jugendliche zu Öko-Ritterinnen und Öko-Rittern und Climate Coolers aus. Das sind ExpertInnen für Energiesparen im Haushalt, für Klimaschutz, für Abfallvermeidung et cetera. Auch das sind Schwerpunkte, die heuer noch erweitert werden sollen.

Wenn ich schon beim Thema „persönliche Verantwortung jedes Einzelnen" bin, hätte ich noch einiges zu sagen, aber ich leiste mir jetzt einmal einen Beitrag zu unserer aller Lebensqualität und komme zum Schluss.

Rechnungsabschlüsse zu diskutieren heißt, Bilanz zu ziehen. Ich bin davon überzeugt, dass die Bilanz über die Umweltpolitik sehr gut ausfällt, weil sie zeigt, dass wir in unserer Stadt die Verantwortung an einer positiven Entwicklung wahrnehmen, dass wir eben global denken und lokal handeln. Allen voran tun das die Wiener BürgerInnen. Wir tun es mit einer verantwortungsvollen Umweltpolitik, deren Früchte wir ernten, wenn wir heute sagen können, Wien ist ein schöner Ort zum Leben. Die vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt tun es mit ihrer tagtäglichen Arbeit und dafür möchte ich Dank und Anerkennung ausdrücken. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist GR Parzer. Ich weise auf die Redezeit hin, die mit maximal 15 Minuten begrenzt ist. – Bitte schön.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Leider kann man auch zu diesem Rechnungsabschluss 2008 nur sagen, außer Spesen nicht sehr viel gewesen. Sie haben es leider wieder einmal nicht fertiggebracht, endlich einen Budgetweg für Ihr Ressort einzuschlagen, der wegführt von der Budgetpolitik, die sich darauf beschränkt, maximal zu reagieren, anstatt zu agieren. Die Zahlen, die für das Jahr 2008 vorliegen, zeigen eindeutig den alten Trott der Gebührenvereinnahmung aus den Versorgungs- und Entsorgungsbetrieben. Dieses Abschöpfen, weg von der Umweltsanierung, hin zur allgemeinen Budgetsanierung, müssen wir bei jeder Debatte zum Budget miterleben. Dabei hätten wir genug Bedarf, um dieses Geld sinnvoll für die Umweltsanierung in Wien einzusetzen. Die Liste der notwendigen Umweltsanierungen ist lang und sie sollte dringend aufgearbeitet werden. So fragen wir uns zu Recht, warum etwa für die dringend erforderliche Altlastensanierung 2008 nur 4,5 Millionen EUR zur Verfügung standen, während voriges Jahr um 2,5 Millionen EUR weniger als 2007 ausgegeben wurden. Ich denke auch, dass ein Teil der Mehreinnahmen vielleicht besser in die Renaturierung des Wienflusses eingesetzt wären, die auf Grund von mangelnden Geldmitteln gestoppt werden musste. Mehr würde es wahrscheinlich kosten, die Sauberkeit in dieser Stadt herzustellen, die zweifellos in den letzten Jahren verloren gegangen ist, ob es sich nun um Parks oder um normale Plätze und Straßen handelt. Müll und Unrat sind eindeutig öfter als früher anzutreffen.

Jetzt komme ich zu einem Lieblingsthema der ÖVP - Sie alle wissen es -, wo in letzter Zeit auch andere Parteien oder andere Leute das in den Mund nehmen. Ich rede von der Stadtwache. Statt die Stadtwache ins Leben zu rufen, haben Sie einfach nur Ersatzhandlungstruppen geschaffen, die zwar sicher guten Willens für die Hebung der Sauberkeit in dieser Stadt sind, aber auf Grund der Struktur und der Zusammensetzung beziehungsweise ihrer Befugnisse kaum in der Lage sein werden, dies auch zu tun. Wenn auch die Maßnahmen im Ansatz durchaus okay wären, so sind sie unzulänglich. Das hat zwei Gründe. Zum einen sind zum Beispiel die „Waste Watcher“ personell unterbesetzt und unterdotiert und zum anderen überschneiden sich die Tätigkeiten der MA 48-Truppen - ich denke an „Kehr-Force“ und so weiter - mit jener anderer. Es besteht dadurch personelle Ineffizienz und die Sauberkeit im öffentlichen Raum wird zu wenig angegriffen oder es wird damit zu wenig gedient. 

Sauberkeit und Sicherheit gehören zusammen. Deutlich wird das auch bei den Grillplatzwächtern. Ich möchte jetzt nicht die Grillplätze verunglimpfen oder sagen, dass sie nur von Inländern oder nicht von Ausländern benützt werden dürfen. Das ist für mich keine Frage. Aber eines möchte ich sagen, ich glaube, dass die SPÖ nicht gut beraten war, für eine Grillplatzmiete 10 EUR zu verlangen, denn die Grillplätze sind nach einem Wochenende alles andere als in einem schönen Zustand. Das heißt, wir würden dafür plädieren, eine Kaution zu verlangen, die den Leuten sagt, wenn sie den Grillplatz verlassen, dass er in menschenwürdigem Zustand wieder verlassen wird. Oder viele sagen sich, 10 EUR sind nicht viel Geld, sie lassen das verfallen und es ist niemand dort. Wir sind dafür, diese Kaution für die Grillplatzreservierung einzuheben. Sie soll sich bei 70 bis 100 EUR bewegen und die sachgemäße und verträgliche Benützung der Grillplätze garantieren.

Mein Vorschlag schon vor Errichtung der „Waste Watcher“ war, wir fordern eine Stadtwache, die für alle Überwachungstätigkeiten, die nicht in den eigentlichen polizeilichen Aufgabenbereich fallen, zuständig sind. In diesem Zusammenhang könnte die Stadtwache viel besser und auch konzentrierter vorgehen und für mehr Sauberkeit und für mehr Sicherheit sorgen. Deshalb fordern wir Sie noch einmal auf, Ihre Haltung gegenüber unserem Vorschlag, die Gründung dieser Stadtwache, zu überdenken und diesen Vorschlag, wie es auch Ihr Alt-Gemeinderat Holub in Döbling gesagt hatte, endlich umzusetzen.

Zur Frage der Sauberkeit im öffentlichen Raum lassen Sie mich besonders auf die Situation in den Wiener Parks hinweisen. Diese wird leider immer unerträglicher oder unangenehmer. Jetzt zeigt sich, die Verschmutzung und die Demolierung sind eine große Problematik. Es wird sehr viel demoliert und die Parks leiden sehr darunter. Abfälle im Rasen, Hundekot, verschmierte Bänke, demolierte Einrichtungen, all das verleidet vielen Wiener Bürgern einen Parkbesuch, obwohl dieser für viele Bürger die einzige Möglichkeit ist, ihre Freizeit noch in einem nahegelegenen Grünraum zu verbringen. Die Wiener Parks haben deshalb leider auch an Attraktivität verloren. Hier muss schleunigst ein Sanierungsplan für die Wiener Parks und nicht nur eine hie und da stattfindende Rasenkosmetik her. 

Ich weiß, wovon ich spreche. Wir haben bei uns im Bezirk einen wunderschönen Park gehabt, wo das wunderschöne Salettl vor zwei Tagen eingerissen wurde. Dort ist immerhin ein Schaden zwischen 3 000 und 4 000 EUR entstanden. Sämtliche Bänke sind verschmutzt. Wir haben schon erlebt, dass die Bänke ins Wasser geworfen wurden. Hier sind wirklich Maßnahmen zu treffen. Ich weiß, dass die Polizei nicht immer da sein kann, daher wieder die Stadtwache, meine Damen und Herren!

Grünraum ist auch ein Thema, bei dem die Wiener Stadtregierung nicht sehr viel zu tun braucht, außer sich zu freuen, dass Wien von Natur aus eine sehr günstige und gute, mit einem Grüngürtel versehene Lage hat. Doch dieser Grüngürtel ist auch in Gefahr. Hier ist eine Stadtaußenpolitik des Umweltressorts gefragt, die dahin geht, in Kooperation mit dem Wiener Umland einen Schutz des Grüngürtels zu ermöglichen. Für mich als Vertreter, der von Stadtteilprojektierungen im Bezirk sehr betroffen ist, muss ich sagen, dass es unbedingt wichtig ist, etwa beim Projekt Asperner Flugfeld die Grünraumzahlen so einzuhalten, dass die Ziele erreicht werden und nicht einfach einen halben Bezirk zu versiegeln. 

Noch schlechter ist die Situation, wie schon erwähnt, in den Innenstadtbezirken. In den dicht verbauten Gebieten Wiens fehlt der Grünraum, der zur Sicherstellung der Lebensqualität für die Innenstadtbewohner unbedingt notwendig wäre. In den Bezirken 4, 5, 6, 7, 8, 9, 15 und auch 20 können nicht einmal die von der Stadt Wien selbst festgelegten Grünraumbedarfszahlen von 5 m² pro Einwohner erreicht werden. Hier ist es wirklich ein Ziel, diese Maßnahmen der Grünhofgestaltung sowie der Baulückensicherung für neue Parkanlagen zu setzen. Wenn dies nicht gelingt, dann werden immer Menschen unserer Stadt den Rücken kehren und sich im Speckgürtel rund um Wien und nahe am Rand von Wien anzusiedeln. Ich zähle da auch schon unseren Bezirk dazu. Die Folgen hiervon sind, Sie wissen es alles, nicht nur Kaufkraftverlust, weil es sich bei den Wien-Flüchtigen, die sich ein Sommerhaus oder Wochenendhaus bauen, um Besserverdiener handelt, sondern es entsteht auch ein zusätzliches Verkehrsaufkommen, weil diese Menschen von jenseits der Stadtgrenze nach Wien zu ihrem Arbeitsplatz wieder einpendeln.

Nächster Punkt, Verkehr: Ich will nicht viel darüber sagen. Ich sage nur, wir haben viel Verkehr. Wir haben eine Feinstaubproblematik. Darüber will ich jetzt nicht berichten. Luftschadstoffe und Lärmbelästigung entstehen. Das alles sind Probleme, die immer wieder aufkommen.

Aber auch der Müll ist ein Problem. Es gelingt nicht, diese Mülllawine einfach aufzuhalten. Seit einigen Jahren steigt die Restmüllmenge in Wien wieder. Derzeit hält man bei einer zu entsorgenden Müllmenge von über einer Million Tonnen. Aus dieser Müllmenge ergibt sich eine enorme Belastung für die Wiener Umwelt. Das zeigt, dass es nicht gelungen ist, mit Hilfe der getrennten Müllsammlung den Restmüllzuwachs abzufangen. Beweis sind die Verwertungsquoten. Wien hat mit 38 Prozent den niedrigsten Verwertungsanteil. Zu Ihrer Information: Vorarlberg hat 65 Prozent und das Burgenland 59 Prozent. Die liegen in der Verwertungsquote deutlich besser. Sie verlassen sich scheinbar voll auf die dritte Müllverbrennungsanlage. Ich hoffe, Sie täuschen sich hierbei nicht. Wir brauchen nach der Inbetriebnahme der dritten Müllverbrennungsanlage nicht gleich eine weitere solche Einrichtung. 

Was wir aber nicht brauchen, und da rede ich wieder vom Bezirk, ist der Rautenweg. Warum sage ich das? Der Rautenweg ist der Bevölkerung unseres Bezirks immer ein Dorn im Auge, zumindest in der Bevölkerungsschicht, die dort in der Nähe wohnt und ihre Einfamilienhäuser hat. Eine Mülldeponie mitten in einem Stadtentwicklungsgebiet, meine Damen und Herren, ist sicher eine unlöbliche Ausnahme in Europa. Wir sollten das Auslaufdatum des alten Betriebsbescheides ernst nehmen und auf die Verlängerung der Deponie verzichten. Mir ist vollkommen klar, dass eine Deponie, wo immer sie angesiedelt wird, nicht sehr gerne gesehen wird. Aber wenn wir schon in einer wachsenden Stadt leben und wohnen, dann müssen wir hier bald Abhilfe schaffen. Die dritte Müllverbrennungsanlage hätte bei einer entsprechenden Dimensionierung auch den umstrittenen Flötzersteig ersetzen können. Man sollte aber trotzdem seitens des Umweltressorts einmal eine Strategie der Absiedelung entwickeln. Mir ist bewusst, dass eine Absiedelung Geld kostet. Das ist klar. Aber wenn ich mir den Rechnungsabschluss anschaue, dann ist das Geld vorhanden. Dieses vorhandene Geld, das speziell von der Müllabfuhr erwirtschaftet wurde, soll auch in die MA 48 investiert werden. Diese Abteilung wartet schon seit langer Zeit auf die Realisierung, seit 2001, soweit ich mich erinnern kann, Waagner-Biro-Gründe und so weiter, auf die Realisierung ihres neuen Verwaltungszentrums. 

Genauso warten wir alle auf die Errichtung einer neuen Containerwaschanlage, die dazu dienen soll - das brauchst du mir nicht zu erzählen -, die in den Wiener Häusern aufgestellten und bei Sammelinseln befindlichen Sammelcontainer öfter zu reinigen, um Geruchsbelästigungen zu verhindern. 

Eine sinnvolle Investition der Überschüsse wäre auch die Schaffung einer Nutzwasserversorgung für die Wiener Parks, für Friedhöfe, für Sportanlagen. Kollege Kenesei hat darüber berichtet. Ich kann ihm nur recht geben. In den Bundesgärten wird das schon vielfach durchgeführt. 

All diese Vorschläge setzen zwei Dinge voraus: zum einen ein umweltpolitisches Denken, ein Umdenken dieser Stadtregierung, und zweitens die Bereitschaft, die von den Bürgerinnen und Bürgern eingenommenen Gebührenüberschüsse nicht mehr zur Sanierung des Stadtbudgets einzusetzen. Für beides sind Sie derzeit leider nicht bereit. Denn keine dieser beiden Forderungen ist durch das heurige Budget auch nur ein bisschen erfüllt worden

Aus diesem Grund müssen wir dieses Budget auch heuer wieder ablehnen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Univ-Prof Dr Pfleger. 

GR Univ-Prof Dipl-Ing Ernst Pfleger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich bin nicht nur Politiker, sondern auch Wissenschaftler und daher gewohnt, die Fähigkeit zu aktivieren, die Diskussion, das Schwierige und Unbequeme willkommen zu heißen. Ehrliche Widersprüche sind kostbar, weil sie Grundlage für schöpferische Neukonzeptionen, Innovationen und weitere Entwicklungen sind. Daher schätzen ich und auch meine Freunde in meiner Fraktion die jährliche Diskussion zu vielfältigen Themen. So kann ich daher, meine Damen und Herren der grünen Fraktion, aber auch meine Damen und Herren der ÖVP, nicht immer aus Ihren Wortmeldungen konstruktive Ideen ableiten, um sie dann fachlich diskutieren zu können. Nein, meine Damen und Herren, ich habe vielmehr den Eindruck, dass Sie verbissen, manchmal sogar mieselsüchtig, Jahr für Jahr manchmal verschiedene, manchmal die gleichen Themen skandalisieren und ansprechen und offenbar beweisen wollen, dass alles schlecht funktioniert. 

Sehr geehrter Herr Kollege Gerstl! Ich weiß nicht, ob er im Raum ist, vorhin war er noch da. Ich habe gestern aufmerksam zugehört. Wenn es nach Ihren Vorstellungen der Verkehrspolitik geht, wäre Wien weder eine umweltgerechte noch eine menschengerechte noch eine sicherheitsgerechte Stadt. Wenn Sie in Frage stellen, dass Flächen für Grün, für Aufenthaltsfunktion, für Geschwindigkeitsdämpfung verwendet werden, dann sind Sie in der Steinzeit der Umwelt- und Verkehrsplanung!

Oder wenn der Herr Maresch gestern über längst notwendige innovative Verkehrsmittel spricht und aus jedem Satz hervorgeht, dass er offenbar den Innovationsgedanken, den umweltgerechten People-Mover, das Shuttle oder den Cable-Liner nicht verstanden hat, wenn er von Sesselbahnen spricht. So sage ich daher, all das beweist, nicht alles ist aus der Bodensicht eines Radfahrers wahrnehmbar. Wir müssen auch etwas darüber schauen. 

Meine Damen und Herren, ich komme wieder zurück zur Umwelt, zu den Neukonzeptionen. Gerade die Wiener Umweltpolitik ist ganz eng verknüpft mit Innovation und Forschung, in allen Bereichen. Die Frau Vizebürgermeisterin hat gestern die Innovation, Forschung und Entwicklung angesprochen. Es ist so, Innovation und Forschung sind die Basis und Chance, halbwegs heil durch diese Krise zu kommen. Meine Damen und Herren, die Wienerinnen und Wiener sind stolz auf unsere Stadt, die sich den modernsten Standard in der Umwelt leistet. Sie wissen, dass ihre Stadt mit jedem Baustein, den wir setzen, noch lebenswerter und liebenswerter wird. 

Wenn daher Wien, meine Damen und Herren, Zürich auf Platz zwei verdrängt hat und Wien seit April als die Stadt mit der weltweit höchsten Lebensqualität gilt, dann ist das das Ergebnis des harten Arbeitens und ehrlichen Bemühens, auch in den Bereichen Infrastruktur und Umwelt. Es ist schon interessant, was Mister Parakatil, der Senior Researcher of Mercer, sagt. Ich zitiere: „Die Infrastruktur spielt bei der erlebten Lebensqualität eine wichtige Rolle. Oft ist man an den hohen Standard gewöhnt und nimmt diesen als gegeben an." - Zitat Ende. 

Meine Damen und Herren der Opposition, so geht es Ihnen offenbar leider auch, unsere Errungenschaften kleinzureden oder als Selbstverständlichkeit abzutun. Ich bin als Wiener Bürger, als Wiener Stadtpolitiker und als Wissenschaftler stolz darauf, dass Wien derzeit die attraktivste Stadt der Welt ist. Abfallbeseitigung, Abwasserentsorgung, Trinkwasser, Angebot an Naherholungsmöglichkeiten, Hintanhaltung von Naturkatastrophen, all das hat in der Mercer-Studie die Top-Bewertung Nummer 10 gehabt. 

Lassen Sie mich noch auf eine Äußerung von Herrn Dipl-Ing Margulies zurückkommen. Er wollte diese Mercer-Studie kleinreden, weil die sozialen Fragen in ganz Österreich insgesamt größer geworden sind. Lieber Kollege Margulies, natürlich bin ich bei Ihnen, dass die sozialen Aufgaben ganz wichtig sind, wobei wir uns vielleicht dadurch unterscheiden, dass nicht nur die Sozialleistungen allein wichtig sind, sondern auch das Finden einer Beschäftigung und die Weiterbildung dazugehören. Aber ich betone nochmals auch die Wichtigkeit der Frage Soziales. All das kann uns doch nicht davon abhalten, auf das Ranking der Mercer-Studie stolz zu sein. Das zeigt, dass Wien einen hervorragenden Weg beschritten hat. Sie sind sicher schon lange in der Politik und wissen genauso wie ich, das eine schließt das andere nicht aus. 

Natürlich muss man weitergehen. Wir brauchen weitere Ziele und auch weitere Initiativen. Wenn daher, meine Damen und Herren, die Summe der Ausgaben 2008 für den Bereich Umwelt 894,5 Millionen EUR gegenüber dem Voranschlag mit 785,6 Millionen EUR überwiegt, also um 14 Prozent zugenommen hat, dann entspricht genau das einer modernen Wirtschaftsinitiative Umwelt, Kollege Parzer, wo sich die Stadt konjunkturbelebend, infrastrukturfördernd, nachfragesteigernd im Bereich Umwelt engagiert hat und auch in schwierigen Zeiten gleichbleibend hohe Qualität und höchste Technik sicherstellt, und das nicht nur in der Wasserversorgung, in der Müllbeseitigung, sondern ebenso in anderen Themen.

Frau Kollegin Matiasek, Ausgliederungen wurden nicht deshalb gemacht, damit sie der Opposition entzogen werden, sondern dass eine Institution nach modernsten betriebswirtschaftlichen Grundsätzen geführt werden kann. Das ist das Ziel. 

Vielleicht auch noch eine Bemerkung zu unserem Kollegen Maresch, heute mit dem Autolärm, flächendeckend Tempo 30 in der Nacht. (GR Dr Herbert Madejski: Das fordern sie in Meidling jetzt in der Altmannsdorfer Straße!) Wir unterscheiden schon Rollgeräusche und Motorgeräusche. Der Lärm hängt davon ab, welchen Gang man fährt. Ich habe auch keine Kenntnis, Kollege Maresch, wann du deinen Führerschein gemacht hast. Du weißt schon, dass das Fahren mit kleinen Gängen aber faktisch lauter ist. (GR Dr Herbert Madejski: Vor allem in der Altmannsdorfer Straße!)

Zum Fluglärm, meine Damen und Herren der grünen Fraktion: Es ist schon bewundernswert, wie Sie das Mediationsverfahren geschwänzt haben, wo viele Städte zu uns gekommen sind und dass Sie dann auch das Ergebnis nicht anerkennen. Da frage ich mich: Welche Formen der Demokratie suchen Sie in solchen Fragen? Ich habe es bis heute noch nicht erkunden können.

Aber lassen Sie mich nun die Umweltpolitik anhand einiger kleiner Beispiele festmachen, meine Damen und Herren:

MA 30: Das öffentliche, 2 003 km lange Kanalnetz wird mit 200 Millionen Kubikmeter Abwasser durchflutet. Für die ökologische und wirtschaftliche Optimierung wurden 2008 auch eine große Zahl von Projekten bewerkstelligt, etwa Kanalisationsbauten, der Lückenschluss im 21. Bezirk, Prager-Straße-Sammelkanal, 10 Millionen EUR Gesamtinvestitionskosten, auch eine etwas finanziell kleinere Ausgabe, aber Hightech pur, das hydrodynamische Abflussmodel. Mit dieser EDV lassen sich verschiedenste Simulationen am Kanalnetz durchführen, sodass bessere Lösungen bei Problemstellungen wie Starkregenereignisse - gestern haben wir so etwas gehabt - möglich werden. Das sind, meine Damen und Herren, Investitionen für die Zukunft. Ich rede jetzt gar nicht vom Kanalmanagement, wo eine Fülle von Maßnahmen, Kanalverstopfungen, Abwasserproben, Senkgruben, Betreuung, Ablagerungen, Entfernungen im öffentlichen Kanalnetz, bis hin zu modernen Untersuchungsmethoden mit TV-Kameras in den Kanälen durchgeführt werden.

Ich komme zu der Äußerung von Herrn Dipl-Ing Stiftner, die zentrale Frage des Kostendeckungsgrads und ich sage es am Beispiel der MA 30. Wenn man bei Einnahmen von 218 566 000 EUR und Ausgaben von 192 038 000 EUR, Herr Stiftner, diese Kosten gegenüberstellt, um eine Kostendeckung zu errechnen, dann ist das schlichtweg falsch. Nicht genügend, setzen! (GR Dipl-Ing Roman Stiftner: Herr Professor!) Real ist, dass Sie einerseits Wertabschreibungen, Verwaltungskosten und Verzinsungen sowie andererseits Investitionen, Rücklagen, Zuführungen und Darlehenstilgungen berücksichtigen müssen. Das kann man alles im Gebührenspiegel einsehen. Tue das, lieber Kollege Stiftner! Für den Rechnungsabschluss gibt es, wenn man so vorgeht, eine Kostendeckung von 101,7 Prozent. Das schaut anders aus als die Argumentation, die von Ihnen aufgebaut wird. (Beifall bei der SPÖ. - GR Dipl-Ing Roman Stiftner: Ich verstehe schon die Pflichtverteidigung, aber ganz so ist es ja nicht!) 

Bitte nicht immer, Kollege Stiftner, versuchen, mit Kanalgebühren und Wassergebühren politisches Kleingeld einzulösen! Es stimmt fachlich nicht und es ist auch nicht fair!

Sprechen wir vielleicht über das Wasser: MA 31 - Wasserwerke, natürlich gleichbleibend hohe Qualität, beste Versorgungsstrategie, Schwerpunkte Generalsanierung Aquädukt Mauer, sogar gemeinsam mit dem Bundesdenkmalamt, Instandsetzung beziehungsweise Neubau Wasserbehälter Wienerberg, Neubau der Behälterkammern und Einlaufbauwerke beziehungsweise auch Instandsetzung des historischen Einlaufbauwerkes. Interessant ist das Kraftwerk Reithof im Nasswald, wo eine neue Anlage immerhin eine Energie von 1,6 Millionen Kilowattstunden pro Jahr erzeugt. Das ist Innovation und eine umweltgerechte Politik, mit Trinkwasser sogar Energie zu produzieren. Ich rede jetzt gar nicht von den Instandsetzungen Wetterinstollen und Lärchsteinstollen.

Ich möchte zum Thema Rohrnetz kommen, weil es angesprochen wurde, Versorgung von 160 000 Gebäuden und über 102 000 Anschlussleitungen, insgesamt 3 289 km. Lieber Kollege Stiftner, da gibt es natürlich einen Zusammenhang zwischen der Verkehrsbelastung und der Gebrechenshäufigkeit, das ist gar keine Frage. Wir wissen heute bereits, dass es 50 Prozent mehr Gebrechen gibt, weil LKW oben drüberdonnern. Das heißt, meine Damen und Herren, Wien saniert die Beschädigungen, die LKW verursachen, denn eine Zehntonnenachse entspricht 10 000 Eintonnenachsen. Das wird uns in den nächsten Monaten sicherlich noch deutlich mehr beschäftigen. So leicht kann man es sich nicht machen, dass man sagt, die Wiener sanieren ihre Rohrleitungen nicht. Wir haben Schäden zu reparieren, die LKWs verursachen. (GR Dipl-Ing Roman Stiftner: Wir könnten noch mehr tun!)

Zwei Worte noch, meine Damen und Herren, zur MA 45, gerade jetzt, aus aktueller Regensicht: Unsere Stadtväter haben mit der Wiener Donauinsel vorausschauend geplant, denn das entspricht einer Wassermenge von mehr als 14 000 m³ Hochwasser, womit Wien eindeutig gesichert ist. Die Maßnahmen, die jetzt passieren, sind im unteren Feld, mit geplanten Investitionen von rund 77 Millionen EUR. Die Hälfte zahlt hier der Bund. Wir machen auch bereits Maßnahmen, wo wir nicht nur hinsichtlich des Hafenumschiffungsdamms Lobau, linkes Ufer, sondern auch hinsichtlich der Planung und Einreichung des Marchfelddamms vorgehen. Damit machen wir eindeutig einen Schutz über unsere Hausaufgaben hinweg. Das ist im Sinne der 15a-Vereinbarung so vereinbart, dass wir mit diesen Maßnahmen auch die niederösterreichischen Gemeinden schützen. Zu erwähnen ist auch der rechte Donaukanalrückstaudamm, wo wir bei der Donaukanalmündung bis Hafen Albern Maßnahmen setzen, Planung Hafen Albern und dergleichen mehr. 

Meine Damen und Herren, noch ein Wort zu den Altlasten: Wir haben derzeit 25 Flächen im Altlastenatlas als Altlasten ausgewiesen. Davon sind 20 Flächen bereits gesichert und zwei Flächen vor Beginn der Sicherungsmaßnahmen. Bei zwei Standorten werden ergänzende Untersuchungen im Auftrag des Umweltbundesamtes durchgeführt. Bei einem Standort gibt es noch Feststellungen, behördliche Erhebungen über den Verursacher. Das heißt, wir sind hier voll im Zeitplan und haben viel geleistet.

Es gäbe noch vieles zu sagen, meine Damen und Herren, ich möchte aber zum Schluss kommen. Ich fasse daher zusammen: Diese Geschäftsgruppe Umwelt mit ihren modernen Abteilungen mit engagierten Mitarbeitern lebt die eingangs dargestellten Grundsätze der Innovation und Wissenschaft. Der MA 22, der MA 30, der MA 31, der MA 36, der MA 42, der MA 45, der MA 48, der MA 49, der MA 58, dem Gewässermanagement und der Wiener Umweltanwaltschaft, Ihnen allen, Ihren MitarbeiterInnen gilt daher mein besonderer Dank! Danke den MitarbeiterInnen in allen Abteilungen! Machen Sie so weiter, mit diesem Engagement und den großartigen Ideen! Danke vielmals! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Am Wort ist Frau Amtsf StRin Mag Sima.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Zunächst möchte ich, wie jedes Jahr, die Gelegenheit des Rechnungsabschlusses nutzen, um mich bei allen Abteilungsleitern, Abteilungsleiterinnen, allen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen der Stadt beziehungsweise der Geschäftsgruppe Umwelt sehr herzlich für das Engagement im letzten Jahr zu bedanken. Es ist schon kurz erwähnt worden, man vergisst es irgendwie sehr schnell, aber wir haben die EURO, glaube ich, entgegen vieler Unkenrufe sehr bravourös über die Bühne gebracht. Das ist nicht zuletzt der Verdienst der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Geschäftsgruppe Umwelt, die wirklich Tag und Nacht ganz toll im Einsatz waren. Dafür einen sehr herzlichen Dank von meiner Seite! (Beifall bei der SPÖ.)

Bevor ich aus meiner Sicht auf die Ereignisse des letzten Jahres eingehe, noch ein paar Bemerkungen zu meiner Vorrednerin - das war nur eine - und meinen Vorrednern:

Die Frau GRin Matiasek hat kurz die Feste bei der MVA 3 erwähnt. Ich möchte aus diesem Grund darauf eingehen, weil es wirklich eine Besonderheit ist. In vielen Städten, die ich in den letzten Jahren besucht habe, gab es sehr oft das Thema der Auseinandersetzung, dass sie gesagt haben, sie bräuchten auch zur Einhaltung der Deponieverordnung eine neue Müllverbrennungsanlage, aber sie schaffen das nicht, sie haben damit so viele Probleme, Diskussionen, Widerstand. Ich glaube, dass wir das in Wien im Konsens mit der Bevölkerung wirklich sehr gut über die Bühne gebracht haben. Das ist eine Ausnahme, wirklich nicht die Regel und ist auch der Grund, wieso wir uns dazu entschlossen haben, die neue Anlage mit einem großen Fest zu eröffnen und einmal herzuzeigen, um zu zeigen, wir sind stolz darauf, denn wir haben viel Geld in wirklich höchste Technologie, in den höchsten Stand der Technik investiert, und wirklich auch herzuzeigen, das ist nicht etwas, das wir schamhaft irgendwo am Stadtrand verstecken müssen, sondern ich denke, wir sind stolz darauf und deshalb haben wir auch einen ordentlichen Paukenschlag zur Eröffnung dieser Müllverbrennungsanlage gemacht. 

Der Kollege Maresch hat viele Themen genannt. Eines war der Hundekot, ein Thema, dessen wir uns schon seit drei Jahren sehr intensiv annehmen. Sie haben selbst gesagt, es ist besser geworden. Das freut mich, weil das ist auch meine Einschätzung zu diesem Thema. Auf der anderen Seite sind wir noch nicht am Ziel angelangt, das gebe ich auch gerne zu. Ich sehe das so, wir haben vor drei Jahren einen Erziehungsprozess gestartet, dass etwas, was vorhin Kavaliersdelikt war, jetzt keines mehr ist, dass erwartet wird, dass man das wegräumt, da ansonsten mit Strafen zu rechnen ist. Wir sind bei diesem Erziehungsprozess sicher noch nicht am Ende angelangt, aber ich glaube auch nicht, dass man eine Unsitte, die über 30 Jahre eingerissen ist, in drei Jahren korrigieren kann. Ich glaube, wir sind auf einem guten Weg. Wir werden sicher nicht lockerlassen und weiterhin mit unseren Kampagnen, die uns sehr viel gebracht haben, aber natürlich notfalls auch mit Strafen, an diesem Thema dranbleiben. 

Der Herr Kollege Maresch hat auch gesagt, dass der Gemeinschaftsgarten in Ottakring wieder vergangen ist. Das habe ich nicht ganz nachvollziehen können. Erst am Wochenende habe ich dort vorbeigeschaut. Den gibt es nach wie vor, er funktioniert sehr gut. Ich hoffe, dass es eine Beispielwirkung gibt, damit das in vielen anderen Bezirken auch noch stattfindet.

Kollege Stiftner, ehrlich gesagt denke ich mittlerweile, Sie werfen uns immer den gleichen Rechnungsabschluss vor, denn ich habe das Gefühl, Sie haben immer die gleiche Rede. Es ist immer die gleiche öde Polemik und schon ein bisschen langweilig. (GR Dipl-Ing Roman Stiftner: Weil Sie einfach Dinge in den Rechnungsabschluss schreiben, die nicht passen!) Werfen Sie vielleicht einen Blick in den Rechnungsabschluss, dann wird auch Ihnen gezeigt, dass wir die angeblichen Überschüsse in der Form überhaupt nicht haben. Mein Vorredner hat dankenswerterweise schon erwähnt, wir haben ein Kostendeckungsgrad bei der MA 30 von 101 Prozent, bei der MA 31 von 102 Prozent, bei der MA 48 von 99 Prozent. Ich würde sagen, das ist eine Punktlandung. Ich weiß, es passt Ihnen nicht ins Konzept, sie würden viel lieber andere Schauergeschichten erzählen. Aber das ist schlicht und ergreifend einfach nicht wahr. (GR Dipl-Ing Roman Stiftner: Die Schauergeschichten schreiben Sie!) 

Genauso wenig wahr ist auch die Ausgliederung von Wien Kanal und der MA 30. Ich weiß, es würde Ihnen besser ins Konzept passen, dann könnten Sie noch viel schlechtere Dinge über die Stadt erzählen. Aber es stimmt einfach nicht und ich finde, man sollte bei der Wahrheit bleiben. Auch Wien Kanal ist nicht ausgegliedert worden. Es gibt drei Organisationsformen im Magistrat, die klassische MA, es gibt den Betrieb, was die MA 30 bisher war und jetzt ist es eine Unternehmung, zu 100 Prozent im Magistrat (GR Dipl-Ing Roman Stiftner: Und der parlamentarischen Kontrolle entzogen!) und auch nicht der gemeinderätlichen Kontrolle entzogen, überhaupt nicht, ganz im Gegenteil. Wir müssen hier nach wie vor den Wirtschaftsplan beschließen. (GR Dipl-Ing Roman Stiftner: Der ist nicht sehr detailliert!) Das werden wir heute auch machen. Es wird sich auch im Rechnungsabschluss wiederfinden. Bestimmte Summen müssen auch noch im Ausschuss genehmigt werden, wenn ein Projekt eine bestimmte Summe übersteigt. Also von einer Ausgliederung kann überhaupt keine Rede sein. Ich finde es völlig absurd, dass Sie das meiner Meinung nach wider besseren Wissens immer wieder vorbringen, weil ich glaube schon, dass Ihnen das bewusst ist. 

Der Kollege Parzer hat erwähnt, dass wir zu wenig Geld für die Altlasten ausgeben. Ich möchte nur mehr erklärend sagen, dass es deswegen diesen Rückgang gibt, weil wir mit der letzten großen so genannten Kriegsaltlast in der Shell-Pilzgasse mittlerweile fertig geworden sind und es deswegen den Mittelfluss vom Bund, also vom Altlastensanierungsfonds, der sich immer mit 95 Prozent an diesen großen Altlasten beteiligt, nicht mehr gibt, da wir nur mehr in der Erhaltung dieser Altlasten tätig sind. Das heißt, mit der Shell-Pilzgasse wurde die letzte große Kriegsaltlast abgeschlossen. Deswegen wird es in diesem Budgetteil beziehungsweise natürlich auch logischerweise im Rechnungsabschluss nie mehr diesen großen Brocken geben, wie es in den vergangenen Jahren der Fall war. 

Sie haben noch einmal über die Stadtwache gesprochen. Ich möchte Ihnen dazu nur ein warnendes Beispiel geben. Wir waren, bevor wir die „Waste Watcher“ eingesetzt haben, in Paris und haben uns das dort angesehen. Paris hat übrigens ein ähnliches Hundekotproblem wie Wien. Die haben dort eine Bundespolizei, haben eine Stadtpolizei und haben uns gesagt, es war theoretisch so, dass sich die Stadtpolizei um dieses Thema hätte kümmern sollen, aber es ist wie überall, sobald man mehrere Aufgaben hat, beaufsichtigen die lieber den ruhenden Verkehr, kümmern sich um andere Dinge, nur um den Hundekot und den Dreck will sich keiner kümmern. Aus diesem Grund hat man dann in Paris eine eigene Truppe bei der dortigen MA 48 mit 50 Personen ins Leben gerufen, die nichts anderes gemacht hat, als illegale Müllablagerungen, Hundekot, Sperrmüll, ähnliche Themen wie bei uns, zu überwachen. Erst mit diesem Schritt ist es ihnen gelungen, dieses Sauberkeitsproblem massiv zurückzudrängen. Sie haben gesagt, es ist ganz wichtig, dass es Leute sind, die aus diesem Sauberkeitsbereich kommen, denen das ein Herzensanliegen ist, die vielleicht vorher selbst Straßenkehrer waren oder das wegräumen mussten, weil sobald es in übergeordneten Konzepten drinnen ist, ist es natürlich viel angenehmer, und das kann ich auch nachvollziehen, sich um andere Dinge zu kümmern als um den Hundekot, die Einkaufswagerl oder den Sperrmüll. Deswegen möchte ich davor warnen, dass man sagt, da soll eine große Gruppe kommen, die das alles übernehmen soll. Abgesehen von den allgemeinen politischen Überlegungen, dass wir eine Bundespolizei haben - zwar um 2 000 Polizisten zu wenig in dieser Stadt -, die gewisse Aufgaben zu erfüllen hat, glaube ich nicht, dass die Stadtwache gerade beim Thema Sauberkeit auch nur irgendein Lösungsansatz wäre. (Beifall bei der SPÖ.)

Was die Deponie am Rautenweg betrifft, glaube ich, dass wir seit vielen Jahren sehr bemüht sind, mit den Anrainern ein gutes Verhältnis zu haben und dies auch zu Stande zu bringen. Der wichtigste Punkt, glaube ich, war der, dass wir zusichern konnten, mit 1.1.2009 keinen unbehandelten Müll mehr auf die Deponie zu bringen, was jetzt passiert, da wir die Aschen und Schlacken, die bei der Müllverbrennung wie bei jedem Ofen übrigbleiben, in Betonziegel, sage ich einmal laienhaft, sozusagen in Schlackenbeton gießen und diese dort ablagern, was für die Anrainer natürlich eine ganz wesentliche Verbesserung ist, weil es zu keiner Geruchsentwicklung mehr kommt und auch die Anfahrt, der Verkehr, generell geringer wird. Das heißt, ich glaube, es ist uns gelungen, schon jetzt ein gutes Niveau in diesem Bereich zu erreichen, das auch mit Verbesserungen verbunden ist, eben dadurch, dass die Deponieverordnung in Kraft getreten ist, wir die MVA 3 in Betrieb genommen haben und damit auch die Deponie für unbehandelten Müll nicht mehr verwenden können, aber auch nicht wollen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben 2008 sehr fleißig gearbeitet. Die Euro habe ich schon erwähnt, viele Projekte sind auch schon erwähnt worden. Ich möchte noch stichwortartig ein paar der Highlights aufzählen, weil ich selbst beim Rechnungsabschluss immer merke, wie schnell man eigentlich die Dinge vergisst, die alle im letzten Jahr waren beziehungsweise schon als erledigt abgehakt hat, es trotzdem tolle und sehr aufwändig vorbereitete Sachen waren. 

ÖkoKauf und ÖkoBusinessPlan: Das zehnjährige Jubiläum ist schon genannt worden. Das ist etwas, auf das wir stolz sein können, wozu wir auch von Barcelona sehr intensiv befragt worden sind und auch von anderen Städten, glaube ich, beneidet werden, dass wir da schon einen großen Vorsprung haben. 

Sanierung des Wetterinstollens und des Lärchsteinstollens, Generalsanierung des Aquädukts Mauer, Instandsetzung und Neubau des Wasserbehälters am Wienerberg, deswegen besonders bemerkenswert, weil im laufenden Betrieb nicht nur neu gebaut, sondern auch instandgesetzt wurde, ohne dass die WasserbenützerInnen irgendetwas davon bemerkt haben. Das ist keine einfache logistische Sache und das haben wir wirklich bravourös über die Bühne gebracht. 

Der vielbeachtete Weltwasserkongress mit über 3 000 Teilnehmern und Teilnehmerinnen hat stattgefunden. 

Der Rudolf-Bednar-Park ist mit drei Hektar die größte Parkanlage, die wir seit vielen Jahren, auch in einer neuen und modernen Art und Weise, gestaltet haben, damit wir zeigen, Wien ist nicht nur Schönbrunn oder irgendwelche sozusagen traditionelle Gärten, sondern wir machen auch moderne Gärten. Das kann man sich dort ansehen. Das ist sehr gut gelungen. 

Mit dem Kabelwerkpark haben wir schon den dritten Generationenpark gemacht und er wird auch sehr gut angenommen. 

Wir haben ganz massiv in den Hochwasserschutz investiert. Das ist ein Zehnjahresprogramm, an dem wir sehr ambitioniert arbeiten. 

Wir haben die „Waste Watcher“ sehr erfolgreich eingeführt. Diese gibt es seit Februar 2008 und ich glaube, die Bilanz kann sich wirklich sehen lassen. Es ist in vielen Bereichen spürbar sauberer und besser geworden. 

Wir haben die MVA 3 eröffnet.

Nicht zu vergessen, wir haben im Natur- und Artenschutz sehr viel gemacht, zum Beispiel eine flächendeckende Erhebung und Bestandsschätzung von streng geschützten Tierarten.

Ich könnte noch endlos weitererzählen, ich werde es aber auf Grund der Zeitressourcen heute nicht tun. 

Aber ich glaube, dass wir sehr stolz sein können auf viele Dinge, die wir in der Geschäftsgruppe Umwelt gemacht haben und möchte wirklich noch einmal meinen herzlichen Dank aussprechen.

Ja, ich habe mir, wie immer, die Statistik natürlich auch aus dem Umweltausschuss angesehen und freue mich immer, dass das doch ein Ausschuss ist, in dem wir sehr viel Konsens auch haben, und das ist eine schöne Sache. 78 Prozent der Anträge sind einstimmig beschlossen worden, aber wenn man sich das auf der anderen Seite ansieht, so sind es von 189 Anträgen nur 6 gewesen, die die SPÖ alleine beschlossen hat, alle anderen waren zumindest mit ein, zwei oder eben drei Parteien beschlossen worden. Ich glaube, das ist eine schöne Bilanz und zeigt, dass wir auch in diesem Bereich wirklich den Konsens suchen und in vielen Bereichen Gott sei Dank auch einen Konsens für eine gute Umweltpolitik in dieser wunderschönen Stadt haben und hoffe, dass wir in diesem Sinne auch im nächsten Jahr weiterarbeiten können. Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zur Geschäftsgruppe Umwelt und zum Wirtschaftsplan 2009 der Unternehmung Stadt Wien - Wien Kanal liegt keine Wortmeldung mehr vor. Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Jung. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Gestatten Sie mir auch kurz zu extemporieren, zumal das, was ich besprechen möchte, durchaus mit Bildung, Ausbildung und Kultur zu tun hat. Weil es symptomatisch ist, möchte ich ansprechen, was Kollege Maresch zu einem an und für sich kleinen Punkt gesagt hat: Kollegin Matiasek hat die Verhaltensweise von Jugendlichen in einem Park geschildert, dass diese einfach statt die Kirschen zu pflücken, was man kann, ganze Äste abgebrochen und die Bäume devastiert haben. Man könnte sagen, das sei eine Kleinigkeit und eine Lächerlichkeit. Kollege Maresch ist zwar nicht da, aber vielleicht wird es ihm ausgerichtet: Was unverständlich bleibt bei der ganzen Geschichte ist, dass diese Sache eine eindeutige Frage von Vandalismus, von fehlender Erziehung ist. Und dann verstehe ich aber wirklich nicht, warum Kollege Maresch Vandalismus verteidigt und gutheißt. Das ist eigentlich eine Einstellung, die man nicht begreifen kann, die unverständlich ist und gegen die doch eigentlich im Haus eine gewisse Einigkeit bestehen sollte. 

Und wenn dann Kollege Kenesei in einem Anfall noch versucht, plötzlich den Kollegen Maresch zu verteidigen und zu sagen, das sei für die Kirschbäume gut, wenn man die Äste herunterreißt, dann kann ich mir das nur noch mit seiner ex-grünen Vergangenheit erklären, weil ein Normalsterblicher kann es nicht für gut finden, wenn solche Vandalismen stattfinden. Und Vandalismen finden ja nicht nur an den Kirschbäumen statt, die erleben wir alle täglich in den U-Bahnen, in den öffentlichen Verkehrsmitteln, auf den Straßen und in den Parks. Und hier sollte man doch eigentlich zu einem Konsens kommen können und sagen, das ist nicht in Ordnung, das ist abzulehnen und das fällt unter die berühmte Hausordnung, die ja Bgm Häupl seit Neuestem propagiert. 

Nun aber zum eigentlichen Rechnungsabschluss und der Debatte für den Bereich Jugend, Bildung und zu StR Oxonitsch. 

Herr Stadtrat, Sie sind für einen beträchtlichen Teil der Malaise, die wir heute zu besprechen haben, nicht direkt verantwortlich. Sie waren zu diesem Zeitpunkt noch nicht Stadtrat, aber Sie waren als Klubobmann derjenige, der Ihrer Vorgängerin, der wegen Totalversagens letztlich gegangenen StRin Laska, die Mauer gemacht haben, und Sie haben ihr mit Ihrem Wirken die Mehrheit besorgt. Noch im Frühjahr hat ja der Herr Bürgermeister, als wiederum zum x-ten Male Kritik an Frau StRin Laska geübt wurde, festgestellt, dass sie ja eigentlich eine Idealbesetzung sei und dass er nicht daran denke, sein Regierungs-Team bis zur Wahl zu verändern und irgendjemanden auszutauschen. Es ist dann der Druck aber doch zu groß geworden, und da war plötzlich alles anders. 

Ich möchte hier nur kurz an einige Highlights oder eigentlich Pleiten der Frau Stadträtin aus dem Berichtsjahr erinnern. Sie wurde ja leider nicht rechtzeitig abgesetzt, dafür hat sie sich jetzt abgesetzt, ich weiß nicht, ob sie in Florida oder sonst irgendwo ist und die Sonne genießt, aber Sie müssen sich der Kritik an diesem Ablauf hier stellen. (GRin Barbara Novak: Das geht Sie nichts an!) Was ist, Frau Kollegin? (GR Karlheinz Hora: Sie ist auf Urlaub!) Abgesetzt hat sie sich in den Urlaub, sie sitzt dort in der Sonne vielleicht oder sitzt sie woanders, ich weiß nicht. (GRin Ingrid Schubert: Wozu sind Sie jetzt da!) Ich habe es auch mit einem Fragezeichen versehen, weil ich nicht weiß, wo sie urlaubt oder ihre Pension verbringt. Und, wie gesagt, es gibt hier einiges an ihr auszusetzen. 

Beginnen wir mit dem Lieblingsprojekt der Frau Laska, dem Prater Explore 5D, der ja dann wirklich explodiert ist. Erinnern Sie sich bitte an die willkürliche Auftragsvergabe und an einen Duz-Freund, der sie als seine beste Mitarbeiterin bezeichnet hat. 32 Millionen EUR an Herrn Frank, der Mensch hat keine Qualifikation, keine Erfahrung und keine Referenzen gehabt, die Pleite hätte vorhersehbar sein können, trotzdem haben Sie ihr die Mauer gemacht; Sie in der SPÖ, bis die Folgen unübersehbar wurden. 

Damals kam es dann zur besagten überraschenden und überstürzten Ablöse, die ja so überraschend erfolgt ist, dass Sie – und das können Sie ja gar nicht leugnen – nicht einmal in der Lage waren, sofort einen neuen Klubobmann zu präsentieren. Das hat zehn Tage gedauert, bis Sie sich von Ihrem Schock erholt gehabt haben, Frau Kollegin, und es geschafft haben, einen neuen Klubobmann zu finden als Übergangslösung bis zur nächsten Wahl. 

Das ganze Projekt ist symptomatisch für das, was die SPÖ macht. Sie preisen irgendwelche große Vorhaben an, in den von Ihnen angefütterten Massenmedien werden sie dann großartig verkauft, und dann kommt das Chaos. Was ist zurückgeblieben? Gewaltige Zusatzkosten, ein unfertiges Projekt und an die 40 Unternehmen mit drohenden Pleiten oder zumindest mit schweren finanziellen Verlusten. Und Sie haben aber daraus nichts, absolut nichts, gelernt, die Frau Laska schon gar nicht. 

Zweites Prestigeprojekt, die Fußball-EM. Zum sportlichen Bereich, sportlich. „Der Schein ist die EURO und das Sein sind die vielen desolaten Plätze." - Das sagt nicht ein Freiheitlicher, das sagt Werner Raabe, Geschäftsführer des ASKÖ Wien in der „Wiener Zeitung". „Der Schein ist die EURO und das Sein sind die desolaten Plätze.", sagen Ihnen Ihre eigenen Leute. Und er sagt auch weiter: „Die Europameisterschaft bringt dem organisierten Wiener Vereinssport nur Nachteile.“ Aber die Frau Laska ist halt gerne bei Eröffnungen und bei Prestigeprojekten gewesen. – Dem schließt sich übrigens der Geschäftsführer der Sportunion Fiala voll an. Nur Nachteile für den Wiener Sport, aber nicht nur für den Sport. 

Kommen wir zum nächsten Teil, zur Gastronomie. Dieser wurde für die Veranstaltung ein großartiges Geschäft versprochen, für diesen Event, die SPÖ spricht ja nur noch von Events und man bekommt schon den Eindruck, ein Event ist irgendwas, das von der Stadt subventioniert werden muss, und zwar hoch subventioniert werden muss. Die Gastronomie stürzte sich in der Vorbereitung, wie gesagt, in hohe Unkosten. Und es gab wieder einen Liebling, Generalunternehmer nennt sich das bei der SPÖ, der dabei war. „Ein Projektchen für das Freundchen.", hat der „Standard" geschrieben. Man hat wieder ein Freundchen gefunden. Damit wollte man im „Standard" Laskas Auswahlsystem charakterisieren. Diesmal hieß der Auserwählte Chytil und seine Organisation Eventgastro GmbH Impact. Impact. Ein Aufschlag, das war das, was er wirklich geliefert hat, eine Pleite und eine verdammt harte Landung. Und wieder wurden kleine Unternehmer mit hineingezogen. Das hat Tradition bei den SPÖ-Pleiten. 

Nächster Punkt, die Hanappi-Fan-Zone. Mit akutem Größenwahn aufgezogen, kamen letztlich so wenige Zuschauer dorthin, dass es statt des Aus- und Rückbaus billiger gewesen wäre, jedem der Besucher einen Flachbildschirm zu schenken und ihn damit nach Hause zu schicken. Aber, es war ein Prestigeprojekt, man hat es groß angekündigt und dann wollte man das Mäntelchen des Schweigens über alles breiten. 

Ich rate Ihnen, meine Damen und Herren von der SPÖ, es ist wirklich amüsant, geben Sie einmal Laska und Pleiten im Google ein, und Sie werden sich wundern, was Sie da alles finden werden. Das ist eine beachtliche Erfolgsliste, die die Frau Stadträtin da vorzuweisen hatte. 

Aber, Herr Stadtrat, lassen wir jetzt Ihre Vorgängerin, die war uns zwar weniger lieb als teuer, aber auch Ihre Schonzeit, die Sie bisher auf leisen Sohlen durchschlichen haben, ist einmal vorbei. Sie haben noch kein Großprojekt verhaut, die Zeit dazu war auch zu kurz und es gibt dafür auch gegenwärtig kein Geld. Aber wir warten vergeblich auf eine Richtungsänderung und auf neue Markierungen, Herr Stadtrat. Und da bleiben wir gleich beim Prater. Bevor sich Laska dem Prater-Vorplatz und dem Herrn Frank zugewandt hat, gab es ein anderes Prestigeprojekt im Prater, Stichwort Admiral und Kleines Glücksspiel, nämlich das Spielcasino. Admiral hat zum allgemeinen Erstaunen an sehr bevorzugtem Platz im Prater eine, vom Geschäft her gesehen, gut gelegene Position bekommen und auch den entsprechenden Umsatz gemacht. Als vor drei Jahren damals die Novomatic-Geschichte wieder einmal bei uns hier auch im Gemeinderat hochschwappte und viele Bundesländer ein Totalverbot gefordert haben, versprach der Bürgermeister damals gemeinsam mit der Frau Stadträtin großzügig Abhilfe. Es sollte eine Kommission eingesetzt werden; aber aus der Kommission wurde dann nichts. Auf Anfrage von mir hat er später nur mehr von einer Arbeitsgruppe gesprochen. Ob die jemals zusammengetreten ist, können Sie uns, Herr Stadtrat, vielleicht sagen, aber gehört hat man auch nichts davon. Dann hat er uns für den Herbst gesetzliche Regelungen versprochen, aber für den Herbst vor zwei Jahren. Auch da ist seither nichts geschehen, womit man sieht, was ein Versprechen des Bgm Häupl eigentlich gilt. Häupl, ein Mann, ein Wort. 

Und jetzt wird noch eines draufgesetzt im Prater: Es wurde die Konzession für weitere 600 einarmige Banditen erteilt. Einarmige Banditen, das ist ein sehr, sehr treffendes Wort für diese Geschichte. 10 000 Spielsüchtige allein in Wien ohne ihre Familien, und 600 weitere Konzessionen werden erteilt. Was ist die Folge? Sie werden - in diese Spielautomatenhallen gehen ja nicht die reichsten Leute - wiederum den Armen das Geld aus der Tasche ziehen. Die SPÖ hat sich einmal als Arbeiter� und Arbeitnehmerpartei gefühlt. Den Ehrentitel haben Sie einmal beansprucht, aber jetzt vertreten Sie die Glücksspielindustrie, Herr Stadtrat! 

Und jetzt zuletzt noch die Schulen und die Kinderbetreuung. Da war auch immer alles in Ordnung, zumindest wenn man den SPÖ-Vertretern zugehört hat, bis die Decken heruntergefallen sind und die PISA-Studie über Sie hereingebrochen ist. Und hier werden sich die Grünen natürlich wieder aufregen, aber das ist ein wesentlicher, nicht der einzige, aber ein wesentlicher Grund der ungehemmten, unvorbereiteten und schrankenlos geförderten nicht vorbereiteten Zuwanderungspolitik. 

Laska hat unser Pflichtschulsystem in ein wirkliches Chaos gestürzt, unter dem die Kinder der eingesessenen Österreicher genauso leiden wie die unüberlegt in unser Land geholten Migranten. Wer seinen Lehrer nicht versteht, kann nichts lernen, habe ich hier vor einiger Zeit einmal gesagt, vor einigen Jahren, und erst Deutsch, dann Schule war unsere Forderung, über die Sie hergezogen sind. Sie haben darüber gespottet, und jetzt bringen Sie das Pflichtvorschuljahr zum Deutsch Lernen. Das wird nicht reichen, das sage ich Ihnen jetzt schon, und wenn der Herr Bürgermeister großartig - wieder eines seiner Versprechen – gesagt hat, in eineinhalb Jahren können dann alle Schulanfänger Deutsch, dann werden wir darüber noch wirklich zu reden haben. Das ist wiederum nur eine hingesprochene, hingeworfene Behauptung ohne Hintergrund, denn so schnell und so leicht wird es leider nicht gehen. Aber der Herr Bürgermeister neigt in letzter Zeit zu solchen Verzweiflungssprüchen sowie zu Beschimpfungen der Wähler - die sich halt im zunehmenden Ausmaß von der SPÖ abwenden - als Vollkoffer und Deppen. Ich will mich da jetzt gar nicht groß über sein Niveau, auf das er sich in letzter Zeit begibt, auslassen. Es spricht für sich selbst. 

Dafür wollen Sie die Deutsch sprechenden Kinder in vielen Bezirken jetzt in diesem Kindergartenjahr ja offenkundig schon in Integrationsgruppen hineinzwängen. Was wird die Folge sein? Diese Kinder werden entweder in einem Eck sitzen und die anderen werden wieder miteinander Türkisch, Serbisch oder sonst irgendwie, vorwiegend Türkisch, reden oder die deutschen Kinder werden vielleicht einige Brocken im Türkischen aufschnappen. Aber in dem System, wie Sie es jetzt vorhaben, unüberlegt wiederum, wird die ... (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Das stimmt, aber die Deutschen stellen die größte Einwanderungsgruppe nach Wien dar!) Bitte, was ist los? (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Die Deutschen sind die größte Einwanderungsgruppe in Wien!) Ja, aber die können Deutsch und das ist das Problem nicht, Frau Kollegin. Das Problem ist - so schwierig ist das Wienerisch nicht zu erlernen, das schaffen die schon, da mache ich mir keine Sorge -, ich sehe eher Probleme, dass in einem Kindergarten in einer Gruppe 2 Kinder Deutsch reden und 13 oder 14 Türkisch. Nun, was glauben Sie, wie dort gesprochen wird, und was glauben Sie, was es dort für Fortschritte in der deutschen Sprache gibt? Die Art und Weise ist wiederum ein unüberlegtes, schnelles Handeln, ohne nachzudenken, wie man den Kindern wirklich die Sprache vermitteln kann. Das wäre ein ganz anderer Zugang, aber der wäre natürlich schwieriger, und den haben Sie sich nicht überlegt. 

Es fehlen Ihnen aber nicht nur die Ideen, es fehlen Ihnen die Räume, es fehlt Ihnen das Personal und es wird wahrscheinlich auch das Geld dafür fehlen. Zahlen, die wir mehrfach von der Frau StRin Laska, vom StR Oxonitsch und auch vom Herrn Bürgermeister über Fehler und Mankos eingefordert haben, wurden bisher nicht genannt. Entweder kommt da eine katastrophale Situation auf uns zu, dass man es uns nicht vorher sagen will, oder aber man hat, wie ich den Eindruck habe, überhaupt noch keinen Überblick, was uns erwartet. 

Im Personalbereich ist die Situation eindeutig. Lehrer und KindergärtnerInnen in Wien flüchten aufs Land. Sie flüchten nicht nur wegen der besseren Bezahlung, sondern vor allem auch wegen des Arbeitsklimas, so wie auch in Wien die Polizisten weg wollen, und man muss sie mit Verordnungen zum Bleiben zwingen. Immer wieder, auch heute haben wir es gehört, zitieren Sie als Beweis für die Lebensqualität in Wien eine Studie, die die Manager großer ausländischer Firmen mit Wohnort Grinzing, zum Maßstab nimmt. Abgesehen davon, dass es auch ganz andere Studien mit anderen Ergebnissen gibt, vor allem dann, wenn Österreicher befragt werden, nämlich jene Personen, die aus dem Bereich Kindergarten, Lehrer, Polizei, teilweise auch aus dem Bereich der Gesundheitsversorgung stammen, die Wien verlassen, diejenigen, die Ihnen eine klare Antwort darauf geben, wie es wirklich ausschaut mit der Qualität in Wien, mit der Arbeitsqualität in Wien. Die werden zwar nicht in der Mercer�Studie erwähnt, aber die stimmen mit den Füssen ab, und da haben wir ein sehr deutliches Beispiel. 

Die Zuwanderung hat in den Wiener Schulen aber nicht nur Lernprobleme zur Folge, sondern auch solche, die sich aus den kulturellen Unterschieden, wie Stellung der Frau in der Gesellschaft, in den radikal religiösen Forderungen und vor allem auch in der unterschiedlichen Gewaltkultur ausprägen. Ich habe dem Herrn Stadtrat erst kürzlich ein Beispiel aus Liesing angeführt über einen massiv gewalttätigen Schüler, den sie jetzt irgendwo dann nach vielem Hin und Her, weil sich die Eltern einer Schule gewehrt haben, irgendwo anders untergebracht haben. Gelöst war das Problem damit aber nicht. Ihre Vorgängerin war der Meinung, man müsse auf die Zuwanderer zugehen und ihren Bitten Rechnung tragen, um die Integration zu erleichtern. Die Folgen waren Burka-Schwimmtage in den städtischen Bädern, Hammel statt Schweinsbraten auf den Speiseplänen und Abschaffung des Nikolaus in den Kindergärten. Sie wollen ihn ja angeblich wieder zulassen. Das gibt Hoffnung. Andererseits, aber vielleicht hat hier auch die Frau Brandsteidl, das ist die Dame, die für 2009 ja die Gemeinschaftsschule zugesagt hat, Gott sei Dank ist es nicht soweit gekommen, also die Frau Brandsteidl könnte da vielleicht die Hand im Spiel haben hinter dem, was ich hier jetzt vorbringe, denn es ist ein Beispiel, wieder einmal aus dem Bereich Liesing, wo ich aus Volksschulen von Eltern angesprochen wurde, die sich darüber beschwert haben, dass den Lehrern verboten wurde, im Rahmen des Sachkundeunterrichtes in der 3. Klasse über die Türkenkriege zu sprechen, aus Rücksichtnahme auf die Mitschüler. Wir sind schon ziemlich weit gekommen. (GRin Nurten Yilmaz: Ha, ha, ha!) Das ist nicht nur eine Idee der Freiheitlichen, Frau Kollegin, die „Kronen Zeitung“ schreibt darüber; (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Warum sagen Sie das nicht gleich!) „Türkenkriege werden gestrichen.“ Da steht dann auch ganz deutlich drinnen, zuerst schmeißt man den Kindern den Nikolo aus den Kindergärten, dann wird das Schweinefleisch von den Speisezetteln der Sprösslinge gestrichen, und jetzt sollen die Türkenstürme aus den Lehrplänen eliminiert werden. Das ist nicht von mir, es steht in der „Kronen Zeitung“, Frau Kollegin! Ja, das steht da. Ja, nun, ich weiß, Sie haben jetzt ein gestörtes Verhältnis zur „Kronen Zeitung“ seit der Herr Faymann nicht mehr auf dem Schoß vom Herrn Dichand sitzt. Man merkt das ja auch da schon herinnen, meine Damen und Herren, aber das macht nichts. (Beifall bei der FPÖ.) Ich kann es Ihnen nur sagen, die Vertreterin und der Vertreter der „Kronen Zeitung“, die darüber geschrieben haben, haben mit den Eltern Verbindung aufgenommen, haben sich mit ihnen in Verbindung gesetzt und haben das offenkundig auch für wahr gefunden, wie auch mittlerweile der stellvertretende Bezirksvorsteher der ÖVP in Liesing, der sich auch darüber aufregt, was hier läuft, und der schreibt: „Wollen wir unsere Geschichte wirklich umschreiben? Sollen wir unseren Kindern oder TouristInnen beispielsweise den Türkenschanzpark damit erklären, dass das früher eine Übungsschanze für türkische Zuwanderer war?“, und so weiter. 

Also, mittlerweile reift die Erkenntnis, dass es so nicht weitergehen kann, es kann doch nicht wahr sein, dass wir unseren Kindern, neben den Bräuchen, nun noch die Geschichte und die Identität wegnehmen wollen. 

Ich habe Sie im Ausschuss, Herr Stadtrat, dazu befragt. Sie haben die Weisung an Direktoren abgestritten und ich glaube es Ihnen auch, dass Sie zu diesem Zeitpunkt noch nichts davon gewusst haben. Es wäre aber jetzt eine Klarstellung notwendig und Sie sollten ein Zeichen in dieser Hinsicht setzen. Sie sollten Zeichen setzen wie in anderen Bereichen auch. Streichen Sie doch, Herr Stadtrat, die Perversenförderung für Sadomaso-Vereine im Amerlinghaus. Das Geld wäre im Weissen Ring besser aufgehoben. Ja, Sie verziehen die Nase, aber bitte erklären Sie mir doch wirklich den Sinn für solche obskuren Sachen. Ja, ich sage es Ihnen auch, bitte, diese Leute brauchen keine Förderung, die brauchen psychologische Beratung, die brauchen einen Arzt und einen Psychiater, aber nicht Förderung ihrer obskuren Tätigkeiten. Das wäre eines von vielen Beispielen, wo man obskure Förderungen, und die gibt es in diesem Ressort leider zuhauf, ansprechen könnte, diese streichen und eine neue Richtung einschlagen könnte. Der Weisse Ring, wie gesagt, wäre, so glaube ich, ein lobenswerter Vorschlag. 

Herr Stadtrat, Ihr Ressort ist das eigentliche Zukunftsressort dieser Stadt. Hier werden Bürger von morgen ausgebildet und gebildet, sie sollten es zumindest werden. Die Politik Ihrer Vorgängerin war von Pleiten, Versagen und falscher Ausrichtung geprägt, und das Schlamassel war vorhersehbar. Sie haben es aber zugedeckt, bis es nicht mehr ging. Es liegt aber an Ihnen, einen Kurswechsel hin zu mehr Realismus und zum Erkennen der Probleme vorzunehmen, nur ich fürchte halt, die Linken in Ihrer Partei werden das nicht erlauben. Der Kurswechsel wird dann erst erfolgen, wenn die SPÖ ihre absolute Mehrheit verloren hat. Und da wir spätestens nächstes Jahr Wahlen haben, gibt es Hoffnung. Danke. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächste Rednerin am Wort ist Frau GRin Smolik. 

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Es ist immer wieder ein Vergnügen, nach Kollegen Jung zu sprechen. Ich werde aber auf seine Wortmeldungen nicht eingehen. 

Ich möchte zu vier Themenbereichen sprechen, wo ich schon auch dazusagen muss, dass Sie, Herr Stadtrat, wahrscheinlich durch die Übernahme des Ressorts für das, was 2008 in diesem Bereich geschehen ist, nicht wirklich zur Verantwortung zu ziehen sind, aber trotzdem haben Sie es auch politisch zu verantworten. 

Ich möchte auf ein Thema zu sprechen kommen, was rund um Weihnachten 2008 im 23. Bezirk sehr hochgekocht ist, unter Anführungszeichen, nämlich die Umwandlung von Volksschulen im 23. Bezirk in Offene Schulen. Sie wissen darüber Bescheid, auch die Diskussionen und die Homepage der Eltern, die sich dort organisiert haben, war ja auch schon in den Medien und es ist ja immer wieder im Gespräch gewesen, was dort los ist und warum die Vorgangsweise, die gewählt wurde, so gewählt wurde. Und das war leider schon ein Kennzeichen von Frau VBgmin Laska, dass die Kommunikation mit den Betroffenen oft nicht eine wirklich gute war, und an den Hortschließungen im 23. Bezirk hat sich das auch sehr gut gezeigt, denn die Eltern wurden damals mit einem Brief vor Weihnachten informiert, dass ihr Hort geschlossen wird Ich habe hier von dieser Stelle schon einmal dazu gesprochen, und dass die Schule in eine Offene Schule umgewandelt wird. 

Jetzt ist es so, dass sich die Aufregung zwar etwas gelegt hat, aber trotzdem die Verunsicherung bei den Eltern nach wie vor gegeben ist. Und ich möchte Ihnen nicht vorenthalten, dass die Eltern dort nach wie vor Mails schreiben und auch mit der zuständigen Magistratsabteilung in Verbindung sind und noch immer nicht wissen, wie die Betreuungssituation für ihre Kinder sein wird. Sie haben nach wie vor Fragen ob der Qualität dieser Betreuungssituation, die ja jetzt in der Schule stattfinden wird und nicht mehr im Hort, und ich möchte auszugsweise aus einer Mail einer der Väter, die sich in dieser Initiative engagieren, auch vorlesen und Ihnen dies nicht vorenthalten. Er schreibt hier: „Lehrer sind keine Hort-Nachmittagspädagogen, wie auch immer man diese nennen mag. Lehrer sind in ihrer Ausbildung auf Wissensvermittlung ausgerichtet und wollen unterrichten, deshalb sind sie ja auch Lehrer. Hortpädagogen arbeiten sehr intensiv im Bereich der sozialen Kompetenzen und sind kreativ in der Arbeit mit den Kindern.“ Dann geht es weiter in Bezug auf die HortpädagogInnen und was jetzt dort gemacht wird: „Hier geht es um den Aufbau sozialen Wissens, sozialer Netzwerke, der Toleranz und Akzeptanz gegenüber Neuem, der Zuwendung zu anderen, Andersartigen, die Förderung der Vielfalt. Warum schließen Sie eine derartig erfolgreiche vorbildliche Einrichtung und können bis dato nicht einmal ein schlüssiges Ersatzkonzept vorlegen? Die Offene Schule startet in rund drei Monaten, wobei die hervorragende Arbeit und das Bemühen der Direktorin betont und daher hervorgehoben wird. Sie, die Stadtregierung, sind verantwortlich. Bis dato sind die zukünftigen Betreuer noch nicht bekannt, die Aufnahmegespräche werden im Juni stattfinden. Bis dato gibt es kein schlüssiges Raumkonzept für die Betreuung von zukünftig beinahe doppelt so vielen Kindern. Die Lehrer werden unterrichten und keine sozialen Kompetenzen vermitteln, das heißt, eine Unterrichtsstunde pro Tag wird den Kindern zusätzlich aufgebürdet.“ 

Dann geht es weiter: „Wird jedoch mein Sohn einen/eine gut ausgebildete/n Betreuer/in bekommen, oder die anderen derzeit hervorragend betreuten Kinder? Die BetreuerInnen sind bis dato nicht einmal bekannt, jetzt hat er zwei hervorragende und hervorragend ausgebildete BetreuerInnen, in Zukunft jeden Tag nur mehr eine/einen. Leider verstärkt sich der Eindruck der Sparpolitik auf dem Rücken der Volksschulkinder immer mehr, nicht nur mehr Kinderbetreuungsplätze, sondern mehr qualitativ hochwertige Kinderbetreuungsplätze braucht die Stadt, um den sozialen Standard und die zukünftige positive Entwicklung ihrer Bürger sicherzustellen.“ Und so weiter und so fort. 

Ich denke, dieser Vater hat recht, denn es geht in dieser Debatte rund um die Offenen Schulen den Eltern und vor allem den Eltern, die sich da auch zusammengefunden haben, um die Qualität, um die Qualität, die geboten wird in einer Betreuungsform, für die sie sich entschieden haben, nämlich für den Hort, und jetzt wurden sie vor die Tatsache gestellt, dass sich die qualitätsvolle Betreuung ändern wird. 

Was ich in den ganzen Debatten rund um Kinderbetreuung, Kindergarten, Gratiskindergarten immer vermisse und auch immer wieder einfordere, ist die Qualitätsdiskussion. Auch hier wird auf die Qualitätsdiskussion nicht eingestiegen, es gibt keine Antworten für die Eltern, wie sie zu der Qualität kommen, die sie einfordern, und zu Recht auch einfordern, und es wird wahrscheinlich noch weitergehen, denn wenn wir dann eine Presseaussendung von KinderbetreuerInnen, die in diesem Verein Wiener Kinder- und Jugendbetreuung angestellt sind, zu lesen bekommen, wo dann quasi mitgeteilt wird, dass dieser Verein das Personal nicht mehr verlängert und dass es hier massiven Personalmangel gibt, dann muss man sich schon fragen, ob die Lösung, die hier gewählt wurde, die richtige ist. 

Dass sich im Bereich des Personals seit Jahren in dieser Geschäftsgruppe sehr wenig bis gar nichts tut, ist bekannt, und ich möchte hier nur drei Bereiche aus der Geschäftsgruppe heranziehen, wo es seit Jahren eingefordert wird, dass mehr Personal bereitgestellt wird. Das ist einerseits die MA 11, wo seit Jahren die Menschen, die Personalvertretung und die Gewerkschaft fordern - es wird nachher Kollege Meidlinger dann auch vielleicht einiges dazu sagen können -, dass es hier eine massive Personalaufstockung geben muss. Es sind Posten versprochen, es sind manche Posten nachbesetzt, aber es ist nach wie vor so, dass der Dienstpostenplan nicht ausgeschöpft ist, es sind mehr Personen im Dienstpostenplan vorgesehen, als dann tatsächlich mit Stand 31.12.2008 angeführt sind. Das ist im Rechnungsabschluss nachzulesen. 

Vielleicht ist das irgendeine unerklärliche oder doch erklärliche Zahl, die hier zu sehen ist, aber wenn bei der MA 11 mit Jahresende 2008 725 Personen angeführt sind und im Dienstpostenplan 737, so sieht man, dass hier offensichtlich 12 Personen fehlen. Und es ist nicht nachzuvollziehen, warum gerade in diesem sehr heiklen und sehr sensiblen Bereich nicht aufgestockt wird, nämlich massiv aufgestockt wird, und immer wieder von SozialarbeiterInnen und Menschen, die in diesem Bereich arbeiten, Mehrleistungen gefordert werden, sodass die Situation unerträglich ist, dass die Verfahren, die Abklärungsverfahren, die Fälle, die sie bekommen, immer mehr werden, dass die Zeiten, die sie mit KlientInnen verbringen sollen, immer weniger werden, dass man gerade einmal zwei, drei Sätze mit KlientInnen sprechen kann und dann eigentlich die Zeit, die sie zur Verfügung haben, für ihre Fälle nicht mehr ausreicht. Es ist unerträglich für die Personen, die in diesen Berufen arbeiten, dass sie hier keine Unterstützung bekommen, dass seit Jahren ihre Forderung nach mehr Personal offensichtlich nicht gehört wird oder man nicht Willens ist, gerade im Bereich der Jugendwohlfahrt massiv aufzustocken. Und ich glaube, dass wir es uns wirklich nicht leisten können, hier zu wenig Personal zu haben oder Personal zu haben, das nicht mehr weiter kann und das vom Burn-out und anderen Krankheiten betroffen ist. 

Und ich möchte Ihnen auch wieder eine Mail, die auch an Sie, Herr Stadtrat, gegangen ist, vorlesen, wo Menschen, die in einem Krisenzentrum arbeiten, die Situation darstellen, und ich finde, sehr deutlich darlegen, worum es ihnen geht: „Trotz der hohen Belastbarkeit des Teams und der Tatsache, dass diese das nicht betrifft, von durch Krankenstand dezimiertem Personal konsequent aufrechterhalten wurde, ist die Einrichtung am Rande des Zusammenbruchs.“ Oder: „Wir versuchen seit über zwei Jahren Gehör zu finden, mündlich, schriftlich oder über die Personalvertretungs-Ebene. Die von Seiten der Zentrale versprochenen und teilweise durchgeführten Lösungsstrategien wirken nur kurzfristig und bedingt.“ Oder dann das Angebot noch einmal: „Wir sind gerne bereit, unsere Erfahrungen der letzten Jahre einzubringen und konstruktiv mitzuarbeiten, unmittelbar benötigen wir jedoch konstruktive, handelnde Interventionen, damit die Überbelastung schnellstens beendet wird. Wir bitten Sie, unser Schreiben äußerst ernst zu nehmen und dafür zu sorgen, dass Zustände hergestellt werden, die dem Wiener Jugendwohlfahrtsgesetz und auch dem Wiener Bedienstetenschutzgesetz entsprechen.“ 

Ich weiß nicht, wie deutlich die Bediensteten in dieser Geschäftsgruppe noch werden sollen, um auf ihre Situation aufmerksam zu machen. Es tut sich nichts, die Leute sind frustriert, sie versuchen ihr Bestes, sie versuchen wirklich am Rande der Belastbarkeit zu arbeiten, aber es kommen keine Mehrposten, es ist für die Menschen vor allem in den Krisenzentren und in der MA 11 nicht mehr erträglich, diese vielen Fälle, diesen Arbeitsaufwand, zu bewältigen. Dass die Krisenzentren überfüllt sind, dass wir hier mehr Plätze brauchen, ist klar, es wird ja jetzt angeblich auch ein neues Krisenzentrum eröffnet, ich glaube aber, dass auch das zu wenig sein wird. Wir brauchen hier mehr Plätze, mehr Zentren, und die müssen auch personell dementsprechend ausgestattet werden, sodass Kinder und Jugendliche auch entsprechend betreut werden können. 

Der dritte Bereich, wo man den Personalmangel auch sehr gut sieht, ist der Bereich der Büchereien, denn auch hier haben wir eine Diskrepanz zwischen dem Dienstpostenplan und dem Stand per Dezember 08. Der Dienstpostenplan für die Büchereien sagt, 219 Personen, mit 31. Dezember 08 209 Personen. Auch hier fehlt Personal, und auch die Bediensteten der Büchereien haben mehrmals schon darauf hingewiesen, dass diese Arbeitsbelastung, dass die Situation für die Bediensteten nicht mehr erträglich ist, und dass es hier eine Personalaufstockung braucht. Und es ist mir nicht verständlich, warum gerade in dieser Geschäftsgruppe mit Personal so geknausert wird, denn eigentlich sollte es uns ja darum gehen, vor allem im Bereich der Kinder- und Jugendbetreuung, dass hier die Kinder und Jugendlichen wirklich die beste Betreuung und die beste Unterstützung bekommen und die Familien und Eltern in Krisensituationen, aber auch in anderen Situationen unterstützt werden. Und hier lässt man die Leute, die Eltern, die Kinder, aber auch die Bediensteten, seit Jahren hängen. Und auch hier merke ich beim neuen Stadtrat nicht wirklich Bewegung und hoffe wirklich, dass im neuen Budget dann mehr dafür budgetiert wird, denn es wird immer wieder zu Fällen kommen, die wir dann in den Zeitungen lesen müssen, und die wir alle nicht sehr gerne lesen wollen. 

Zum dritten Bereich, zu dem ich sprechen möchte, die Bäder. Und da möchte ich die ÖVP nicht aus der Verantwortung lassen, denn mich hat immer gewundert, und das war ja Kollege Strobl, der sich ja immer hier sehr engagiert im Bäderbereich eingebracht hat, dann wurden auch, nachdem Kollege Strobl weg war, auch genauso wie wir es getan haben, Anträge eingebracht, die Bäderkommission möge wieder tagen, um über dieses Thema zu sprechen. Dann hat es zwei Einladungen zur Bäderkommissionssitzung gegeben und ich war sehr dankbar, sehr froh und auch sehr interessiert, und es war wirklich sehr spannend und interessant, was wir dort besprochen haben, aber die ÖVP war da nicht dabei. Irgendwie war das ein Privatissimum für mich, das sehr spannend und auch sehr interessant war und ich finde es schade, dass man dann solche Möglichkeiten nicht nutzt und sich nicht zum Austausch bewegen lässt, oder warum auch immer nicht auftaucht. Und ich verstehe, dass dann von der zuständigen Stadträtin damals die Meldung gekommen ist, nun, wenn es keinen interessiert, dann brauchen wir es ohnedies nicht machen und ich möge mich doch, und ich kann mich doch gerne auch an den Abteilungsleiter wenden, um meine Fragen zu klären und dann brauchen wir keine Bäderkommission. Ich finde das nicht in Ordnung, dass man diese Möglichkeiten nicht nutzt. Es ist nicht meine Entscheidung, warum die ÖVP diese Angebote nicht wahrnimmt, aber ich möchte nicht jetzt darunter leiden, dass es keine Bäderkommission mehr gibt und möchte - ich stelle keinen Antrag -, aber ich möchte den zuständigen Stadtrat auffordern, wieder eine Bäderkommissionssitzung zu machen. Der Abteilungsleiter ist mir noch einen Besuch im Gänsehäufel schuldig, der zu späterer Stunde vorgesehen ist, um die Gelsenplage zu diskutieren beziehungsweise festzustellen, wenn wir doch darüber diskutieren, dass die Bäder länger offen haben. Da wurde mir ja in der Bäderkommission erklärt, das sei ein Problem beim Gänsehäufel mit den Gelsen, das halte keiner aus, und deswegen sperren sie unter anderem auch früher zu, weil das nicht erträglich sei. Wir haben damals ausgemacht, wir machen einen Lokalaugenschein. Ich hätte gerne weiter über die Zukunft der Bäder in der Bäderkommission diskutiert, über die Öffnungszeiten, über die Nutzung. Es gibt im Rechnungsabschluss Zahlen, wer die Bäder nutzt. Ich glaube, dass wir hier im Bäderbereich noch einiges machen könnten, und das würde ich gerne in der Bäderkommission diskutieren und ich würde mich freuen, wenn es hier wieder eine Sitzung geben würde. 

Kurz noch zum Bereich der Kindergärten. Ich möchte nicht über den Gratiskindergarten sprechen, da haben wir ja morgen auch noch Gelegenheit dazu und auch dann am Donnerstag mit der 15a-Vereinbarung im Landtag, aber ich möchte schon auf eine Zahl hinweisen, die im Rechnungsabschluss ja aufgeführt ist, nämlich, was für die Instandhaltung der Kindergärten den Bezirken auch verrechnet wurde, das sind nämlich 7,6 Millionen EUR. Man sieht, dass hier der Bedarf ein großer ist, und wir haben ja hier auch schon Anträge eingebracht, dass man ähnlich dem Schulsanierungspaket ein Paket macht, um die Kindergärten zu sanieren. Es gibt Kindergärten in machen Bezirken, vor allem in den großflächigen Bezirken, die dringend saniert gehören und wo die Bezirke auf ihren Prioritätenlisten maximal ein bis zwei Kindergärten nach vorne reihen können, weil sie das Budget nicht haben. Und ich glaube, dass wir hier wirklich nicht hintan halten sollten, die Sanierung voranzutreiben und mehr Geld zu investieren, um die Sanierung der Kindergärten zügig voran zu treiben und nicht nur neue Plätze auszubauen, die gut und wichtig sind, aber dass die bestehenden Kindergärten, die bestehenden Einrichtungen, auch die Horteinrichtungen, ebenfalls saniert werden müssen und hier das Geld auch zur Verfügung gestellt werden muss. 

Zum Schluss noch: Ich freue mich, dass sich im Rechnungsabschluss der Forschungskindergarten wiederfindet. Es ist ein rot-grünes Projekt, und ich bin sehr froh, dass das etwas wird und bin auch gespannt, wie es angenommen wird und auch wie die Ergebnisse sein werden, wenn wir dort die Materialien abtesten, die im Kindergartenpädagogikbereich verwendet werden können, um die muttersprachliche Kompetenz von Kindern in dieser Stadt zu fördern, sie dabei zu unterstützen, ihre Muttersprache zu lernen, damit sie dann wirklich auch das Deutsch besser lernen können, denn ohne dass - und das wird die FPÖ nie verstehen, obwohl wir es hier auch schon sehr oft gesagt haben -, ohne dass die Kinder, die nicht mit der Muttersprache Deutsch in dieser Stadt aufwachsen, ihre Muttersprache lernen, werden sie nie und nimmer Deutsch lernen können. Das weiß jeder, und das kann man in zig Studien nachlesen. Ich freue mich, dass aus dem Forschungskindergarten etwas geworden ist und dass hier die Arbeit dann losgeht. 

Er ist auch, wir haben uns es ja auch angeschaut, und er wirkt auch auf die Kinder sehr spannend, die dort sind und ich freue mich, dass ein rot-grünes Projekt auf gutem Weg ist und hoffe, das es weiter in Richtung muttersprachlicher Förderung geht und dass man nicht auf die hetzerischen Anklagen der FPÖ hört, die behauptet, die Kinder in dieser Stadt seien nicht alle gleich und sie können nicht alle Deutsch, denn das haben sich die Kinder nicht verdient. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Dr Aigner. 

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Der Rechnungsabschluss des Jahres 2008 steht noch unter der Verantwortung der damaligen Vizebürgermeisterin Grete Laska. Der Herr StR Oxonitsch hat also dieses Zahlenwerk hier nicht dem Hohen Haus vorgelegt, aber natürlich mit seiner Fraktion beschlossen, und damit ist natürlich auch der Herr Stadtrat angesprochen, obgleich ich schon positiv vermerken muss, dass er das Skandalressort der letzten Jahre, nicht zuletzt auch durch eine sehr umsichtige Ressortführung, durch eine sehr unaufgeregte Ressortführung, die bei Weitem weniger ideologiebeladen gestartet ist, aus der Schusslinie genommen hat. Und ich verknüpfe sozusagen diesen Befund mit der Hoffnung, dass diese Art der Ressortleitung auch in den nächsten Monaten und Jahren dazu führt, dass man im Endeffekt dazu kommt, Fragen für unsere Stadt zu lösen, ohne dass man hier all zu sehr mit verstaubten ideologischen Hüten arbeitet. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir sind jetzt in der Politik, und da ist es wie im richtigen Leben und nicht so wie in der Werbung, Fewa wisch und weg, und es bleiben natürlich viele Probleme bestehen. Die sind unbeeinflusst von einem Wechsel in der politischen Verantwortlichkeit, und daher kann ich es Ihnen nicht ersparen, dass abermals eine Endabrechnung für die EURO, die gerade vor einem Jahr ihrem Höhepunkt zugestrebt ist, eingefordert wird. Und es ist schon sehr bedenklich, wenn wir hier den Rechnungsabschluss der gesamten Stadt Wien mit vielen Hunderten, Tausenden Einzelpositionen zu beschließen haben, und ein Groß-Event, das ja auf mehrfache Weise natürlich subventioniert wurde, immer noch nicht abgerechnet ist. Also, auf der einen Seite gelingt es, für die ganze Stadt die Abrechnung vorzulegen und auf der anderen Seite bleibt die EURO unabgerechnet und es wird auf einen Kontrollamtsbericht verwiesen, der sich ja auch nicht auf die gesamte EURO bezieht, sondern nur auf die Organisation der Fan-Zonen. Und diese Abrechnung ist überfällig und hätte spätestens jetzt im Zuge der Rechnungsabschlussdebatte vorgelegt werden müssen. Nachdem das nicht passiert ist, bleibt uns nichts anderes übrig, als in einem Beschluss- und Resolutionsantrag Sie, sehr geehrter Herr Stadtrat, aufzufordern, das, was in Ihrem Bereich beziehungsweise im Verantwortungsbereich der Stadt Wien Marketing und Prater Service GmbH möglich ist, uns umgehend einen EURO-Abschluss vorzulegen. In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ja, das Ressort ist sehr umfassend und ich möchte jetzt ein paar Dinge ansprechen, gemeinsam dann auch mit meiner Kollegin, Frau Anger-Koch. Was erwarten wir uns, und in welchen Bereichen erwarten wir uns auch Verbesserungen? 

Auf der einen Seite ist die Konjunktursituation so, wie sie ist, und das wurde hier schon mehrfach angesprochen, auf der anderen Seite kann natürlich die Stadt Wien im Rahmen einer Konjunkturoffensive auch etwas für die Infrastruktur, für die Schul- und Bildungsinfrastruktur tun. Und wir verlangen daher, dass die Schulbauoffensive forciert angegangen wird, dass das nicht auf zehn Jahre gestreckt wird, sondern dass alles im Rahmen des Möglichen getan wird, dass hier die Schulbauten möglichst rasch saniert werden, und dazu gehören natürlich auch die Kindertagesheime. 

Im Weiteren ist es in dem Zusammenhang wichtig, dass hier auch die Bezirke nicht über Gebühr belastet werden, denn das war das Manko aller zusätzlichen Pakete, dass sich hier die Bezirke sehr übernehmen mussten und auf viele Jahre im Vorhinein ihre Budgets blockiert haben. Und ich glaube, gerade jetzt diese Krise mit der Notwendigkeit, die Infrastruktur zu verbessern, sollte auch dazu führen, den Bezirken mehr Spielraum zu geben und das, was möglich ist von den Ausschreibungen, von den Projekten, die da liegen, entsprechend vorzuziehen. Da würden Sie wirklich auch die Wiener Klein- und Mittelunternehmen unterstützen und gleichzeitig einen guten Beitrag für unsere Kinder leisten, weil die Volksschule dauert nur vier Jahre und die Kinder, die in fünf Jahren in die Schule gehen, haben nichts davon, wenn die Schule erst in 10 Jahren saniert wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn wir bei der Schule bleiben - auch das ist eine Hausaufgabe für die Stadt Wien, die aus ideologischer Verbohrtheit eigentlich immer wieder negiert worden ist -, die Lehrer sind nicht in erster Linie zum Erziehen und für die Sozialarbeit da, dafür braucht es speziell ausgebildete Schulsozialarbeiter, Mediatoren, hier braucht es Freizeitpädagogen, hier braucht es Hortpädagogen, hier ist einfach die Gemeinde Wien säumig gewesen. Man hat sich immer dagegen verwehrt, dasjenige, was man selber bezahlen muss – die Landeslehrer werden ja ohnehin aus dem Bundesbudget bedeckt -, in die Hand zu nehmen. Wir können die Probleme in den Schulen, auch die Integrationsprobleme, nicht lösen, wenn es hier nicht auch spezielles Personal gibt. Und hier kann man nicht nur auf den Dienstpostenplan der Lehrer rekurrieren, hier ist die Stadt gefordert. Wir sind, was das anlangt, ein Hotspot, freilich nicht alle Bezirke, aber viele Bezirke, und hier ist es einfach erforderlich, die Schulsozialarbeit, die Mediation, aber auch die Freizeitpädagogik massiv aufzustocken, meine Damen und Herren. 

Herr Stadtrat, wenn Sie das neue Budget vorbereiten, dann erwarten und erhoffen wir, dass Sie hier entsprechende Schwerpunkte setzen. 

Im Weiteren, das Kindergartenjahr wird auch noch diskutiert werden. Wir freuen uns natürlich, dass der Gratiskindergarten kommt. Nur, es ist schon sehr verwunderlich, gerade die Frau StRin Laska hat in zig Anfragebeantwortungen und Antragsbeantwortungen uns immer wieder gesagt, warum das alles keine gute Idee ist, und dann geht das alles schlagartig doch, wenn vielleicht auch handwerklich nicht alles so glatt gelaufen ist. Irgendwann wäre es aber auch einmal schön von Seiten der Mehrheit, die die Verantwortung trägt, zu sehen und zu hören, dass vielleicht doch die Opposition einmal einen guten Einfall gehabt hat und dass die Erkenntnis spät aber doch gekommen ist. Deshalb unterstützen wird das, aber hier hat man uns eigentlich jahrelang anrennen lassen, und dann ist das kurzfristig doch gegangen, ohne dass man bereit gewesen ist, auch hier den Anteil, den ja nicht nur wir allein, sondern viele Oppositionsparteien geleistet haben, entsprechend zu würdigen. 

Sportstättenkonzept: Auch da hier wieder Breiten- und Spitzensport. Wir brauchen ordentliche Sportanlagen, und auch hier hat sich die Frau Vizebürgermeisterin immer geweigert, einen Plan vorzulegen, und es ist eigentlich bereits passiert, was man in vielen Bereichen feststellen kann, dass man nämlich immer so punktuelle Einzelmaßnahmen setzt, da einmal eine Förderung für eine Nachwuchsakademie, dort einmal ein Stadionausbau, die Albert-Schultz-Halle, aber es fehlt das große Gesamtkonzept, und das muss doch möglich sein in einer Weltstadt wie Wien. Und dass wir im Spitzensport nicht Spitze sind, dass da viele kleinere Städte Österreich-weit in vielen Sportarten bessere Leistungen erzielen, hat nicht nur, aber auch mit den Sportstätten zu tun, und gleichzeitig gibt es ja genügend Beispiele, wie man Sportstätten für den Spitzensport auch breitensportmäßig nützen kann. Und dieses Sportstättenkonzept ist nach wie vor ausständig und ich appelliere an Sie und fordere Sie auf, sich dafür einzusetzen, dass Wien, auch was die Sportstätten insgesamt anlangt, einen Spitzenplatz einnimmt. Ohne eine Mehrzwecksporthalle wird es aber in Wien unserer Ansicht nach nicht gehen. 

Zum Presse- und Informationsdienst der Stadt Wien: Hier hat sich die fast alljährlich wiederkehrende Budgetexplosion zwar etwas eingedämmt, aber es ist nach wie vor so, dass das Budget in den letzten Jahren unverhältnismäßig angehoben wurde. Eine Unsitte, bei der wir Sie auch immer wieder ertappen, ist, dass besondere Werbemaßnahmen, die ohnehin Jahr für Jahr stattfinden, dann erst recht nicht aus dem großen PID-Budget genommen werden, sondern aus den Einzelbudgets. Die Pflegeelternwerbung und sonstige Informationen über den Kindergarten kommen da nicht sozusagen aus dem Budget, das dafür zweckgewidmet ist, sondern aus den einzelnen Sachbudgets, und dort fehlt dann natürlich das Geld. Also, auch hier eine größere Transparenz, und das Anliegen ist, weniger in Inserate, sondern mehr in die konkreten Sachbereiche hineinzustecken. 

Ein letzter Bereich, der auch den Bereich der Jugend anbelangt: Die Jugendwohlfahrt ist ein bisschen ein altmodischer Begriff. Vielleicht findet man da auch einmal eine modernere Bezeichnung, weil das hört sich wie Fürsorge und so an, ist aber eine ganz wesentliche Einrichtung. Je mehr es in den Familien nicht mehr gelingt, die Erziehungsaufgaben zu leisten, desto mehr ist die Jugendwohlfahrt gefordert. Hier geht es um die Einhaltung der Schulpflicht, das chronische Schulschwänzen schon im Pflichtschulbereich, das man natürlich nicht nur mit behördlichen Maßnahmen unterbinden kann, aber hier hat die Behörde eine ganz wesentliche Aufgabe zu sagen, was passiert da eigentlich. Das setzt natürlich voraus, dass die Jugendwohlfahrt zu einem modernen Dienstleistungsunternehmen wird, das auch personell entsprechend aufgestockt wird. Also, auch da haben wir eine wichtige Aufgabe, dass man einmal überhaupt weiß, was machen die Jugendlichen, wenn sie nicht in die Schule gehen, was passiert da, wie kann man sie auffangen. Auch hier ist die Schule überfordert, beziehungsweise sehr viele Meldungen der Schulen versanden dann im Nichts und hier beginnen dann auch Jugendkarrieren, die man dann später mit sehr viel Geld versuchen muss zu reparieren. 

Ich habe nur ein paar Dinge, die in dem großen Ressortbereich offen sind, angesprochen. Das Zahlenwerk stammt ja noch aus der vergangenen Periode, dem können wir natürlich nicht unsere Zustimmung erteilen. Wir hoffen aber, dass der sehr konstruktive Kurs auch in Zukunft fortgesetzt wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Als nächster Redner ist Herr GR Ing Meidlinger am Wort. Ich möchte von dieser Stelle auch danken, dass sich alle an die Selbstbeschränkungen der Redezeit halten. 

GR Ing Christian Meidlinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Ich habe gerade gerätselt, warum Sie das jetzt sagen. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Es gefällt mir, es hat bis jetzt funktioniert und ich finde, das gehört gesagt. 

GR Ing Christian Meidlinger (fortsetzend): Okay. Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr amtsführender Stadtrat! Werte Damen und Herren! 

Bevor ich zum eigentlichen Rechnungsabschluss komme, ein paar Anmerkungen, auch wenn es mir schwerfällt. Aber hier drei Minuten Redezeit zu verschwenden, dass ein Jugendlicher, ein Kind auf einen Kirschbaum hinauf geklettert ist und vielleicht dort ein Asterl abgebrochen hat, ist sensationell, wie sich hier die FPÖ mit Jugendpolitik beschäftigt und ich denke, dass die FPÖ-Mandatare nie Kinder waren. (GR Mag Wolfgang Jung: Das wollen Sie nicht begreifen!) 

Zur zweiten Geschichte, und das auch einmal für allemal klargestellt: Es gibt in dieser Stadt, und nehmen Sie das bitte zur Kenntnis, es gibt in dieser Stadt keine Weisung zum Thema Nikolo-Verbot, und es gibt in dieser Stadt keine Weisung zum Thema Türkenkriege, dass hier Türkenkriege nicht mehr unterrichtet werden dürfen. Es hat keinen Sinn, wenn Sie sich ständig da herstellen und Falsches immer wieder behaupten. Nehmen das bitte endlich einmal zur Kenntnis. (Beifall bei der SPÖ.) Und damit beende ich das auch schon wieder, weil ich will nicht viel Zeit damit verschwenden. Wenn Sie so gerne im Internet herum googlen, dann googlen Sie einmal zum Thema FPÖ und Ausländerfeindlichkeit, dann werden Sie sich wundern, wie viele Einträge Sie dazu finden. 

Sehr geehrte Damen und Herren, Wien ist und bleibt eine attraktive Stadt für Familien und Jugendliche. Wir haben ein hervorragendes Sport- und Freizeitangebot, das die WienerInnen schätzen und auch nutzen. Wir stehen, auch wenn es nach dem Wetter momentan nicht so ausschaut, 10 Tage vor Schulferienbeginn und die Schülerinnen und Schüler werden auch heuer wieder das tolle Freizeitangebot zum Thema Ferienspiel nutzen können. Sport in den Ferien, das bedeutet, oder hat bedeutet, 28 verschiedene Sportarten, 25 000 Jugendliche, die daran teilgenommen haben und die unter der Anleitung von erfahrenen SportlehrerInnen, von StudentInnen und TrainerInnen, ihre Sportneigungen ausprobieren konnten. Das Wiener Ferienspiel ist eine tolle Einrichtung auch für jene, deren Eltern sich Urlaub nicht leisten können, wollen oder zu diesem Zeitpunkt nicht auf Urlaub gehen können, und hier bietet Wien Unvergleichliches an, hier bietet Wien eine tolle Sache an und hier können wir stolz darauf sein, dass tausende Jugendliche das in Anspruch nehmen. 

Wir haben in Wien im Sommer Medienexperimente wie „Rein ins Rathaus“, das auch heuer wieder im August stattfinden wird oder wir haben, was ja auch angesprochen wurde, zum Beispiel die soziale Infrastruktur der Wiener Bäder mit 37 Standorten, ein flächendeckendes Angebot, wir haben dort von Familienbädern, Warmwassertagen, Wasserrutschen, Beachvolleyball-Plätzen alles Mögliche, das angeboten wird, und Wien ist der größte Bäderbetreiber Europas. 

Einige Zahlen, um das hier auch zu verdeutlichen: Wir haben zum Beispiel 32 900 TeilnehmerInnen bei der Wassergymnastik, wir haben am 22.6. des Vorjahres einen Rekordbesuch gehabt mit knapp 126 000 BesucherInnen. Wir haben insgesamt 4 106 000 BesucherInnen im vergangenen Jahr gehabt und wir haben, und auch das wurde ja immer wieder erwähnt, mit dem Energie-Contracting auch für die Umwelt etwas getan, und auch diese Zahlen lassen sich durchaus sehen. Wir haben garantierte Einsparungen von 21 951 Megawattstunden Energie und 605 314 Kubikmeter Wasser. Das wurde auch belohnt, denn für das Hallenbad Floridsdorf wurde voriges Jahr der MA 44 der Green Building Award zugesprochen. Und dazu auch noch einmal herzlichen Glückwunsch von dieser Stelle aus. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir vertreten generell den Ansatz, dass Kinder, je früher sie zum Sport kommen, desto länger bleiben sie auch dabei, weil Bewegung natürlich gesund ist und aus sportbegeisterten Jugendlichen dann auch irgendwann einmal sportliche Erwachsene werden. 

Athletics light wird heuer zum zehnten Mal durchgeführt und ist die größte Schulsportveranstaltung Europas mit mittlerweile 20 000 TeilnehmerInnen. Die Kinder haben dort viel Spaß, weil sie Gemeinschaftliches erleben können. Die 1. bis 4. Schulstufe nehmen daran teil und es ist auch besonders wichtig, dass Kinder Erfahrungen haben mit Sport und Sport betreiben. Kinder, die sich bewegen und aktiv sind, sind aufnahmefähiger, sind konzentrierter, sind aber auch ausgelassener. Wir haben sehr viele weitere Sportangebote. Hier, nur in Überschriften: Jedes Kind hat die Möglichkeit, über die Schule schwimmen zu lernen, Jugendeislaufaktionen, Kinderschwimmkurse, Talentturnen, Eishockeykurse für Mädchen und Burschen mit insgesamt 15 000 TeilnehmerInnen, in den Weihnachtsferien gibt es Sportangebote für 12 500 Jugendliche, eine ganz breite und ganz tolle Palette. Und einen Punkt möchte ich hier noch hervorheben, nämlich, dass besonderes Augenmerk auf die Aktion Frauen und Sport in Wien gelegt wird. Hier werden oder wurden 23 Sportarten angeboten und das ist besonders wichtig, weil immerhin noch 60 Prozent der Wienerinnen und Wiener nicht aktiv sind, also inaktiv sind, was sportliche Betätigung betrifft, und davon leider ein Großteil Frauen und Mädchen. 

Buben- oder auch Mädchenfußball: Wir haben vor 10 Jahren vier Frauenfußballmannschaften gehabt, jetzt sind es in Wien knapp 2 400 Frauen und davon 916 Mädchen, die höchst erfolgreich hier diesen Sport betreiben. 

Auf viele andere Einrichtungen wie Eistraum, Frauenlauf, Marathon möchte ich hier jetzt gar nicht eingehen, weil das sind natürlich bekannte Sportarten und bekannte Sport-Events, die auch weit über die Grenzen der Stadt Wien und weit über die Grenzen Österreichs hinaus bekannt sind. 

Einen Punkt noch, nämlich die Sport- und Fun-Hallen: Diese Erfolgsstory wurde 1995 begründet, und wir werden heuer in Ottakring eine neue Halle mit 2 800 m² eröffnen. Und warum sage ich das hier: Nicht wegen irgendeiner Neueröffnung einer Halle in Ottakring, sondern weil wir vor wenigen Wochen den einmillionsten Besucher bei dieser ganz besonders tollen Einrichtung und bei diesen ganz tollen Fun-Hallen, die wir hier anbieten, begrüßen konnten. 

Sport verbindet, auch das ist ein wesentliches Element, das der Sport mit sich bringt. Es gibt die an und für sich schon liebgewonnene Organisation von Aktionen wie Fairplay am Fußballplatz, die hier Rassismus verhindern soll, und wir haben auch die Erfahrung gemacht, dass dort, wo Kinder gemeinsam Sport betreiben, wo sie gemeinsam trainieren, wo sie gemeinschaftliche Erlebnisse haben, Ausländerfeindlichkeit keinen Platz hat. Und hier ist Sport eine geeignete Basis, um das Miteinander zu fördern und das Gemeinsame in den Vordergrund zu stellen. Auf die Ergebnisse, die wir in diesen Bereichen erzielen, können wir durchaus sehr stolz sein, und diesen Weg werden wir auch weiterhin gehen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zu den angesprochenen Sporthallen: Wir haben derzeit in Wien genügend Sporthallen angeboten, Herr Aigner, wir haben die Stadthalle, wir haben das Radstadion, wir haben die Sport- und Fun-Hallen, wir werden die Albert-Schultz-Halle ausbauen. Und sich hier herzustellen und zu sagen, es gäbe keinen Masterplan, sich hier herzustellen und zu sagen, wir brauchen noch eine zusätzliche Halle und damit sei alles gerettet, wo es nicht einmal eine entsprechende Nachnutzung gibt, das, glaube ich, ist nicht in Ordnung. Wir haben diese Sporthallen, die sind auch gut ausgenutzt und werden das auch weiterhin sein. 

Wir haben im Vorjahr - und das wurde auch schon des Öfteren hier angesprochen - die Europameisterschaft 2008 in Wien zu Gast gehabt, und hier auch ein paar Anmerkungen, oder einmal ein paar Annahmen dazu: Würden wir heute hier stehen und wir hätten einen anderen Verlauf der Europameisterschaft gehabt, was zum Beispiel sehr schön gewesen wäre, aber bleiben wir bei etwas realistischeren Annahmen, dass sich Holland, Polen oder Italien länger im Turnier gehalten hätten, und wir hätten nicht vorgesorgt gehabt mit dem Hanappi-Stadion, dann hätten wir hier, heute genau bei der gleichen Diskussion, die Anfragen, warum denn die Stadt nicht Vorsorge getroffen habe, denn man hätte ja sehen müssen, dass hier ein Fan-Schwung von diesen Ländern kommt, und warum haben Sie das nicht gemacht. Aus heutiger Sicht kann man leicht gescheit reden, nur aus damaliger Sicht und aus der gleichen Situation heraus würde die Stadt Wien wieder gleich handeln, weil wir eben nicht wissen, wie der Verlauf ist und wir hätten dieses Auffangbecken im Hanappi-Stadion - das war immer als Auffangbecken gedacht - benötigt. Also, natürlich im Nachhinein ist leicht gescheit reden, aber bleiben wir bei den Tatsachen, Entscheidungen müssen vorher getroffen werden. 

Zur Abrechnung, auch da ist es klar, und übrigens sind auch alle anderen Städte noch nicht so weit, dass sie fertig abgerechnet haben, auch dort gibt es noch die entsprechenden Prüfverfahren. Genau in dieser Situation sind wir auch in Wien, es gibt momentan die Prüfung vom Kontrollamt, und wenn diese Prüfung dann abgeschlossen sein wird, werden wir auch entsprechend darüber diskutieren. Aber eines auch noch vorweg gesagt: Es war ein tolles Fest, es war ein friedliches Fest, es war ein freundliches Fest, auch wenn einige Angst- und Panikmacher immer gesagt haben, da werden Tausende von Hooligans kommen und werden Österreich überschwemmen. Das war es überhaupt nicht, ich war selbst einige Male in der Fan-Zone, es war ein sehr tolles Fest, ein angenehmes Fest, und seien wir stolz darauf, dass wir es ausrichten durften, und auch noch einmal ein recht herzliches Dankeschön an die Hunderten und Tausenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die dieses Fest für uns organisiert haben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Um auch zum Prater-Vorplatz zu kommen und da sind auch nur drei Punkte und Feststellungen zu treffen: Erstens, es gibt hier die entsprechenden Gesellschaften und Verantwortlichen, die sich um diese Angelegenheiten kümmern müssen und zweitens, auch wenn Sie es nicht hören wollen, sind jetzt die Gerichte am Zug, die entsprechende Schritte und Entscheidungen zu treffen haben, und Drittens, und das tut Ihnen ja am meisten weh, der Platz wird von der Bevölkerung gut angenommen, denn der Platz ist mittlerweile sehr beliebt. 

Zum Thema Jugendwohlfahrt: Auch ein Thema, über das wir hier sehr viel diskutieren könnten und ein Thema, über das man sich verbreitern könnte, aber wir haben hier tolle MitarbeiterInnen, die in diesem Bereich Tolles leisten. Das muss auch einmal gesagt werden, denn die Arbeit, die diese Kolleginnen und Kollegen dort verrichten, ist keine einfache, sondern ist sicherlich eine sehr schwere. Und wenn Sie, Frau GRin Smolik, hier sagen, dass wir hier zu wenige Mitarbeiter und zu wenig Personal haben, dann habe ich umgekehrt auch Dankschreiben seitens der Personalvertretung, weil wir jetzt die 12 Dienstposten vom Vorjahr, die Sie erwähnt haben, entsprechend nachbesetzen, weil es eben eine so hoch qualifizierte Aufgabe ist und es nicht so ist, dass man die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von der Straße darauf setzen kann auf diesen Job und dass hier gleich gearbeitet werden kann. Hier sind Einschulungsmaßnahmen nötig, hier sind Ausbildungs- und zusätzliche Qualifizierungsmaßnahmen gefordert.

Es gibt weiters 18 neue Dienstposten, die dort geschaffen wurden, um Wohngemeinschaftsverbünde einzurichten, neue Wohngemeinschaften sollen eingerichtet werden und wir wissen natürlich auch, und ich war auch selbst dort und habe mich einige Male überzeugt, wie es in den Krisenzentren zugeht. Wir werden auch heuer noch ein neues Krisenzentrum dazubekommen und ich glaube, ein weiterer Punkt - und das wird auch sehr erfreulich sein - ist, dass sich dort die Dienstgeberin gemeinsam mit dem KDZ, aber auch mit der Personalvertretung zusammensetzt und versucht, ein Personalbedarfsmodell zu entwickeln. Und wenn sie dann dieses Personalbedarfsmodell entwickelt haben, werden wir schauen, wo wir auch tatsächlich liegen. Auch hier befindet sich Wien in einer Vorreiterrolle, denn Wien besitzt als einziges Bundesland eine Stabsstelle in der Jugendwohlfahrt, die sich eigentlich mit Forschung und Entwicklung beschäftigt, und auch auf diesen Weg, den wir hier gehen, sollten wir sehr stolz sein, und den werden wir auch weiter gehen. 

Ein weiteres Kapitel ist die Bildungspolitik. Wenn wir von Bildungspolitik sprechen, dann reden wir immer über einen umfassenden Bildungsbegriff, und der geht weit über das, was das Schulsystem betrifft, hinaus. Es geht hier um lebenslanges Lernen und Erlernen von Zusatzqualifikationen. Und dass wir hier mit allen Einrichtungen, die hier mithelfen und mitarbeiten, in Wien auf sehr guter Schiene sind und einen sehr guten Weg gehen, zeigen auch die Arbeitslosenzahlen. Jeder Arbeitslose ist ein Arbeitsloser zu viel, aber wenn man hier die Steigerungszahlen der anderen Bundesländer ansieht und mit der Wiener Steigerungszahl vergleicht, dann kann man durchaus feststellen, dass sich der Weg, den wir in Wien gehen, auch in der Bildungsfrage durchaus bezahlt macht. 

Was wir wollen, ist auch klar: Wir wollen die beste Bildung für alle unsere Kinder, wir wollen eine Chancengerechtigkeit im Bildungssystem, wir wollen aber auch eine Bildung, die nicht davon abhängt, wie viel die Eltern im Geldbörsel haben.

Lassen Sie mich hier beim Kindergarten beginnen. Wir haben in Wien auch schon ohne Gratiskindergarten und die Maßnahmen, die heuer gesetzt worden sind, im Vorjahr bereits mehr Kinder in der Kinderkrippe gehabt als der Rest von Österreich zusammen. Wir haben bereits im Vorjahr 2 000 neue Kinderbetreuungsplätze geschaffen, und wir werden im heurigen Jahr noch einmal 2 200 neue Krippen- und Kindergartenplätze anstreben.

Mit der Entscheidung, den beitragsfreien Kindergarten einzuführen, ist hier ein riesiger Schritt zur Entlastung aller Familien gelungen. Die Realisierung des Gratiskindergartens ist in Wien ein Riesenprojekt. Wenn man sich das anschaut, ist vom Zeitpunkt des Regierungsbeschlusses bis zur tatsächlichen Umsetzung sehr wenig Zeit für das Projekt, das hier umgesetzt werden muss. Mit der Umstellung von der Gruppenförderung auf die Individualförderung, die auch eine riesige Herausforderung bedeutet, ist sehr, sehr vieles gelungen, und die Kolleginnen und Kollegen haben da hervorragende Arbeit geleistet.

Um das noch einmal zu verdeutlichen: Bei der Einführung der ganztägigen Betreuung bedeutet das eine Entlastung um mindestens 226 EUR pro Kind für alle! Es wurde in Wien auch geregelt, dass die Möglichkeit besteht, für einkommensschwache Familien den Essensbeitrag bis zu einer Höhe von 57,41 EUR zu ersetzen.

Immer wieder wird von einem Wettlauf gesprochen: Wer war der Erste mit dem Gratiskindergarten, der hier eingeführt wurde? Wir haben in Wien ein einzigartiges Projekt, das verpflichtend mit dem Wiener Bildungsplan eingeführt wird. Wir haben auch ein einzigartiges Projekt mit viel weniger Schließtagen als in anderen Bundesländern, mit anderen Öffnungszeiten als in anderen Bundesländern. Und nicht in allen anderen Bundesländern gibt es auch ein Essensangebot. 

Das alles ist in Wien anders, wir haben hier die tolle Einrichtung unserer Kindergärten. Wir haben eine tolle Einrichtung, weil wir die Kindergärten als Bildungsinstitution sehen und als Einrichtungen, die die Vereinbarkeit von Beruf und Familie ermöglichen. Wir lassen uns nicht vergleichen mit Kindergärten mit Halbtagsöffnungen, wir lassen uns nicht vergleichen mit Kindergärten, in denen es 45 Schließtage gibt, und, wie gesagt, wir lassen uns nicht vergleichen mit Kindergärten ohne Essensangebot. Wir sind auf unser Wiener Angebot des Gratiskindergartens sehr, sehr stolz.

Auch die Personalsituation in den Kindertagesheimen wurde des Öfteren angesprochen, und dass wir zu wenig qualifizierte PädagogInnen in unseren Bereichen haben. Natürlich stimmt es, dass es bundesweit am Arbeitsmarkt eine Verdünnung bei den zur Verfügung stehenden KindergartenpädagogInnen gibt und dass wir bundesweit zu wenige KindergartenpädagogInnen haben.

Aber hier sei auch festgestellt: Die Stadt Wien hält alle gesetzlichen Normen und Regelungen wie Anzahl, Gruppengröße und Quadratmeterzahlen entsprechend ein. Natürlich unternimmt die Stadt Wien alles, um in Zukunft auch mehr Pädagoginnen und Pädagogen aufzunehmen und genügend zu bekommen. Wien ist das einzige Bundesland, und ich wiederhole das: Wien ist das einzige Bundesland, das Zusatzmaßnahmen und Zusatzausbildungsinitiativen gesetzt hat! Alle anderen Bundesländer tun das nicht.

Wir haben mit den Projekten „Restart", „Change" und „Pick up" die Möglichkeit, in Zukunft 270 bis 300 Pädagoginnen und Pädagogen zusätzlich in das System hineinzubekommen. Wir haben es mit dem System „Pick up" noch dazu geschafft, die Sackgasse, in der die ArbeitnehmerInnen, die KindergartenassistentInnen, dringesteckt sind, aufzubrechen, sodass die KindergartenassistentInnen die Möglichkeit haben, die Berufsreife und eine qualifizierte Ausbildung zu machen. Hier investiert die Stadt Wien sehr, sehr viel Geld.

Ich betone es noch einmal, weil es ganz, ganz wichtig ist und wir auch schon des Öfteren darauf hingewiesen haben: Wien ist das einzige Bundesland, das diese zusätzlichen Ausbildungsmöglichkeiten anbietet! Alle anderen ducken sich weg und hoffen, durch diese Situation durchzutauchen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Hier möchte ich noch Folgendes hinzufügen: Es wird die Personalsituation auch durch Falschmeldungen und Falschschreibungen nicht besser. Wenn der FPÖ-Obmann - wie vorige Woche im Parlament - meint, sich zum Kindergartenthema äußern zu wollen, dann sollte ihn seine Landesgruppe richtig informieren; ich bin da fast schon verlockt, hier hinzuzufügen: und ihn in Schutz zu nehmen. Aber wenn Sie eine Aussendung machen, dann richten Sie ihm bitte aus, er soll erstens die richtigen Begrifflichkeiten und zweitens auch die richtigen Zahlen verwenden. Denn der Mindestlohntarif sind nicht 1 300 EUR, sondern sind 1 741 EUR, und bei der Stadt Wien, wo wir aber ein entsprechendes Biennalsystem haben, 1 700 EUR.

Also auch daran erkennt man, es geht ihm nicht wirklich um die Inhalte. Es geht auch nicht um die Probleme bei den KindergartenpädagogInnen, sondern es ist ihm einfach nur um die kurzfristige Zeitungsmeldung gegangen. Das ist zutiefst abzulehnen.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich könnte noch vieles sagen. Aber mit dem Hinweis darauf, dass ich die Redezeit entsprechend einhalte, werde ich mich jetzt zurückhalten, beziehungsweise wir haben ja noch eine zweite Möglichkeit, zum Thema Campus-Modell zu reden, zum Thema Schuleinschreibung, zur 1+1 Förderung, zu den Büchereien.

Ja, zu den Büchereien und zur Personalsituation: Das lässt sich aufklären. Da gibt es die Möglichkeit, mit Aushilfspersonal darüber hinaus zu kontingentieren, damit wird ausgeglichen und aufgestockt. Das lässt sich hier auch relativ rasch aufklären.

Ein Satz noch zum Thema Schule und Wien: Wien hat mit der Wiener Mittelschule und mit dem neuen Campus-Modell eine Vorreiterrolle eingenommen. Diese Vorreiterrolle wollen wir natürlich auch beibehalten. 

In dem Sinn bedanke ich mich noch einmal bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der Geschäftsgruppe und entschuldige mich bei den Abteilungen, die ich jetzt nicht erwähnen konnte. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gudenus. Ich darf nur an die Präsidiale erinnern, die freiwillige Zeitbeschränkung auf zehn Minuten, wenn es möglich ist. - Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Hoher Gemeinderat!

Nach den Ausführungen des Herrn Kollegen Meidlinger darf ich Sie etwas zurückholen auf den Boden der Realität. Sehr begrüßenswert sind natürlich die vielen Initiativen der Gemeinde Wien im Sportbereich, trotzdem wird viel zu wenig getan für den Breitensport, wo natürlich auch ein enormes Manko besteht, was die Förderungen betrifft. Das wurde von Ihnen vielleicht weniger angeschnitten. 

Was Sie in Ihren Ausführungen vielleicht vergessen haben zu erwähnen, ist doch die Tatsache, dass viele Jugendliche in Wien, viele junge Menschen in Wien Zukunftsängste haben, veritable Zukunftsängste und Sorgen haben. Ich glaube, da reicht die Brot-und-Spiele-Politik der SPÖ nicht aus, um die Zukunftsängste zu lösen und den Leuten Hoffnung auf eine bessere Zukunft zu machen.

Wir fordern auch daher ein, rein um einen Überblick über die Aktivitäten im Bildungs- und Jugendbereich zu haben, einen jährlichen Jugend- und Bildungsbericht zu erstellen, der uns zusammengefasst Auskunft gibt über den Bildungsstandard hier in Wien, über die Situation in den Kindergärten. Wie schaut es aus im Sportbereich, in der Freizeit? Wie schaut es aus mit den Förderungen von Vereinen?

Was in anderen Ressorts möglich ist, ist bisher im Jugendressort leider nicht möglich gewesen. Deswegen fordern wir ein, dass auch hier so ein jährlicher Bericht als Zusammenfassung über dieses Ressort gegeben wird, weil eben die Jugendlichen, wie schon erwähnt, auch Zukunftsängste haben. Es geht nicht allen so gut, wie Sie es hier dargestellt haben. 

Man muss auch immer die Rahmenbedingungen betrachten, die hier vorherrschen und die auch Auswirkungen auf die Jugendlichen in Wien haben. Dazu gehört eine Arbeitslosenrate von 8 Prozent! Wir hatten allein im Dezember bei den Jugendarbeitslosen ein Plus von 8,5 Prozent hier in Wien, da ist Wien eben Schlusslicht. Im Vergleich zum Jahr 2007/2008 ist die Zahl der Inländer mit Arbeitsplatz um nur 0,5 Prozent gestiegen, während gleichzeitig 9 Prozent mehr ausländische Arbeitskräfte in Wien zu verzeichnen sind. Das ist eben auch ein Problem für die Jugend, weil ein Verdrängungswettbewerb am Arbeitsmarkt stattfindet, und die Zukunftsängste und Sorgen sind auch daraus zu erklären.

Oder schauen wir auf die Lehrstellen: Auf eine offene Lehrstelle kommen mittlerweile vier Lehrstellensuchende. Auch da ist Wien mittlerweile leider Schlusslicht im Bundesländervergleich. Wir vermissen hier zielführende Maßnahmen, wir vermissen auch positive Maßnahmen für die Lehrlinge. Diese sind Sie uns hier weiterhin schuldig geblieben.

Besorgniserregend ist auch, dass es in Wien bereits 16 Insolvenzen am Tag gibt. 16 Insolvenzen - auch das hat eine sehr negative Auswirkung auf die Jugend hier in Wien, die in weiten Bereichen auch durchaus davon betroffen ist. 

Auch das Häupl-Belastungspaket der letzten drei Jahre hat einiges an nicht gerade Erfreulichem für die Jugendlichen in Wien mit sich gebracht. Schauen wir uns zum Beispiel eine Jungfamilie an, die sich durchschlagen muss, die für sich ein Eigenheim gründen will, die hier auch wachsen und mehr Kinder bekommen will: Die muss pro Monat 100 EUR an Mehrkosten ausgeben auf Grund der Erhöhung der Gaspreise, auf Grund der Erhöhung der Strompreise, auf Grund der Tariferhöhungen der Wiener Linien. Also jährlich 1 200 EUR mehr für einen durchschnittlichen Haushalt, monatlich 100 EUR mehr; da stellt sich schon die Frage: Was bedeutet das eigentlich für Jungfamilien? Wo kommt hier Ihre Politik den Jungfamilien zugute? - Gar nicht!

Das ist auch nicht verwunderlich, weil Sie ja immer die Mercer-Studie bemühen, wahrscheinlich die einzige Studie, die Sie hier auch erwähnen können, weil sie Sie positiv darstellt. Es gibt aber auch andere Studien, wie zum Beispiel jene des Beratungsunternehmens ECA International, in der Wien nur auf Platz 14 rangiert. Da werden Kriterien wie persönliche Sicherheit, Integrationsmöglichkeiten, Infrastruktur, Wohnungsmarkt und Freizeitangebot gemessen, und da verliert eben Wien, vor allem bei diesen weichen Standortfaktoren, an Konkurrenzfähigkeit. Es ist vor allem eine sehr, sehr schlechte Ausgangslage bei der Kriminalität und bei der misslungenen Integration in Wien gegeben. 

Oder eine andere Studie, Cushman & Wakefield: Da ist Wien von Platz 24 auf Platz 26 zurückgefallen. Und leider auch im Bundesländervergleich: In der Studie StandortRADAR ist Wien auf dem letzten Platz. Die Quelle ist der Management Club.

Da sind wir schon konkret bei Verfehlungen, bei langfristigen und nachhaltigen Verfehlungen. Wenn Herr Kollege Meidlinger angesprochen hat, dass in Wien Bildung nicht vom Geld abhängt, so kann ich ihm nur widersprechen. Wir haben, bitte, im Pflichtschulbereich eine Zwei-Klassen-Schule, eine Zwei-Klassen-Bildung, und man merkt es in Wien leider schon, dass Bildung vom Geldbörsel abhängt - im Gegensatz zu dem, was Herr Kollege Meidlinger gesagt hat. 

Es findet hier eine Flucht aus den öffentlichen Schulen in die Privatschulen statt, und das aus gutem Grund. Deswegen hängt eben Bildung im Schulbereich leider schon vom Geldbörsel ab. Wir haben hier ein Zwei-Klassen-Bildungssystem, wenn wir in die öffentliche Schule schauen, zum Beispiel in Hernals mit 93 Prozent an Schülern mit Migrationshintergrund, oder in Margareten mit 85 Prozent an Schülern mit Migrationshintergrund, wo schlechte Deutschkenntnisse vorhanden sind, wo die Schüler nicht integriert sind, wo Muslime mehr als doppelt so viele Religionsstunden wie Christen haben, wo eben der Islam im Vormarsch ist, wo die Schüler dem Unterricht nicht folgen können und wo Lehrer und vor allem Lehrerinnen von Schülern teilweise flegelhaft behandelt werden. 

Daher kann man nicht davon reden, dass das Bildungssystem hier in Wien in Ordnung ist und dass das Bildungssystem hier in Wien nicht vom Geldbörsel abhängt. Denn genau auf Grund dieser Tatsachen flüchten immer mehr Schüler in die Privatschulen, weil es eben kaum mehr möglich ist, den Stoff in den Schulen zu vermitteln. 

Wenn Herr Kollege Meidlinger vom Kindergarten gesprochen hat, und davon, dass ein umfassender Bildungsbegriff zu begrüßen wäre: überhaupt keine Frage! Wir lehnen aber trotzdem hier in Wien das verpflichtende Kindergartenjahr für alle ab. Es ist überhaupt nicht einzusehen, warum plötzlich alle Eltern in Wien dazu gezwungen werden sollen, ihre Kinder mit fünf Jahren in den Kindergarten zu schicken, wenn überhaupt keine Notwendigkeit gegeben ist. Die Notwendigkeit ist schon gegeben bei Kindern, die schlechte Deutschkenntnisse haben, die eben in einer Vorschule noch eine gewisse Schulung brauchen, eine spielerische Schulung, um bei Schuleintritt ausreichend Deutsch zu beherrschen, und vor allem bei Kindern, die auch gewisse soziale Kompetenzen noch nicht aufweisen. 

Da sollte weiterhin der Grundsatz bestehen - der besteht für uns Freiheitliche -, dass die Eltern eine Wahlfreiheit haben, ob man die Kinder in den Kindergarten gibt oder nicht. Das ist uns sehr wichtig. Es sollte wichtig sein, dass Kinder, die die deutsche Sprache nicht ausreichend beherrschen, immer in den Kindergarten gehen sollten, eben nur jene Kinder mit Sprachdefiziten, aber nicht alle Kinder. Denn es gibt Studien, dass 77 Prozent der Migrantenkinder im Alter von vier bis fünf Jahren unzureichende Deutschkenntnisse haben. Daher ist diese Maßnahme, diese freiheitliche Maßnahme „Zuerst Deutsch, dann Schule", notwendiger denn je. 

Es wurden auch von Bgm Häupl zahlreiche Versprechen bezüglich Gratis-Kindergarten gebrochen. Es wurde der Gratiskindergarten ganz, ganz vollmundig angekündigt, es wurden Briefe an alle Haushalte verschickt, das hat allein einmal enorm viel gekostet. Es wurden mehrere Punkte gebrochen, einige seien hier angeführt. Wir werden das ja auch noch in den nächsten Tagen diskutieren. 

Er hat zum Beispiel angekündigt, dass jeder Kindergartenplatz in Wien gratis zur Verfügung stehen sollte. Trotzdem sind unglaubliche 11 000 Plätze weiterhin zu bezahlen! Tatsächlich haben mindestens 15 Prozent der Kinder zwischen drei und sechs Jahren und derzeit auch 77 Prozent der Kinder bis drei Jahre keinen Platz, obwohl hier Plätze für alle garantiert worden sind. Das sind eben die Verfehlungen und die nicht umgesetzten Ankündigungen des Bgm Häupl, die wir auch aufdecken werden, wo wir dem Bürger sagen werden, dass hier schlicht und einfach gelogen wurde.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ganz kurz noch zur Förderung von Jugendvereinen, weil die GRÜNEN wieder aufgeschrien haben, als Herr Kollege Jung das Amerlinghaus erwähnt hat: Das Amerlinghaus ist eben auch ein Musterbeispiel für diese linke Förderungspolitik. Da werden, bitte, jährlich 250 000 EUR oder mittlerweile mehr an einen Verein ausgeschüttet - unsere Steuergelder! -, obwohl in diesem Haus nachweisbar ein Sado-Maso-Verein drinsitzt. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ah, heute kommt's! - Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)

Ja, natürlich wiederhole ich mich, weil das stimmt. Man kann die Wahrheit nicht oft genug wiederholen, vor allem deswegen, weil Sie sie anscheinend nicht verstehen wollen.

Ein Haus, in dem nicht nur ein Sado-Maso-Verein drinsitzt, sondern auch mehrere Linksparteien drinsitzen, die ganz unverblümt zur Revolution aufrufen, so ein Haus bekommt pro Jahr 250 000 EUR unserer Steuergelder! Das verstehen wir einfach nicht, und das verstehen auch die Bürger nicht. Genau deswegen werden Sie bei der nächsten Wahl auch einen Denkzettel bekommen, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)

Abschließend noch ein Satz zur Förderung von politischen Jugendvereinen: Wir, die Freiheitliche Partei, stehen zur Förderung von politischen Jugendvereinen. Dieser Grundsatz ist für uns auch nicht abänderbar. Trotzdem möchte ich Ihnen ins Stammbuch schreiben: Bitte, pfeifen Sie Ihre Jugend zurück, wenn es darum geht, „Burschenschafter-Safaris" zu veranstalten - wo allein schon die Diktion so gewählt ist, als würde man Tiere verfolgen -, oder wenn es heißt, rechte Verbindungen anzugreifen. Da wird wirklich aggressives Vokabular verwendet. Pfeifen Sie bitte Ihre Jugendorganisationen zurück! (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Das ist jetzt wie im falschen Film! Bitte schauen Sie zu Ihrer Fraktion, wenn Sie so reden! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Das kann nicht sein. Jugendarbeit kann nicht so ausschauen, dass man, wie im 18. Bezirk, plötzlich ein Lokal mit jungen Leuten verstellt, die Sie eigentlich nur aufhetzen - die können ja alle gar nichts dafür -, wenn man ein Lokal mit jungen Leuten verstellt und den Leuten, die dort an einer Veranstaltung teilnehmen wollen, den Zutritt verwehrt, und wo ein Pfeil auf den Gehsteig geschmiert wird: „Hier verkehren Nazis". Denn das ist, bitte, keine Jugendarbeit, das ist pure Hetze, und das lehnen wir ab! (Beifall bei der FPÖ. - Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Genau auf Grund dieses Verhaltens sind immer mehr Jungwähler, also Wähler und vor allem Jungwähler, immer mehr enttäuscht von Ihrer Politik. Sie sind enttäuscht von der Arroganz, von der Präpotenz der Politik der SPÖ. Wir lehnen nicht nur auf Grund dieser Verhaltensmuster, aber vor allem wegen dieser Verhaltensmuster diesen Rechnungsabschluss ab. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile es ihr.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich bin geneigt zu sagen: Definiere Sado-Maso! Kann es auch sein, dass das dann eintritt, wenn ich Ihrer Rede lauschen muss? Ist das vielleicht möglich? (Heiterkeit bei den GRÜNEN. - Amtsf StR Christian Oxonitsch: Ja, da sind Sie jetzt ganz persönlich!) Da bin ich ganz persönlich - und auch noch ein Gehalt beziehend.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte zuerst zu meinem Vorvorredner - Herr GR Meidlinger ist hier, ja - zwei Dinge sagen. Unsere Frage nach den Sozialarbeitern bei der Jugendwohlfahrt ist nicht ganz beantwortet. Denn diese zwölf mehr, das war ja nur, damit ... (GR Ing Christian Meidlinger: Zwölf plus achtzehn! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Es ist ja nur, dass die Jugendwohlfahrt nicht überhaupt baden geht. Es ginge schon darum, sich einmal mit dem auseinanderzusetzen: Was braucht die Jugendwohlfahrt, und was können und müssen wir da noch tun? Für uns war es ein bisschen unbefriedigend, deswegen sage ich es, Punkt.

Das Zweite, worauf ich bei Ihnen Bezug nehmen möchte, ist: Sie sagen, Bildung soll nicht vom Geldbörsel der Eltern abhängen. Ja, bravo, das sagen die GRÜNEN auch! Nur, zur Erinnerung: Es ist leider das, was Sie seit Jahrzehnten machen! Der Stand der Dinge ist: Die Bildung unserer Kinder hängt vom Geldbörsel ab, und Sie haben es über Jahrzehnte nicht der Mühe wert gefunden, dagegen etwas zu unternehmen. Das ist eine Kritik, die Sie sich gefallen lassen müssen. 

Jetzt möchte ich die sehr kurz bemessene Zeit dazu verwenden, zu drei Dingen kurz Stellung zu nehmen. Erster Punkt: Die unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge - das Thema begleitet mich nunmehr seit Jahrzehnten -; zweiter Punkt: Das Familien-Glücksspiel, das da heißt „Wie finde ich die richtige Schule für mein Kind"; im dritten Punkt möchte ich noch kurz auf die Janusköpfigkeit der SPÖ eingehen, die mich auch seit Jahrzehnten begleitet.

Zunächst einmal zu den unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen: Ich habe auch heute mit Interesse verfolgt, was im „Standard" dazu steht, und Folgendes festgestellt: Aus dem Büro des zuständigen Stadtrates hieß es, man sei gerade dabei, ein bedarfsorientiertes Angebot für besonders traumatisierte Flüchtlinge zu schaffen. Bravo, danke! Fein, es wird uns sehr freuen, wenn es das endlich gibt.

Eine allgemeine Anhebung der Tagsätze sei derzeit nicht geplant - das halte ich für sehr schlecht und darüber hinaus für ganz falsch! Denn es gibt gesetzliche Verpflichtungen, und wenn man gesetzlich zu etwas verpflichtet ist, kann man nicht sagen, interessiert mich nicht, das mache ich jetzt noch nicht, vielleicht später, oder ich habe gerade kein Geld, oder es ist mir ziemlich wurscht.

Das gilt alles nicht, sondern Gesetze sind Gesetze. Die Stadt Wien hat als Träger der Jugendwohlfahrt die Obsorge zu übernehmen - wir haben ja dazu auch eine Feststellung des Obersten Gerichtshofes bereits herbeigeführt -, und auch das, was Obsorge bedeutet, ist gesetzlich geregelt. Und noch einmal: Gesetze muss ich vollziehen, und da kann ich nicht sagen, das mache ich, wenn ich einmal zufällig Geld habe. 

Jetzt möchte ich, auch damit es im Protokoll einmal festgehalten ist, vorlesen, was Obsorge bedeutet, und dann können Sie sich alle überlegen, ob man das mit einem Tagsatz von 75 EUR machen kann oder nicht. Also: „Dazu zählt die Wahrung des körperlichen Wohles und der Gesundheit sowie die unmittelbare Aufsicht. Es müssen die nötigen Rahmenbedingungen für die Entfaltung der körperlichen, geistigen, seelischen und sittlichen Kräfte, die Förderung der Anlagen und Fähigkeiten, Neigungen und Entwicklungsmöglichkeiten des Kindes sowie die Ausbildung in Schule und Beruf geschaffen werden."

Jetzt erklären Sie mir einmal, meine lieben Damen und Herren von der SPÖ, warum man, um das alles gewährleisten zu können, für ein österreichisches Kind 135 EUR braucht, und warum man ausgerechnet für ein Kind, das ein unbegleiteter minderjähriger Flüchtling ist, für dieselbe Aufgabe nur 75 EUR braucht! Das soll mir irgendjemand einmal schlüssig erklären. Denn eigentlich wäre es ja so, dass ich für ein traumatisiertes Kind noch ein bisschen mehr als für ein anderes brauche.

Jetzt haben wir in Wien 102 unbegleitete minderjährige Flüchtlinge, und es funktioniert nicht. Es ist bislang einfach nicht möglich, diese Stadt dazu zu bringen, für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge dasselbe Geld auf den Tisch zu legen wie für die österreichischen Kinder, die ebenfalls in der Obsorge der Stadt Wien sind. So kann es nicht sein! Es kann nicht zwei Klassen von Kindern geben. 

Wenn Ihnen die österreichischen Gesetze wurscht sind, und wenn Ihnen der Verfassungsgerichtshof vielleicht wurscht ist, dann haben Sie sich immer noch an die UNO-Konvention über die Rechte des Kindes zu halten, wo ganz klar festgelegt ist, dass alle bis 18 gleich behandelt werden müssen. Ich verlange die Gleichbehandlung der unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

So, das war's, das war einmal mein Herzenspunkt. Den habe ich somit angebracht, und nun möchte ich gerne noch ein kleines bisschen zu anderen Dingen sagen, zum Beispiel dazu, dass es in Wien wirklich nicht leicht ist, eine gute Schule für sein Kind zu finden, also auch für den Sechsjährigen, für die Sechsjährige, die erstmals in die Schule kommt. 

Viele von uns, gerade viele von denen, die sich hier im Saal befinden, wünschen sich eine moderne Schule, die tatsächlich eine Pädagogik vom Kind aus macht. Da gibt es einige in Wien. Da gibt es Mehrstufenklassen, da gibt es Freinet-Klassen, da gibt es Montessori-Klassen, da gibt es vieles, was gut und schön ist. Da wurde in den letzten 20 Jahren auch einiges geleistet. Aber das ist zu wenig! 

Die Leute können ja nicht quer durch Wien fahren, um eine solche Schule für ihr Kind zu finden. Dann können sie immer noch Glück oder Pech haben, weil die LehrerInnen mehr oder weniger gut sind, die man gerade findet, wie das eben so ist. Das ist in jeder Berufsgruppe so, so ist es. Aber was diese Stadt verabsäumt hat und nach wie vor verabsäumt, ist, im eigenen Bereich, völlig unter Absehung von Bundesschulgesetzen, das Optimale an innovativer Pädagogik für jeden Schulstandort herauszuholen. Das wurde nicht geleistet, und so stehen wir jetzt da und suchen nach wie vor nach guten Schulen, wenn unsere Kinder in die 1. Klasse kommen. 

Ich sage es nicht gern, aber würden die kleinen Kinder in der Schule das Laufen lernen - ich kann Ihnen versichern, unsere Gehsteige wären gefährliche Orte! Sie würden es nämlich wahrscheinlich nicht gut erlernen. Deswegen möchte ich Ihnen, obwohl meine Zeit schon sehr im Laufen ist, etwas Kurzes vorlesen, was Celestin Freinet geschrieben hat und was ich für so typisch halte - er war selbst Pädagoge, er darf das sagen; ich bin auch Pädagogin und darf das auch sagen, ich beschimpfe mich ja nicht selbst: „Seien wir ehrlich: Wenn man es den Pädagogen überlassen würde, den Kindern das Fahrradfahren beizubringen, gäbe es nicht viele Radfahrer. Bevor man auf ein Fahrrad steigt, muss man es doch kennen, das ist doch grundlegend, man muss die Teile, aus denen es zusammengesetzt ist, einzeln von oben bis unten betrachten und mit Erfolg viele Versuche mit den mechanischen Grundlagen der Übersetzung und mit dem Gleichgewicht absolviert haben. Danach, aber nur danach, würde dem Kind erlaubt, auf das Fahrrad zu steigen."

Es geht dann eine Weile dahin, aber er sagt auch, wie Kinder eigentlich das Fahrradfahren lernen. Viele von Ihnen werden sich vielleicht noch erinnern: Man schnappt sich ein völlig ungeeignetes Gefährt, steigt auf, fährt in den nächsten Graben hinein, holt es wieder heraus und probiert es noch einmal, fällt hin, steigt wieder auf, und irgendwann kann man Fahrrad fahren. In der Schule würde man es nicht lernen. 

Ich habe großes Interesse an allem, was an Schulen in Wien in einer positiven Entwicklung steht und innovativ ist. Vieles davon ist nachzulesen in Broschüren des Stadtschulrates. Es gibt so viel, aber: Bitte machen Sie das in der nächsten Schule neben mir, damit mein Kind dort auch hingehen kann! Das ist das, was die Eltern von Ihnen wollen. Sie wollen Schulen, in die man die Kinder gerne hingibt und in die die Kinder vor allem gerne gehen. Deswegen bringe ich jetzt einen Antrag ein, der da lautet: 

„Der Gemeinderat fordert den Herrn amtsführenden Stadtrat für Bildung, Jugend, Information und Sport auf, die nötigen Schritte zu setzen, damit das Angebot an innovativer Pädagogik in Wien deutlich erweitert wird."

Was da sonst noch stand, haben wir weggestrichen, damit Sie mitgehen können. In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages.

Die Janusköpfigkeit der SPÖ, das war eigentlich mein schönster Aufsatz. Eigentlich war er wirklich schön, aber ich bringe ihn jetzt nicht mehr unter, wir können ihn uns also ersparen. Ich bringe jetzt einmal nur meine zwei Anträge ein, die ich noch habe. 

Der eine Antrag bezieht sich auf die Vorschulklassen des 1+1 Fördermodells. Ich weiß, wir sind unterschiedlicher Ansicht. Meine Ansicht, ganz knapp auf einen Punkt gebracht, lautet: Die Vorschulklassen sind ausländerfeindlich, die Vorschulklassen sind fehlgeleitete Gedanken, um vor der Wahl geschwind noch den Freiheitlichen recht zu geben und den Eltern zu sagen, es wird dort ohnehin nicht so viele Kinder geben, die nicht gut Deutsch können. Es ist eine klassische Maßnahme vor der nächsten Wahl, wo Sie mit der FPÖ gehen. 

Ich hoffe, nach der Wahl lässt sich das wieder kurieren, und dahin geht auch mein Beschlussantrag. Ich hätte gern, dass diese Vorschulklassen wegkommen und durch ein integratives Fördermodell ersetzt werden, und fordere den Herrn Stadtrat auf, ein derartiges Modell vorzulegen, und fordere die SPÖ im Speziellen auf, das Modell der gemeinsamen Schule für die Sechs- bis Zehnjährigen in Wien beizubehalten. Sie fordern es immer großartig für die Zehn- bis Vierzehnjährigen und schaffen es bei den Sechs- bis Zehnjährigen noch dazu ab. Es ist ja grotesk, was sich da abspielt! - In formeller Hinsicht, und das ist mein Zugeständnis an die ÖVP, beantrage ich die Zuweisung dieses Antrages und freue mich, wenn Sie dann auch mitgehen können. 

Jetzt noch ein letzter Antrag zur Schulsozialarbeit, und dann ist meine Zeit auch schon um. Dieser Beschlussantrag beinhaltet, dass, wenn Schulsozialarbeit kommt, die Mittel dafür nicht bei den Lehrern abgezwackt werden sollen. Es muss zusätzliche Mittel für die Schulsozialarbeit geben.

Meine Damen und Herren! Ich mache Schluss, um meine Redezeit einzuhalten, danke Ihnen für die Aufmerksamkeit und hoffe, dass Sie sich nach der Wahl wieder so weit erfangen und erholt haben, dass man wieder eine Schule für alle Kinder andenken kann. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau Mag Anger-Koch. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich weiß nicht, es kommt mir vor, als wenn wir hier alle in einem Märchenland leben würden, und ich muss da erzählen, wie gut es allen geht. Reden Sie mit Ihren Leuten nicht? Reden Sie mit den Menschen auf der Straße nicht? Ignorieren Sie diese? Ich weiß nicht ... (GR Godwin Schuster: Mit wem reden wir nicht?) 

Sie reden nur alles schön in Ihrer Stadt. Ich weiß nicht, reden Sie nicht mit den Leuten, die auf der Straße sind? Wissen Sie nicht, was es hier für Missstände gibt? - Sie ignorieren das so was von beinhart, Sie machen eine vollkommene Realitätsverweigerung! Das finde ich wirklich unglaublich traurig. Sie reden von Dingen, was Sie nicht alles tun, es merkt aber der kleine Bürger leider Gottes nichts davon. Sie verbrennen Geld, Sie subventionieren, Sie investieren und Sie fördern, und keiner hat etwas davon. Ich glaube, Sie haben vergessen, dass es eigentlich Geld der Steuerzahler und der Steuerzahlerinnen ist, und zu denen ... (GR Godwin Schuster: Leben Sie in der Stadt?) Ja, ich lebe in der Stadt. Keine Angst und ich rede auch mit den Leuten. Die sind wahnsinnig verunsichert durch Ihre Politik, die Sie hier betreiben! (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Das Geld, das Sie den Leuten hier abzocken, gehört wieder den Wienern und Wienerinnen zurückgeführt, und das tun Sie nicht. Sie verschwenden das Geld nach Strich und Faden! Hanappi ... (GR Godwin Schuster: Wo?) 

Wo? Bitte, was haben Sie denn da gemacht? - Ich meine, die Fan-Zone, das war ja eine Ausbeutung der Sonderart! (Neuerliche Zwischenrufe bei der SPÖ.) Fast jede Zeitung hat darüber geschrieben. Wenn Sie mit den Leuten dort sprechen - bis heute haben Sie keine Abrechnung gezeigt, aber Sie reden es nett! (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Ich habe gedacht, es fehlen Ihnen die Unterlagen! - GR Kurt Wagner: Was heißt denn das?)

„Was heißt denn das?" - Dass Sie Millionen der Steuerzahler und Steuerzahlerinnen von Wien hier verschwenden! (GR Godwin Schuster: Sie behaupten etwas, von dem Sie nichts wissen!) Was regen Sie sich auf? Das ist eine Tatsache! (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Sie sitzen da und schreien mit mir herum, anstatt dass Sie einmal eine ordentliche Kostenrechnung machen (GR Godwin Schuster: Wer hat geschrien?), mit den Leuten reden und, sagen wir einmal, eine Abrechnung machen, so wie es in einer ordentlichen Firma gemacht werden muss. Sie veruntreu…, Sie verschmeißen einfach das Geld und legen keine Abrechnungen vor, obwohl wir das seit einem halben Jahr fordern. (GR Godwin Schuster: Also wenn hier jemand schreit, Kollegin, dann sind es Sie, aber nicht wir!) Weiter geht’s. (GR Godwin Schuster: Sie sind die Einzige, die geschrien hat! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ja, ja. 

Sie machen absolut keine Präventionsprogramme, Sie schieben alles nur auf die lange Bank. Sie ignorieren eigentlich auch das, was hier gesprochen wird, die Jugendlichen, die Kinder in dieser Stadt. (GR Godwin Schuster: Versuchen Sie, es ein bisschen konkreter zu machen! Nicht so pauschal!) Gerne, ich werde schon konkret, keine Angst. (GR Godwin Schuster: Wäre spannend, was Sie denken! Wäre wirklich spannend!) 

Genau in der Jugendwohlfahrt, wo wir gerade stehen geblieben sind, mache ich weiter. Personalmangel, finanzielle Ressourcen, die fehlen, schlagen sich in der Verschuldung der Jugendlichen nieder. Denn genau da fehlt das Personal. Die Jugendlichen verschulden sich immer mehr, reden Sie mit den Leuten! Es sind weitere Gefährdungsmeldungen, erhöhte Gewalttaten. Die Sozialeinrichtungen für Kinder und Jugendliche, da steigt der Bedarf, und da wird nichts getan. 

Aktuelles Beispiel: 21. Bezirk, die Tagesklinik des Kinderdorfes wird geschlossen. Sie bräuchte 700 000 EUR, um ein Jahr weiterzubestehen, genau so viel, wie Sie für eine Veranstaltung des Rathauses an einem Tag verschwenden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie setzen keine Schwerpunkte. 30 Dienstposten, die wir in der Jugendwohlfahrt von Ihnen fordern, sind bis dato noch nicht eingelangt und noch nicht einmal budgetiert worden. Sie merken ja, dass die Familien teilweise mit ihren Kindern überfordert sind; in dem Bereich wäre also auch die Jugendwohlfahrt dementsprechend gefordert. Es gibt genug Konzepte, was Finanz-Coaching angeht, einen Finanz-Check zu machen - das alles könnte eigentlich in den Schulen angeboten werden, aber auch in den Einrichtungen der Jugendwohlfahrt. Es wird diesbezüglich nichts gemacht. 

Auch im Bereich des Sports. Wir haben ja heute schon einiges hier gehört. Hanappi habe ich auch bereits erwähnt, die Abrechnung fehlt uns ebenfalls nach wie vor. Herr Meidlinger hat vorhin tolle Events aufgezählt; ihr macht wirklich tolle Events: Da wird etwas aus dem Hut gezogen, und dort wird etwas aus dem Hut gezogen; das war ein tolles Fest, und da gibt es ein tolles Fest. Aber genau die, die es wirklich brauchen, lassen Sie leider Gottes verhungern. 

Mein Kollege Aigner hat heute schon den Sportstättenplan angesprochen, der nach wie vor nicht umgesetzt worden ist. Es gab noch nicht einmal Besprechungen, es gibt nicht einmal irgendetwas, worüber wir informiert worden sind. Genau da wäre es nämlich wichtig, dies für die Kinder und Jugendlichen zu bekommen. Es gibt zu wenige Sportstätten, das ist leider Gottes nun einmal eine Tatsache in Wien. Wenn Sie mit den Dachverbänden und mit anderen Vereinen sprechen, werden sie Ihnen das bestätigen. 

Sportstätten sind nicht nur wichtige Infrastrukturmaßnahmen, welche die Basis für sportliche Leistungen in der Breite und in der Spitze sind, sondern sind auch ein Ort der Geselligkeit, der wichtig für die Integration ist. Das macht Sport: Integration! Es wäre Ihre Aufgabe, ebendiese Sportstätten zu fördern. 

Sie drängen somit die Dachverbände und die Vereine, auch die Fußballvereine, in die Rolle des Bittstellers. Gerade die Dachverbände müssen eigentlich autonom mit den Fördermitteln arbeiten können. Derzeit bekommen die Dachverbände 0,6 Prozent vom Gesamtbudget als Basisförderungen. Umgelegt auf die Zahl der drei Dachverbände entspricht das einer Förderung von unter 160 EUR pro Verein und pro Jahr. Da hat man aber noch nicht die Miet- und Pachtkosten, die ja die Dachverbände wieder an die Stadt Wien zurückzahlen müssen, eingeplant. Unterm Strich bleiben dann 55 EUR pro Verein und pro Jahr übrig. Wie soll das einer schaffen?

Das Gleiche haben wir bei den Wiener Fußballvereinen. Sie kämpfen um den Erhalt ihrer Sportanlagen. Dadurch, dass sie Pächter sind, müssen sie diese Plätze quasi selbst erhalten. Nur: Durch die Teuerung der Stadt Wien bei Strom, Wasser et cetera können sie die Plätze nicht mehr finanzieren. 

Pächter haben bei Platzübernahmen starke Mängel in der Infrastruktur festgestellt, und das müssen sie jetzt, einschließlich der Kosten, selbst tragen. Es geht hier um rinnende Wasserleitungen oder die Pflege des Baumbestandes, desolate Stromleitungen, schimmlige und nasse Gebäude. Da gab es eine jahrzehntelange Vernachlässigung seitens der Stadt, und jetzt, nachdem die Vereine Pächter geworden sind, sind diese dafür verantwortlich. 

Wenn die Verbände, Dachverbände oder Fußballvereine, hier nicht Subventionen von Ihnen bekommen, dann wird sich das leider Gottes auf den Nachwuchs und auf den Breitensport auswirken. Gerade für unsere Kinder ist der Sport wichtig, aber das werden Sie mit Ihrer Politik leider Gottes vernichten. Genauso, wie wir schon oft gefordert haben, dass der Breitensport in die Nachmittagsbetreuung gehört, dass die Kinder dort Sport betreiben, dass die Sportvereine und die Schulen zusammenarbeiten. 

Wir haben hier sogar einen Vier-Parteien-Antrag eingebracht, dass das forciert wird. Bis heute haben wir noch keine Ergebnisse bekommen. Ebendiese außerschulischen Angebote gehören forciert, denn Sport und Bewegung erfüllt sowohl volkswirtschaftliche als auch gesundheits- und sozialpolitische Aufgaben. 

Eigentlich habe ich mich über das Interview von Herrn StR Oxonitsch vom 22.6. sehr gefreut, in dem er gesagt hat: Ausbau und Sanierung von Sportstätten bleibt wichtig. - Das hoffe ich doch, dass es das nicht nur bleibt, sondern auch dementsprechend wichtig wird!

Schulen und Kindergärten müssen an den Sport herangeführt werden. Insofern hoffe ich auch, dass jetzt endlich unserem Antrag, den wir eingebracht haben, Folge geleistet wird und dass es in dieser Hinsicht eine deutliche Verbesserung gibt. Ich ersuche Sie, nicht nur weiterhin zu verwalten, sondern Sie sind jetzt gefragt, endlich zu gestalten. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Mag (FH) Tanja Wehsely ist zum Wort gemeldet. - Bitte.

GRin Mag (FH) Tanja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Man ist also angehalten, zehn Minuten zu sprechen? Ist das richtig, Herr Vorsitzender?

Sehr geehrter Herr Stadtrat! Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Gäste, auch auf der Galerie! Liebe KollegInnen, die via Lautsprecher/Internet live dabei sind!

Wir können es gar nicht oft genug sagen, oft genug wiederholen ... (GR Dr Herbert Madejski: Jetzt wird es interessant!) Ja, genau, jetzt wird es interessant: Kinder und Jugendliche - gut zuhören! - verdienen und brauchen Liebe, Respekt, Förderung, Anerkennung, Möglichkeiten der Partizipation und Perspektiven. Sie brauchen alle Chancen dieser Welt und notfalls auch eine zweite, eine dritte und eine vierte Chance. Selbst mitgestalten, gefragt werden, ernst genommen werden, alles das fördert das Verantwortungsgefühl und die Solidarität, und das mehr als jede Verordnung, jeder Zwang und jede Aktion Scharf.

Ein aufgeregtes Gackern der rechten Opposition über das, was wir unter Jugendsünden einordnen, nämlich kleinere Verfehlungen wie zum Beispiel, auf einen Kirschbaum zu kraxeln, bringt uns nicht weiter. Mit Kanonen auf Spatzen zu schießen - ich habe das ja erst unlängst ausgesendet -, das ist ganz leicht, das kann aber nicht die Aufgabe sein. Und das, was Sie unter Jugendsünden verstehen, das lehnen wir mit aller Entschiedenheit ab! (Beifall bei der SPÖ.)

Grundsätzlich geht es bei Prävention schon darum, dass man auf ein mögliches Fehlverhalten eingeht, dass man ein Unrechtsbewusstsein schafft und dies in den Vordergrund stellt. Dazu braucht man natürlich die Fähigkeiten, analysieren zu können, strukturieren zu können, sich selbst eine Meinung bilden zu können und, einmal mehr, sich beteiligen zu können. Das ist das Um und Auf für Kinder und Jugendliche. Dazu brauchen Kinder und Jugendliche Selbstbewusstsein und den unbedingten Rückhalt der Erwachsenenwelt.

Ich darf Sie auch aus gegebenem Anlass daran erinnern, dass es einmal einen höchst erfolgreichen, international anerkannten Wiener Jugendgerichtshof gegeben hat, wo eine Jugendgerichtshilfe eingebettet war, wo die Vernetzung zur Jugendwohlfahrt und auch zu anderen Einrichtungen gegeben war. Ich darf Sie aus gegebenem Anlass auch daran erinnern, wer diesen Jugendgerichtshof aufgelöst hat: Das war nämlich - Schwarz-Blau, richtig! (GR Mag Wolfgang Jung: Haben Sie es noch immer nicht begriffen? Wenn Sie es anders gewollt hätten, hätten Sie jetzt zwei Regierungsperioden lang Zeit gehabt, es anders zu machen!) 

Ja, das ist ganz super! Die Methodik ist - weil wir ja gerade vom Geldverbrennen geredet haben - überhaupt das Allergescheiteste: Wir schaffen Sachen ab, und der Nächste soll es dann wieder aufbauen. Und dann werfen Sie uns vor, wir denken in Legislaturperioden! Das ist besonders super, wirklich ganz, ganz toll. (Beifall bei der SPÖ.) Die Logik, wie Sie sie verstehen - ist in Ordnung.

Zur Vernetzung in der Geschäftsgruppe selbst ist zu sagen, dass es natürlich hervorragend verläuft zwischen Jugend, Jugendbildung, Stadtschulrat, MA 13, auch mit MAG ELF, Jugendwohlfahrt, genauso in Richtung des Sports, in Richtung der Bäder et cetera. Wir bemühen uns da sehr, den Auftrag zu vollziehen - Vernetzung findet statt - und uns gemeinsam abzustimmen, Sachen gemeinsam zu tragen; sei das jetzt von der MA 13, Jugend/Bildung gemeinsam, aber auch über die Ressortgrenzen hinaus, mit der MA 17, mit dem Integrationsbereich sowieso, die Sommerprogramme, Kooperation 17er, 13er, Stadtschulrat, ganz tolle Sachen passieren da; sei es aber auch mit der Umwelt - wir haben es heute schon von Kollegen Wutzlhofer und StRin Sima gehört -, alles im Bereich Umweltbildung et cetera, zum Beispiel auch die tollen Projekte Jugendzentren, gemeinsam mit dem Ökobüro und der Umweltschiene. 

Genauso aber auch in Richtung Kultur: ganz toll unser „Cash for Culture“, das sehr, sehr gut angenommen wird, da es die Jugendlichen wirklich schätzen, relativ rasch und unbürokratisch bis zu 1 000 EUR bekommen zu können, um eigene Wünsche und Projekte im kulturellen, im jugendkulturellen Bereich umzusetzen. 

Genauso aber auch in Richtung Wohnen: Wir haben nach langer Zeit des gemeinsamen Diskutierens eine Novellierung der Wiener Bauordnung geschafft, in der auch erstmals Jugend als Anspruchsgruppe vorkommt. Daran werden wir intensiv weiterarbeiten, nicht zuletzt - dazu komme ich noch, wenn auch kurz, aber doch etwas ausführlicher - mit Wirtschaft und Finanzen, nämlich Arbeitsmarkt, Jugend und Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds, Jugendarbeit im Bereich der Perspektiven, der Ausbildung und der Lehre. 

Vom Kindergarten ist ebenfalls schon viel geredet worden. Ganz wichtig ist uns auch in diesem Zusammenhang, dass in Wien alle Kinder und alle Jugendlichen gleich viel wert, gleich lieb, gleich schätzenswert, gleich unterstützenswert sind. Alle! Egal, ob sie neu zugewandert sind vor einem, zwei oder drei Jahren, vor zehn, vor fünfzehn oder vor zwanzig Generationen: Es sind Kinder, es sind Jugendliche, und wir haben sie mit Respekt zu behandeln, sie zu unterstützen und sie ernst zu nehmen. Alle! (Beifall bei der SPÖ.)

Es ist gelungen - in einem wahren Kraftakt, der sicherlich auch noch Grete Laska zu verdanken ist und den jetzt Christian Oxonitsch in bewundernswerter Weise durchsetzt, der sich tausendfach für die Kinder Wiens lohnen wird -, es ist gelungen, mit September 2009 für mehr als 58 000 Kinder den Wiener Gratiskindergarten umzusetzen und zu starten! Für uns ist der Kindergarten - das ist auch schon mehrfach erwähnt worden - eine wichtige altersadäquate Bildungseinrichtung, wo Kinder gefordert und gefördert werden, wo sie Spiel und Spaß miteinander verbinden können, das Aufwachsen, das Forschen, das Lernen und vieles, vieles mehr. Das alles muss Hand in Hand gehen. Das ist unser großes Anliegen, und so ist es auch in einem Bildungsplan festgelegt. 

Besonders wichtig sind uns bei diesem durchaus bahnbrechenden Vorhaben des Gratiskindergartens natürlich auch die vielen Pädagoginnen und Pädagogen. Kollege Meidlinger ist schon auf die Ausbildungsschienen eingegangen, die nur in Wien angeboten werden. Mit den neuen Herausforderungen müssen natürlich auch laufend die Bedingungen für die Pädagoginnen und Pädagogen überprüft und auch optimiert werden, das ist gar keine Frage.

Zur Schule: Ein außerordentliches Projekt mit Aussicht auf Regelbetrieb - und das ist das ganz, ganz Wichtige - stellt die gemeinsame Schule der Sechs- bis Vierzehnjährigen dar, die sie einmal werden wird. Wir starten mit der Neuen Mittelschule im Herbst. Wir haben es auch als einziges Bundesland geschafft, ein paar Gymnasien mehr dazu zu bewegen, sich gemeinsam mit den Kooperativen Mittelschulen und Hauptschulen in dieses Projekt Neue Mittelschule zu begeben. Hier sprechen wir genau von den geforderten und sozusagen verstärkten pädagogischen und auch reformpädagogischen Inhalten, die mit den Jugendlichen, mit den Kindern und am Kind verwirklicht werden sollen. 

Wir werden mit 20 Standorten starten. Es sind sicherlich jene Bezirke, wo wir die Neuen Mittelschulen haben, sehr, sehr froh darüber. Ich glaube ganz sicher, dass die Neue Mittelschule ein Erfolgsmodell werden wird, das sich dann sozusagen auch noch in einer Erweiterung, nämlich im Campus, sukzessive in eine Schule der Sechs- bis Vierzehnjährigen ausweiten wird, wo es darum geht, eine gemeinsame Schule zu haben, qualitätsvoll, ganztägig, durchaus individuell gestaltet und abgestimmt an den Wünschen und Bedürfnissen der Kinder und Jugendlichen selbst, mit einem starken Zug zur Kreativität, zur Neugier, zu Spaß am Lernen, zu Sport, und das integriert in einer ganztätigen, verschränkten Form, gemischt aus Bildung und Freizeit, die sich auch da wiederum die Hand geben. 

Es ist eine wirklich tolle Sache, ein umfassender Bildungsbegriff, der hier gelebt werden wird und gelebt werden soll. Campus, Neue Mittelschule, ich denke mir, das wird sukzessive zu einem werden, so wie es auch sicherlich unser Bildungsstadtrat noch ausführen wird, der aber schon gesagt hat, dass auch in Zeiten der Krise einmal mehr dieser umfassende Bildungsbegriff gefragt ist, mit dem wir das angehen. Ganz zu schweigen vom Schulsanierungspaket, das ja schon länger läuft und wo wir in dem Abschnitt, über den wir jetzt reden, im Rechnungsabschnitt 2008, schon an die 43 Millionen EUR in die Sanierungen investiert haben.

Zur Jugendarbeit, zur außerschulischen Jugendarbeit, die ja sonst so umstritten war, obwohl - ich erinnere daran - auch die Kolleginnen und Kollegen von der ÖVP in vielen Vorständen sitzen, sich aber trotzdem bemüßigt gefühlt haben, dies einer Prüfung zuzuführen, und das Kontrollamt angestrengt haben, dass der große Verein Wiener Jugendzentren geprüft wurde. Das ist auch schon abgeschlossen, es finden die letzten Gespräche statt. Ich darf Ihnen mitteilen: Es schaut - wie wir es uns gedacht haben - sehr gut aus, auch von unabhängiger Stelle. (GR Mag Wolfgang Jung: Haben Sie den Kontrollamtsbericht im Voraus?) 

Nein, es gibt Abschlussgespräche, die geführt werden. (GR Mag Wolfgang Jung: Und die haben Sie schon geführt?) Ich war dafür verantwortlich zu liefern, was auch alles umfassend geprüft werden muss. Wir fürchten uns ja nicht davor, Herr Jung, das ist überhaupt kein Problem. (GR Mag Wolfgang Jung: Sie haben es schon ...?) Sie können es dann ausführlich im Herbst besprechen, sich damit auseinandersetzen, das durchlesen, das ist alles kein Problem. (GR Mag Wolfgang Jung: Danke!) 

Die Jugendarbeit wurde aber trotzdem noch nicht angesprochen, komischerweise auch nicht von Ihnen. Dabei ist es ja oft ein Ort der Kritik, genauso wie auch bei der ÖVP. Ich darf Ihnen einmal mehr sagen, dass wir in der außerschulischen Jugendarbeit europaweit führend sind, dass es eine überaus moderne Form ist, dass es schon so etwas wie ein Wiener Modell der Jugendarbeit gibt, das auch nachgefragt wird. Es geht darum, sozialräumlich und lebensweltorientiert die Jugendlichen - sprich also, auch an den Jugendlichen orientiert, dort, wo sie sind, mit ihnen gemeinsam, partizipativ, unterstützend, mit Empowerment und an ihren Wünschen ausgerichtet - zu mündigen Bürgerinnen und Bürgern zu machen, die gerne in dieser Stadt leben und sie mitgestalten.

Wir führen das ab in den Jugendzentren und Jugendtreffs, in vielen mobilen und aufsuchenden Projekten, in der Parkbetreuung, die alle Arbeiten vernetzt, natürlich auch mit Bildungseinrichtungen, mit den Volkshochschulen. Auch da gibt es eine Erfolgsgeschichte, die wir im letzten Jahr durchführen konnten: Wir haben die Volkshochschulen umstrukturiert, dass sie jetzt noch mehr an den Leuten und noch vernetzter mit anderen Einrichtungen in den Bezirken wirken. Wir haben dort Kompetenzzentren für verschiedene wichtige Bildungseinheiten eingerichtet, die besonders besprochen werden müssen, sei es jetzt Migration, sei es aber auch die Vernetzung mit anderen Einrichtungen, sei es Sprachenkompetenz und vieles mehr. 

Auch da ein ganz herzliches Dankeschön an alle, die mitgewirkt haben, dass das so toll verlaufen ist! Und auch herzlichen Glückwunsch, zum Beispiel zu den neuen Modellen! 

Sie reden immer davon, nahe bei den Menschen zu sein. - Ich kann keine Pause machen, weil ich nur mehr ganz wenig Zeit habe. Deswegen rede ich in einem durch, und nachher können wir dann klatschen. Es geht sich einfach nicht aus. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Zum Beispiel mit den Angeboten in die Gemeindebauten gehen: Was wünschen sich die Leute dort? Sportangebote, Bildungsangebote, also ganz tolle Sachen, die vor Ort und gemeinsam mit den Bezirken gemacht werden und passieren. (GR Dr Herbert Madejski: Jetzt müssen Sie die Leute schon auffordern, dass sie klatschen! - GR Mag Wolfgang Jung: Wahrscheinlich steht es im Manuskript! - GR Dr Herbert Madejski: Im Manuskript steht: Applaus!)

Ja, ja; im Manuskript steht jetzt: Arbeitsmarkt, im Manuskript steht jetzt: Perspektiven, im Manuskript steht jetzt: Wir tun etwas für die Jugendlichen. (GR Mag Wolfgang Jung: Reden Sie über den Arbeitsmarkt für die Jugendlichen! - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) Wir laden sie nicht auf ein Gratisgetränk ein, wir unterschreiben nicht auf ihrem Dekolleté, sondern wir schaffen Bildungs- und Ausbildungsplätze, Arbeits- und Lehrplätze. (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Leere Worthülsen!) 

Es wird Ihnen nicht entgangen sein, Herr Gudenus, dass wir mit dem Jahr 2009/10 (Zwischenrufe bei der FPÖ.) 4 500 Lehrplätze, 4 500 Lehrlingsplätze in der überbetrieblichen Ausbildung haben werden, in ganz vielen verschiedenen Sparten und Zweigen. (GR Mag Wolfgang Jung: Stimmt nicht!) 4 500, bitte schreiben Sie es mit! (GR Dr Herbert Madejski: Das ist aber nicht Ihr Verdienst! Ein Verdienst der Wirtschaft!) Wir haben insgesamt an die 5 000 Lehrbetriebe in Wien, und wir bieten als Stadt Wien und als Bund in der überbetrieblichen Lehrausbildung 4 500 Lehrplätze qualitätsvoll für die Wiener Jugend an. (Beifall bei der SPÖ.)

Sie (In Richtung FPÖ.) werden nie in die Verlegenheit kommen, das nachmachen zu müssen. Niemals! (GR Mag Wolfgang Jung: Sie haben keine Zeit mehr ...!) Die Stadt Wien selbst - Sie wissen es ja, aber mir ist schon klar, dass Sie da nicht herauskommen können und das sagen können - ist die größte Lehrausbildnerin dieser Region! Wir haben laufend 1 200 jugendliche Lehrlinge in dieser Stadt. Das ist eine qualitätsvolle Ausbildung, da lernt man mehrere Dienststellen kennen. Es werden ganz viele dieser Jugendlichen übernommen, und sie haben eine wirklich gute Ausbildung. 

Ich darf Ihnen noch kurz etwas zum Jugendschwerpunkt im Rahmen des Konjunkturpakets sagen. Wir haben insgesamt 5,5 Millionen EUR für zusätzliche arbeitsmarktpolitische Maßnahmen aufgewendet. Es ist insbesondere deswegen wichtig, das auch in der Geschäftsgruppe des StR Oxonitsch zu erwähnen, weil es nur so gehen kann, dass wir gemeinsam und vernetzt arbeiten. Das gewährleistet er genauso wie VBgmin Brauner. 

Wir haben die Ausweitung der überbetrieblichen Lehrausbildung, wir haben neue Bildungsabschlüsse für etwas ältere junge Menschen von 18 bis 25, und wir arbeiten an einem Übergangsmanagement für Jugendliche aus der Schule und in die weiterführende Ausbildung und Bildung hinein. (GR Dr Herbert Madejski: Und trotzdem wissen die Jungen oft nicht ...!) 13 Millionen EUR für diese Jugendlichen, die auch im Arbeitsmarktbereich investiert werden, noch ganz abgesehen von dem, was sozusagen sowieso aufgewendet wird, sei es im WAFF oder auch vernetzt mit den anderen Geschäftsgruppen. (GR Dr Herbert Madejski: Kennen sich da die Jugendlichen noch aus, wo sie hingehen sollen?)

Ein aufrichtiger Dank noch ganz zum Schluss an die hunderten, an die tausenden Kolleginnen und Kollegen, die sich in dem Bereich für die Kinder, für die Jugendlichen engagieren, die hart arbeiten und dabei gerade auch unsere jüngsten Bürgerinnen und Bürger dabei unterstützen, sich diese Stadt zu erobern und sich in dieser Stadt wohl zu fühlen. (GR Dr Herbert Madejski: Luft holen! Du erstickst!) Wenn Kinder und Jugendliche heute stolz sagen können: „Ich bin Wien.", dann sagen wir ihnen mit Stolz zurück: „Ja, du bist Wien!“ (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Der nächste Debattenbeitrag kommt von Herrn StR Ellensohn. - Bitte. (GR Mag Wolfgang Jung: Vielleicht erzählt er Ihnen etwas über die Jugendarbeit! - GRin Nurten Yilmaz: Ja, ja, Herr Jung! - GR Dr Herbert Madejski: Traue es ihm zu! - Weitere Zwischenrufe.)

StR David Ellensohn: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich habe zwar eine andere Reihenfolge gehabt, aber aus gegebenem Anlass, da bei uns ja nicht immer alle - die, die hier sind, soll man nicht beschimpfen, weil sie ja da sind - gebannt zuhören, aber hin und wieder auch Leute sich zu uns, ich sage jetzt, fast verirren, nämlich auf die Galerie, möchte ich sie am Anfang auch adressieren, wenn wir schon über Jugendliche und junge Leute in der Geschäftsgruppe reden: Es sind ZuhörerInnen von „wagenplatz.at" unter uns, und deswegen werde ich am Beginn auch ein paar Sätze zum Wagenplatz sagen. 

Es ist schade, dass sie gestern nicht hier waren, gestern haben wir eine heftige Diskussion gehabt. Die FPÖ hat sich in üblicher Manier geäußert - aber das sind wir gewohnt -, quasi über Nichtstuer, und ich weiß nicht, was für schlimmere Worte verwendet wurden, aber das muss ich ja nicht wiederholen. Wir setzen uns in der Frage auch nicht in erster Linie mit der FPÖ auseinander, sondern versuchen gemeinsam - die Sozialdemokratie, die GRÜNEN und viele andere -, eine Lösung zu finden.

Ich hoffe, dass man die auch findet. Jüngere Leute leben mitunter anders, sage ich, als ich, nämlich in einer klassischen Familie, wie ich das momentan praktiziere. Manche Leute wollen das anders haben und diese Möglichkeiten sollen in der Stadt auch gegeben sein. Ich wohne nicht in der „Pankahyttn“, ich werde dieses Jahr wahrscheinlich auch nicht beim Wagenplatz einziehen. Aber ich hoffe, dass andere Leute beim Wagenplatz wohnen dürfen und wir eine Lösung finden. Gestern ist es länger diskutiert worden. Ich habe den Eindruck, dass wir das schon auf den Weg bringen werden. Die Frage ist, zu welchem Preis. Aber ich hoffe, dass wir am Schluss ein Ergebnis haben. Das bedeutet, dass in dieser Stadt eben alternative Wohnformen für jüngere Leute auch möglich sind. (Beifall von der Galerie und bei den GRÜNEN.)

Die Geschäftsordnung würde sagen, dass man nur herunten applaudieren darf. Aber wenn das zu wenig der Fall ist im Raum, ist es günstig, wenn woanders verstärkt wird. (Zwischenruf von der Galerie.)

Zum Sport. Da sind schon sehr viele richtige Sachen gesagt worden. Die Aufgaben des Sports: In der Krise ja eigentlich noch mehr Sozialarbeit, noch mehr Integrationsarbeit, die von den Sportvereinen geleistet wird. Und da kann man jetzt lange hin- und herrechnen, ob es genug oder zu wenig ist. Wir haben da schon x-mal Beispiele aus anderen Bundesländern gebracht, wo die Vereinsförderungen mitunter wesentlich höher sind. Ich möchte mich aber kurz beim Rechnungsabschluss aufhalten, bei der EURO 2008.

Wir unterstützen natürlich den Antrag der Volkspartei betreffend man möge doch eine Abrechnung vorlegen, in die sich alle einarbeiten können, mit welchem Erfolg dann auch immer. Aber eine Abrechnung der Fan-Zone Hütteldorf und eine Abrechnung der EURO ist natürlich schon längst angebracht. Acht Städte waren an der EURO beteiligt, sieben davon haben ihre Abrechnungen vorgelegt, die Schweizer waren alle letztes Jahr schon fertig. Jetzt geht denen der Ruf voraus, dass sie wahnsinnig ordentliche Leute sind. Gut, aber auch in Österreich haben drei Städte schneller abgerechnet und sind fertig. Wir haben in Wien immer noch die Situation, dass der „Standard"-Artikel vom 30. Mai leider wahr ist, in dem aufgelistet ist, dass das Minus voraussichtlich höher ist als vorausgesagt. Da war im Jahr 2006 noch die Rede von 8 Millionen EUR, mittlerweile redet man von 11,5 Millionen EUR. Ich möchte jetzt das Minus gar nicht so alleine stehen lassen, aber da wird von Umwegrentabilität geredet und was nicht alles noch hereinkommen soll. Aber Tatsache ist, die Abrechnung liegt nicht vor. Darüber haben wir da schon dutzendfach geredet. Die EURO ist mittlerweile beinahe ein Jahr hinter uns und es wäre dringend notwendig, dass nicht nur dem Antrag heute eine Mehrheit zukommt, sondern dass er auch umgesetzt wird und wir die Rechnungen so schnell wie möglich erhalten. Ich hoffe auch, dass das Kontrollamt genügend Personal hat, diese Aufgabe - die sind ja schon mit der Kontrolle der Abrechnung der Fan-Zone Hütteldorf beschäftigt - auch entsprechend schnell zu leisten.

Beim Sport haben wir quasi jedes Jahr auch die Diskussion über die Gender-Gerechtigkeit des Budgets oder des Rechnungsabschlusses und da gibt es immerhin Fortschritte. Das soll man ja auch zwischendurch positiv erwähnen, auch wenn der Satz am Anfang heißt, das ist ein bissel schwieriger, die konkreten Frauenquoten in den verschiedenen Bereichen zu halten, weil es keine Aufzeichnungen gibt. Aber ab 2009, also im laufenden Jahr, gibt es Formulare für Förderansuchen und hier wird nach Damen und Herren getrennt, nämlich wer ist der Nutznießer, die Nutznießerin des Sportangebots, et cetera. Es ist zwar eine Mehrarbeit für die Sportvereine, es ist aber wichtig, dass im Sport auf der einen Seite nicht die Events gefördert werden, die großen Männersportarten wie Fußball - auch wenn der Frauenfußball aufholt, ist er trotzdem in erster Linie ein Männersport -, sondern dass hier Frauensportarten entsprechend gefördert werden und Sportarten, in denen mehr Mädchen und Frauen tätig sind, besser wegkommen. Dazu brauchen wir diese Informationen. Ich bin froh, dass diese Informationen gesammelt werden. Ich hoffe, dass wir sie nicht nur sammeln, sondern dass man auch entsprechende Schlüsse daraus zieht. Ein gender-gerechter Sport wäre ein schönes Ergebnis für einen neuen Sportstadtrat.

Die Spielsucht ist heute einmal kurz angesprochen worden und fällt auch in den Bereich. Diese 600 Konzessionen, die Novomatic und Admiral im Prater neu erhält, wobei da ja geredet wird, dass ein paar Apparate wegkommen, die Hälfte oder mehr. Das erinnert mich ein bissel an die Diskussion bei Garagen und Stellplätzen. Da verschwinden auch nie so viel wie ursprünglich vorgesehen. Hier hat man wieder einmal den Eindruck, Novomatic und Admiral haben es sich gerichtet. Das wundert mich nicht, weil der Herr Schlögl dort sitzt, wo früher der Herr Hahn gesessen ist und die Verflechtung SPÖ-ÖVP-Novomatic-Admiral ist evident, personalident. Da verdienen viele Leute gutes Geld. Da geht es nicht um Tausende und nicht um ein paar Millionen, sondern da geht es um Millionen im dreistelligen Bereich und mehr. Dieses Mal wird einmal mehr davon gesprochen, die MA 36 hat sich die Automaten alle angeschaut und es wird dort das Kleine Glücksspiel gesetzeskonform stattfinden.

Es gibt eine Sammelklage von Spielern und Spielerinnen gegen Novomatic/Admiral. Und wenn man sich von denen die Homepage durchliest, dann steht drinnen: „Ich spende mein nächstes Monatseinkommen", schreibt dort jemand, „wenn es einen einzigen Automaten gibt, der den Regeln entspricht, die der Gesetzgeber ursprünglich vorgeschlagen hat, nämlich ich werfe maximal 50 Cent ein, es gibt keine Taste, mit der man es kumulieren kann und vieles mehr und man kann nicht mehr wie 20 EUR gewinnen." Das stimmt. Auf die Schnelle beim Durchschauen ist mir das auch noch nicht aufgefallen und ich kenne auch keinen Spieler, der behauptet, dass das möglich wäre. Die Automaten, die 600 neuen, werden wieder nicht der Intention des Gesetzgebers entsprechen und das wissen alle. Alle wissen das, denn die machen das nicht. Es rechnet sich nämlich nicht, wenn sie sich ans Gesetz halten. Und deswegen wird das natürlich auch hier unterlaufen werden und die Automatiktaste und der Wiener Würfel und wie das alles heißt, das wird es alles dort auch wieder geben. Die Frage ist immer: Warum macht man das überhaupt? Es gibt immer noch eine Reihe von Bundesländern, die sich dagegen wehren. Momentan wehrt sich, glaube ich, am heftigsten der Herr Pühringer in Oberösterreich dagegen, weil der will ... (GR Mag Wolfgang Jung: Der Pröll!) Der Herr Pröll will es behalten, ich meine, dass er sich nicht dagegen wehrt. Der Herr Pühringer will es nicht haben, tatsächlich nicht und ganz sicher nicht vor der Landtagswahl. Das Gesetz ist auf Bundesebene, in der Schublade liegt es schon länger. Leider offensichtlich zwischen SPÖ und ÖVP schon paktiert, erlaubt es den Bundesländern in Zukunft nämlich nicht mehr, dass sie sich das aussuchen können, sondern sie werden gezwungen, Novomatic und Admiral in das Bundesland hinein zu lassen. Und das war bis jetzt nicht der Fall.

Das nützt uns jetzt für Wien nichts. Aber mich würde es freuen, wenn die Sozialdemokratie auf Bundesebene dieses Gesetz zu Fall bringt, weil es dann wenigstens in fünf Bundesländern dieses unsägliche Kleine Glücksspiel nicht gibt, das sehr viel Elend nach sich zieht. Das kennen wir alles von der SchulderInnenberatung und anderen Beratungsstellen, dass dieses Kleine Glücksspiel wenigstens nicht Österreich komplett überschwemmt.

Die Position der Freiheitlichen heute, die ja da zwischendurch sogar applaudiert haben, würde mich insgesamt auch genau interessieren, weil der Herr Harald Stefan, der früher hier in diesem Haus gesessen ist und jetzt Nationalrat ist, scheinbar mit den Konzessionen zufrieden ist. Das Zitat lautet: „Die FPÖ sieht mit den von der MA 36 erteilten Auflagen ihre eigenen Forderungen erfüllt und bekennt sich zum freien Markt." 

Das finde ich schade. (GR Mag Wolfgang Jung: Er hat es so nicht gesagt!) Das finde ich schade, wenn ... (GR Mag Wolfgang Jung: So hat er es nicht gesagt!) – Das ist das Zitat aus der „Wiener Zeitung" vom 18. Juni 2009 (GR Mag Wolfgang Jung: Ja, ich weiß, ich weiß!) Ich habe es eins zu eins heraus zitiert, ich habe es eins zu eins heraus zitiert. (GR Mag Wolfgang Jung: Gegen die Auflagen!) Die Auflagen der MA 36, die würden ja ausreichen. (GR Mag Wolfgang Jung: Das tun sie nicht! Das tun sie nicht!) Das stimmt ja auch, aber die funktionieren ja alle nicht (GR Mag Wolfgang Jung: Richtig! Richtig!) und deswegen wäre ich dafür, dass wir das so halten wie das Vorarlberg, Oberösterreich und andere halten, nämlich kein Kleines Glücksspiel, auch keines in Wien.

Was ich noch loswerden wollte, ist, nachdem der Herr Jung gerade einen Zwischenruf gemacht hat, passt der Übergang nämlich eh gut. Bei den Kindergärten war beim Herrn Jung vorhin die Rede von den Migrantenkindern auf der einen Seite (GR Mag Wolfgang Jung: Von den nicht deutschen! Von den nicht deutschen!) und den nicht ... Nein, nein, von den zugewanderten ... Und auf der anderen Seite war dann: In der Ecke sitzen dann die deutschen Kinder. Da hat es dann den Zwischenruf gegeben, den richtigen von der Tanja Wehsely, nämlich: „Moment, das sind zwar die größte Zuwanderergruppe, aber meinen Sie jetzt die Zuwandererkinder aus der Bundesrepublik Deutschland oder haben Sie wieder einmal das gemacht, was Sie früher gemacht haben, nämlich Österreich ist eine Missgeburt und wir sind alle Deutsche.“ Ein verbreitetes Denkgut in der FPÖ, die umgekehrt (GR Mag Wolfgang Jung: Jetzt kratzen Sie eine Kurve, damit Sie dahin kommen!), die umgekehrt, wenn irgend jemand etwas über Österreich sagt, sich wie Österreichpatrioten aufführen. (Aufregung bei der FPÖ.) Also offensichtlich ist das schon weit verwurzelt in Ihnen, dass Sie nicht glauben, (GR Mag Wolfgang Jung: Jetzt kratzen Sie eine Kurve!) dass Sie nicht glauben, dass Sie gegen die Österreicher sind, aber es erwischt Sie halt zwischendurch immer wieder und es rutscht wieder heraus. (GR Mag Wolfgang Jung: Na endlich!) Das war wirklich sehr bezeichnend, wie das herausgerutscht ist.

Der Herr Gudenus hat irgendwas von Gewalt und Aggressivität gesagt und da ist es wirklich wert, einmal die Homepage des Ringes Freiheitlicher Jugend zu lesen. Es müssen nicht alle tun. (GR Mag Wolfgang Jung: Oh ja!) Auf der Homepage oder „Heimatseite“, wie es da im entsprechenden Jargon heißt, steht etwas über die Familie. Das ist jetzt nicht Gewalt, so wie sich manche das immer gleich vorstellen, sondern das ist strukturelle Gewalt, die da zu Tage kommt, nämlich strukturelle Gewalt schlussendlich gegenüber Frauen und eine Respektlosigkeit. Sie werden das genau anders sehen: Aber ein Satz wie „Nicht die kinderlose Karrierefrau, sondern die Mutter bei ihren Kindern ist das Idealbild für einen erfolgreichen Fortbestand unseres Volkes“ ist ein Satz, den ich a) nicht nur nicht unterschreiben möchte, sondern der ist schon ein bissel ... „Jede zweite Akademikerin in Österreich hat kein Kind.“ Das hat Gründe dafür, ja (GR Mag Wolfgang Jung: Gründe hat es, aber keine Zukunft! Keine Zukunft!), wie man Karriere machen kann, wie das Wirtschaftsleben und Arbeitsleben organisiert ist, und, und, und. (GR Mag Wolfgang Jung: Die Karrierefrau lässt sich da etwas entgehen!) Das sind Sätze ... Es geht ja noch weiter, weil der nächste Satz heißt dann: „Der Gesellschaftsvertrag wird durch Kinderlosigkeit nicht eingehalten. Aus diesem Grund ist eine steuerliche Benachteiligung von Kinderlosen notwendig.“ Das ist ja jenseitig, ein jenseitiger Text. Und ich sage es Ihnen ganz ehrlich: Das ist auch Gewalt, das ist eine andere Art von Gewalt. Aber diese Art der Ungleichbehandlung von Männern und Frauen, die sich natürlich auch widerspiegelt bei Ihnen in allen anderen Bereichen, das ist auch Gewalt und die muss man hintanhalten auf allen Ebenen (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Und Ihre Gewalt?) und deswegen auch hier herinnen. Strukturelle Gewalt ist auch eine Art von Gewalt. (Diskussion zwischen GR Mag Johann Gudenus, MAIS und StRin Dr Monika Vana.) Wir lehnen das ab und hoffen, dass den entsprechenden Anträgen, die ich heute alle erwähnt habe (GR Mag Wolfgang Jung: Deshalb gehen Sie mit der Gewalt auf die Straße. Hand in Hand zu sehen auf den Fotos!), eine Zustimmung im Haus zukommen wird. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Amtsf StR Christian Oxonitsch.

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Es gibt ja durchaus einige Punkte, wo es relativ schwer ist, etwas zu erwidern. Auf ein paar möchte ich trotzdem ein paar Anmerkungen machen. Aber wenn eingangs der Kollege Jung - und wir sind ja da über die Jahre hindurch die wüstesten Kombinationen gewohnt - es sogar zusammengebracht hat, zwischen herabfallendem Mauerverputz und der ungezügelten Zuwanderung einen – (Aufregung bei der FPÖ.) na, man kann es nachlesen, das Gute ist ja in dem Haus, man kann alles nachlesen - Zusammenhang zu präsentieren, dann erübrigt sich, glaube ich, jede Anmerkung.

Anmerken möchte ich aber schon etwas auf das, was der Kollege Gudenus dann noch gesagt hat, unter dem Motto „Pfeifen Sie Ihre Jugendorganisationen zurück“. Ich kann nur zum Kollegen Gudenus sagen: Ja, machen Sie das. Ich erinnere mich vor wenigen Wochen an eine Veranstaltung unter Ihrer Patronanz, wenn ich mich sogar richtig erinnere, am Yppenplatz, wo ich sage, also das, was ich dort tatsächlich gesehen habe, will ich eigentlich im Wiener Straßenraum nicht sehen. (GR Mag Wolfgang Jung: Sie sind ja nicht einmal in die Nähe gekommen! Nicht einmal in die Nähe!) Ich glaube, wenn man hier zurückpfeifen sollte, dann sollte man es tun. Nehmen Sie sich da selbst bei der Nase, Kollege Jung! (Beifall bei der SPÖ.)

Aber es gibt noch ein paar Punkte, die ich tatsächlich ernst nehmen möchte und vielleicht ein paar Anmerkungen dazu:

Es ist die Situation im Bereich der MA 11 angesprochen worden. Es ist auch darauf hingewiesen worden, welche hervorragende Arbeit die Kolleginnen und Kollegen hier mit immer wieder neuen Herausforderungen leisten und das ist ernst zu nehmen. Wenn wir in einer Gruppe von rund 200 männlichen Jugendlichen im Alter von 14 bis 18 Jahren feststellen, dass es hier eine sehr kleine, aber doch eine Gruppe gibt, die das Betreuungsangebot nicht annehmen will, nicht annehmen kann in irgendeiner Form, dann muss man darauf reagieren. Das ist sicher eine spezielle Situation, vor der wir stehen und es gilt eben auch, neue Antworten zu finden und wir tun das nachweisbar in dieser Stadt. Daher plant die MA 11 zum Beispiel auf den von Ihnen angesprochenen Brief auch tatsächlich eine sehr niederschwellige Betreuungseinrichtung beziehungsweise Einrichtung für diese Jugendlichen zu schaffen, wo sie entsprechende Infrastruktur zur Verfügung gestellt bekommen und wo versucht wird, im Zuge dieses niederschwelligen Betreuungsangebots, mit Unterstützung selbstverständlich, sie tatsächlich so weit zu bringen, gemeinsam mit ihnen so weit zu arbeiten, dass sie sie in einer regulären Betreuungseinrichtung auch betreuen können. Das hat aber nicht immer automatisch mit Überlastung zu tun und nicht automatisch damit zu tun, dass zu wenig Personal da ist. Wir haben hier tatsächlich - und ich bin auch durchaus stolz darauf - sehr rasch reagieren können, zum Beispiel im Bereich des zusätzlichen Bedarfs von Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen, dass wir zusätzliche 30 Dienstposten schaffen, dass wir heuer im Herbst zwei neue Wohngemeinschaften errichten werden, aber auch ein neues Krisenzentrum, um hier tatsächlich einen verstärkten Anfall von jungen Menschen auch bewältigen zu können. Hier gilt es zu reagieren. Hier kann man aber auf der anderen Seite nicht generalisieren, denn gerade auch in dieser Betreuungseinrichtung ist der Nachweis zu erbringen, dass die personelle Unterbesetzung beziehungsweise Überlastung dadurch geschieht, dass mehr Personen dort Aufnahme finden können, als im Monatsdurchschnitt aufgenommen werden. Hier ist der Gegenbeweis zu erbringen. Was es allerdings gibt, ist tatsächlich eine Gruppe von, eine sehr kleine Gruppe von jungen Menschen, die hier dieses Betreuungsangebot nicht wahrnehmen und nicht in Anspruch nehmen, nicht in Anspruch nehmen können. Daher gilt es hier speziell zu reagieren. Wir tun das und ich bin sehr stolz darauf, dass hier auch gerade in der MA 11 viele Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen, aber auch Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter tatsächlich immer wieder neue Herausforderungen natürlich auch an uns heranbringen, aber sie nicht nur thematisieren, wie wir es halt oft in der politischen Auseinandersetzung finden, sondern tatsächlich auch gemeinsam mit der Leitung der MA 11 immer auch an entsprechenden Konzepten arbeiten, wie dem zu begegnen ist. Und da hat sich ständig etwas weiterzuentwickeln von der Heimreform 2000 zu den neuen Betreuungseinrichtungen, die wir haben, um auch immer wieder auf neue Herausforderungen reagieren zu können. Wir haben das zum Beispiel vor wenigen Wochen auch mit einer Betreuungseinrichtung für junge Mütter getan, und, und, und. Die Liste ließe sich endlos fortsetzen. Aber es ist das immer ernst zu nehmen. Gerade wenn es junge Menschen in Krisensituationen gibt, dann ist das ernst zu nehmen. Es wird von den Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen ernst genommen, es wird von mir persönlich ernst genommen und von all jenen, die im Bereich der MAG ELF letztendlich arbeiten.

Zweiter Bereich, den ich ganz kurz ansprechen möchte, der auch erwähnt wurde und da möchte ich jetzt auch nicht in Frage stellen, ich weiß ja nicht, wie das tatsächlich zu verstehen war von der Kollegin Anger-Koch, unter dem Motto: Ihr investiert, ihr subventioniert, aber man merkt nichts davon. Also ich glaube das ist, ich weiß nicht, ob das jetzt die Botschaft sein soll, wir sollen 560 Millionen nicht in den Schulausbau investieren, wir sollen nicht 400 Millionen im Bereich der Kinderbetreuungseinrichtungen investieren, wir sollen nicht 22 Millionen in den Hortstättenausbau investieren. Und die Liste ließe sich endlos fortsetzen und das ist ja auch gerade in diesem Rechnungsabschluss nachzulesen. Ich glaube, dann würden die Menschen sehr wohl ganz deutlich merken, was hier tatsächlich fehlen würde, was wir hier tun würden. Also ich glaube, eine bissel seriösere Auseinandersetzung wäre hier durchaus angebracht, denn ich glaube, dass tatsächlich gerade in diesem Ressort - und das ist ja mehrfach angesprochen worden, es ist ein sehr vielfältiges Ressort und das lässt sich auch durch den Rechnungsabschluss belegen - tatsächlich jeder Cent durchaus richtig investiert wird. Denn es ist in erster Linie eine Investition in Kinder und Jugendliche in dieser Stadt. 

Es ist der Bereich der Schulsanierungen angesprochen worden, wo wir in rund 100 Schulen entsprechende Sanierungsarbeiten heuer im Sommer laufen haben werden beziehungsweise entsprechende Vorbereitungsarbeiten laufen. Es geht eben um den Bereich des Ausbaues unserer Betreuungseinrichtungen für Jugendliche, aber auch Kinder in sehr schwierigen Situationen. Es geht im Endeffekt um eine qualitätsvolle Kinderbetreuung. Ja, ich stelle mich dieser Qualitätsdiskussion sehr, sehr gerne, weil ich mich gerade in den letzten Wochen und Monaten, Wochen sind es eigentlich erst, durchaus überzeugen konnte, durch viele Besuche in Schulen, in Kindergärten, dass unsere Pädagoginnen und Pädagogen hier hervorragende Arbeit leisten, sehr engagiert sind und durchaus auch die schwierige Situation, in der wir uns zweifelsohne befinden und die wir uns ersparen hätten können und dann möchte ich diese Krokodilstränen immer wieder schon ein wenig nach vorne kehren und ein bisschen bewusst machen, dass es einfach eine Situation ist; dass wir jetzt einen Nachholbedarf im Ausbau der Kinderbetreuungseinrichtungen haben, liegt darin, dass Sie in diesem Bereich auch die Kindergartenmilliarde zu einem Zeitpunkt abgeschafft haben und alle Bundesländer nicht ausbauen, trotzdem das entsprechende Geld nicht zur Verfügung gestellt wurde. (Beifall bei der SPÖ)

Und jetzt gibt es eine Trendwende. Der Jugendgerichthof ist ja auch schon von der Kollegin Wehsely angesprochen worden. Aber da gibt es jetzt einen Nachholbedarf. Alle bauen gemeinsam auf und auszubaden haben es zum Teil jetzt die Pädagoginnen und Pädagogen vor Ort, weil Sie das entsprechende Geld, liebe Kolleginnen und Kollegen von der FPÖ, damals nicht mehr zur Verfügung gestellt haben und die Kindergartenmilliarde gestrichen haben. Aber wir nehmen auch hier unsere Verantwortung wahr. Wir haben das durch die schon angesprochenen zusätzlichen Ausbildungsmodule getan. Ich bin sehr froh, dass gerade die Pädagoginnen und Pädagogen hier vor Ort Ihnen nicht auf den Leim gehen und hier auch nicht all jene politischen Spielchen, die halt jetzt vor allem von Seiten der FPÖ mit bewussten Falschinformationen gespielt werden, auf fruchtbaren Boden fallen, weil da die Pädagoginnen und Pädagogen ganz genau wissen, wo in diesem Bereich die tatsächlichen Ursachen liegen, meine Damen und Herren!

Zweiter Bereich und das macht mich schon ein bissel betroffen: Ich führe ja gerne eine bildungspolitische Diskussion und ich glaube, da können wir durchaus gerade in der nächsten Zukunft noch einige spannende Diskussionen führen, keine Frage. Ich würde mir das Bildungssystem in Österreich durchaus auch anders vorstellen, in jenen Bereichen, wo wir tätig werden konnten, zum Beispiel, dass das Schaffen der organisatorischen Rahmenbedingungen für das Campusmodell - und für diesen Bereich sind wir einfach landesgesetzlich zuständig -, aber auch durch die Einführung der Wiener Mittelschule, wo wir ein Bundesland sind, das auch AHS-Standorte hier in das Modell miteinbezogen hat, zeigt ja, dass wir hier tatsächlich immer wieder dieses Schulsystem im Rahmen der Möglichkeiten, die wir haben, auch entsprechend weiterentwickeln. Aber da trifft es mich trotz alledem auch bei immer wieder spannenden Diskussionen, wenn man sagt: Es ist so schwierig, in Wien eine gute Schule zu finden. Was heißt das im Umkehrschluss? Viele sind schlecht. Und da nehme ich die Pädagoginnen und Pädagogen vor Ort in unseren Schulen, aber auch das Wiener Schulsystem im Gesamten wirklich in Schutz. Ich habe mich überzeugen können, dass in den Schulen hervorragende Arbeit geleistet wird und die Stimmung, die Kooperation zwischen Lehrerinnen und Lehrern, Eltern, Schülern eine hervorragende ist, auch im Gegensatz zu dem, wie es immer wieder von den Freiheitlichen präsentiert wird. (GR Mag Wolfgang Jung: Wie ist dann PISA möglich, wenn alles hervorragend ist?) Da sind wir stolz darauf. Ich glaube, das ist gut und richtig und deshalb an dieser Stelle auch an alle, die im Wiener Schulsystem arbeiten, ein herzliches Dankeschön für dieses Engagement. (GR Mag Wolfgang Jung: Und wie ist dann PISA möglich? - Beifall bei der SPÖ.) 

Keine Frage, da sind durchaus einige immer wieder sehr eifrig am Zündeln, vor allem vom Seiten der Freiheitlichen, diese Stimmung an den Wiener Schulen letztendlich schlechtzureden. (GR Mag Wolfgang Jung: Na super ist das! Herzgasse, 10. Bezirk!) Aber ich kann nur sagen, gerade bei all jenen, die ihre Kinder in den Wiener Schulen haben, und ich habe jetzt wirklich sehr, sehr viele besucht (GR Mag Wolfgang Jung: Die kommen dann alle zu uns!), sehr, sehr viele besucht, tatsächlich feststellen können, dass sowohl von den Eltern an mich der Wunsch herangetragen wird: „Herr Stadtrat, sind Sie so lieb, machen Sie einmal was dagegen, dass unsere Schule“ - durchaus auch von Ihnen angesprochene Schulen – „immer wieder in der Öffentlichkeit präsentiert werden, wie wenn hier nichts weitergehen würde. Sie haben sich jetzt wenigstens überzeugt, dass hier pädagogisch etwas weitergeht.“ Und darauf bin ich auch stolz, meine Damen und Herren. (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Und zu uns kommen die Schuldirektoren! - Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist schon gesagt worden, ja, man kann auch alle Dinge immer wieder wiederholen vom - es ist eh schon angesagt worden, nur damit es auch im Protokoll steht - nicht existierenden Nikolo-Verbot über das Türkenkriege-Unterrichtsverbot oder sonstige Unsinnigkeiten und da ist es ja besonders toll, wenn man eine Information streut, irgendwer sie in eine Zeitung gibt und sich dann wieder selber zitiert. Das finde ich überhaupt das Beste! Dann aber, wenn ein anderer was zitiert, was ihm nicht passt (GR Mag Wolfgang Jung: Den Zugang zur „Kronen-Zeitung“ haben ja Sie in der Hand!), die Darstellung und die Zitierung in Frage stellt. Also da sollten Sie sich einmal eine konsequente Linie suchen: Entweder nehmen wir alle Zitate für bare Münze, die in den Medien stehen, da hätten Sie viel zum Nachlesen (GR Mag Wolfgang Jung: Zu mir sind die Eltern gekommen, die Elternvertreter, besser gesagt!), da hätten Sie sehr viel zum Nachlesen, was durchaus Medien gerade immer wieder über den Politikstil der FPÖ schreiben, oder wir nehmen es nicht zur Kenntnis. Ich glaube, man muss so was ernst nehmen, man muss sich damit durchaus auseinandersetzen. Nur, wenn es nicht wahr ist, ist es nicht wahr (GR Mag Wolfgang Jung. Ja, was nicht sein darf, kann nicht sein!), und das ist auch ziemlich schwierig und daher wird es auch in Zukunft das nicht geben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Einige Anmerkungen noch zum Thema Sport. Ich glaube, wenn man sich auch hier im Rechnungsabschluss damit intensiver auseinandersetzt, dann sieht man: Wir haben in den letzten zweieinhalb Jahren und gerade im letzten Jahr auch sehr viel gerade auch in den Sportstättenausbau und die -sanierung investiert, über 22 Millionen in den letzten zweieinhalb Jahren. Wir sind hier auf einem ganz hervorragenden Weg, gerade auch, um den neuen Anforderungen im Bereich des Sports auch Rechnung zu tragen. Wir haben hier letztendlich auch die neue Nachwuchsförderung, so viel zum Thema Gender-Gerechtigkeit, beschlossen, wo wir nicht nur die Nachwuchsförderung für den Wiener Sport verdoppelt haben, sondern ganz besonders auch diesen Gender-Aspekt berücksichtigt haben, indem Erfolge, Wiener Meister bei Mädchen, stärker gefördert werden als bei Buben, um hier tatsächlich auch bewusst zu machen, dass es in Sportarten auch darum geht, mehr junge Frauen für diese Sportarten zu begeistern. Ich glaube, wir sind ja auf einem sehr guten Weg und es stimmt einfach schlicht und ergreifend nicht, dass gerade die EURO hier zu Lasten des Wiener Sports gegangen ist. Wir haben das Sanierungsprogramm. Wir werden es nicht nur in der Zukunft fortsetzen, sondern wir haben es gerade auch im Jahr 2008, im Jahr der EURO, letztendlich weiter vorangetrieben und 22 Millionen sind eine tolle Summe. (GR Mag Wolfgang Jung: Was sagen Sie zur Aussage des ASKÖ-Chefs?) Wir stellen darüber hinaus ja dem Wiener Sport auch die Turnsäle zu einem sehr günstigen Tarif zur Verfügung (GR Mag Wolfgang Jung: Was sagen Sie zur Aussage des ASKÖ-Chefs?), auch viele andere Bereiche immer wieder sehr kostengünstig zur Verfügung. Das weiß auch der ASKÖ. (GR Mag Wolfgang Jung: Sein Chef aber nicht!) Der nimmt das ja auch sehr intensiv in Anspruch. Abgesehen davon, dass der Geschäftsführer nicht automatisch der Chef ist. Er nimmt das ja auch sehr intensiv in Anspruch. Er weiß das auch zu schätzen, dass wir einen intensiven Weg der Infrastrukturförderung gehen, nicht nur im Bereich der Sanierung, sondern dass wir das eben auch kostengünstig zur Verfügung stellen. Auch da wieder: Wie schaut es woanders aus und warum? Wie schaut es bei den Bundesschulen aus? Welche Tarife müssen durch Ihre Reformschritte die Schulen vor Ort dort jetzt letztendlich einheben und damit dem Breitensport, den immer wieder eingeforderten, hier das Geld abziehen? Die Bundesschulen haben ja eine völlig andere Kostenstruktur und Situation. Sie sind nicht mehr in der Lage, so günstig den entsprechenden Sportraum zur Verfügung zu stellen, wie das die Wiener Schulen, Gott sei Dank, und das wissen die Wiener Vereine auch zu schätzen, hier können.

Eine Anmerkung auf jeden Fall noch auch zum Kollegen Ellensohn. Betreffend den Prater möchte ich schon noch dazu anmerken: Ich bin persönlich sehr, sehr froh, gerade auch als ein Benutzer, dass es hier zur Rücklegung von Konzessionen im Prater kommt und zu einer Verlagerung in den Randbereich des Wiener Praters. Ich halte auch diese Einrichtung für wesentlich besser kontrollierbar und gerade die Auflagen, die die MA 36 hier erteilt hat, finde ich einen ganz, ganz wichtigen und richtigen Schritt. Aber hier so zu tun, als ob jetzt zusätzlich was entstehen würde - tatsächlich gelingt das, was für mich auch ganz besonders wichtig ist, nämlich dass ich sage, okay, es soll eben in den Randgebieten hier diese entsprechenden Betätigungsfelder auch geben. Da geht es nicht um etwas Zusätzliches, sondern es sind gerade damit auch aus dem inneren Bereich des Praters entsprechende Konzessionen verschwunden, was gerade im Sinne der Familiengerechtigkeit des Wiener Praters meinen Intentionen, kann ich nur sagen, voll entspricht, dass das im Prater möglichst keinen Stellenwert hat, in der Randzone soll es sein. 

Was die EURO-Abrechnung betrifft, sage ich schon noch einmal, und wir haben das ja durchaus schon lange auch vor meiner Zeit diskutiert. Es war damals schon die Diskussion, wo wir gesagt haben, wir würden uns ein bissel einfacher tun, machen wir eine Abrechnung, dann diskutieren wir darüber und dann kann man das immer noch das Kontrollamt überprüfen lassen. Nein, man wollte einen anderen Weg gehen. Das Kontrollamt prüft jetzt. Ja, und wenn man prüft und auch intensiv prüft, und das ist ja auch gut und richtig so, dann dauern halt ein paar Dinge länger. Das hättet ihr aber einfacher haben können, nämlich zuerst die Abrechnung abwarten und dann sagen, das und das stellen wir in Frage und damit auch einen kompletteren Prüfauftrag an das Kontrollamt zu geben, was es überhaupt prüfen soll. Man wollte einen anderen Weg. Nur, das jetzt umzudrehen und zu sagen, man ist da säumig, glaube ich, ist nicht ganz zulässig.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wie gesagt, es gäbe auch viele, viele, viele Punkte hier noch anzumerken. Es ist ein vielfältiges Ressort, wo ich aber gerade in den letzten Wochen feststellen konnte, dass es Tausende engagierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gibt, von den entsprechenden Leitungen der diversen Magistratsabteilungen bis zu jenen Personen, die vor Ort hier, sei es im Bereich der MA 10, im Bereich der MA 11, 13, 44, 51, 53, 55, 56 ihren Dienst versehen, wo ich sagen muss, es sind engagierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Sie leisten, glaube ich, für diese Stadt im Bereich der Bäder sehr viel und all jene, die jetzt nicht erwähnt wurden, sollen das hier nicht als, wie soll ich sagen, Zurücksetzung empfinden, aber hier auf jeden Themenbereich tatsächlich noch einzugehen, würde ein bisschen zu weit führen und wahrscheinlich tatsächlich die Redezeit ein wenig sprengen. Aber ich habe feststellen können, und dafür möchte ich mich bei allen Abteilungen sehr herzlich bedanken: Es wird tolle Arbeit geleistet. Die Wienerinnen und Wiener wissen es ja auch zu schätzen, was hier von Seiten auch der Kolleginnen und Kollegen in den diversen Magistratsabteilungen geleistet wird, im gesamten Bereich der außerschulischen Jugendarbeit, im gesamten Bereich auch des Presse- und Informationsdienstes, im gesamten Bereich natürlich auch der Schulverwaltung. Deshalb an dieser Stelle an Sie alle stellvertretend für Ihre Kolleginnen und Kollegen, die vor Ort Dienst versehen, ein ganz herzliches Dankeschön von meiner Seite und ich kann nur sagen: Weiter so! (Beifall bei der SPÖ.) 

(Etliche Rufe von der Besuchergalerie.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Mag Jung hat eine tatsächliche Berichtigung.

(Weitere Rufe von der Besuchergalerie: Sehr geehrte Damen und Herren! 10 Minuten Zeit für unsere Anliegen. Wir sind mündige Bürger. Wir versuchen, unsere Anliegen als mündige Bürger zu bringen. ) Die jungen Menschen haben so lange zugehört. Das Ventil ist jetzt wahrscheinlich voll. (Großer Tumult und Pfiffe auf der Besuchergalerie.) Jetzt kommen die Wortmeldungen. Ich darf nur sagen, ihr seid Zuhörer, leider nicht Sprecher, die Spielregeln im Gemeinderat sind so, für die Beamten, für die Abgeordneten und auch für die Zuhörer. Bis jetzt hat das so wunderbar geklappt. Lassen wir es doch dabei. Bitte, Herr Magister! (Weiterhin großer Tumult auf der Besuchergalerie. Es werden Flugzettel in den Saal hinuntergeworfen.) Ich habe versucht, das wirklich mit Toleranz ... Das geht anscheinend nicht anders. Die Spielregeln werden nicht eingehalten. Darum ersuche ich wirklich jetzt die Ordner, tätig zu werden. Solange warten wir natürlich, weil der Herr Mag Jung hat ein Recht, dass seine tatsächliche Berichtigung gehört wird. (Die Besuchergalerie wird unter großem Geschrei geräumt.) 

Meine Damen und Herren, Spielregeln gelten für alle, wie gesagt, für uns hier im Plenum, aber auch für die Zuhörer. Bitte, Herr Magister.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Herr Vorsitzender! 

Beispielhaft für Basisdemokratie, wie sie die GRÜNEN lieben und wie sie ihnen dann manchmal selber auf den Kopf fällt. 

Der Herr StR Oxonitsch hat vorhin behauptet, freiheitliche Jugendliche hätten gewalttätig eine Veranstaltung der GRÜNEN am Yppenplatz gestört. Dies ist unwahr. Ich war selbst bei dieser Veranstaltung dort, zuerst bei den freiheitlichen Jugendlichen. Dort waren auch keine Kampfhunde, wie es in den Medien behauptet wird. Und dann war ich bei Ihnen, bei Ihrem Kaffeekränzchen, weil viel mehr als 25 Grüne einschließlich der Abgeordneten und Mitarbeiter waren es nicht, die den Herrn Cohn-Bendit, den Kinderschänder, interessant gefunden haben. Ich war selbst dort. Und die wenigen GRÜNEN von Ihnen, es haben nämlich nicht einmal ein Drittel Ihrer Gemeinderäte es wert gefunden, sich das anzuhören. Die wenigen GRÜNEN, die dort waren, müssten, wenn sie ehrlich sind, bestätigen, dass man von der freiheitlichen Demonstration absolut überhaupt nichts bemerkt hat. Die ist dort friedlich abgelaufen. Der Herr Cohn-Bendit war beleidigt, weil zu wenig Leute da waren. Aber ansonsten gab es keine Störungen. 

Störungen jedoch, Herr Stadtrat, hat’s gegeben bei der Burschenschaft der Safari Jagdgesellschaft, Jagen von Burschenschaftern, zu denen Ihre Jugend aufgerufen hat. Störungen hat’s im 18. Bezirk gegeben, wo man bei einer ordnungsgemäßen Veranstaltung die Teilnehmer daran hindern wollte hineinzugehen und die Polizei sie vor der Sozialistischen Jugend schützen musste. So schaut’s wirklich aus. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Mir liegt nun zur Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport keine weitere Wortmeldung mehr vor. 

Ich schlage daher vor, die Debatte zur Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales mit der Postnummer 2, das ist der Jahresabschluss der Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund für das Jahr 2008, gemeinsam durchzuführen, die Abstimmung über den Rechnungsabschluss und den Jahresabschluss der Unternehmung jedoch getrennt vorzunehmen. 

Sind Sie damit einverstanden? - Einen Einwand kann ich nicht feststellen. Dann werden wir so vorgehen. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Lasar. Bitte schön.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Noch nie hat die Stadt Wien so viel Geld ausgegeben für Sozialhilfe. Allein, Frau Stadträtin, das sollte Ihnen heute einmal zu denken geben. Aber bleiben wir einmal beim Spitalsdefizit. Das Spitalsdefizit steigt weiter und genau das ist ein Fehler, der sich auch in Zukunft rächen wird. In den letzten vier Jahren ist das Defizit des Krankenanstaltenverbundes zunehmend außer Kontrolle geraten und der Zuschussbedarf der Wiener Spitäler hat sich gegenüber dem Jahr 2004 um 277 Millionen EUR erhöht. Allein 2008 ist das Defizit gegenüber dem Wirtschaftsplan um 130 Millionen auf 824 Millionen explodiert und in den Spitälern wurden die Investitionen gegenüber dem Wirtschaftsplan auch um 7 Millionen gekürzt. Das zeigt natürlich, dass in vielen Bereichen auch falsch investiert worden ist und ich werde Ihnen an Hand einiger Beispiele aufzeigen, wo Sie zum Beispiel investieren hätten müssen. Es sind aber nur wenige Beispiele. 

Zum Beispiel wenn Sie bei den Kindern in die Pneumokokkenimpfung investiert hätten, dann wäre das einmal ganz wichtig für alle Kinder gewesen. 

In der Akutgeriatrie. In der Akutgeriatrie brauchen wir viel mehr Betten. Vor allem wäre es hier wichtig, auch einmal mehr Urlaubsbetten zu schaffen. Schauen Sie sich in den Bezirken um. Bei mir in Floridsdorf gibt es in der Geriatrie vier so genannte Urlaubsbetten! Ich glaube, hier wäre einmal ein Ansatz da, dass man auch die Angehörigen in der Urlaubszeit einmal unterstützt, dass sie wenigstens einmal eine oder zwei Wochen auf Urlaub fahren können. Hier wird in Wahrheit gar nichts gemacht, Frau Stadträtin. Genau das sind die Probleme der Stadt. Sie unterstützen nicht. Sie unterstützen, aber nicht immer die richtigen. 

Bei den Hospizen, Frau Stadträtin. Was passiert da in der Palliativpflege? Genau da gibt es wirklich aufopfernde Menschen, die sich hier aufopfern, die oft unentgeltlich arbeiten. Da kann ich Sie einfach nicht verstehen. Genau hier in diesen Bereichen werden die Hospize jedes Jahr zum Bittsteller. Die Hospize müssen oft monatelang von A bis Z laufen, Anrufe tätigen, dass sie endlich ihre Finanzierung bekommen! Die zittern jedes Jahr um die Finanzierung. Das sind Bereiche, Frau Stadträtin, die sind alle in ihrem Bereich und hier passiert nichts. Da sage ich, wenn man vom sozialen Gewissen der Stadt spricht, Frau Stadträtin, genau hier hapert’s auch. Schauen Sie sich um. Es entsteht ein Sozialmarkt nach dem anderen. Das muss Ihnen doch auch einmal zum Nachdenken geben, warum das alles passiert. Ich höre immer nur, was für eine reiche Stadt wir sind. Ja, aber ich weiß nicht, wer hier reich wird oder reicher wird, ich höre immer nur, es öffnet ein Sozialmarkt nach dem anderen. Und das sind natürlich auch Belastungen, die Sie in dieser Stadt zu verantworten haben. Schauen Sie sich an, in welchen Bereichen! 

Ich werde Ihnen jetzt aufzeigen, was alleine in die Kompetenz der Stadt Wien fällt. Denken Sie doch alleine an die Wiener Stadtwerke. Da gibt es satte Gewinne von 97 Millionen EUR, Wien Energie 116 Millionen EUR, da gibt es die Überschüsse bei Wasser, Kanal, Müll, die im Jahr 2008 über 98 Millionen EUR betragen haben. Das sind Sachen, die natürlich die arme Bevölkerung, die ja eh schon kein Geld mehr hat, noch enorm belasten. Wir fordern in diesem Bereich natürlich, dass hier einmal angesetzt wird und endlich einmal in Wien eine Senkung der Tarife kommt. Aber da passiert einfach nichts. Da höre ich nichts von Ihnen und genau das sind die Belastungen, die die arme Bevölkerung in Wien treffen. Und die rutscht natürlich durch Ihre Belastungen in Wien immer weiter ab und dann haben Sie die ganzen Sozialmärkte und noch viel mehr Probleme in der Stadt. 

Aber das sind ja nur einige Kritikpunkte, Frau Stadträtin, in diesem Bereich. Ich möchte jetzt vielleicht auch etwas für die Zukunft sagen, Krankenhaus Nord, das Sie hier großartig geplant haben. Da sage ich, das ist wirklich in Ordnung, Floridsdorf braucht ein großes Krankenhaus. Sie bezeichnen es als das modernste Krankenhaus Europas. Wenn man sich rein auf das Krankenhaus bezieht, gebe ich Ihnen wahrscheinlich recht. Es wird mit Sicherheit ein modernes, eines der modernsten Krankenhäuser Europas sein. Aber was wird passieren? Man wird dieses Krankenhaus ja in Wahrheit nicht richtig erreichen können. Und warum? Es gibt dort keine U-Bahn. Und Sie wissen ganz genau, die U-Bahn ist die schnellste Verbindung in ganz Wien. Da sage ich, wenn Sie schon planen und ich weiß, Sie werden jetzt wieder zu mir sagen, ja, das liegt nicht in meinem Bereich, das ist Stadtplanung, aber ich sage, wenn Sie schon das modernste Krankenhaus in Wien planen, dann müssen Sie mit Ihrem Parteikollegen darüber sprechen und sagen: „Du pass’ auf, ich plane ein Krankenhaus, wir brauchen dort die U-Bahn.“ Aber Sie können nicht einfach in der Wiese, sage ich jetzt einmal übertriebenermaßen, ein Krankenhaus bauen und erreichen wird es niemand, weil Sie keine Straßen bauen. Also das ist jetzt etwas übertrieben von mir, aber ich gebe das ja nur als Beispiel. Und was machen Sie dann? Da sagen Sie: Ja, da wird die S-Bahn verlegt, die Station hinüber. Das ist alles recht gut und schön. Aber ich sage es noch einmal: Floridsdorf braucht eine U-Bahn und über die werden Sie nicht hinwegkommen. Alleine das Verkehrschaos, das es in Floridsdorf alleine auf der Brünner Straße heute schon jeden Tag gibt. Wissen Sie, das sind Planungen, da kann ich es von Ihnen einfach nicht verstehen, dass Sie das zulassen. 

Dann zum Beispiel bei der Planung. Gut, jetzt erreicht man das Krankenhaus mit dem Auto. Ja, aber was wollen sie denn mit dem Auto machen, wenn sie keine Parkplätze haben? Sie haben ja selbst gesagt: Wir haben für die Besucher, Patienten und die Ambulanzbesucher 185 Parkplätze. Na super! Ja, ich weiß nicht, ich will jetzt wirklich nicht untergriffig sein, aber dort in dem Krankenhaus schaffen Sie 850 Betten. Das heißt, wenn die ausgelastet sind, sind 850 Patienten da. Dann kommen noch die ambulanten Besucher dazu und jetzt sollen sich die alle auf 185 Parkplätze aufteilen! Ich finde da keine Worte, weil jedes kleine Kind weiß, was passiert, wenn dort 850 bis 1 000 Besucher kommen. Die können einfach nicht mit 185 Parkplätzen auskommen. Wenn Sie jetzt sagen, die sollen irgendwo bei irgendeinem Supermarkt stehen, dann verweise ich Sie darauf, dass bei den großen Einkaufsmärkten heute große Tafeln stehen, dass man den Parkplatz nur benützen darf, wenn man auch dort einkauft. Also wieder nichts. In dieser Frage sage ich Ihnen ehrlich und genau hier und darum sage ich es Ihnen auch heute, weil ich nachher nicht die Ausrede haben will, dass man Ihnen wieder nichts gesagt hat: Sie können heute noch umplanen, Sie können heute noch gestalten, Sie können heute noch eingreifen und sagen, wir brauchen dort weitaus mehr Parkplätze. Ich sage Ihnen, Sie werden unter 1 000 Parkplätze für die Besucher nicht auskommen. Das ist ja ein Minimum. Das fordere ich auch, weil man nicht einfach die Leute, die Anrainer dort einfach belasten kann und sagen: Na, die haben dann auch keinen Parkplatz. Wenn Sie die Gegend kennen, Frau Stadträtin, dann wissen Sie, dass es dort in diesem ganzen Umfeld, in diesem Umland schon jetzt überhaupt keine Parkplätze mehr gibt. Wo sollen die dann wirklich stehen? Ich sage es Ihnen ehrlich, ich kann Sie eigentlich nicht verstehen.

Aber zu etwas anderem, Frau Stadträtin, wo ich Sie schon in die Verantwortung nehme. Wir haben am 23.2.2009 an Sie oder an Ihr Büro eine Anfrage eingebracht betreffend Linearbeschleuniger im SMZ-Ost, die Sie mir am 25.9 auch beantwortet haben. Ich möchte zu dieser Beantwortung aber schon Stellung nehmen. Ich weiß nicht, ob Sie das jetzt im Einzelnen genau wissen, aber ich werde es Ihnen auszugsweise vorlesen, weil Sie sicher nicht nur meine Anfragen kriegen. Da geht es, wie gesagt, um den Linearbeschleuniger im SMZ-Ost. Die Beantwortung von Ihnen lautet: „Im Großgeräteplan 1999 war für das Sozialmedizinische Zentrum Ost – Donauspital noch kein zweiter Linearbeschleuniger vorgemerkt. Ab dem Jahr 2003 ist ein zweiter Linearbeschleuniger mit dem Hinweis bei Vertrag mit Niederösterreich und Bedarfsprüfung vorgesehen.“ 

Ich werde Ihnen jetzt nicht eins zu eins antworten. Ich möchte nur, dass Sie wissen, was für eine Anfrage das war: „Das Projekt 2. Linearbeschleuniger Donauspital ist zeitlich von den Ersatzanschaffungen der Linearbeschleuniger im Wilhelminenspital und im Sozialmedizinischen Zentrum Süd Kaiser-Franz-Josef-Spital mit Gottfried-von-Preyer’schem Kinderspital abhängig. Zur Gewährleistung einer lückenlosen Patientenversorgung ist ein gleichzeitiger Umbau beziehungsweise Erweiterung der Radioonkologie im Donauspital nicht möglich. Der im Jahr 2004“ – das ist ein anderer Absatz: „genommene Linearbeschleuniger des Donauspitals hat folgende Ausfallszeiten“ und da beschreiben Sie, wie viele Ausfallsstunden die hier in dieser Zeit gehabt haben. Und dann steht: „Je nach zeitlichem Ausfall in Vor- oder Nachmittagsschicht war eine Stehzeit von ein bis zwei Tagen pro PatientIn möglich. Die PatientInnen wurden ausnahmslos ins Wilhelminenspital überwiesen und vom Personal des Donauspitals zusätzlich zur Normalschicht des Wilhelminenspitals bestrahlt. Die Linearbeschleuniger des Wilhelminenspitals sind technisch und daher in Bezug auf die Bestrahlung mit jenen im Donauspital kompatibel.“

Ich sage jetzt nicht, dass Sie das beantwortet haben. Aber wer immer das beantwortet hat, Frau Stadträtin, der ist sehr fragwürdig. Ich möchte bei Gott nichts unterstellen, aber ich gebe Ihnen hier eine Antwort. Ich habe hier recherchiert, ich habe hier Antworten bekommen: 

Zu Ihrem Absatz 2 entgegne ich: Die Angaben im Großgeräteplan betreffend Linearbeschleuniger in Österreich basieren auf einer vom KRAZAF 1996 beauftragten ÖBIG-Studie, wo unverändert der Großgeräteplan übernommen wurde. Also wieder nicht richtig. Demgemäß waren für den Standort Donauspital schon 1996 zwei Beschleuniger vorgesehen. Es ist ganz ein anderes Jahr und nicht, so wie Sie mir hier beantworten, 2003, glaube ich, war das. 

Der Vermerk zur Bedarfsprüfung findet sich im Großgeräteplan nicht. Eine Beteiligung Niederösterreichs – das ist in Ordnung – allerdings schon. Im Übrigen, Frau Stadträtin, wurde durch das Kontrollamt der Stadt Wien im Jahr 2000 der Bedarf eines zweiten Beschleunigers unmissverständlich festgestellt und ging von einer Beschaffung eines zweiten Beschleunigers 2001 aus. Also schon damals ging man davon aus. Im Übrigen ist das Argument der Kapazität nur von zweitrangiger Bedeutung. Das Hauptargument ist die Patientensicherheit, die mit einem Beschleuniger grundsätzlich nicht gewährleistet ist. Insbesondere dann nicht, wenn die Maschine noch dazu die höchste Auslastung – siehe auch Kontrollamt, Frau Stadträtin – von allen Beschleunigern Wiens hat. 

Zu Absatz 4, Ersatzanschaffungen. Das neu erarbeitete Projekt lässt einen unterbrechungsfreien Betrieb trotz Neubau zu – und Sie wissen das ganz genau, Frau Stadträtin.

Zu Absatz 6, die Strahlentherapie im Wilhelminenspital ist nur teilweise kompatibel und nicht so, wie Sie schreiben: „Es ist kompatibel.“ Eine akute Übernahme von Patienten ist nur in sehr begrenztem Maße möglich, sodass im Ausfallsfalle eine unterbrechungsfreie Versorgung keinesfalls aller Patienten garantiert werden kann, Frau Stadträtin. Sie wissen, dass es von großer Bedeutung ist, dass diese Menschen ihre Therapie hier in einer neuen Folge bekommen. Sie wissen auch, dass diese schwerkranken Menschen unter großem psychischen Druck stehen. Und Sie wissen auch, dass hier Menschen, oft auch die Angehörigen, weinend zu den Professoren kommen und es nicht verstehen können, dass das Krankenhaus keinen zweiten Beschleuniger hier anschafft, Frau Stadträtin!

Auch zu einem Strukturplan, der ist hier nicht beantwortet, möchte ich Ihnen vielleicht im Anhang noch etwas sagen, das Bettenproblem. Im österreichischen Strukturplan Gesundheit Strukturqualitätskriterien ist der Zugriff auf 10 bis 15 Betten pro Beschleuniger in unmittelbarer Nähe vorgeschrieben. Diese Bedingungen sind im Donauspital nicht erfüllt, da ein externer Bettenmangel insbesondere im onkologischen Bereich besteht. 

Wir haben heute nochmals eine Anfrage genau in diese Richtung an Sie gerichtet. Vielleicht bekommen wir dieses Mal von Ihnen hier richtige Antworten, Frau Stadträtin. 

Wissen Sie, es stimmt mich schon sehr traurig, dass man hier einfach solche Antworten gibt, denn man sollte sich in diesem sozialen Bereich schon ganz genau überlegen, was man hier sagt und was man hier auch macht. Ich sage Ihnen, ich werde von diesem Thema nicht abweichen, bevor ein zweiter Beschleuniger im SMZ-Ost vorhanden sein wird. Ich hoffe, er wird bald kommen. 

Frau Stadträtin, zu einem auch sehr großen Thema in Wien, zum Drogenproblem. Ich möchte jetzt keine Drogendebatte machen, weil der Kurti Wagner schaut schon wieder, denn er weiß ganz genau, dass auch dieses Problem in Ihrer Verantwortung liegt und man sollte jetzt wirklich einmal ernsthaft darüber nachdenken, Frau Stadträtin. Sie wissen auch ganz genau, dass über 33 Prozent aller Suchtmitteldelikte in Wien alleine in der Inneren Stadt verzeichnet wurden. Es gibt einen großen Andrang beim Spritzentausch. Da sage ich Ihnen, da kann ich Sie wieder nicht verstehen. Es ist ja kein gutes Zeichen für mich, dass hier jetzt mehr Spritzen getauscht werden, sondern das ist für mich ja ein beängstigendes Zeichen, dass es jetzt noch mehr Drogensüchtige gibt als vorher. Ich weiß, das hören Sie nicht gerne, Frau Stadträtin und auch andere Herren hören das nicht gerne. Aber ich sage, das ist ein Riesenproblem und das wird ja nicht kleiner. Sie tun es maximal nur kleinreden, aber es ist einfach ein großes Problem und es ist ein Riesenproblem in dieser Stadt. Und wenn Sie nichts anderes machen, als die Drogensucht in dieser Stadt zu verwalten und es nicht angehen, einmal ein Konzept vorzulegen, wo man sagt, man bekämpft diese Drogensucht, man gibt diesen Menschen, die da hineingeschlittert sind, einmal eine Chance, dann kann ich Sie frisch wieder nicht verstehen, Frau Stadträtin. Ich weiß, Sie werden jetzt dann in Ihren Ausführungen sagen, dass wir die verschiedenen Vereine haben und ich weiß nicht, was Sie sonst noch alles haben. Aber sagen Sie mir jetzt eines: Was hat das in den letzten Jahren gebracht, außer dass Sie das Geld vernichtet haben? Gar nichts! Es hat nichts gebracht. Ich sage Ihnen, es hapert genau daran, dass Sie in Wien in diesem Bereich keine Konzepte haben. Es wurde auch nichts valorisiert. Das Konzept gibt es jetzt, glaube ich, über zehn Jahre und es hat sich doch alles geändert. Ich meine, Sie fahren auch nicht immer mit der alten Straßenbahn aus dem 99er-Jahr, die wird ja auch einmal erneuert. Also machen Sie es bitte auch bei Ihren Drogenkonzepten, wenn man da überhaupt von Konzepten sprechen kann. 

Zum Schluss möchte ich - und da möchte ich wirklich nicht viel dazu sagen außer zwei Sätzen, es waren auch nur zwei Blätter und das war das Budget, der Rechnungsabschluss vom FSW. Mir ist es eigentlich schon zu müßig, über zwei Blätter zu sprechen. Wir kritisieren das jedes halbe Jahr. Ja, ich kann Ihnen nur eines sagen, Frau Stadträtin: Wenn Sie nicht Ihre Politik ändern, können Sie auch von uns nicht verlangen, dass wir Ihrem Rechnungsabschluss zustimmen.

Meine Damen und Herren, wir werden den Rechnungsabschluss heute mit Sicherheit ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Dr Pilz, bitte.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Die GRÜNEN werden dem Rechnungsabschluss im Gesundheitsbereich nicht zustimmen. (GRin Anica Matzka-Dojder: Das ist eine Überraschung!) Das wundert Sie, Frau Kollegin, eine Überraschung. Und ich möchte an ein paar Bausstellen im Gesundheitsbereich in Wien, Frau Stadträtin, an diesen Bespielen deutlich machen, warum wir nicht zustimmen.

Es sind seit Jahren so viele offene Probleme bekannt, nichtsdestoweniger ungelöst. Und ich beginne bei den Kindern. Die Kindermedizin in Wien, die Versorgung der Kinder, ist seit Jahren in einem Zustand, der es Eltern und Betroffenen schwer macht, zu den Versorgungen zu kommen, die sie dringend brauchen: Überfüllte Ambulanzen, schlechte Versorgung im niedergelassenen Bereich. Es ist schwer, mit kleinen Kindern in dieser Stadt zu dem zu kommen, was man braucht. 

Aber beginnen wir ganz am Anfang, beginnen wir bei der Geburtshilfe. Vielleicht haben Sie heute den Kommentar von Herrn Prof Rockenschaub gelesen, einem Doyen in der Geburtshilfe mit großen Verdiensten, der sich über die Kaiserschnittraten in Österreich und speziell in Wien ein weiteres Mal und zu Recht beklagt. Ich werde mir auch die Freiheit nehmen, ihm unseren Beschluss- und Resolutionsantrag zukommen zu lassen, wo wir uns mit der Situation der Geburtshilfe in den öffentlichen Krankenanstalten auseinandersetzen und wo wir uns ein weiteres Mal die Kaiserschnittraten ansehen, die es in Wien gibt, denn die sind explosionsartig gestiegen. Allein zwischen 2002 und 2008 die Zahlen zu vergleichen, ist ein Einblick in eine Entwicklung, die nicht nur dem Herrn Prof Rockenschaub zu Besorgnis Anlass gibt. Wenn man hier in den Krankenhäusern schaut und das ist jetzt die Semmelweiß-Frauenklinik, das Haus von Prof Rockenschaub, die im Jahr 2002 15,3 Prozent Kaiserschnittraten hatte und noch vor 25 Jahren war man bei unglaublichen 1,05 Prozent! Das muss man sich einmal vorstellen! Im Jahr 2002 war man auf 15,3 Prozent und im Jahr 2008 schon auf 26 Prozent! Und das ist nicht das Ende der Fahnenstange. Im AKH liegt man mittlerweile bei 50 Prozent und unter 20 Prozent ist keine einzige geburtshilfliche Abteilung in dieser Stadt. Da wird den Frauen vorgemacht, es gebe einen Kaiserschnitt, der soft wäre. Da wird den Frauen vorgemacht, dass das eine gesunde Alternative zur natürlichen Geburt wäre und es wird tatsächlich der Geburtsvorgang pathologisiert, den Frauen enteignet und technisch meistens den männlichen Geburtshelfern in die Hand gegeben. Die Frauen und die Hebammen haben wenig zu sagen. Und all das wird noch verbrämt als besonders sichere, als besonders schonende Methode. Viele Frauen, und nicht nur die Hebammen, haben große Zweifel, dass diese Entwicklung den Frauen dient, dass diese Art, Sicherheit vorzugaukeln, tatsächlich Sicherheit stiftet.

Wir stellen in diesem Zusammenhang, weil wir uns Sorgen um die Frauen machen, einen Beschlussantrag, wo gebeten wird, dass die Frau Stadträtin eine unabhängige Studie in Auftrag geben möge, in der die massiv gestiegenen Kaiserschnittsraten dargestellt werden und wo insbesondere untersucht wird, ob dieses Mehr an Technisierung auch ein Mehr an Sicherheit bedeutet, wie die Wochenbettverläufe nach dem Kaiserschnitt sind, wie sich die soziale und gesundheitliche Entwicklung des Kindes abbilden lässt, und, und, und. Also viele Fragen, von denen wir meinen, dass sie wichtig sind, dass man sie in der Stadt weiß und dass man die Frauen tatsächlich beraten kann. Ich verhehle nicht, für die GRÜNEN zu sagen: Wir meinen, dass der Kaiserschnitt gut und segensreich dort ist, wo es darum geht, Gefahr für Mutter und Kind abzuwenden, aber dass es sehr in Frage zu stellen ist, dass er als diese moderne und die einfache und die empfehlenswerte Art des Gebärens verkauft wird.

Ich bleibe bei den Kindern und Jugendlichen und ich komme zu einem Thema, das uns hier bei vielen Sitzungen beschäftigt hat, die kinder- und jugendpsychiatrische Versorgung. Da sollte man meinen, aus der Untersuchungskommission und den Kontrollamtsberichten hätte man gelernt, dass die Versorgungssituation insbesondere bei den Kindern verbessert und sichergestellt werden soll. Und weil in vielen Bereichen die Stadt ohnehin nicht das tut, was sie soll, sieht man und muss man froh sein, sind wir froh, dass es auch andere gibt, die hier durch ihre Initiative, durch ihre Einrichtungen, die sie anbieten, in die Bresche springen, unter anderem das SOS-Kinderdorf im 21. Bezirk.

Ich habe mir die Einrichtung einmal angeschaut. Es ist eine hervorragende Einrichtung und man sieht, dass man dort für die Region, also für den Teil der Stadt, der besonders schlecht versorgt ist, stationäre, tagesklinische und ambulante Versorgung hat, insbesondere eine tagesklinische Einrichtung mit 6 beziehungsweise künftig in Vollbetrieb 12 Betten. Und man hätte seitens der Stadt, seitens der VBgmin Laska zugesagt, diese Einrichtung zu fördern und man hat jetzt guten Grund und Anlass, angesichts der Versorgungsdefizite das zu tun. Es wären 350 000 EUR für das Jahr 2009 in Aussicht genommen und 700 000 für das kommende Jahr.

Jetzt entnehmen wir der „Kronen Zeitung“ und dem „Heute“, dass die Tagesklinik vor dem Aus steht und zwar schlicht und einfach deshalb, weil die Zusage, die Frau VBgmin Laska gegeben hat, offensichtlich der Frau StRin Wehsely und Herrn StR Oxonitsch nicht verbindlich ist und die SOS-Kinderdorfeinrichtung für die Tagesklinik vor dem Aus steht. Tatsächlich ist die Rede davon, dass sie schon per 1. Juli schließen müssten. Das kann hier in dieser Stadt doch nicht wahr sein, und das kann nicht im Interesse der Stadträtin sein, dass sie die scharfe, die schlechte, die prekäre Versorgungssituation weiterhin verschärft. 

Und wir bringen einen entsprechenden Antrag ein: 

„StRin Wehsely und StR Oxonitsch werden ersucht, sicherzustellen, dass der laufende Betrieb für die Kinder- und Jugendpsychiatrische Tagesklinik des SOS-Kinderdorfes im 21. Bezirk ab sofort finanziell gesichert ist und damit die Schließung zum 30. Juni 2009 verhindert wird.

Hinsichtlich der Bewertung des Antrages ersuche ich um sofortige Abstimmung.“ (Beifall bei den GRÜNEN.)

Wir bleiben bei den Kindern und Jugendlichen: Ich komme zum Schularztwesen in dieser Stadt, das uns in den letzten Monaten beschäftigt hat. Sie erinnern sich vielleicht daran, dass man seitens des Verantwortungsbereiches der Frau StRin Wehsely auf unzulässige Weise versucht hat, hoch sensible gesundheitsbezogene Daten sowohl von Eltern als auch von Kindern unter Missachtung aller Datenschutzbestimmungen, ohne irgendeine Art von Diskretion hinsichtlich der Personen und ihren persönlichen Daten für eine Studie zu verwenden. 

Es brauchte die Ansage der Ärztekammer, dass diesbezüglich in ärzterechtlicher und strafrechtlicher Hinsicht Schritte zu erwarten sind, wenn die Verantwortlichen bei der Vorgangsweise blieben. Dann wurde zurückgerudert; man hat eingesehen: So geht es nicht. 

Da wurde die Notbremse in der letzten Minute gezogen. Damit wird auch ein Blick auf eine Misere im Bereich des Schularztwesens frei, die uns sehr zu denken geben muss. Offensichtlich ist das ein Bereich, auf den man nicht schaut, obwohl er hinsichtlich der Prävention und der Gesundheitsförderung von zentraler Wichtigkeit ist. Die Schulärzte und -ärztinnen erreichen die Kinder und Jugendlichen zu ganz bestimmten sensiblen Lebensabschnitten, in denen man viele Gefährdungslagen erkennen kann und erkennen muss, insbesondere bei sozial benachteiligten Kindern.

Laut Sozialbericht des Sozialministeriums von Jänner 2009 sind 13 Prozent der Kinder in Österreich armutsgefährdet. Das sind 250 000 Kinder; davon sind 90 000 manifest arm. Das muss man sich einmal vorstellen! 90 000 Kinder sind manifest arm. Das bedeutet sehr viel sehr Negatives auch für ihre gesundheitliche Entwicklung. Sie kommen seltener zu Kinderfrüherkennungsuntersuchungen, sie kommen in der Regel zu spät in Therapie, wenn man eine Krankheit erkannt hat, und der Schuleintritt ist für diese Kinder oft die einzige Gelegenheit, bei der man erkennen könnte, wie es um sie steht, einen Status erheben kann und soziale Ungleichheit ausgleichen könnte. 

In dieser Situation sind die Schulärzte und -ärztinnen zentral wichtig. Nichtsdestotrotz sind sie, was ihre Arbeitssituation betrifft, was ihre rechtliche Lage betrifft und was die Infrastruktur betrifft, in der sie arbeiten, völlig in einer labilen Situation. Sie verfügen weder über die räumlichen noch über die infrastrukturellen Einrichtungen, die sie brauchen. Es gibt nur eine heterogene Versorgungsstruktur. Sie haben keine sehr klare Aufgabenstellung. Und sie sind vor allem mit Routinetätigkeiten völlig überlastet. Allein das Impfen braucht einen Großteil ihrer Zeit auf. 

Seit vielen Jahren verschläft die MA 15 die notwendigen Reformen in diesem Bereich. Sie setzt keine klaren Ziele für den schulärztlichen Dienst. Sie verzichtet darauf, die Schulärzte ausreichend in den Schulalltag einzubinden, und sie verabsäumt, diesbezüglich interdisziplinär mit der Jugendwohlfahrt zusammenzuarbeiten.

Wir meinen, abgesehen von dieser Datenverfehlung, die zu beklagen war, muss jetzt ein Ruck durch die MA 15 gehen. Daher ist Frau StRin Wehsely gefordert, eine umfassende Qualitätssicherung bei den Schulärzten in Angriff zu nehmen und klarzumachen, dass es Ausbildungsstandards mit speziellen Qualifikationen für diesen Bereich geben muss. Es muss eine Rechtsgrundlage für alle Haftungsfragen geben. Es braucht zeitgemäße Infrastruktur für die Arbeit der Schulärzte und �ärztinnen. Es kann nicht sein, dass man auf einem wackligen Tisch hinten im Konferenzzimmer oder gar in einem Kellerraum ohne Fließwasser schnell durchimpft. – All das ist aber Realität in den Wiener Schulen!

Es braucht eine einheitliche Methodik und zeitgemäße Dokumentation, damit man nicht auf sachlich und wissenschaftlich absolut indiskutable Weise sagt: Lasst uns mal eure Fragebögen „rüberwachsen", und wir schauen dann, dass wir eine Studie daraus machen! – Das ist ja nicht einmal hinsichtlich der Sachlichkeit eine Vorgangsweise, die vertretbar ist!

Und es soll eine regelmäßige Evaluierung und eine Gesundheitsberichterstattung nach modernen Kriterien unter Achtung des Datenschutzes geben. 

Wir haben einen entsprechenden Beschlussantrag vorbereitet und erwarten, dass dem zugestimmt wird, wenn Ihnen die Kinder und ihre Versorgung am Herzen liegen! (Beifall bei den GRÜNEN.) – Das war die Thematik rund um die Kinder.

Wir sind leider, was die Psychiatrie betrifft, immer noch nicht am Ende der Debatte. Wir hatten die Untersuchungskommission zu den Missständen in der Psychiatrie; diese ist noch kein Jahr vorbei. In der Zwischenzeit hat sich aber – und zwar nicht auf Ebene des Gemeinderates oder auf Ebene der Untersuchungskommission – noch einmal verdeutlicht, dass die Missstände, die festgestellt wurden, auch anderenorts bestätigt wurden. 

Faktum ist, dass im Mai 2009 zwei Psychiater des Otto-Wagner-Spitals wegen des Vorwurfes der fahrlässigen Tötung vor Gericht gestanden sind. Das Gericht hat die beiden Psychiater zum Glück und zur großen Erleichterung freigesprochen. Die Begründung sollte uns allerdings zu denken geben! Ich finde es unfassbar und zynisch, dass man seitens der SPÖ noch gemeint hat, das als Erfolg verbuchen zu können. Sie sollten nämlich wissen, wie das Urteil begründet worden ist! 

Ich lese Ihnen vor: Der Freispruch wurde – so die Urteilsverkündung – so begründet, dass die beiden MedizinerInnen „im Hinblick auf die Personalsituation in diesem Bereich," – also im Otto-Wagner-Spital – „die wirklich katastrophal war und offenbar immer noch ist, keine zumutbare Alternative zu ihrer Vorgangsweise gehabt hätten.“ 

Der Freispruch ist also nicht erfolgt, weil jemand sozusagen aus erklärbaren Gründen zu Tode gekommen wäre, sondern weil die Verhältnisse unzumutbar waren und immer noch sind. Die Richterin urteilte, dass eine direkte „Eins-zu-eins-Überwachung einfach völlig undurchführbar gewesen sei auf Grund der Zustände im Spital“. Und: „Das Ganze ist sehr tragisch und die Zustände wirklich schlimm, aber das kann man nicht Ärzten und Pflegern vorwerfen, die Übermenschliches leisten in diesen Abteilungen.“

Hören Sie sich das noch einmal an! Das kommt nicht etwa von der grünen Opposition, nicht etwa von der ÖVP-Opposition, nicht etwa von irgendeinem Patienten/einer Patientin, der/die aus der eigenen Subjektivität urteilen sollte, das kommt nach profundem Gutachten von einer Gutachterin, die sich ausführlich mit den Verhältnissen im Otto-Wagner-Spital befasst hat. Das war das Urteil des Gerichtes: Die Zustände sind immer noch katastrophal, und eine Eins-zu-eins-Überwachung ist unter diesen Bedingungen nicht möglich.

Weil dieses Urteil im Jahr 2009 ergangen ist, bringen wir zusammen mit der ÖVP noch einmal als Beschlussantrag unseren Vorschlag zur Psychiatriereform für eine zukunftsfähige Erwachsenen�, Kinder� und Jugendpsychiatrie ein. Wir hoffen darauf, dass man seitens der Mehrheitsfraktion nicht weiterhin sagt: Wir schauen nicht hin, wir machen nichts und lassen das Personal im Regen stehen! – Wir hoffen daher auf Zustimmung zu unserem Antrag. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Letzter Punkt zur Psychiatrie: Der PSD – Sie wissen, wir konnten ihn in der Untersuchungskommission nicht thematisieren, man hat allerlei Tricks angewendet, um das zu verhindern – braucht in seiner Versorgung Strukturen. (Zwischenruf von GR Kurt Wagner.) Herr Kollege Wagner! Sie kommen dann ans Rednerpult, dann können Sie das erzählen! Der PSD braucht zur Erledigung seiner Aufgaben ausreichend gut ausgebildetes Personal, das auch vor Ort anwesend ist, insbesondere auf Ebene der Führungskräfte. 

Faktum im PSD ist, dass man seit vielen Jahren – wie auch in allen anderen Einrichtungen in der Psychiatrie – unter dem selbst verursachten Mangel hinsichtlich der Ausbildungssituation leidet. Wir wissen – das war ja auch Gegenstand der Untersuchungskommission –, dass man viel zu wenige Psychiater/Psychiaterinnen ausbildet. Das schlägt sich auf alle Ebenen durch. 

Beim PSD ist die Situation insofern besonders schwierig, als zum Beispiel in einem sozialpsychiatrischen Ambulatorium ein leitender Arzt in Karenz ist, in einem anderen die Leitung pensioniert ist und man immer noch keine ordnungsgemäße Nachfolge installiert hat. Viele Führungskräfte stehen vor ihrer Pensionierung, und man sieht weit und breit keine ausreichende Strategie zur Personalentwicklung und zur Sicherstellung der künftigen Arbeit. 

Ganz besonders kritikwürdig in diesem Zusammenhang ist, dass man in einer solchen Situation nicht davon Abstand nimmt, die oberste Spitze mit unfassbaren Privilegien auszustatten. Schon einmal war der Umstand, dass Herr Chefarzt Dr Rudas im Jahr 1999 11,5 Millionen Schilling Abfertigung für seinen Pensionsanspruch gegenüber dem PSD bekommen hat, Gegenstand in diesem Hause. Im Jahr 1999 war er noch keine 60 Jahre alt; nur, damit wir uns darüber im Klaren sind! Man hat – das wurde berichtet, und vielleicht ist es auch wahr! – diesen Zeitpunkt gewählt, weil es damals Steuervergünstigungen gab, ein Steuerfenster, das danach geschlossen wurde. Ab dem Jahr 2000 konnte man für derlei Abfindungen nicht mehr so hohe steuerliche Begünstigungen beim Finanzminister für sich lukrieren. Daher haben offensichtlich viele Führungskräfte in Österreich die Möglichkeit gewählt, geschwind ihre Abfertigungen zu kassieren. Es gibt immer zwei Seiten: Die eine, die auszahlt und die andere, die kassiert. 

Wir wissen über diese Abfertigung, dass sie auf der Grundlage eines Pensionsantrittes mit dem 60. Lebensjahr berechnet wurde. Dieses hat Herr Chefarzt Rudas im Jahr 2004 erreicht. Ich habe ihn damals in der Vorstandssitzung gefragt, ob er angesichts dessen, dass er ja eigentlich seine Abfindung konsumieren müsste, gedenkt, in Pension zu gehen. Er hat diese Frage als empörend gefunden und ist nicht in Pension gegangen. Offensichtlich ist im PSD seitens der politischen Führung auch nicht das nötige Problembewusstsein entstanden, dass es nicht sein kann, dass jemand, der einen Dienstvertrag hat, der nach oben offen ist, also kein Pensionsantrittsalter vorsieht, die Abfertigung kassiert, die für den Pensionsantritt mit dem 60. Lebensjahr berechnet ist, und dann einfach nicht in Pension geht. 

Im Frühjahr 2009 wurde der Herr Chefarzt 65 Jahre alt. Das wäre wieder ein guter Zeitpunkt gewesen, in Pension zu gehen. Angesichts der im Vergleich zum Pensionsantrittsalter errechneten Pensionsabfertigung ist es eigentlich ohnehin schon ein verspäteter Zeitpunkt, denn seit fünf Jahren stimmt sozusagen die versicherungsmathematische Rechnung nicht mehr mit dem tatsächlichen Pensionsantritt überein. (GR Kurt Wagner: Sie reden immer von Abfertigung. Das ist ein Pensionsanspruch.) 

Genau! Herr Chefarzt Rudas hat eine unfassbar tolle Pensionsregelung vom PSD erhalten! Von einer solchen Pension können viele Menschen nur träumen! Von einer solchen Pension können vor allem die Menschen, die Hilfe beim PSD suchen, nur träumen! 

Dazu muss man auch wissen: Es gibt einen einzigen Dienstwagen beim PSD, einen einzigen! Raten Sie, wer diesen nicht hat! – Nicht der sozialpsychiatrische Notdienst, der ausrücken muss, wenn jemand in Gefahr ist. Nein! Den einzigen Dienstwagen hat – Sie erraten es! – Herr Chefarzt! Das sind Privilegien. 

Vielleicht muss man auch dazu sagen: Eine Zeiterfassung oder eine geregelte Dienstzeit für den Herrn Chefarzt ist mir nicht bekannt. Er ist im Mai des Jahres 2009 65 Jahre alt geworden, und er ist zu einem guten Gehalt weiterhin in Amt und Würden. 

Wir glauben ... (Zwischenruf von GR Kurt Wagner.) Wenn das so einfach, wenn das persönlich wäre! Ich kenne den Herrn Chefarzt nur in seiner offiziellen Funktion. Das unterscheidet ihn von vielen Sozialdemokraten hier. Ich kenne ihn privat gar nicht. Ich bin in keiner Weise, weder beruflich noch sonst irgendwie, mit ihm privat befreundet. Ich schaue mir die Fakten an, und die Fakten sind ein Skandal! Ich bringe daher einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein: 

„Die Frau Stadträtin möge unverzüglich nach Durchführung einer öffentlichen Ausschreibung alle offenen Leitungspositionen im PSD mit qualifizierten Psychiatern/Psychiaterinnen besetzen, die in absehbarer Zukunft entstehenden Vakanzen durch rechtzeitige Planung verhindern und mit dem amtierenden Chefarzt des PSD in Gespräche treten, mit dem Ziel, seinen Pensionsantritt so rasch als möglich zu erwirken. 

Hinsichtlich der Abstimmung beantrage ich die sofortige Abstimmung." – Ich danke Ihnen. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Frau GRin Korosec. – Bitte schön.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zum Rechnungsabschluss 2008 haben wir in den letzten eineinhalb Tagen sehr viel Eigenlob von der Regierungspartei gehört. Die Frau Vizebürgermeisterin hat sich fast überschlagen vor Lobhudelei: Wien ist super! Klubobmann Lindenmayr – er ist jetzt nicht da – hat gejubelt, dass die Ausgaben im Sozialbereich der Stadt gestiegen sind. – Bravo! 

Eigenlob und Selbstbeweihräucherung der Alleinregierung täuschen nicht darüber hinweg, dass die Politik einer Regierung an den Ergebnissen zu messen ist. Punkt. Und Fakt ist: Die Zahl der Sozialhilfeempfänger hat sich in den letzten fünf Jahren um 30 Prozent erhöht! Wien erreicht heuer fast eine Marke von 100 000 Personen, die Sozialhilfe empfangen. Das entspricht in etwa der Größe von Klagenfurt. Jubelmeldungen und Jubelinserate sind daher wahrlich nicht angebracht. Wien hat nach wie vor die höchste Arbeitslosigkeit, und bei dem enorm hohen Arbeitslosenniveau ist der geringere Anstieg wirklich kein Kunststück! (Beifall bei der ÖVP.)

Die Frau Vizebürgermeisterin bringt aber das Kunststück zusammen, das sogar noch ins Positive zu rücken. Sie hat nämlich gesagt: Wir sind weit besser als andere Bundesländer! – So ihr Kommentar.

Meine Damen und Herren! Auf Ihr Argument der gering steigenden Arbeitslosenrate kann man nur antworten: Auf diesem schaurig hohen Niveau scheinbar besser dazustehen, ist eine SPÖ-Faktenbeugung in Reinkultur! (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Wir sagen das nicht zum ersten Mal, das hat schon eine lange Vorlaufzeit, nämlich auch in der Zeit, in der es keine Krise gegeben hat. Das ist der Beweis einer falschen Beschäftigungspolitik und Bildungspolitik in dieser Stadt! Eine gute Wirtschaftspolitik ist nämlich die beste Sozialpolitik und auch die beste Arbeitsplatzpolitik. Das haben Sie aber seit Jahren nicht zusammengebracht! (Beifall bei der ÖVP.)

Frau Finanzstadträtin Brauner soll einen kritischen Blick auf die Zahlen der Sozialstatistik werfen, anstatt durch launige Vergleiche mit Asterix & Co von den Problemen in Wien abzulenken! Das wäre notwendig, meine Damen und Herren! Vom heldenhaften Widerstand gegen die Wirtschaftskrise kann nämlich überhaupt keine Rede sein! (Beifall bei der ÖVP.) 

Bei den Mobilpässen kommt die Stadt auf Grund des Andrangs mit dem Ausstellen beziehungsweise mit dem Verlängern gar nicht mehr nach. Für die Frau Finanzstadträtin ist aber alles paletti. Es werden allerdings die Tarife bei den Wiener Linien erhöht, und das ohne nennenswerten Servicezuwachs. Es geht Ihnen darum, den Menschen immer wieder Geld aus der Tasche zu ziehen. Meine Damen und Herren, in der Krise Gebühren zu erhöhen, ist besonders unsozial! 

Daher bringen mein Kollege Mag Gerstl und ich gerade im Zusammenhang mit den öffentlichen Verkehrsmitteln einen Antrag betreffend Freifahrt für Senioren ab 70 ein. Es gibt viele positive Beispiele dafür in Europa. Da Sie ja Ihrer Meinung nach überall die Nummer 1 sind, könnten Sie auch in diesem Bereich zeigen, dass Sie die Nummer 1 sind, und diesen Antrag von uns annehmen. 

„Die Frau amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales möge sich gemeinsam mit der Frau Stadträtin für Finanzen und Wirtschaftspolitik dafür einsetzen, dass Personen ab Vollendung des 70. Lebensjahres die kostenlose Benützung öffentlicher Verkehrsmittel in Wien ermöglicht wird." (Beifall bei der ÖVP.) 

Statt aber die Bürger zu entlasten, stehen PR-Aktionen ständig auf der Tagesordnung an oberster Stelle. Hauptsache ist, die Fotos sehen nett aus, die dann in den diversen Hochglanzmagazinen der Stadt Wien abgedruckt werden. 

Als Beispiel greife ich aus einer Vielzahl von Themen eines heraus, und zwar deshalb, weil die Frau Vizebürgermeisterin das auch in ihrer Rede als besonders positiv herausgestrichen hat, nämlich den Gratisfernwärmeanschluss für HeizkostenzuschussbezieherInnen. Sie subventionieren damit mit 3 Millionen EUR Steuergeld in erster Linie die Fernwärme Wien. Mit sozialem Engagement hat das wenig zu tun. Von dieser Maßnahme profitieren nämlich nur jene Personen, die einen Fernwärmeanschluss im Haus vorinstalliert haben. Alteingesessene Bewohner von Gemeindebauten, deren Wohnungen bei der Übergabe noch nicht adaptiert oder modernisiert wurden, haben von dieser Aktion rein gar nichts. Und das sind nicht die Reichsten der Gesellschaft! 

Dass Fernwärme aus energiepolitischer und wirtschaftlicher Sicht nicht das Gelbe vom Ei ist, wenn man die hohen Fixkostenanteile bedenkt, sei hier nur am Rande erwähnt. Um solche Banalitäten kümmert sich weder die Frau Finanzstadträtin noch die Frau Sozialstadträtin. Der Wahn der Wiener SPÖ, über alles zu jubeln, überdeckt das. 

Meine Damen und Herren! Es ist wirklich an der Zeit, dass frischer Wind nach Wien kommt! Die Selbstzufriedenheit und Bequemlichkeit der SPÖ-Stadtregierung haben wir Wienerinnen und Wiener schon lange satt! 

Ich möchte heute auch noch über etwas sprechen, worüber ich mich gestern sehr geärgert habe: Es steht hier ein Rechnungsabschluss zur Debatte; 11 Milliarden EUR sind zu verantworten. Diese haben Sie zu verantworten! Das ist Geld der Bürgerinnen und Bürger. Die Frau Finanzstadträtin hält ihre Rede, und anschließend verlassen alle Mandatare inklusive Bgm Häupl und inklusive der Stadträte – fast fluchtartig! – den Saal. Und das war es! Bei der ersten Rede einer Oppositionspolitikerin, nämlich jener von Frau Kollegin Vassilakou, waren sieben Personen von Ihrer Partei anwesend, bei der Rede des Kollegen Tschirf waren es acht Personen! 

Ich finde das ungeheuerlich! Damit zeigen Sie in einer Art, die wir ja schon kennen: Wir sind wir! Wir behandeln jetzt diesen Rechnungsabschluss! Was interessiert uns, was die Opposition zu reden hat? – Daher ist es wirklich an der Zeit, dass Sie endlich einmal abgewählt werden! (Beifall bei der ÖVP.) 

Man kann durchaus über den Anachronismus reden, ob diese Debatten überhaupt so stattfinden sollen. Ich bin der Meinung, das gehört modernisiert. Dann müssen Sie es aber ändern! Und wenn Sie es nicht ändern, dann ist es Ihre verdammte Pflicht, auch hier anwesend zu sein, um sich anzuhören, was die Opposition zu sagen hat! (Beifall bei der ÖVP.) 

Damit komme ich jetzt zur Mehrheit der Sozialdemokraten: Was bedeutet die absolute Mehrheit der Wiener SPÖ? Ich gehe jetzt von der Gemeinderatswahl aus, und nicht von der Europawahl. Bei der letzten Gemeinderatswahl haben 29 Prozent der Wahlberechtigten SPÖ gewählt. Aber: 75 Prozent der Vorsitzenden des Wiener Gemeinderates stellen Sie von der SPÖ! 100 Prozent der Präsidenten stellen Sie von der SPÖ! 100 Prozent der amtsführenden Stadträte stellen Sie von der SPÖ! (Heiterkeit von GR Godwin Schuster.) Herr Kollege Schuster! Sie lächeln dazu! Das ist das demokratische Wahlsystem in Wien: Mit 29 Prozent der Wahlberechtigten haben Sie 100 Prozent aller Macht! (Beifall bei der ÖVP.) 

Bei den drei Urnengängen, die Bgm Häupl bisher gehabt hat, hat er kein einziges Mal 50 Prozent erhalten. Herr Kollege Schuster! Ich nehme an, das wissen Sie! Bei den drei Urnengängen, die bisher von Bgm Häupl absolviert wurden, hat er kein einziges Mal 50 Prozent der abgegebenen Stimmen erhalten! (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Sagen Sie einmal, wie viel Prozent die ÖVP erhalten hat!) 

Die berühmte absolute Mehrheit hat Bgm Häupl immer nur durch die Wahlarithmetik bekommen. (GR Godwin Schuster: Wir haben die letzte Wahlrechtsreform gemeinsam mit der ÖVP gemacht!) Herr Kollege Schuster! Ich muss auf die Zeit achten! (Neuerlicher Zwischenruf von GR Godwin Schuster.) Ja, aber es gehört geändert! Es ist dies ein Wahlsystem, das geändert gehört. (Zwischenruf von GR Kurt Wagner.)

Herr Kollege Wagner! Ich sage Ihnen: Das Gebäude der SPÖ ist längst baufällig geworden! (Beifall bei der ÖVP.) Sie bemühen sich zwar um Fassadenschutz, jedoch sind die roten Ziegel in ihrer Substanz schon längst morsch geworden! (Zwischenruf von GR Kurt Wagner.) Herr Kollege Wagner! Die nächste Wahl kommt bestimmt, und Ihre Absolute ist längst Geschichte! Und man kann nur sagen: Gott sei Dank! (Beifall bei der ÖVP. – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Beim Budget Gesundheit und Soziales geht es um 2,6 Milliarden EUR. Das ist sehr viel Geld der Bürgerinnen und Bürger! Das ist ein Viertel des Gesamtbudgets. Mit diesem Geld sollte man sehr sorgsam umgehen, und daher muss man gerade im Bereich Soziales und Gesundheit auch die Wirtschaftlichkeit und die Menschlichkeit hinterfragen. Da sind selbstverständlich innovative Modelle gefragt.  

Frau Stadträtin! Da haben Sie großen Handlungsbedarf! Der Rechnungsabschluss zeigt sehr wenig Mut und keine Innovation. Im Hinblick auf Transparenz, inhaltliche Unübersichtlichkeit und fehlende Unterlagen ist er rekordverdächtig. 

Dazu sage ich nur: Fonds Soziales Wien. Ich möchte dazu gar nicht viel sagen, denn das ist so unvorstellbar für jeden Außenstehenden, der das hören würde, dass es besser ist, man legt den Mantel des Schweigens darüber. 

Eines ist aber klar: Sie unterbinden jede parlamentarische Kontrolle. Sie haben eben auch immer etwas zu verbergen, denn sonst wäre es ja nicht notwendig, diese Kontrolle zu unterbinden. Wir sitzen nach wie vor in einem zahnlosen Beirat. Wir haben vor zwei Tagen zwei Seiten erhalten. Ich nehme an, Kollege Hacker wird da sein! Das ist der Rechnungsabschluss. Mit dem soll sich die Opposition zufrieden geben. (Zwischenruf von GR Kurt Wagner.)

Diese Vorgangsweise ist völlig inakzeptabel! Das hat auch das Kontrollamt festgestellt, wie Sie wissen, Herr Kollege Wagner! Dieses hat auch verlangt, dass die Zahlungsströme und ein umfassender Finanzplan dargelegt werden. Das stammt vom Kontrollamt, nicht von der Opposition! Wenn alles gut funktioniert, braucht das Kontrollamt ja nichts einzufordern. (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenrufe bei der SPÖ.) Aus diesem Grund bringen wir einen Beschluss- und Resolutionsantrag bezüglich Erstellung eines umfassenden Finanzplanes des FSW ein. 

„Die Frau amtsführende Stadträtin wird aufgefordert, dafür zu sorgen, dem zuständigen Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke rechtzeitig vor der Diskussion des Gemeindebudgets der Stadt Wien einen alle Zahlungsströme umfassenden Finanzplan vorzulegen." (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Gerade der Fonds Soziales Wien ist ein demokratiepolischer Skandal, bei dem Sie wirklich die Selbstkontrolle längst verloren haben. Daher ist die Kontrolle der Opposition umso wichtiger. Sie versuchen derzeit noch, diese mit Ihrer Mehrheit zu verhindern! 

Meine Damen und Herren! Einige Sätze zum KAV; zunächst die formelle Kritik: Seit Jahren fordern die Oppositionspolitiker eine Aufschlüsselung der Ziffern nach Spitälern, um wirklich überprüfen und Vergleiche anstellen zu können. Herr Generaldirektor Marhold hat uns das gleich zu Beginn seiner Tätigkeit zugesagt. Das war im Jahr 2005! Wir schreiben jetzt das Jahr 2009. Versprochen, aber noch immer nicht realisiert, Herr Generaldirektor! Ich hoffe, es war nicht ein Versprechen, das Sie nicht einlösen! Daher bringe ich zum wiederholten Mal einen Beschluss- und Resolutionsantrag gemeinsam mit meiner Kollegin Praniess-Kastner betreffend Gliederung des Jahresabschlussberichtes des KAV ein. 

„Die zuständigen Verantwortlichen der Unternehmung KAV mögen angewiesen werden, die Leistungskennzahlen und die Auslastung der Häuser und deren Abteilungen künftig besonders und einzeln darzustellen.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Zur inhaltlichen Kritik möchte ich nur ganz kurz etwas über die Wirtschaftlichkeit sagen: Zum KAV könnte man stundenlang reden; so viel gäbe es zu sagen! Bezüglich der Großgeräte, zum Beispiel Magnetresonanz-Tomographen, liegen wir in Österreich – nicht nur in Wien, auch in Österreich, aber in Wien ganz besonders – an der Spitze. Alleine der KAV verfügt über acht Magnetresonanz-Tomographen. Das ist wirklich überdimensioniert. Ich bin überzeugt, der Herr Generaldirektor würde mir da recht geben. Das entspricht absolut nicht dem Aspekt der Sparsamkeit und der Wirtschaftlichkeit! 

Der ärztliche Leiter der AUVA, Dr Greslehner, hat in einem Interview am 18. Juni 2009 in der „Wiener Zeitung" über eine bessere Auslastung dieser teuren Großgeräte nachgedacht und gesagt, es sei einfach nicht zu verantworten, dass diese Geräte nur zwischen 8 und 13 Uhr verwendet werden. 

Frau StRin Wehsely! Auch Sie sollten sich darüber Gedanken machen, wie dort mehr Effizienz erreicht werden kann! Ich sage wieder: All das ist Geld der Bürgerinnen und Bürger dieses Landes, das Sie zu verwalten haben, und beim Verwalten von fremdem Geld muss man immer ganz besonders vorsichtig sein! Schauen Sie also mehr auf Effizienz! 

Effizienz ist aber auch an Nachhaltigkeit gekoppelt, speziell im Gesundheitsbereich. Es fehlt Ihnen das Gespür für Effizienz und damit auch für Wirtschaftlichkeit. Und Sie haben auch mit dem Konzept der Nachhaltigkeit Ihre Probleme. Denn anders kann man es nicht erklären, dass etwa im sehr sensiblen Bereich der Pränataldiagnostik die psychosoziale Unterstützung für die betroffenen Eltern seit Jahren zu kurz kommt. Es gibt keine psychosoziale Betreuung in zeitlicher und räumlicher Nähe zur medizinischen Versorgung und damit für die Betroffenen in dieser sehr heiklen und schwierigen Zeit wenig professionelle Hilfe. Ich bringe daher mit meiner Kollegin Karin Praniess-Kastner einen Antrag ein. 

„Die Stadträtin möge sich für den Aufbau der psychosozialen Betreuung bei vorgeburtlichen Untersuchungen in Wiener Spitälern einsetzen. Die von FachärztInnen und SozialarbeiterInnen angebotene Unterstützung ist in zeitlicher und räumlicher Nähe zur medizinischen Versorgung zu organisieren und den Betroffenen die Inanspruchnahme dieser Leistung zu erleichtern." (Beifall bei der ÖVP.) 

Jetzt bringe ich aber – das werden Sie von mir gar nicht erwarten! – ein positives Beispiel, und zwar ein positives Beispiel an Einsparungsmöglichkeit, was für mich aber nicht das Wichtigste ist, und ein positives Beispiel für die Patienten. Im Vordergrund muss gerade im Gesundheitsbereich nämlich immer der Patient stehen. Es geht um die Einrichtung der Tagesklinik zur Kataraktchirurgie an der Uni für Augenheilkunde im AKH Wien. Das ist ein Paradebeispiel für das interdisziplinärere Zusammenwirken sämtlicher Berufsgruppen zum Wohl der Patientinnen und Patienten. 

Die Uni-Klinik ist das größte Zentrum für Kataraktchirurgie und hat mit dieser neuen Organisation einen wirklich wesentlichen Beitrag zur Versorgung der Wiener Bevölkerung sichergestellt. Die Kosteneinsparungen, meine sehr geehrten Damen und Herren, betragen fast 200 000 EUR pro Jahr. Man kann also 200 000 EUR sparen, obwohl das für die Patienten sehr von Vorteil ist! 

Warum ist das so? – Es wurde eine 28 Betten zählende Station geschlossen und eine zehn Betten zählende Tagesklinik eröffnet. Ich kann Herrn Direktor Krepler, aber vor allem Frau Univ-Prof Dr Ursula Schmidt-Erfurth und ihrem Team, die das mit unglaublichem Engagement durchgesetzt haben, nur gratulieren! Unter Berücksichtigung der medizinischen Erfordernisse, bedingt durch das Patientenkollektiv kann die Organisation der Tagesklinik für Kataraktchirurgie auf sämtliche Spitäler der Stadt Wien – hören Sie bitte zu! – übertragen werden, zum Wohl der Patienten, aber auch zum Wohl des Budgets des KAV! 

Meine Damen und Herren! Das ist ja keine Utopie. Wir wissen, dass international 90 Prozent der Kataraktoperationen bereits tagesklinisch durchgeführt werden. In Wien sind wir gerade am Anfang. Wie gesagt, das ist eine kleine Pflanze. Im Rudolfspital gibt es jetzt auch einige Betten. Aber auch da sieht man wieder einmal: Sie sind nicht innovativ, denn das wäre schon seit Jahren möglich gewesen, im Interesse der Patienten, aber auch im Interesse des Budgets. 

Frau Stadträtin! Das zeigt wieder: Sie sind nicht innovativ, Sie sind nicht mutig. Sie sind mehr als gefordert. Handeln Sie endlich! 

Unter all diesen Aspekten ist es selbstverständlich, dass wir diesem Rechnungsabschluss nicht zustimmen. Wir von der Wiener ÖVP wollen formen und gestalten, damit in dieser schönen Stadt endlich etwas weitergeht. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Frau GRin Mörk.

GRin Gabriele Mörk (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Werte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es sind die Schwachen, die den starken Staat brauchen. Deshalb ist Sozialpolitik eine Kernaufgabe des Staates. Daher steht auch die Stadt Wien für ein umfassendes und modernes Sozialsystem, zu dessen Leistungen alle Wienerinnen und Wiener im Bedarfsfall Zugang haben. Dies bedeutet nicht nur ein umfassendes und vielfältiges, sondern auch ein an die Bedürfnisse der Menschen angepasstes, leistbares Angebot an Sozialleistungen. Die Sozialleistungen der Stadt Wien sollen ein menschenwürdiges und selbstbestimmtes Leben ermöglichen. 

Die Daten des vorliegenden Rechnungsabschlusses geben einen eindrucksvollen Überblick über die qualitätsvolle, serviceorientierte und engagierte Arbeit, die von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern geleistet wurde. Nicht zuletzt zeigen auch diese Daten, dass für den Sozialbereich allein rund 965 Millionen EUR aufgewendet wurden, aber auch, dass sich die Stadt Wien ihrer großen sozialen Verantwortung bewusst ist und dementsprechend handelt. 

Existenzsicherung verbessern, Integration verstärken, Prävention erhöhen und den Zugang verbessern: Das muss der politische Ansatz in der Sozialhilfe sein. Wien ist federführend im Kampf gegen ein Auseinanderdriften unserer Gesellschaft und hilft den Menschen, die es wirklich brauchen, bei der Bewältigung ihrer existenziellen Nöte und Sorgen. 

So wurden die Sozialhilferichtsätze seit 2006 überdurchschnittlich erhöht. Waren es im Jahr 2008 2,9 Prozent, so sind es im heurigen Jahr 3,6 Prozent. 

Auch der Heizkostenzuschuss wurde in der abgelaufenen Heizperiode auf 200 EUR verdoppelt. Wien ist das einzige Bundesland, das an arbeitsunfähige SozialhilfebezieherInnen eine Dauerleistung in der Höhe des ASVG-Richtsatzes und an MindestpensionistInnen eine Mietbeihilfe auszahlt. Der Gesamtaufwand der Stadt Wien im Bereich der allgemeinen Sozialhilfe betrug rund 299 Millionen EUR.

Zur Rede von Frau Kollegin Korosec: Es stimmt, dass die Anzahl der Sozialhilfebezieher gestiegen ist. Rund zwei Drittel dieser Personen sind aber so genannte RichtsatzergänzungsbezieherInnen. Was bedeutet das? – Das heißt, Menschen stehen in Beschäftigung, verdienen aber auf Grund prekärer Arbeitsverhältnisse so wenig, dass sie noch eine Differenz von der Stadt Wien ausbezahlt bekommen. Für diese Beschäftigungsverhältnisse wie Teilzeitbeschäftigungen, Saisonarbeit, geringfügige Beschäftigungen, meine sehr geehrten Damen und Herren, dürfen Sie wahrlich nicht die SPÖ oder die Wiener Stadtregierung verantwortlich machen!

Auch die Zahl der PflegegeldbezieherInnen steigt seit Jahren. Im Jahr 2008 waren es bereits 10 669 BezieherInnen. Im heurigen Jahr wurde das Pflegegeld bis zu 6 Prozent erhöht. Demenzkranke und schwerstbehinderte Kinder und Jugendliche erhalten erstmals einen Zuschlag zum Pflegegeld.

Bei sozialen Transferleistungen steht die soziale Absicherung im Vordergrund. Gleichzeitig stellt die Erhöhung dieser Leistungen auch eine wichtige wirtschaftspolitische Maßnahme dar. Wir wissen, dass die Konsumneigung genau bei diesen Menschen besonders hoch ist und dass somit jeder investierte Cent wieder in die Wirtschaft zurückfließt. Das ist ein Beweis dafür, dass gerechte Sozialpolitik auch wirtschaftlich sinnvoll ist.

Ein weiterer, aus meiner Sicht besonders wichtiger Schwerpunkt in der Sozialhilfe ist die Arbeitsintegration von SozialhilfebezieherInnen. Soziale Integration kann nur dann erreicht werden, wenn den Menschen wieder die Möglichkeit geboten wird, am gesellschaftlichen und kulturellen Leben teilzuhaben. Dabei kann der Einstieg beziehungsweise Wiedereinstieg in die Erwerbstätigkeit ein Schritt in die soziale Integration und finanzielle Unabhängigkeit sein. 

Für einen nicht unbeträchtlichen Teil der SozialhilfebezieherInnen ist der Arbeitsmarkt auf Grund mangelnder Qualifikationen und massiver Vermittlungsdefizite unerreichbar geworden. Darüber hinaus ist die Anzahl jener, vor allem sehr junger Menschen, die noch nie gearbeitet haben, stetig angestiegen. Um diesem Trend entgegen wirken zu können, wurden mit unterschiedlichen Vereinen – etwa mit dem Arbeitsmarktservice oder dem WAFF – Beschäftigungsprojekte ins Leben gerufen. Diese ersten Beschäftigungsprojekte hatten vor allem junge SozialhilfebezieherInnen als Zielgruppe. Es ist gelungen, das Ziel, auf dem Arbeitsmarkt Fuß zu fassen, zu erreichen. Die Vermittlungsquote liegt zwischen 41 und 52 Prozent.

Auf Grund dieser positiven Erfahrungen wurden auch die Projekte für ältere Personen über 30 Jahre geöffnet. Rund 2 500 Personen haben an unterschiedlichen Programmen teilgenommen. Meine sehr geehrten Damen und Herren! Arbeit ist noch immer die beste Armutsbekämpfung. (Beifall bei der SPÖ.)

Die Sozialleistungen der Stadt Wien werden stetig weiterentwickelt. Mit 1. April des Vorjahres wurde der Mobilpass für MindestpensionistInnen und erwachsene SozialhilfebezieherInnen eingeführt. Mit dem Mobilpass können ermäßigte Monatsnetzkarten und Fahrscheine zum Halbpreis erworben werden. Im Jahr 2008 wurden über 93 800 Mobilpässe ausgestellt.

Eine der Hauptaufgaben der Sozialplanung war die Teilnahme an der Bundesländer-Arbeitsgruppe „Bedarfsorientierte Mindestsicherung“. Die bedarfsorientierte Mindestsicherung stellt eine Weiterentwicklung der Sozialhilfe der Länder dar. Ziel ist die Bekämpfung der Armut und sozialer Ausgrenzung. Wien konnte sich dabei in vielen Punkten erfolgreich einbringen. Für die Wiener SozialhilfebezieherInnen bedeutet die bedarfsorientierte Mindestsicherung primär eine Erhöhung der Leistung, die Einbeziehung der gesetzlichen Krankenversicherung sowie eine verbesserte Rechtsstellung. Ich fordere daher die Bundesregierung auf, rasch die bedarfsorientierte Mindestsicherung einzuführen!

Ein weiterer Schwerpunkt der Sozialplanung lag im Vorjahr im Ausbau einer Bedarfsplanung im stationären Pflegebereich. Wien, meine sehr geehrten Damen und Herren, nimmt den demographischen Wandel als Herausforderung an und sorgt dafür, dass es auch in Zukunft Pflege auf höchstem Niveau geben wird, die für alle Wienerinnen und Wiener leistbar sein wird.

Die Stadt Wien investiert bis zum Jahr 2015 mehr als 350 Millionen EUR in die Zukunft der Menschen dieser Stadt und errichtet selbst sechs Wohn- und Pflegehäuser. Zusätzlich sind drei innovative Wohn- und Pflegeprojekte mit dem Kuratorium Wiener Pensionistenwohnhäuser geplant. 

Die Zahl der bedarfsgerechten Pflegeplätze in Wien wird auf insgesamt 10 000 bis ins Jahr 2015 ansteigen. Jeder in diesem Bereich investierte Euro macht sich dreifach bezahlt: in Form von Arbeitsplätzen, in der Ankurbelung der Wirtschaft und in der Steigerung der Lebensqualität der Wienerinnen und Wiener.

Ausreichende und qualitativ hochwertige Dienstleistungen im Rahmen des Wiener Sozialsystems zu sichern und bei Bedarf weiter auszubauen, damit nötige individuelle Unterstützung rasch, zuverlässig und einfach ermöglicht werden kann, ist die zentrale Aufgabe des Fonds Soziales Wien. Die Leistungen werden in den Bereichen Pflege und Betreuung, Behindertenarbeit, Betreutes Wohnen sowie in Gesundheitsförderung und Frauengesundheit erbracht. Die Gesamtdotation der Stadt Wien betrug im Jahr für den Fonds Soziales Wien 596 Millionen EUR. 

Neben der Koordinierung der Wiener Soziallandschaft durch die Fachbereiche des Fonds Soziales Wien ist die bedarfsgerechte Vermittlung sozialer Leistungen die Kernaufgabe. Der Kundenservice des FSW bietet individuelle Unterstützung und Entscheidungshilfen. Mit Hilfe der Methoden des Casemanagements wird gemeinsam mit den KundInnen geklärt, welche Leistungen diese benötigen, wie viel davon die Stadt fördert, wie viel der/die Betroffene selbst beizutragen hat und wie er/sie zum entsprechenden Angebot kommt. Diese Aufgabe wird in den acht Standorten der Beratungszentren „Pflege und Betreuung zu Hause", im Beratungszentrum „Wohn- und Pflegeheime", im Beratungszentrum „Behindertenhilfe" und im Beratungszentrum „Wohnungslosenhilfe" erbracht.

Der FSW sorgt auch dafür, dass WienerInnen bei Bedarf ausreichend leistbare, bedarfsgerechte und qualitativ hochwertige Pflege- und Betreuungsleistungen zur Verfügung stehen. 

Dem Wiener Geriatriekonzept entsprechend gilt im Bezug auf Pflege- und Betreuungsangebote der Grundsatz: ambulant vor stationär. Damit wird dem Wunsch der meisten pflegebedürftigen Wienerinnen und Wiener entsprochen, so lange wie möglich ein selbstbestimmtes Leben im eigenen Zuhause zu führen. Diesem Grundsatz folgend wird das ambulante Pflege- und Betreuungsangebot 2008, welches von rund 26 000 Wienerinnen und Wienern in Anspruch genommen wurde, bedürfnisorientiert erweitert, modernisiert und flexibilisiert.

Der Fonds Soziales Wien vermittelte und förderte im Bereich der ambulanten Leistungen wie zum Beispiel die Heimhilfe – da gab es eine Steigerung um 4 Prozent –, den Besuchsdienst, „Essen auf Rädern" und die mobile Hauskrankenpflege mit einer Steigerung von 12 Prozent gegenüber dem Vorjahr. 

16 000 Plätze in städtischen und privaten stationären Wohn- und Pflegeeinrichtungen werden durch Subjekt- oder Objektförderung finanziert. Die Wienerinnen und Wiener können sich somit sicher sein, dass sie jeweils das passende Pflegeangebot bekommen, wenn sie es benötigen. Der Grundsatz, das Altern in Würde zu ermöglichen, hat für uns oberste Priorität.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Investitionen in den Pflegehäusern der Stadt Wien sowie in den Einrichtungen des Fonds Soziales Wien sind vor allem Investitionen in unmittelbare Arbeitsplätze für Frauen.

Das Ziel der Stadt Wien ist es, dass Menschen mit Behinderung die gleichen Chancen und Möglichkeiten haben wie Menschen ohne Behinderung. Daher steht den WienerInnen mit der Behindertenhilfe ein umfassendes Angebot an spezifischen Unterstützungsmöglichkeiten zur Verfügung. Verschiedene Angebote wie etwa spezielle Frühförderung für Kinder mit Behinderung, Fahrtendienste für ältere Menschen, ausreichende Möglichkeiten für Arbeit und Freizeit und Beratungsangebote für Angehörige wurden vom Fonds Soziales Wien gefördert. Teile der finanziellen Mittel wurden verstärkt in direkte Geldleistungen statt für Sachleistungen aufgewendet. 

Im April 2008 wurde das Modellprojekt Persönliche Assistenz in die neue Regelleistung „Pflegegeldergänzungsleistung für Persönliche Assistenz" überführt. Im Dezember wurde diese Leistung von 132 Menschen mit schweren körperlichen Behinderungen in Anspruch genommen. Arbeit in Form einer Beschäftigungstherapie bietet für Menschen mit Behinderung vor allem die Möglichkeit einer gemeinsamen sinnvollen Tätigkeit. Die Angebote in diesem Bereich wurden im Vorjahr um 120 Plätze auf rund 4 000 Plätze ausgebaut. Im Bereich „Wohnen für Menschen mit Behinderung" wurden im Vorjahr rund 1 740 vollbetreute und 1 170 teilbetreute Wohnplätze gefördert.

Es gibt viele Gründe, meine sehr geehrte Damen und Herren, warum Menschen über keine eigenen vier Wände mehr verfügen oder nicht mehr ohne Betreuung leben können. Seit der zweiten Hälfte der 80er Jahre wuchs das Bewusstsein, vor allem auch das politische Bewusstsein dahin gehend, dass eine rasche, unmittelbare, adäquate Hilfestellung notwendig ist, um zu verhindern, dass aus einer vorübergehenden Krisensituation der Zustand der verfestigten beziehungsweise chronischen Wohnungslosigkeit entsteht. 

Der Stufenplan der Stadt Wien zur Reintegration von wohnungslosen Menschen wurde im Vorjahr am 3. Juli bei der 16. Sozialkonferenz in Paris präsentiert. Er wird seit nunmehr 20 Jahren schrittweise realisiert und auf Grund von Bedarfserhebungen stetig erweitert.

Durch das äußerst differenzierte Angebot der Wiener Wohnungslosenhilfe ist eine individuelle Betreuung möglich, die die Menschen in ihren Fähigkeiten stärkt und ihnen wieder eine eigenständige Lebensführung ermöglicht. Insgesamt wurden im Jahr 2008 etwa 5 470 wohnungslose Menschen in stationären und ambulanten Einrichtungen der Wiener Wohnungslosenhilfe betreut. Die Zahl der Plätze ist auf 3 600 gestiegen, das entspricht einer Steigerung von 3 Prozent. Vor allem im sozial betreuten Wohnen erfolgte die Ausweitung des Platzangebotes. (Beifall bei der SPÖ.)

ExpertInnen aus acht europäischen Großstädten wurde im Rahmen des EU-Projekts „Connections" der Wiener Plan zur Reintegration von wohnungslosen Menschen sowie das Konzept des sozial betreuten Wohnens als lokales innovatives Sozialprojekt vorgestellt. Diese ExpertInnen stellten dem vielfältigen Angebot der Wiener Wohnungslosenhilfe ein hervorragendes Zeugnis aus. 

In diesem Zusammenhang möchte ich heute die Gelegenheit wahrnehmen, der Zweiten Landtagspräsidentin, Prof Erika Stubenvoll, zu danken. Du, liebe Erika, hast ganz wesentlich dazu beigetragen, dass sich das Projekt, Wohnungslosigkeit geplant zu verhindern, in Wien in den letzten 20 Jahren zu einem sozialpolitischen Schwerpunkt entwickelt hat. – Dafür herzlichen Dank, liebe Erika! (Beifall bei der SPÖ.)

Die Stadt Wien, meine sehr geehrten Damen und Herren, hat die Bedeutung von gesundheitsfördernden und präventiven Maßnahmen bereits vor Jahren erkannt. Zielgruppenorientierte Projekte tragen dazu bei, das Bewusstsein für einen gesunden Lebensstil zu stärken. Projekte im Gesundheitsbereich waren etwa „Ein Herz für Wien" oder „Tipptopp Kariesstopp". 

Auch im Bereich der speziellen Gesundheitsförderung für Frauen hat die Stadt Wien wieder ihre VorreiterInnenrolle wahrgenommen. Hier eine kleine Auswahl der umgesetzten Projekte im Jahr 2008: „Ich schau auf mich", ein Pilotprojekt zur Früherkennung von Brustkrebs in den Bezirken 15 bis 17, oder „Ich bleib' gesund", ein Projekt für Migrantinnen im 15. Bezirk. Das Pilotprojekt „Gesundheitsförderung in betreuten Werkstätten" vermittelte in gynäkologischen Sprechstunden und Workshops jungen Frauen und Mädchen mit Behinderung Kenntnisse über ihren Körper und ihre Sexualität. Die Essstörungskampagne „S-O-Ess" wurde weitergeführt. 

Im Aufgabenbereich der Sucht� und Drogenkoordination Wien wurden im Jahr 2008 auszugsweise folgende Schwerpunkte und neu initiierte Projekte umgesetzt: Im Bereich der Suchtprävention wurde der Schwerpunkt Alkohol fortgesetzt. Diverse Strategien und neue Wege in der schulischen Suchtprävention standen im Mittelpunkt und wurden durchgeführt. Das Projekt „Suchtprävention für gehörlose Menschen" und ein Projekt zur Suchtprävention für Menschen mit Migrationsgeschichte wurden gestartet und durchgeführt. 

Im Bereich Behandlung, Beratung, Betreuung von Suchtkranken wurde das Pilotprojekt „Konnex", ein Liaisondienst in den Häusern der Wieder Wohnen GmbH fortgesetzt. 

Auch im Bereich arbeitspolitische Maßnahmen und soziale Integration konnte gemeinsam mit dem WAFF, dem AMS, dem BBRZ und den Magistratsabteilungen 24 und 40 ein Wien-weites Konzept zu Reintegration von Suchtkranken entwickelt und ab Jänner 2008 umgesetzt werden. 

Im öffentlichen Raum kam ein neues Projekt der mobilen Sozialarbeit, nämlich das Projekt SAM – das bedeutet: sozial, sicher, aktiv, mobil – zur Umsetzung. SAM bietet professionelle Hilfe für desintegrierte Menschen und unterstützt gleichzeitig BewohnerInnen, Geschäftsleute und KundInnen in der Umgebung. Vielen hilft es, wenn die objektive Sicherheit und das subjektive Sicherheitsgefühl an öffentlichen Orten erhöht wird. Gestartet wurde „SAM 9" im Oktober 2007 auf dem Julius-Tandler-Platz und in der Umgebung. Die externe Evaluation im Herbst 2008 hat ein positives Ergebnis gebracht. Seit Anfang April 2008 bietet „SAM 2" am Praterstern und Umgebung seine Tätigkeit an. Und zusätzlich gibt es „SAM flex", das seit Juni 2008 seine Leistungen in verschiedenen Problemzonen anbietet.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ein wichtiger Grund für die hohe Lebensqualität in Wien ist auch das umfassende Angebot, das die Stadt Wien zur Verfügung stellt: eine breite Palette vielfältiger Maßnahmen. Ich konnte in meinen Ausführungen nur auf einige wenige eingehen – von Geldleistungen, von Betreuungs- und Beratungsleistungen bis hin zu Freizeitangeboten –, die gezielt und effizient auf die Anliegen der Menschen in unserer Stadt eingehen, denn so vielfältig wie die Bedürfnisse der Wiener und Wienerinnen sind, so umfassend ist auch das Angebot der Stadt Wien.

Zum Abschluss möchte ich mich bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die im Sozialbereich tagtäglich mit enormem Engagement, viel Herz und hoher Professionalität tätig sind, recht herzlich bedanken, denn ohne sie wäre die Umsetzung der erfolgreichen und zukunftsweisenden Sozialpolitik der Stadt Wien nicht möglich. – Vielen Dank! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Die Debatten rund um den Rechnungsabschluss oder auch die Budgets sind oft Zahlenspielereien und enden meist damit, dass die Regierenden sagen: Wir geben so viel Geld für die richtigen Dinge aus!, und die Opposition sagt: Das mag zum Teil stimmen, aber in vielen Bereichen ist es zu wenig! 

Die Zahlen, die nicht im Rechnungsabschluss stehen und bei diesem Tagesordnungspunkt dazu gehören, sind Zahlen, die beziffern, wie viele Menschen es in Wien überhaupt gibt, die in Armut leben, ob es pro Jahr mehr oder weniger werden. Daran muss sich erfolgreiche Sozialpolitik messen lassen; nicht daran, wie viel Geld wir ausgeben, sondern daran, ob wir den Anteil der Menschen, die arm sind, verringern oder ob es viel mehr werden. 

Wir alle kennen die Zahlen, aber nicht weil wir sie im Rechnungsabschluss finden: Leider werden es mehr! Die Zahl war schon vor einem Jahr schlecht, und wir haben ähnliche Reden wie heute schon vor einem Jahr gehört, nur mittlerweile gibt es eine veritable Wirtschaftskrise mit entsprechenden Auswirkungen, und die Zahl der SozialhilfeempfängerInnen und anderer Menschen, die nur schwer ihr Monatsauskommen zusammenbringen, steigt.

Wien kann eine Stadt ohne Armut werden – das steht auch nicht im Rechnungsabschluss, und das steht auch nicht im nächsten Budget –, aber das muss man wollen! Es ist mir nicht wichtig, ob es im Rechnungsabschluss steht, aber von der Vision „Wien, eine Stadt ohne Armut" müssen wir eigentlich ausgehen können. Dann spielt es nicht so eine Rolle, ob wir ein paar Millionen Euro da ausgegeben haben oder da nicht, sondern ob das überhaupt irgendjemand will, ob das ein Ziel ist. Formulieren wir das als Ziel, ja oder nein? Oder sagen wir: Es sind schon 88 000 SozialhilfeempfängerInnen, jetzt über 90 000 und demnächst über 100 000, und wir brauchen ein bisschen mehr Geld, um mehr Leuten wieder zu wenig an Leistungen zu geben. Das kann es ja nicht sein! 

Die Idee muss sein, dass wir den Reichtum, den wir haben, anders verteilen. Wir haben viel Geld. Österreich hat viel Geld für die Bankenpakete, für verschiedene Wirtschaftspakete ausgegeben, es gibt ein steigendes Budgetdefizit. Diesbezüglich haben wir zwar andere Vorstellungen, aber im Wesentlichen gab es dazu nicht viele Alternativen. Man hätte das Geld unserer Meinung nach anders einsetzen können, aber im Wesentlichen wird versucht, Jobs zu schaffen, und richtigerweise wird auch die Budgetgrenze nicht so eng geschraubt.

Wie geht es aber dem einzelnen Menschen, der da übrig bleibt? Wie geht es dem Einzelnen, der seinen Job verliert? Wie geht es der einzelnen Frau, die mit ihrem Geld nicht auskommt? Was verändert sich für diese Menschen von einem Tag auf den anderen? Das sind momentan viele Leute, für die sich das rasant verändert hat. 

Das sind Krisen. Es wird immer wieder der schöne Satz von der Krise als Gefahr und Chance genannt. Es ist öfter eine Gefahr – das muss man schon sagen –, aber hin und wieder eine Chance, vor allem am Anfang. Wenn jemand in so eine Krise unerwartet hineinrutscht, so wie viele Leute sehr rasch von Arbeitslosigkeit erfasst wurden, die gar nicht damit gerechnet haben, dann muss man schnell handeln. Am Anfang sind die Leute noch motiviert. Man darf nicht lange zuschauen. Man muss schauen, dass in den ersten paar Wochen viel geschieht.

Die NGOs und die sozialökonomischen Betriebe sagen alle das Gleiche momentan: Die KlientInnenzahl wächst und wächst, aber die Einnahmen werden leider nicht mehr. Die Privaten, die „kleinen" Leute, die spenden immer noch gleich viel wie früher. Das ist das Positive an dem Ganzen. Das sind aber die Einzigen, die ihre finanziellen Mittel quasi gleichermaßen ausschütten. Die Zahl der Firmen, die mitgeholfen haben, und der Sponsoren geht hingegen massiv zurück, nämlich um 10 bis 25 Prozent. Öffentliche Förderungen werden im Großen und Ganzen nicht mehr. Dazu gibt es eine Studie des Fundraising Verbandes. Die NGOs sagen laut dieser Studie, dass sie Österreich-weit 25 Prozent weniger an Mitteln haben, aber leider sehr viel mehr Arbeit.

Was kann man machen? – Weg von einer Kultur der Almosen und hin zu einer Kultur der Rechte. Es handelt sich nicht um einfache Zahlen zum Durchlesen. In einem Punkt gebe ich meiner Vorrednerin eindeutig recht, und zwar, was die Umsetzung der bedarfsorientierten Mindestsicherung betrifft. Das haben wir da halt schon oft gehört! Vielleicht sind wir ohnedies schon einen Schritt näher, aber diese wurde ja schon mehrfach eingeführt. Es entspricht zwar nicht ganz dem grünen Modell, das wäre noch ein bisschen ausführlicher und genauer, aber es ist – sage ich einmal – ein Schritt in die richtige Richtung. 

Sie wird immer angekündigt und angekündigt und angekündigt. Die Sozialdemokratie setzt sich aber offensichtlich auf Bundesebene nicht durch, und diese Mindestsicherung kommt leider wieder nicht. Wir brauchen diese aber dringend! 

Wir müssen Verbündete für diese Mindestsicherung finden! Und wenn wir sie bundesweit nicht finden, muss sich ein Bundesland wie Wien schon überlegen, ob man das nicht selber einführen kann. Immerhin wurde gesagt: Man braucht gar nicht alle neun Bundesländer, man kann es auch ohne Kärnten machen. Das habe ich unter anderem von Bgm Häupl gehört. Wenn es aber möglich ist, das ohne ein Bundesland zu machen, dann geht es vielleicht auch ohne zwei oder ohne drei Bundesländer! Dann könnte es vielleicht das Vorzeigemodell in einem Bundesland geben, und wir führen das zumindest in Wien ein. Das macht ja einen doppelten Sinn, weil von den SozialhilfeempfängerInnen ein sehr großer Anteil in Wien wohnt, nämlich logischerweise ein höherer als in den anderen Bundesländern. 

Ich glaube, wir haben darüber schon vor zwei Jahren geredet. Das Jahr 2010 würde sich hervorragend dafür eignen, das einzuführen, gerade für die Sozialdemokratie, der Wahlkampf steht ja auch vor der Tür! Es macht uns gar nichts aus, wenn dann die eine oder andere Stimme deswegen in das Lager der SPÖ wandert. Das Wichtige daran wäre, den Leuten zu helfen. Und das wäre ein Programm dazu. Abhängig davon, wie das dann ausformuliert wird, könnte diese Mindestsicherung tatsächlich helfen, Armut effizienter als bisher zu bekämpfen.

Was wir schon lange fordern, was wir leider heute nicht gehört haben, ist eine Arbeitslosenanwaltschaft. Die Zahlen in Bezug auf Arbeitslosigkeit steigen, immer mehr Menschen sind ohne Arbeit oder in Kurzarbeit. Es findet gerade jetzt eine Demonstration der Siemens-Mitarbeiter und -Mitarbeiterinnen vor dem Parlament statt, da bei Siemens vermutlich leider mehrere hundert MitarbeiterInnen auf der Straße landen werden. Wir glauben, dass man den Arbeitslosen durch eine solche Arbeitslosenanwaltschaft helfen könnte. 

Die Gespräche, die ich in den vergangenen Woche vor den AMS-Stellen geführt habe, unterscheiden sich von Gesprächen, die man früher geführt hat, weil man mit anderen Leuten redet. Es sind Leute dort – und man merkt es ihnen an –, die insofern geschockt sind, als sie einfach nie damit gerechnet hätten, dass sie dort hinkommen: Leute aus dem Filmbereich, eine Cutterin, und so weiter, ganz andere Leute zusätzlich. 

Wir können nicht zuschauen, wie die Arbeitslosenzahlen steigen und steigen und die Leute übrig bleiben und verwaltet werden!

Weg von einer Kultur der Armutsverwaltung, hin zu einer modernen kompetenten Beratung durch Sozialarbeiter und Sozialarbeiterinnen! Sie alle, die in diesem Bereich tätig sind, kennen die Konzepte, die von Sozialarbeitern und Sozialarbeiterinnen, die in der Stadt tätig sind, an allen Parteien verschickt wurden. Diese drücken in dem Papier ein Gefühl aus, und zwar: Die Sozialarbeit wird leider zurückgedrängt. Es wird nicht mehr, sondern weniger. – Es ist dies ein sehr umfangreiches Papier, das man hier in dieser kurzen Zeit nicht zur Gänze verlesen kann. Das Gefühl, das diese Leute haben, ist jedenfalls: Die qualifizierte Sozialarbeit rückt in den Hintergrund, es gibt die mechanische Abwicklung von dem, was jemandem zusteht, und fertig. 

Die SozialarbeiterInnen sind zum einen überlastet, weil es zu wenige gibt. Das habe ich vorher bereits gesagt und auf die steigende KlientInnenanzahl hingewiesen: Es kommen immer mehr Leute. Zum anderen sind sie frustriert, weil ihre Arbeit in dem Ausmaß nicht mehr gefragt ist, wie Reformen in SeniorInnenberatungszentren und in Sozialzentren zeigen. 

Ich hoffe, dass man die Kritik ernst nimmt, die Vorschläge aufgreift und das neu organisiert. 

Wenn man so viel Geld in der Bauwirtschaft ausgibt, was ich nicht für falsch halte, müsste man sich aber auch überlegen, ob man nicht für Sozialberufe sehr viel mehr Geld ausgeben könnte. Wenn man den Zahlen Glauben schenkt, die nicht von den GRÜNEN kommen, sondern von Institutionen, die mit uns eher weniger zu tun haben, dann wäre das arbeitsplatzintensiver, denn dort sollen ja am Schluss nicht Maschinen arbeiten, sondern es sollen Menschen arbeiten. In den Pflegeberufen brauchen wir Leute, SozialarbeiterInnen fehlen in Wien an allen Ecken und Enden. Da kann man mit gleich viel Geld sehr viel mehr Arbeitsplätze schaffen. 

Das sagen nicht die GRÜNEN, das sagt das Wirtschaftsforschungsinstitut! Da stehen die Zahlen manchmal in einem Verhältnis von ein zu sechs; das heißt, mit gleich viel Geld sechsmal so viele Arbeitsplätze. Und wenn es nicht sechsmal so viele sind, sondern das Doppelte oder das Dreifache, dann wäre es immer noch sinnvoll. Das geschieht jedoch leider überhaupt nicht!

Ich bin nicht der Einzige, zu dem Leute kommen, die in Schwierigkeiten geraten sind, aber es rentiert sich immer wieder, auch an Einzelbeispielen zu zeigen, wie kompliziert das manchmal für die Leute ist, zu ihrem Recht zu kommen. 

Ich bringe folgendes Beispiel: Wie viele Termine braucht jemand bei einer drohenden Delogierung, weil er die Miete nicht bezahlen kann? – Die telefonische Vereinbarung im Sozialzentrum läuft nach Wohnbezirk: Das ist der erste Termin. Dann folgt ein Termin mit Abgabe des Antrages auf Unterstützung oder Sozialhilfe. Dann gibt es noch einen Termin mit zweiter SachbearbeiterIn. Wenn es schnell geht, kommt nach fünf Wochen, durchschnittlich nach sechs bis acht Wochen die erste Überweisung. 

Das ist lange für jemanden, der in einer Notsituation ist und nicht weiß, wie er die Miete bezahlen soll! Das bedeutet zwei Monate Wartezeit, bis man das Geld bekommt. Es wäre nicht ganz so schlimm für uns, wenn wir das Geld einen Monat später ausbezahlt bekämen, aber für Menschen, die so knapp dran sind, zählt jede Woche! Das muss beschleunigt werden, und das geht natürlich nur mit einer entsprechenden Personalaufstockung. Das ist anders nicht zu machen.

Bei den verschiedenen AMS-Dienststellen ist eine Idee geboren worden, die ich dann auch mit mehreren MitarbeiterInnen des AMS besprechen konnte, nämlich die Idee eines „Social Desk". Das ist eine Idee, die auch im „Handbuch Armut in Österreich" auftaucht, für diejenigen, die es kennen. Es geht um die Idee, die Leute nicht an viele Stellen zu schicken, sondern beim AMS, wenn die Menschen schon dorthin kommen, nicht nur über ein etwaiges Arbeitsplatzangebot zu sprechen, denn das ist momentan dünn gesät, und den Menschen einen Zettel mit beispielsweise vier Firmen zu geben, sondern dort abzuklären, wenn jemand neu von Arbeitslosigkeit betroffen ist, ob er überhaupt schon über Wohnbeihilfe oder anderes nachgedacht hat. Es sind Fragen zu klären wie: Wo kann man hingehen? Wo kann man was erfahren? 

Jetzt ist es so: Die Leute kommen vom AMS, und alles, was sie zu dem Zeitpunkt wissen, ist: Drei Firmen darf ich anrufen, und ich habe in ein paar Wochen wieder einen Termin. Fertig. – Das ist zu wenig! Das werfe ich nicht einmal dem AMS vor, denn die Mitarbeiter haben ja auch nur wenige Minuten Zeit pro KlientIn. Das gehört jedenfalls anders geregelt, damit man den Leuten am Anfang schnell hilft. 

Alles, was wir da vorschlagen, kostet natürlich eine Menge Geld. Und auch heute möchte ich ein paar Sätze zur Vermögenssteuer verlieren.

Dieses „Handbuch Armut in Österreich“ ist ein dicker Schinken. Eigentlich sollte man das auch bekommen und nicht nur zwischendurch Werbebroschüren der Stadt Wien. Genau dieses Handbuch sollten eigentlich alle lesen, die sich mit diesem Thema befassen. (Beifall bei den GRÜNEN. – Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ich glaube, man kann es kaufen und lesen, so wie ich zum Beispiel!)

Ich habe es auch gekauft. Es kostet wohlfeile 40 EUR, genau 39,90 EUR glaube ich. Der Sommer naht, und die Urlaubslektüre wird auch gerade zusammengestellt, und neben dem Krimi, den die meisten mitnehmen, könnte man vielleicht auch ernsthafte Literatur lesen. 

In dem Buch finden Sie nicht nur die Beschreibung von Armut und die Feststellung, dass alles traurig ist, sondern auch Wege. Darin ist ein riesengroßes Kapitel enthalten, das beschreibt, wer die Akteure bei der Armutsbekämpfung sind und was man alles tun muss. Einer der Punkte lautet – und an diesem kann man sich nicht vorbeischwindeln –: Eine reiche Gesellschaft kann das finanzieren. Von wem nehmen wir es? 

Die Zyniker sagen dann immer: Den Reichen dürft ihr nichts wegnehmen, denn wenn ihr den Reichen etwas wegnehmt, dann nehmt ihr es dem Mittelstand. – Na gut, wenn ich es den Reichen nicht wegnehmen darf, wem darf ich es dann wegnehmen? Ohnehin nur dem Mittelstand und denen ganz unten. Da wird es schwierig, denn wenn die Taschen leer sind, ist es schwierig, etwas herauszunehmen. Das heißt, wer sich gegen Vermögenssteuern ausspricht, spricht sich gegen den Mittelstand aus. Das muss man einmal in aller Deutlichkeit sagen, denn entweder zahlen die oben oder die in der Mitte, oder wo immer man diese Leute ansiedeln mag. (Beifall bei den GRÜNEN.)

In diesem Land ist die Vermögensverteilung – man muss es immer wieder herunterbeten – so schräg wie nahezu nirgends. Ein Prozent der Bevölkerung besitzt gleich viel wie 90 Prozent. Das sind Fakten, an denen man nicht vorbei kommt, so wie an der Tatsache, dass es im Winter kälter und im Sommer wärmer ist. So ist das! 

Ein Prozent hat gleich viel wie 90 Prozent. Und wenn man nicht der Meinung ist, dass dieses Prozent mehr zu einer Steuergerechtigkeit beitragen kann, dann sollte man auch kein Wort über Armutsbekämpfung verlieren. Dann muss man sagen, das System ist, wie es ist, in Ordnung, und es gibt halt Leute, die übrig bleiben, die haben Pech gehabt. Das erinnert mich an die Schul- und Bildungspolitik der ÖVP der letzten Jahre. Dort ist es so ähnlich abgelaufen. 

In dem Handbuch finden sich auch viele Instrumente, welche die Gemeinde Wien übernehmen könnte. Ich würde das am liebsten verlesen, damit es einmal im Protokoll steht. Da ich aber weiß, dass das Protokoll auch nicht von allen gelesen wird, empfehle ich Ihnen allen gut investierte 40 EUR – das macht keinen von uns hier arm – und wünsche Ihnen viel Spaß bei der Lektüre! – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Mag Kowarik.

GR Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Ich möchte die Gelegenheit der Rechnungsabschlussdebatte nützen und wieder einmal über einen sozialen Brennpunkt aus meinem Bezirk sprechen, und zwar zur inzwischen schon jahrelang ungelösten Problematik der illegalen Prostitution. Wir wissen, das Problem ist leider keine neues. Ich darf erinnern: Bereits am 1. September 2004 – wie ich glaube – zog ein Demonstrationszug von leidgeprüften Anrainern der äußeren Mariahilfer Straße zu unserem Bezirksamt in die Gasgasse, nachdem wochenlange Interventionen und Beschwerden gegen die unzumutbaren Zustände erfolglos waren und die verantwortlichen Politiker das ganze Problem ignoriert hatten. Schon damals war die FPÖ als einzige Partei jene Partei, die die Sorgen der Anrainer wirklich ernst genommen hat. Wir haben damals schon einen Vorschlag eingebracht, die Prostitution auf wenige nicht oder fast nicht bewohnte Straßenbereiche im Bezirk zu reduzieren und den restlichen Bezirk von der Straßenprostitution auszusparen. 

Die SPÖ hat dieses Problem leider Gottes sehr lange nicht ernst genommen und schöngeredet. Es hat zwar von Zeit zu Zeit groß angelegte Polizeiaktionen gegeben, entweder dann, wenn die Anrainerproteste wieder kumuliert sind und ein sehr großes Ausmaß angenommen haben oder – auch das war der Fall – wenn wieder Wahlen vor den Türen gestanden sind. Auch dann hat man die Polizei hingeschickt. Der Erfolg dieser Schwerpunktaktionen war natürlich immer nur kurzfristig spürbar. Und auf Grund der viel zu geringen Zahl an Aktionen war das von Anfang an nur ein Beschwichtigungsversuch, aber es war in Wirklichkeit kein Lösungsansatz. 

Wie es so ist: Seit dem Frühjahr haben wir wieder massive Anrainerbeschwerden. Die Zahl der Beschwerden ist massiv gestiegen. Gerade im Grätzel der äußeren Mariahilfer Straße rund um die Remise Rudolfsheim erleiden die Anrainer fast täglich Lärmbelästigungen durch Freier und Prostituierte, und sonstige Belästigungen und Verschmutzungen stehen auf der Tagesordnung. Jeder kann sich vorstellen, dass die Lebensqualität dadurch wirklich sehr leidet und dass das ein unzumutbarer Zustand für die Anrainer ist. 

Die Bürger haben die Probleme natürlich wieder artikuliert. Es gibt inzwischen auch wieder eine Bürgerinitiative dazu, es wurden über 600 Unterschriften gesammelt, um auf dieses Problem aufmerksam zu machen und um dem Unmut Ausdruck zu verleihen. Und – man höre und staune! – da Wahlen in Aussicht sind, gibt es in der Sache sogar Bewegung, und zwar auch innerhalb der Sozialdemokratischen Fraktion. 

Ich darf Ihnen vorlesen, dass auch der Bezirksvorsteher des 15. Bezirks so denkt wie die Freiheitlichen. Er wurde im „Wiener Bezirksblatt" zitiert. Da steht: „Prostitution: Bezirk will neue Regeln.“ – Ich darf es Ihnen kurz vorlesen: 

„Leichte Mädchen und frustrierte Anrainer. Um diese Problematik nachhaltig zu ändern, muss es für Bezirkschef Gerhard Zatlokal gesetzliche Nachjustierungen geben.“ – Das sagt Bezirkschef Gerhard Zatlokal.

Diskussionswürdig dabei ist für den Bezirkschef die derzeitige Schutzzonenregelung. – Er wird zitiert: „Es ist gut und richtig, dass gewisse Einrichtungen wie Schulen und Kindergärten als besonders schützenswert gelten, jedoch müssen wir auch die Wohnbevölkerung und deren nächtliche Ruhe schützen.“ – Für Zatlokal ist die derzeitige Schutzzonenregelung auch insofern problematisch, als abgelegene Schulen und ähnliche Einrichtungen in den Nachtstunden ohnehin im Regelfall nicht frequentiert werden. Das führt dazu, dass potenzielle Gebiete, in denen Prostitution stattfinden könnte, als die Schutzzone gelten, und so weiter und so fort. 

Er argumentiert so, wie wir von der FPÖ schon seit fünf Jahren argumentiert haben, allerdings hat er fünf Jahre dazu gebraucht. Interessant in diesem Zusammenhang ist weiters, dass auch von den GRÜNEN ein Vorschlag dazu bei der letzten Bezirksvertretungssitzung eingebracht wurde. Es ist dies sicherlich ein anderer Ansatz, aber auch die GRÜNEN suchen offenbar eine Lösung, wie man diese Prostitutionsproblematik aus der Wohngegend wegbekommt. 

Sie von den GRÜNEN haben den Antrag gestellt, die Bezirksvorstehung möge in Zusammenarbeit mit der Sozialkommission und ExpertInnen konkrete Örtlichkeiten, Räume und Plätze suchen, wo im Interesse aller Betroffenen Sexarbeit in einem geschützten Rahmen möglich ist. – Also, auch die GRÜNEN sagen inzwischen, dass Prostitution im Wohngebiet nicht funktionieren kann. Es ist ja erfreulich, dass sie das inzwischen auch mitbekommen haben.

Wir von den Freiheitlichen haben schon lange gesagt, und ich habe es vorhin schon ausgeführt: Wir haben zwei Ansätze, um diese Problematik zu lösen. Der erste Ansatz ist die Novellierung des Prostitutionsgesetzes, in dem ein grundsätzlich generelles Verbot der Anbahnung der Prostitution im Bezirk niedergeschrieben werden soll und per Verordnung oder sonst irgendwie – auch im Gesetz kann man das festschreiben – spezielle Bereiche oder spezielle einzelne Straßenzüge, wie das auch der Herr Bezirksvorsteher verlangt, die in enger Zusammenarbeit mit der Bezirksvertretung gefunden werden müssen, freigegeben werden, wenn man so sagen will. 

Das ist der erste Ansatz. Dieser hätte auch den Vorteil, dass klare und nachvollziehbare Regelungen vorhanden wären, die auch die Prostituierten nachvollziehen und die von ihnen leichter eingehalten werden können.

Der zweite Ansatz wäre auch eine Ergänzung des Prostitutionsgesetzes, nämlich die Einführung eines neuen Straftatbestandes. Es geht darum, Freier zu bestrafen, die die Anbahnung der Prostitution in Verbotszonen vornehmen. Auch das ist nicht wirklich neu, auch da hat es schon Aktionen der Polizei, im Konkreten im Wiener Stuwerviertel, gegeben. – Ich darf aus einer Pressemeldung vom 4. März 2009 vorlesen, wo festgehalten wird: 

„Mit Anzeigen gegen die Freier will die Wiener Polizei der Prostitution im Leopoldstädter Stuwerviertel zu Leibe rücken. Die Sanktionen gegen Freier macht der § 7 des Verwaltungsstrafgesetzes möglich. Dieser stellt es unter Strafe, wenn jemand vorsätzlich einen anderen zur Begehung einer Verwaltungsübertretung veranlasst oder diese erleichtert." 

Das war der Ansatz der Polizei. Es hat dann zu Recht – das muss man dazusagen – Kritik an dieser Vorgangsweise der Polizei gegeben, weil das in Wirklichkeit nicht zu strafen ist. Wir wissen, die Damen, die dort stehen, braucht man nicht dazu zu überzeugen, dass sie Prostitution begehen sollen, ganz im Gegenteil! Dazu hat zu Recht – das muss man dazusagen – der Vizepräsident der Österreichischen Gesellschaft für Sexualforschung – ich weiß nicht, wie er heißt – gesagt: Das kann man nicht so machen; das ist nicht strafbar! Ich glaube, da würden auch die Strafbescheide, die angefochten werden würden, sicherlich zu keinem Erfolg führen. 

Wir sagen: Die Idee ist grundsätzlich richtig, auf die Freier hinzuweisen beziehungsweise diese in die Verantwortung zu nehmen und diese zu bestrafen, wenn sie die Prostitution in Verbotszonen angehen. Da hätte man auch eine lupenreine Möglichkeit für die Exekutive, dementsprechend vorzugehen und der Prostitution in Verbotszonen zu begegnen. 

Leider Gottes ist die Botschaft, obwohl sie im Bezirk zumindest bei der SPÖ angekommen ist, bei der Rathaus-SPÖ noch nicht angekommen. Ich darf darauf hinweisen, dass vor einigen Monaten, ich glaube, im September 2008, hier die Diskussion über den Verein SOPHIE stattgefunden hat. Kollegin Straubinger hat damals geschrieben oder durch einen Pressedienst mitgeteilt, dass die bestehende Rechtsgrundlage gegen die illegale Prostitution ausreichend sei. Das sagt die Rathaus-SPÖ. Die Bezirks-SPÖ sagt etwas ganz anderes, und vor allem die Anrainer vor Ort sagen etwas ganz anderes! 

Weiters ist in diesem Zusammenhang auch eine Mitteilung der Frau StRin Frauenberger interessant, die bezüglich dieses Vorschlages betreffend Strafe für Freier festhält: „Strafen für Freier halte ich aus folgenden Gründen nicht für zweckmäßig: Auf Grund des verfassungsrechtlichen Gleichheitsgrundsatzes“ – dieser wird hier bemüht – „müssten bei der Anbahnung der Prostitution in nicht erlaubten Bereichen – Klammer: Schutzzonen - nicht nur die Freier, sondern auch die volljährigen Prostituierten bestraft werden. Eine Erhöhung der Zahl der gegen Prostituierte verhängten Geldstrafen zwingt diese in vielen Fällen zu vermehrter Anbahnung.“ Und so weiter und so fort. 

Das ist interessant! Ich darf nur darauf hinweisen, dass das jetzt schon verboten ist und natürlich auch jetzt schon von der Polizei geahndet wird. Den Zusammenhang, den die Frau Stadträtin sieht, kann ich nicht nachvollziehen. 

Ich darf auch den Sorgen der Bürger dort Ausdruck verleihen: Das ist wirklich nicht lustig! Sie müssen sich das vorstellen: Sie haben jede Nacht Lärm unter Ihrem Fenster, und wenn Sie am nächsten Tag auf die Straße gehen, stoßen Sie womöglich auf irgendwelche Fäkalien oder sonst irgendwelche Überbleibsel der Nacht! 

Wir wollen, dass hier endlich auch von der Rathaus-SPÖ Bewegung ins Spiel kommt, dass wir hier auch gesetzliche Novellierungen durchführen und uns überlegen, wie wir das Problem sinnvoll lösen können! 

Ich darf dazu einen Beschlussantrag einbringen. Ich lese nicht den gesamten Antrag vor. Die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales wird ersucht, Nachjustierungen in Sachen Prostitution vorzunehmen, denn es ist gut und richtig, dass gewisse Einrichtungen wie Schulen und Kindergärten als besonders schützenwert gelten, jedoch müssen wir auch die Wohnbevölkerung und deren nächtliche Ruhe schützen. 

Sie können sich vielleicht erinnern, dass das auch Herr Bezirksvorsteher Zatlokal gesagt hat. Das habe ich vorher schon vorgelesen, und ich glaube, es ist selbstverständlich, dass die SPÖ ihrem eigenen Bezirksvorsteher nicht widersprechen wird! 

Ich bitte daher um Zustimmung zu diesem Antrag und danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Smolik.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Zu dem soeben eingebrachten Antrag der FPÖ möchte ich nur sagen, dass wir diesem nicht zustimmen werden. 

Ich möchte mich auf den Bereich Menschen mit Behinderung beschränken und auch zum Teil Themen ansprechen, die nicht unbedingt mit dieser Geschäftsgruppe allein zu tun haben, sondern auch mit anderen Geschäftsgruppen. Ich glaube, dass das Thema Menschen mit Behinderungen auch als Querschnittsmaterie gehandhabt wird. Ich möchte bei dieser Geschäftsgruppe zu diesem Thema sprechen und hoffe, dass die Diskussion von den anderen StadträtInnen aufmerksam verfolgt wird, damit die Anregungen in die anderen Geschäftsgruppen mitgenommen werden können. 

Die Frau Vizebürgermeisterin hat in ihrer Rede zu Beginn dieser Sitzung, also gestern am Morgen, über die Sanierung der Amtshäuser gesprochen und gemeint, dass es durch die Sanierung der Amtshäuser zu einem Mehr an Qualität und Mehr an Infrastruktur gekommen ist beziehungsweise kommen wird. Das mag schon stimmen, aber in Bezug auf Menschen mit Behinderung ist das leider nicht der Fall. 

Es besteht nach wie vor im Großteil der Amtshäuser ob der baulichen Beschaffenheit beziehungsweise des Alters vieler Amtshäuser die Situation, dass diese Amtshäuser nicht barrierefrei sind, dass auch bei den Neubauten, bei den Sanierungen nicht auf Barrierefreiheit geachtet wird, dass nach wie vor viele Amtshäuser für Menschen mit Behinderungen nicht zu betreten sind, nicht wirklich benutzerInnenfreundlich sind und Menschen somit davon ausgeschlossen sind, ihren Amtsweg selbstständig durchführen zu können. 

Ich habe hier schon genug Anträge eingebracht, dass man im Sinne des Bundes-Gleichbehandlungsgesetzes auch einen Plan der Stadt Wien verfasst und sich mit der Frage auseinandersetzt, welche Gebäude nicht barrierefrei sind beziehungsweise welche Gebäude wann und wie so umgebaut beziehungsweise saniert werden können, dass sie der Barrierefreiheit entsprechen. 

Diesen Anträgen ist mehrmals nicht Folge geleistet worden. Ich finde das schade. Und auch im Gesundheitsbereich gibt es immer wieder Probleme bezüglich Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderung. Ich glaube, dass man sich wirklich überlegen sollte, wie man dieses Thema angeht, denn das Jahr 2015 nähert sich, und wir haben hier einen sehr großen Nachholbedarf. 

Ein weiterer Punkt, den Frau VBgmin Brauner angesprochen hat, war die Feststellung, dass 600 Lehrlinge ausgebildet werden. Ich habe eine schriftliche Anfrage zu dem Thema bezüglich der Fragen eingebracht, wie viele junge Menschen mit Behinderungen als Lehrlinge aufgenommen werden, wie viele es bereits gibt und in welchen Bereichen der Stadt Wien diese ausgebildet werden. 

Es hat zig Werbungen und Inserate gegeben, in welchen beworben wurde, dass die Stadt Wien Lehrlinge sucht, aber es ist kein einziges dieser Inserate in zielgruppenspezifischen Medien geschaltet worden, die Menschen mit Behinderungen lesen, wo diese klar erkennen können hätten, dass auch sie erwünscht sind und dass die Stadt Wien Menschen mit Behinderungen im Lehrlingsbereich ausbildet. Man hätte in diesen Medien eine Werbekampagne schalten können, um in diesem Bereich Lehrstellen anzubieten. 

Ich bin schon gespannt auf die Beantwortung dieser schriftlichen Anfrage und hoffe, dass wir hier als Stadt sehr wohl auch Vorreiterin sind, Menschen mit Behinderungen in unterschiedlichsten Berufen auszubilden und nicht nur in den klassischen Berufen, in denen behinderte Lehrlinge gerne ausgebildet werden. 

Ich möchte kurz auf die Pflegegeldergänzungsleistung zu sprechen kommen: Sie wissen, wir haben das begrüßt, wir waren dafür, dass es das Pilotprojekt gibt, dass es dann übernommen wurde. All das ist gut und richtig. Trotzdem glauben wir nach wie vor, dass es einen Rechtsanspruch auf die Pflegegeldergänzungsleistung geben sollte und dass diese Pflegegeldergänzungsleistung auf andere Gruppen von Menschen mit Behinderungen ausgeweitet werden muss, dass die reine Beschränkung auf Menschen mit einer Körperbehinderung sehr einengend ist und dass gerade Menschen mit Gehbehinderungen, aber auch mit anderen Behinderungen in den Genuss dieser Pflegegeldergänzungsleistung kommen sollten. 

Ob sich diesbezüglich etwas bewegt, ist zumindest bis jetzt nicht auszumachen. Ich glaube, dass wir hier wieder einen nächsten Schritt setzen könnten, um den BenutzerInnenkreis auch auszudehnen. 

Ich möchte noch auf die Wiener Linien und ihre Behindertenfreundlichkeit zu sprechen kommen. Auch diesbezüglich haben wir schon Anträge eingebracht. Es geht immer wieder um das leidige Thema: Wenn die Wiener Linien Umbauarbeiten in den Stationen durchführen, sind gerade Menschen mit Behinderungen, aber auch ältere Menschen oder Menschen mit Kinderwägen mit der Notwendigkeit, Umwege zu machen, und mit anderen Komplikationen konfrontiert.

Ganz aktuell haben wir eine Information von jemandem bekommen, der die U4-Station Landstraße benützen wollte und dann mit einem sehr großen Schild konfrontiert wurde. Ich möchte Ihnen nicht vorenthalten, was darauf stand, damit Sie einmal sehen, wie Menschen mit Behinderungen in Wien herumgeleitet werden, damit sie mit öffentlichen Verkehrsmitteln fahren können.

Auf dieser Tafel steht: „Wegen umfangreicher Sanierungsarbeiten ist dieser Aufzug ab Montag 1. Dezember 2008 gesperrt.“ – Das war also nicht erst vor Kurzem, sondern das besteht seit 1. Dezember 2008! – „Bitte benützen Sie ersatzweise den Aufzug im Zwischengeschoß zur ehemaligen Markthalle. Fahrgästen im Rollstuhl und gehbehinderten Menschen empfehlen wir die Weiterfahrt mit der U4 zum Karlsplatz. Von dort kann man mit der Linie U1 bis Stephansplatz und anschließend mit der Linie U3 bis Landstraße fahren. Ab dem U3-Bahnsteig Landstraße haben Sie die Möglichkeit, mit dem Aufzug ins Zwischengeschoß und von dort weiter an die Oberfläche zur S-Bahn oder Landstraßer Hauptstraße zu gelangen. Wir ersuchen um Ihr Verständnis.“ (GRin Mag Waltraut Antonov: Das ist ein Wahnsinn!) 

Dass man eine Station weiterfährt, ist okay, aber dass Menschen, die im Rollstuhl sitzen, quasi im Kreis geschickt werden, ist unzumutbar! Es ist nicht so einfach, mit einem Elektrorollstuhl die U-Bahn zu benützen. Das weiß ich aus Erfahrung, denn wir haben einen Mitarbeiter, der im Elektrorollstuhl sitzt. Man kann manche U-Bahnen mit dem Elektrorollstuhl nicht allein benützen, weil der Abstand zwischen Bahnsteig und Zug einfach zu groß ist, sodass man mit den Vorderreifen hängen bleiben würde. Und es ist wirklich eine Zumutung für Menschen mit Behinderung, im Kreis geschickt zu werden, nur weil diese einen Zwischenstock weit nach oben kommen wollen! 

Ich finde, die Wiener Linien sollten überlegen, ob sie Sanierungsarbeiten in dieser Form durchführen, ob es nicht Vorgehensweisen gibt, um diese Schikanen – denn das empfinden die Menschen mit Behinderungen als Schikane und als Diskriminierung! – nicht weiter in dieser Stadt zu haben. 

Die Antwort, die auf einen Beschwerdebrief an die Wiener Linien von den Wiener Linien zurückgekommen ist, ist sehr, sehr mager. Da steht: „Sehr geehrter Herr XY! Nachdem der komplette Bahnhofsbereich praktisch abgerissen und neu errichtet wird, ist auch der Lift den Sanierungsarbeiten zum Opfer gefallen. Erst wenn wieder ein Gehäuse an der Oberfläche in Betrieb genommen wird, ist es möglich, unseren Fahrgästen auch den Aufzug wieder zur Verfügung zu stellen. Bautechnisch gibt es leider keine Zwischenlösung. Es tut uns sehr leid. Mit freundlichen Grüßen.“

Es ist schön, dass es den Wiener Linien leid tut! Ich meine aber, dass man, wenn man solche Sanierungsarbeiten in Angriff nimmt, mit bedenken sollte, was das für die BenützerInnen der U-Bahn-Linien und der öffentlichen Verkehrsmittel bedeutet! Man sollte nicht immer von jenen ausgehen, die sich sehr mobil und selbstständig in der Stadt bewegen können, sondern man sollte auch an jene denken, die darauf angewiesen sind, dass Lifte funktionieren. 

Ich habe hier schon Anträge eingebracht, dass man zumindest Durchsagen in den U-Bahn-Zügen und Aushänge in anderen U-Bahn-Stationen macht, dass bestimmte Aufzüge gesperrt sind. Das wurde abgelehnt, weil es zu kompliziert sei. Was den behinderten Menschen aber zugemutet wird, ist mehr als kompliziert und diskriminierend und eigentlich nicht akzeptabel! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Zu einem weiteren Thema: Sie kennen das vielleicht, dass rund um Wahlen, nach Wahlen oder im Vorfeld von Wahlen die Mailbox übergeht. Man erhält unzählige Mails von Menschen mit Behinderungen, die ihr Wahlrecht ausüben wollen und vor der Situation stehen, dass das Wahllokal, dem sie zugewiesen sind, nicht barrierefrei ist. Es gibt natürlich die Möglichkeit, sich im Internet ein anderes Wahllokal, das als so genanntes barrierefreies Wahllokal gekennzeichnet ist, aufzusuchen. Das ist wieder eine Schikane, denn ich muss mir kein anderes Wahllokal suchen, ich gehe einfach zum am nächsten gelegenen Wahllokal. Menschen mit Behinderungen wird hingegen zugemutet, dass sie sich quasi selbstständig darum kümmern, wo sie denn ihr Wahlrecht ausüben können. Das machen auch die meisten. Das ist aber nicht unbedingt sinnvoll. Oft stehen diese Leute dann nämlich auch vor der Tatsache, dass die Wahllokale, die als barrierefrei gekennzeichnet sind beziehungsweise auch so beworben werden, doch nicht barrierefrei sind. 

Einige von uns haben eine E-Mail von einer Dame, die im Rollstuhl sitzt, betreffend ein Wahllokal im 10. Bezirk erhalten, das angeblich als barrierefrei gekennzeichnet ist. Es gibt dort das Problem, dass die Auffahrt so steil ist, dass man mit einem Elektrorollstuhl gar nicht hinaufkommt, weil die Steigung viel zu groß ist, selbst für einen Elektrorollstuhl. Außerdem war die Eingangstüre nach der Rampe versperrt. Es gab keinerlei Möglichkeit ... (GR Alfred Hoch: Wo war das?) Im 10. Bezirk, Hugo-Meisl-Weg 6! – Es gab keinerlei Möglichkeit, sich an der Rampe durch eine Glocke bemerkbar zu machen und zu melden, dass man hinein will. 

Das heißt, man steht vor der geschlossenen Tür und hat dann das Problem, über diese Rampe, die viel zu steil ist, wieder zurückfahren zu müssen oder darauf zu hoffen, dass andere WählerInnen vorbeikommen, die helfen. Das war in diesem Fall gegeben. Es sind dann Menschen hineingegangen und haben gesagt: Draußen sitzt eine Dame im Rollstuhl, die gerne wählen würde, aber nicht hineinkommen kann. Dann wurde ihr geholfen, dass sie ihr Wahlrecht ausüben kann. 

Ich glaube, es ist im Jahr 2009 nicht adäquat, dass man es nicht einmal schafft, Wahllokale so weit barrierefrei zu gestalten, dass sie auch wirklich barrierefrei sind! 

Wir haben nicht umsonst bei der Einrichtung dieser Stelle, die es jetzt im Ressort des Herrn StR Ludwig gibt, eingefordert, dass diese Stelle nicht nur eine Beratungsstelle für Menschen mit Behinderung für den Fall ist, dass sie ihre Wohnung barrierefrei umgestalten wollen, sondern auch als Schulungseinheit für Magistratsbeamte und für Menschen dient, die in dieser Stadt für gewisse Angelegenheiten zuständig sind. Diese Schulungen finden aber offensichtlich nicht statt, denn sonst würden Wahllokale nicht als barrierefrei gekennzeichnet sein, bei denen es eine zu steile Rampe gibt. 

Ich habe den Rechnungsabschlussbericht sehr genau durchforstet, um festzustellen, ob sich irgendetwas im Bereich der barrierefreien Wahllokale tut. Ich bin schließlich auf Seite 306 unter dem Titel Gender Budgeting fündig geworden. Das hat mich ein bisschen verwundert, aber es ist gut, dass es irgendwo steht, wenn auch eher weit hinten. Da ist zu lesen, dass es bezüglich der Nationalratswahl 2008 ein Investitionspaket für die Barrierefreiheit von Wahllokalen in der Höhe von 0,1 Millionen EUR gegeben hat. – Wenn da 0,1 Millionen EUR steht, so klingt das vielleicht ganz schön, aber das sind 100 000 EUR! Das ist lächerlich für die Anzahl an Wahllokalen, die in der Stadt nicht barrierefrei sind! Es ist gut, dass es zumindest diese elf Wahllokale, die dann umgebaut und adaptiert wurden, gibt, aber das ist viel zu wenig! Wenn wir in diesem Tempo weitermachen, werden wir – egal, wann die Wiener Wahl sein wird – nach wie vor das Problem haben, dass die Wahllokale nicht barrierefrei sind. Ich glaube, da sollte man einen Zahn zulegen! Ich möchte deswegen einen Antrag betreffend barrierefreie Wahllokale einbringen: 

„Die amtsführenden Stadträtinnen für Integration und Frauenfrauenfragen, Konsumentenschutz und Personal sowie Gesundheit und Soziales mögen dafür Sorge tragen, dass unter Miteinbeziehung der Interessenvertretung der Menschen mit Behinderungen die Anzahl der barrierefrei zugänglichen Wahllokale weiter ausgebaut und die Information darüber bei den zukünftigen Wahlgängen verstärkt wird. 

Ich beantrage die sofortige Abstimmung dieses Antrags." (Beifall bei den GRÜNEN.)

Ich möchte noch erklären, warum dieser Antrag auch dem Bereich Gesundheit und Soziales zugewiesen wird. Ich weiß schon, die MA 62 ist die Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal. Ich glaube, dass ich versuchen könnte, über das Verständnis, das eine Gesundheits- und Sozialstadträtin für den Bereich Menschen mit Behinderungen hat und haben sollte, vielleicht auf die Beamten der MA 62 einzuwirken, um die Diskriminierung von Menschen mit Behinderung hintan zu halten. Umsetzen muss es die MA 62, das ist klar. Ich erwarte mir aber ein kooperatives Vorgehen aller betroffenen Stadträtinnen, um der Diskriminierung gegenüber Menschen mit Behinderungen in dieser Stadt, die es nach wie vor gibt, endlich einmal ein Ende zu bereiten. 

Ich hoffe, dass dieser Antrag von Ihnen positiv zur Kenntnis genommen wird. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Mayer.

GR Dr Alois Mayer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Stadträtin! Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir sagen immer, Wien sei eine gut verwaltete Stadt und lebenswerte Stadt. Wir tun viel. Vieles ist verbesserungswürdig und verbesserungsfähig, aber einige Damen und Herren von der Opposition haben offensichtlich darauf vergessen oder werden es dann wieder benutzen, wenn es opportun ist, und haben meiner Meinung nach etwas unbotmäßig nicht nur Forderungen, sondern Behauptungen aufgestellt. (GR Mag Wolfgang Jung: „Unbotmäßig“ ist ein schönes Wort!) Es freut mich, Herr General, dass Ihnen das gefällt!

Das wird ja dann noch lustig werden! (GRin Dr Sigrid Pilz: Das lässt tief blicken!) Das lässt tief blicken. Okay. (Weiterer Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Wenn es unter der Gürtellinie ist und absolut nicht entspricht, dann war das der Sache eigentlich nicht dienlich! Aber das ist eben Ihre Überlegung und Aussage!

Ich möchte aber kurz auf den Beitrag des Kollegen Lasar eingehen, der sich um Geriatriebetten in Floridsdorf Sorgen macht. Ich weiß nicht, wie viele dort wirklich frei sind oder nicht. Wenn du sagst, es sind vier Betten frei, dann meine ich, es gibt sicherlich noch andere Möglichkeiten als das Kuratorium der Pensionistenwohnhäuser! 

Was mich allerdings sehr gestört hat, war dein Beitrag über die Drogensüchtigen. Wir bemühen uns da wirklich sehr und haben große Sorge. Deshalb gibt es einen Drogenbeirat, der übrigens am vergangenen Freitag getagt hat. Es war dort außer den Sozialdemokraten eine Stunde nach Beginn die Bezirksvorsteherin des 4. Bezirks anwesend, aber sonst niemand, von keiner einzigen Fraktion! Man hätte dort natürlich neue Ideen oder Ansatzpunkte, wie wir dem Problem entgegenwirken können, einbringen können. 

Ohne jetzt auf jede einzelne Wortmeldung einzugehen, möchte ich sagen, dass mir aufgefallen ist, dass es unterschiedliche Zugänge zu dem gleichen Problem gibt. Für mich bestand ein Widerspruch zwischen der Auffassung der Kollegin Korosec und dem Zugang des Herrn StR Ellensohn, wie man nicht nur Armut bekämpft, sondern wie man Soziales lebt.

Ich kann mit dem Antrag der Frau Korosec nichts anfangen. Ich kann nicht einsehen, dass Leute wie Sie oder wie ich in geraumer Zeit, nur weil wir dann ein gewisses Alter erreicht haben, kostenlos mit den Verkehrsbetrieben unterwegs sein sollen, aber ein Arbeiter, der 1 000 EUR im Monat verdient, einen Fahrschein kaufen muss. Ich glaube, da ist ein Haken in der Sache, das ist ein falscher Ansatz! (GRin Mag Waltraut Antonov: Ein Euro für alle!) Das ist ein dritter Ansatz! Trotzdem sehe ich nicht ein, dass Leute, nur weil sie in Pension sind, kostenlos die Verkehrsbetriebe benutzen können, ganz egal, wie viel Geld sie haben.

Ich erlaube mir, einen Satz von der Rede der Kollegin Pilz auszuleihen. Das möchte ich zu Beginn tun, das Beste hebe ich mir für den Schuss auf. Ich wollte an und für sich über die Dinge reden, die wir in Wien vorhaben, die wir begonnen haben, die wir erledigen werden und die wir vielleicht teilweise gemeinsam eröffnen werden.

Sie haben von riesengroßen „Baustellen“ gesprochen. Ich weiß, Sie haben es anders gemeint, aber ich bleibe bei den Baustellen. Wir haben viele Baustellen. Ich glaube, viele Wiener sind stolz, dass wir viele Baustellen haben, denn diese vielen Baustellen bedeuten eigentlich Arbeit und Einkommen. Ich glaube, das ist gerade in einer Zeit wie dieser besonders notwendig. Ich glaube auch, dass im Sektor der Frau Stadträtin, nämlich bei Pensionistenwohnhäusern, bei Geriatriezentren und bei Spitälern vorgezogene Investitionen jetzt ganz wesentlich sind. 

Ich möchte Sie daran erinnern, dass eine ganze Menge geschehen ist. So wurde zum Beispiel in Großgeräte in Wien investiert. Da gab es allerdings auch einen kleinen Widerspruch: Für Frau Korosec waren es zu viele, und für Herrn Lasar waren es zu wenige. Da sieht man wieder, wie kompliziert das ist! Der Großgeräteplan umfasst ja nicht nur Wien allein. Es ist so, dass die Burgenländer an Niederösterreich zahlen, und die Niederösterreicher dafür die Leute nach Wien schicken. Es soll ein gewisser Ausgleich stattfinden, wir meinen aber, dass er nicht so stattfindet, wie wir es gerne hätten. 

Dennoch: Wenn wir sagen können, wir haben im Krankenhaus Hietzing in der Strahlenabteilung einen Magnetresonanz-Tomographen um 2,4 Millionen EUR bekommen, der um 2 500 Untersuchungen mehr im Jahr als bis jetzt zulässt, und dadurch können Menschenleben gerettet werden, dann war das eine ganz hervorragende Investition! Wir haben im AKH den Tesla-Magnetresonanz-Tomographen und zwei neue Bettenstationen für Knochenmarkstransplantationspatienten geschaffen. Ich glaube, auch das war eine notwendige und gute Investition. Darauf sind wir stolz! 

Dass das Krankenhaus Nord errichtet wird und jeder Standort, egal, welcher, in Ihren Augen immer falsch ist, ist schon ein jahrzehntelanges Spielchen! Bezüglich der Garagensituation sage ich: Warten wir einmal ab, bis das fertig ist! Es ist natürlich schlimm, wenn man einen Parkplatz suchen muss, aber vordringlich ist – wie ich meine –, dass wir dieses Krankenhaus mit 850 Betten errichten. Der einzige Punkt, in dem ich wirklich deiner Meinung bin, ist, dass es das modernste und besten Krankenhaus Europas bei der Eröffnung sein wird. Darauf können wir zu Recht stolz sein! 

Es wurde viel in diesem Ressort getan. Nicht nur etwas, das Geld gekostet hat, sondern auch etwas, das Geld bringen wird. Es wurde nämlich die ÄrztInnenausbildung der Turnusärzte reformiert. Sprich: Es wird höhere Qualität bei den Ärzteausbildungen geben. Die Qualitätssicherung nach ISO wurde in vielen Abteilungen und Häusern eingeführt und wird weiter betrieben werden. Konjunkturmaßnahmen in den Wiener Spitälern wie im Kaiser-Franz-Josef-Spital und in der Rudolfstiftung wurden voran getrieben. Vor allem haben wir auch eine hervorragende Zusammenarbeit mit der Vinzenz Gruppe. Das zeigt das Beispiel des Orthopädischen Spitals Speising, wo bei einer Investitionssumme von 27,4 Millionen EUR von der Stadt Wien 16,4 Millionen EUR und nebenbei noch eine Subvention von 4,4 Millionen EUR zur Verfügung gestellt wurden. – Ich glaube, solche Dinge sollte man nicht außer Betracht lassen! 

Wir haben auf Notwendigkeiten wie die Häufung von Dialysepatienten reagiert, indem in der Langobardenstraße 72 Plätze ab Herbst 2009 geschaffen sein werden. Das Wilhelminenspital wurde mit einem Umbau der Pavillons 17 und 19 saniert und gleichzeitig die Dialyse und Nephrologie ausgebaut. Das war mit Kosten von 8,3 Millionen EUR verbunden. 

Das bedeutet immer wieder nicht nur einen Vorteil für die Bevölkerung als Patient und für deren Versorgung, sondern natürlich auch für die Wiener Wirtschaft, für die Leute, die Arbeit brauchen und Arbeit suchen. 

Zum Lieblingsthema von Frau Pilz, zur – wie ich sagen möchte – Pflege eines Feindbildes namens Dr Rudas. (GRin Dr Sigrid Pilz: Zum Stillstand in der Psychiatrie!) Das sehen Sie so, andere sehen das ganz anders, Frau Kollegin Pilz! Wir sind ja lange genug in der Kommission gesessen. Es war notwendig, dass die Angelegenheit betreffend das Otto-Wagner-Spital aufgearbeitet wird. Wir alle haben uns wirklich Mühe gegeben. Es ist vieles besprochen worden, und es wurden indirekt auch viele Maßnahmen getroffen. Dazu stehen wir. 

Allerdings sage ich: Was Sie hier tun, dass Sie sogar mittels Antrags indirekt die Pensionierung des Chefarztes verlangen, ist – jetzt borge ich mir wieder ein Wort aus – nahezu pathologisch! Bei jeder Sitzung bringen Sie bei jedem Geschäftsstück dazu eine Wortmeldung. Ein einziges Mal habe ich gedacht, jetzt ist endlich Friede, aber dann ist die Wortmeldung wieder gegen den Chefarzt gegangen.

Ich bin davon zutiefst überzeugt, dass Dr Rudas hervorragende, qualitative Arbeit leistet, ich bin davon überzeugt, dass er eine Kompetenz auf seinem Gebiet hat, die man anderswo nicht finden kann! (GRin Mag Waltraut Antonov: Das sehen Sie durch die rote Brille!) Eine rote Brille ist nicht schlecht, Frau Kollegin! Sie haben ja auch eine rote Brille auf! Sie passt Ihnen sehr gut! (Zwischenruf von GRin Dr Sigrid Pilz.)

Ja! Schauen Sie: Ich gehe inhaltlich auf Ihre Argumente ein! Sie haben zum Beispiel angeführt, dass Michael Leodolter in Karenz ist. Das ist richtig, das ist bekannt. Die Karenz steht ihm zu. Dafür sind auch Sie sehr eingetreten, dass Männer in Karenz gehen können. Er ist also in Karenz gegangen. (Zwischenruf von GRin Dr Pilz.) Karenz ist Karenz! Sie müssen überlegen, ob jemandem eine Karenz zusteht oder nicht! Wenn jemandem eine Karenz zusteht, dann dürfen Sie sich nicht wundern, dass er sie in Anspruch nimmt! Man kann es sich nicht immer richten, wie man es braucht, entweder so oder so. Er hat eine ständige Vertretung, nämlich Primaria Capek mit einer Arbeitszeit von 20 Stunden in Meidling und 20 Stunden im SPA 10. Das ergibt eine 40-Stunden-Woche. Das ist, wie ich meine, zu akzeptieren! Sie wollten ja immer, dass die Leute besser und effizienter beschäftigt werden!

Primararzt Friedl ist in Pension gegangen. So etwas soll ja vorkommen! Man wird den Posten neu besetzen. In der Zwischenzeit ist eine Vertretung, Oberarzt Poszvek, mit 35 Stunden dort tätig. Dort ist also Kontinuität gewährleistet, wie in jeder anderen Abteilung, wo der Abteilungsvorstand in Pension geht und die Abteilung neu zu besetzen ist und neu ausgeschrieben wird.

Ganz besonders unter der Gürtellinie in Ihrem Antrag und in Ihrer Rede war für mich die Berechnung der so genannten Abfertigung von Chefarzt Rudas. Die Abfertigung war eine Pensionsablösung, wie ich es ausdrücken will. So etwas gibt es. Dem steht das gegenüber, was einbezahlt wurde. Bezüglich des Hochrechnens des erwarteten Lebensalters kann mein Kollege Kurt Wagner mehr sagen, er macht solche Statistiken. Diesfalls wurde das für 60 Jahre und für 65 Jahre berechnet. Er hat dann von sich aus, freiwillig gesagt: Ich nehme weniger als die 60 Jahre! – Und das hat er bekommen. 

Ich sehe daran nichts Verwerfliches, Frau Kollegin, wenn jemand auf Grund eines Rechtsanspruches etwas berechnet lässt und es dann bekommt. Das finde ich eigentlich ganz legitim und normal. (GRin Dr Sigrid Pilz: Wann muss er in Pension gehen?) Wissen Sie, Frau Dr Pilz, ich fühle mich sehr wohl als Gemeinderat und als Landtagsabgeordneter! Ich bin nicht Personalchef, ich bin nicht Arbeitgeber, ich bin in den Vorstand des Psychosozialen Dienstes entsandt – und damit sind wir beim nächsten Punkt angelangt –, um dort das zu tun, was Sie mit einer separaten Kommission tun wollen, obwohl Sie auch dort drinnen sitzen. Sie könnten all das dort einbringen! 

Wenn Dr Rudas einen Vertrag hat, der besagt, er darf länger arbeiten, und er körperlich und geistig dazu fähig ist – und das bestätige ich ihm in jeder Hinsicht –, dann obliegt es eigentlich nicht uns, nur weil Sie gegen ihn etwas haben, ihn sozusagen von diesem Platz zu entfernen. Ich wiederhole: Ich denke, er ist ein hervorragender Psychiater und ein hervorragender Leiter dieses Bereichs. Nur dass Sie mit ihm nicht zurecht kommen oder er Ihnen nicht demütig genug ist, ist meines Erachtens kein Grund, dass er einen Nachteil haben und seinen Platz räumen soll. Seine Arbeit ist ein Vorteil für uns!

Meine Damen und Herren! Ich möchte noch ganz kurz auf Folgendes eingehen. Das zeigt ganz deutlich, wie ... 

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Lieber Kollege Mayer! Nicht einmal nicht mehr kurz, denn die Redezeit ist aus! 

GR Dr Alois Mayer (fortsetzend): Ich bin auch schon fertig! Ich möchte schlussendlich zur Gynäkologie und zum Kaiserschnitt sagen: Sie wissen es ganz genau, Sie wissen es sogar noch besser als viele andere und ich hier herinnen, dass das Krankenhaus Hietzing und die Universitätsklinik Risikopatientinnen haben und daher mehr Kaiserschnitte machen, dafür aber weniger Geburten aufweisen. Das sollte man berücksichtigen! Bezüglich der Studie, die sie verlangen, bin ich auch der Meinung, dass man diese machen sollte. Schauen wir, was Tatsache ist, und schauen wir, warum das so ist. 

Das ist der letzte Satz für jetzt: Wenn eine Frau von sich aus einen Kaiserschnitt verlangt, so sollten wir ihr diese Selbstbestimmung doch lassen! – Herzlichen Dank, dass Sie mir zugehört haben, Frau Kollegin! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Am Wort ist die Frau Amtsf StRin Mag Wehsely.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Lassen Sie mich kurz auf ein paar Wortmeldungen eingehen. 

Lieber Kollege Lasar! Das Problem ist, dass uns Welten trennen! Diese Welten werden wir wahrscheinlich nicht hier in der Debatte im Gemeinderat zum Rechnungsabschluss zusammenführen.

Auf einen Punkt möchte ich schon eingehen: Wenn die Drogenpolitik dieser Stadt kritisiert wird, dann ist ganz klar zu sagen, dass sich europaweit Expertinnen und Experten die Klinken in die Hand geben, um zu schauen, wie wir in dieser Großstadt zu der Situation gekommen sind, wie wir sie hier haben. 

Was ich schon ein bisschen problematisch finde, ist Folgendes: Wir haben den Drogenbeirat, in dem alle politischen Parteien vertreten sind und in dem diese Fragen regelmäßig debattiert werden. Kollege Mayer hat es schon gesagt: Am Freitag hatten wir die letzte, ausgesprochen interessante Sitzung, in der der Drogenbericht präsentiert und von den Expertinnen und Experten diskutiert wurde. Anwesend waren die Gemeinderätinnen und Gemeinderäte der Sozialdemokratie, anwesend war nach einer Stunde die Frau Bezirksvorsteherin aus dem 4. Bezirk, anwesend war niemand von den Freiheitlichen und niemand von den GRÜNEN! 

Wenn man die Sache so wenig ernst nimmt, dann ist es von meiner Seite schwierig zu glauben, dass Sie von Seiten der FPÖ ein Interesse daran haben, das Problem zu lösen. Ich kann nur vermuten, dass es Ihnen lediglich darum geht, etwas zu finden, womit Stimmung gemacht werden kann. 

Zur Rede des Herrn Kollegen Kowarik – ich glaube, er ist jetzt gar nicht da –: So brennend interessant dürfte das Thema für ihn offensichtlich doch nicht sein! 

Es ist ja insofern ein bisschen eine Themenverfehlung, weil ja – und das, glaube ich, müsste schon auch der FPÖ bekannt sein – diese Thematik und auch die Zuständigkeit für legistische Veränderungen nicht in meinem Ressort, sondern im Ressort der Frau Kollegin Frauenberger liegt. 

Was ich mir aber nicht verkneifen kann, zu dem Thema generell zu sagen, ist, dass man sich vielleicht schon immer wieder auch überlegen muss: Prostitution funktioniert deshalb, weil es Männer gibt, die zu Prostituierten gehen. Ich glaube nicht, dass es hier im Raum viele Frauen gibt, die diese Dienstleistung schon in Anspruch genommen haben. Also das ist schon die Grundfrage, und wenn es diesen Markt nicht gäbe, dann würde es auch die Probleme nicht geben. Das sollte man vielleicht schon auch – neben allen Fragen, wo das sein soll, soll das sein oder soll das nicht sein – nicht aus den Augen verlieren.

Frau Kollegin Korosec! Bei Ihnen tue ich mir immer ein bisschen schwer, weil ich auf Grund der täglichen Zusammenarbeit gar nicht glauben kann, dass Sie das, was Sie hier sagen, auch wirklich so meinen. Ich kenne Sie aus persönlichen Gesprächen und aus der persönlichen Auseinandersetzung als eine sehr kompetente Sozialpolitikerin, und ich kann mir nicht vorstellen, dass Sie das, was Sie dann bei solchen Reden immer sagen, wirklich selbst geschrieben haben.

Denn wenn Sie hier jetzt zum Beispiel sagen: „Das Problem des Mobilpasses sei es, dass die Stadt mit den Verlängerungen nicht nachkommt." – Zitat Ende –, dann können wir über diese Frage diskutieren, und wir hatten das letztens in Rahmen einer Anfrage, die die GRÜNEN gestellt haben, wo ich auch schon gesagt habe, welche organisatorischen Maßnahmen wir gesetzt haben, um das zu beschleunigen. Aber es ist doch wirklich die ganz klassische Mühle auf-Mühle zu-Variante: Der Fehler der Stadt Wien war, den Mobilpass einzuführen, denn hätte die Stadt Wien den Mobilpass nicht eingeführt, könnte es nie die Situation geben, dass irgendwer drei Wochen auf die Verlängerung des Mobilpasses warten muss. Und diese sozialpolitische Argumentation, Frau Kollegin Korosec, ist, glaube ich, schon ein bisschen zu durchsichtig.

Was die Freifahrt ab 70 betrifft – Sie wissen, es ressortiert nicht zu mir –, aber warum nicht gleich Freifahrt für alle, warum nicht gleich alles gratis? Und das Geld wächst auf den Bäumen! Also das finde ich irgendwie so eine Forderung ... (GRin Mag Waltraut Antonov, applaudierend: Das wäre gut!) Ja, aber da sieht man, Frau Kollegin Antonov, wie realistisch – und das möge jetzt hier für das Protokoll selbstverständlich unter Anführungszeichen und ironisch gemeint sein – Politik der GRÜNEN ist. Freifahrt für alle ist sozusagen sehr lustig, aber es entspricht nicht meiner Sicht – im Übrigen auch nicht meiner sozialdemokratischen Sicht – von Kommunalpolitik, denn ich sehe überhaupt keinen Grund, warum alle Menschen diese Dienstleistung frei in Anspruch nehmen sollen.

Eine ähnliche Skurrilität, Frau Kollegin Korosec, ist Ihre Argumentation zum Gratisfernwärmeanschluss. Sie sagen nämlich, Sie sind dagegen, weil es zu wenig ist. Gut, jetzt kann man sagen, das Problem und der Fehler der Stadt ist, dass hier nur 3 bis 7 Millionen EUR investiert werden und nicht noch viel mehr, aber deshalb dagegen zu sein, weil es nicht alle betrifft, das verstehe ich wirklich nicht.

Was ich auch nicht glauben kann, ist, dass wir unterschiedliche Arten der Zählung von Tagen haben, denn der Rechnungsabschluss des Fonds Soziales Wien wurde am Donnerstag von meinem Büro ausgesandt, und von Donnerstag bis Dienstag sind mehr als zwei Tage. (GRin Ingrid Korosec: Das sind zwei Werktage!) Das gebe ich nur zu bedenken, aber ich nehme auch hier zur Kenntnis, dass es offensichtlich nicht wertgeschätzt wird und dass es ganz egal ist, welche Bemühungen von meiner Seite an den Tag gelegt werden, denn egal, ob Sie es am selben Tag bekommen, zwei Tage vorher bekommen oder fünf Tage vorher bekommen, es ist Ihnen diesbezüglich nicht recht. (Zwischenruf von GR Dipl-Ing Martin Margulies.) Na ja, wenn man sich damit beschäftigen würde, ist es nicht so, aber lassen wir das gerne einmal so stehen als unterschiedliche Meinung. 

Frau Kollegin Korosec, der letzte Punkt, der, glaube ich, auch von Relevanz ist: Nicht alles, was über Spitäler in der „Wiener Zeitung" steht, betrifft auch Wiener Spitäler, auch wenn es „Wiener Zeitung" heißt, denn unsere Großgeräte sind rund um die Uhr im Einsatz und nicht von 8 bis 13 Uhr.

Frau Kollegin Pilz! Bei Ihnen tue ich mir immer ein bisschen schwer, weil ich in vielen Dingen der Meinung bin, dass wir ähnliche Ziele haben. Was für mich immer nur ein bisschen ein Problem ist, ist diese sozusagen apodiktische Besessenheit. Ich bin als Frau schon auch der Meinung, man soll niemals eine Frau dazu treiben, dass sie einen Kaiserschnitt machen lässt – das muss man sich ganz genau anschauen, gar keine Frage –, aber über diese Frage kann man ja in aller Ruhe diskutieren und muss man, glaube ich, auch. Ob das jetzt Ihnen und mir passt, ist eine andere Frage. Ich rede mit vielen jungen Frauen – da meine ich jetzt wirklich junge –, die dieses Problem des Kaiserschnitts überhaupt nicht sehen, die überhaupt nicht wissen, was ich da daherrede, wenn ich der Meinung bin, Kaiserschnitt nur dann, wenn es wirklich medizinisch indiziert ist. 

Das lässt sich nicht so einfach lösen, indem man apodiktisch nach dem Motto vorgeht – Doppelpunkt, Anführungszeichen: Zahl der Kaiserschnitte steigt in Wien. Skandal! – Anführungszeichen geschlossen. So lässt sich dieses Thema meiner Meinung nach sinnvollerweise nicht angehen. Daher werde ich in meiner Fraktion gerne vorschlagen, diesem Antrag zuzustimmen. Ich glaube, man muss sich genau überlegen, wie so ein Untersuchungsdesign ausschaut, denn die Frage, ob dann gestillt wird oder nicht, sollen sich die Expertinnen und Experten genau anschauen. Ich denke mir nur, wir tun uns leichter – Klammer auf: sollte es wirklich darum gehen, Verbesserungen und Veränderungen vorzunehmen und nicht nur darum, überall, wo kein Skandal ist, zu schauen, dass man einen daraus macht –, wenn man die Dinge sachlich miteinander bespricht.

Dasselbe sehe ich von meiner Seite her auch, was das Schularztwesen betrifft. Ich habe deshalb auch gemeinsam mit den Salzburgern in der letzten GesundheitslandesreferentInnen-Konferenz einen Antrag eingebracht, weil das eine Problematik ist, die alle Bundesländer betrifft und wo die Rechtslage einfach eine ist, dass viele Dinge – ich werde auch da meiner Fraktion vorschlagen, dem Antrag zuzustimmen – nicht hier in Wien lösbar sind. Ich meine, dass man sich generell mit dieser Thematik des Schularztwesens, und zwar sowohl in Bundesschulen als auch in Landesschulen und meiner Meinung nach auch zentral, denn es macht keinen Sinn, dass das in Wien anders ist als in Bregenz, auseinandersetzen muss.

Kollege Ellensohn! Bei Ihnen bin ich überhaupt der Meinung, dass wir in Sozialfragen nicht weit auseinander sind. Ich freue mich auch, dass Sie Abstand genommen haben davon, dass jetzt die Stadt Wien allen das Handbuch zum Thema „Armut in Österreich" zur Verfügung stellt. Das kann sich schon jeder selber kaufen. Ich habe das auch gemacht und gleich studiert. Ich finde es auch sehr spannend, und selbstverständlich ist es hier so, dass wir traditionell in Österreich eine sozial bis konservative Prägung haben, dass es aber – und auch das ist nicht die Erfindung der Frau Wehsely, sondern das sind die statistischen Zahlen, die sich auch im „Handbuch der Armut in Österreich" finden – an sich ein sehr effizienter und effektiver Sozialstaat ist. Wir haben derzeit eine Armutsneigung von 13 Prozent in Österreich – das ist EU-unterdurchschnittlich –, und gäbe es nicht die Transferzahlungen, die wir haben, so hätten wir eine Armutsneigung von 43 Prozent.

Das bedeutet – das muss man schon auch einmal sagen, das heißt aber nicht, dass man nichts besser machen kann –, dass der Staat an sich effizient ist und dass neben Transferleistungen das Wichtige zur Bekämpfung der Armut insbesondere der freie Zugang zu Dienstleistungen ist, sei es das Gesundheitswesen, sei es das Bildungswesen, sei es – und das ist mir ganz besonders wichtig, weil das ja auch nicht zufällig gottgewollt jetzt gerade daherkommt – so etwas wie zum Beispiel der beitragsfreie Kindergarten, weil der natürlich neben der frauenpolitischen, der integrationspolitischen, der bildungspolitischen Maßnahme auch eine massive Entlastung von Familien darstellt. 

Daher bin ich hier sehr, sehr gerne zu Diskussionen und Debatten bereit, weil es selbstverständlich das Ziel sein muss – ich weiß nicht, ob von allen, aber von mir natürlich –, ein Land und eine Stadt ohne arme Menschen zu haben. Das ist überhaupt gar keine Frage. (Beifall bei der SPÖ.)

Aber die Debatte, wie wir dort hinkommen und wie wir uns gegenseitig anagitieren und anpolemisieren, ist eine, wo ich mir, ehrlich gesagt, schon die Frage stelle, ob das einen Sinn hat. Denn wenn Sie zum Beispiel sagen, na gut, warum führt ihr die Mindestsicherung nicht einfach selber ein, dann ist das nicht nur eine Frage dessen, dass ich überhaupt nicht einsehe, wieso wir den Bund hier aus der Verantwortung lassen sollen, sondern dann ist das etwas, was gar nicht geht. Ich kann nämlich als Land Wien nicht die Sozialhilfebezieherinnen und �bezieher in die Krankenversicherung einbeziehen. Ich kann als Land Wien nicht die Verschränkung zwischen Arbeitsmarktpolitik, nämlich AMS, und Sozialhilfevollzug – ich bleibe bei dem Wort – herstellen, wenn wir es alleine machen würden. Daher kann es die Lösung nicht in Wien alleine geben. Die plakative Forderung, Wien soll sich hier nicht zurücklehnen, sondern soll es allein machen, ist eine, die ich für inhaltlich falsch halte und auch den Menschen nicht dienlich.

Sehr geehrte Damen und Herren! Es ist klar, dass in einer solchen Debatte viele Dinge nicht zur Sprache kommen. Ich denke, dass das abgelaufene Jahr, das Jahr 2008, in vielen Bereichen viele Verbesserungen für die Wienerinnen und Wiener gebracht hat, und das ist ja schließlich auch die Richtschnur dessen, was wir tun. Die Dinge, die wir tun, tun wir ja nicht aus Selbstzweck und Jux und Tollerei, sondern um die Situation von Wienerinnen und Wienern zu verbessern. 

Es ist uns gelungen, die Wartezeiten, die Anmeldezeiten bei den Operationen signifikant zu verkürzen. 

Wir sind viele Schritte weitergekommen bei der Frage des neuen Krankenhauses. 

Wir haben hunderte Millionen investiert im Baubereich im Krankenanstaltenverbund. 

Wir haben – das war über viele, viele Jahre hier ein Thema – die Dialysefrage gelöst. Das Dialysezentrum wird im heurigen Jahr in Betrieb gehen. Wir haben aber nicht nur die Dialysefrage gelöst, sondern wir haben den Gordischen Knoten des Bereiches, wer im Spital ist und wer außerhalb des Spitals ist, gelöst, indem wir das gemeinsam mit der Gebietskrankenkasse machen. 

Wir haben die psychosoziale Versorgung verbessert. Wir haben mehr Tagesstrukturplätze bei REiNTEGRA geschaffen. Wir haben im Bereich der Kinder- und Jugendpsychiatrie sehr, sehr viel weitergebracht. 

Wir haben – ein Punkt, der klein ist, aber ganz besonders wichtig auch zu erwähnen – die Ausstellung „Der Krieg gegen die ‚Minderwertigen'" am Otto-Wagner-Spital in eine, finde ich, sehr würdevolle und gute Form gebracht. 

Wir haben ein Mammographie-Screening in Wien durchgeführt, das für den Herrn Bundesminister jetzt das Vorbild für eine Bundesleistung ist, die er gestern angekündigt hat. 

Wir haben gerade im Bereich der Pflege und Betreuung viel weitergebracht. Und das, Kollege Ellensohn, ist auch ein Punkt, in dieser Situation nicht zurückzufahren in diesem Bereich, nämlich nicht nur in der Baufrage, sondern auch in der Frage der Erweiterung, denn das schafft Arbeitsplätze, sichert Arbeitsplätze und schafft noch dazu bessere Qualitäten. 

Wir haben mit der Persönlichen Assistenz, mit der Pflegegeldergänzungsleistung, einer Leistung, die es nirgends in ganz Österreich gibt außer in Wien, Verbesserungen erreicht. 

Wir haben im Bereich der Wohnungslosenhilfe stark ausgebaut. 

Wir haben im Bereich des öffentlichen Raumes, nämlich durch SAM, eine neue Einrichtung geschaffen und ausgebaut für das Zusammenleben in dieser Stadt. 

Wir haben den Mobilpass, den es sonst nirgends gibt, eingeführt. 

Wir haben den Heizkostenzuschuss verdoppelt, aber nicht so wie in Niederösterreich und in Oberösterreich an die Mindestpensionisten nicht ausbezahlt, sondern wir haben auch an die Mindestpensionisten den verdoppelten Heizkostenzuschuss ausgezahlt. 

Wir haben die Sozialhilfe um 3,4 Prozent erhöht und keine neuen Schranken eingebaut, damit die Menschen nur ja nicht kommen, sondern wir öffnen unsere Türen weit, damit alle die, die diese Stadt brauchen, auch die Maßnahmen bekommen. 

Wir haben die Arbeitsintegrationsprojekte ausgebaut, weil die Sozialhilfe nicht das Ende sein darf, sondern weil man schauen muss, dass die Menschen Chancen haben, möglichst schnell wieder ein eigenständiges Leben führen zu können.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte mich abschließend bedanken. Ich möchte mich bedanken beim Gesundheitsdienst dieser Stadt, der MA 15, bei der MA 24, Gesundheits- und Sozialplanung, bei der MA 40, Soziales, Sozial- und Gesundheitsrecht, bei der Wiener Rettung, die übrigens in hervorragender Art und Weise die EURO und die Einsatzfrage im Rettungsbereich geleitet hat, beim Wiener Krankenanstaltenverbund, beim Fonds Soziales Wien, beim Psychosozialen Dienst, bei der Sucht- und Drogenkoordination, für die Zukunft jetzt schon, weil das im Jahr 2008 noch nicht der Fall war, bei der Wiener Gesundheitsförderung und ganz besonders auch bei der Bereichsleitung für Finanzen, die es erst möglich macht, dass wir all diese Leistungen hier auch erbringen können. 

Ich bedanke mich bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern meines Büros, die Hervorragendes leisten.

Und ich bedanke mich am allermeisten bei den Abgeordneten, die es möglich machen, dass wir für die Wienerinnen und Wiener diese Leistungen erbringen. Das sind manchmal alle, aber das sind immer die Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten. Vielen Dank! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Mir liegt noch eine Wortmeldung vor. Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Lasar gemeldet.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Frau Vorsitzende! 

Frau Stadträtin, ich möchte Folgendes berichtigen: 

Erstens: Beim Drogenbeirat war ich entschuldigt, weil ich auf einer Dienstreise war, wo auch Ihre Frau VBgmin Brauner anwesend war.

Und zum Drogenbeirat möchte ich noch Folgendes sagen: Es besteht ja gar keine Möglichkeit, einen Ersatz zu schicken, weil wir nur einen Hauptamtlichen, wenn ich das so sagen darf, haben. Es besteht für keine der Oppositionsparteien die Möglichkeit, in diesem Bereich einen Ersatz zu schicken. Also bitte nicht zu sagen, wir kommen nicht. Wir können nicht kommen. Auch wenn wir krank sind, können wir keinen Ersatz schicken.

Aber eines möchte ich gleich vorwegnehmen: Wir werden diesbezüglich, denn ich möchte das hier nicht so stehenlassen, einen Antrag stellen, dass wir in Zukunft vielleicht auch einen Ersatz schicken können. Ich hoffe, die Oppositionsparteien werden bei diesem Antrag auch mitgehen. – Danke. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zur Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales und zum Jahresabschluss der Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal. 

Ich erinnere wieder an unsere Selbstbeschränkung in der Redezeit. Ich stelle fest, dass das bei der Geschäftsgruppe Gesundheit nicht so 100-prozentig gelungen ist.

Als Erste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Von der unbotmäßigen Opposition wird es auch zu diesem Geschäftsbereich einige kritische Worte oder Sätze geben. Es war so ganz bezeichnend. Ich meine, ich schätze den Herrn Kollegen Dr Mayer, aber es ist ihm halt so rausgerutscht, und so etwas erinnert mich immer wieder an meine ersten Jahre in der Bezirkspolitik, wo der SPÖ-Bezirksvorsteher-Stellvertreter, mein Kollege damals, immer von den „Bittstellern" gesprochen hat, die in seine Sprechstunden gekommen sind. Er war auch ein Mensch, der persönlich sehr lieb, nett und reizend war, aber das war halt so in seinem Vokabular, und das zeigt halt einfach die Einstellung der SPÖ auch gegenüber der Opposition oder gegenüber den Bürgern. Das kommt so ab und zu zur Sprache. 

Ich darf vielleicht gleich im Anschluss an die vorhergehende Diskussion ein Thema noch ganz kurz ansprechen, weil mir das jetzt ein Anliegen ist und es die Frauen betrifft, die ja auch hier in diese Geschäftsgruppe ressortieren, das Thema Kaiserschnitt. Nur zwei Sätze dazu. Es ist ein wichtiges Thema, und ich würde das nicht so abtun. Ich darf daran erinnern, dass diese steigenden Kaiserschnittzahlen auch im Frauengesundheitsbeirat ein Thema sind, das sehr ernst diskutiert wird, zu dem auch die Präsidentin der Hebammenvereinigung durchaus kritische Worte hat. Ich würde daher wirklich bitten, dass man sich mit diesem Thema auch entsprechend ernst auseinandersetzt. Es ist sicher keine erfreuliche Entwicklung, wenn diese Zahlen so ansteigen, wie es jetzt im Moment der Fall ist. (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Das geschieht ja freiwillig!)

Und wenn man sagt, das ist eine Freiwilligkeit der Frauen, so kann man sozusagen einen Trend durchaus auch publizieren und den Leuten einreden, und gerade junge Menschen glauben das dann vielleicht sehr leicht. Also das müssen wir kritisch sehen. 

Ich glaube, da ist im Frauengesundheitsbeirat eine sehr gute Position, und ich hoffe, dass dort die Diskussion aufrecht bleibt und allfällige politische Maßnahmen auch von dort ausgehen.

Ich komme nun zum Thema Integration. Ich habe dazu gestern ja schon einiges gesagt und möchte mich jetzt im Rückblick auf das Jahr 2008 schwerpunktmäßig nur auf das konzentrieren, wo auch der Großteil der Subventionen und der Gelder hinfließt, die hier genehmigt werden. Das sind vor allem eben Spracherwerbsmaßnahmen und diverse Integrationsangelegenheiten. 

Nun zu den Integrationsangelegenheiten, die ja auch unter Integrations- und Diversitätsmaßnahmen laufen, ist, wenn man die Aktenstücke, die Projekte und das, was hier realisiert wird, genau betrachtet, anzumerken, dass es sich sehr oft nicht um Integrationsmaßnahmen im Sinn von einer Eingliederung oder auch Anpassung an die hiesige Gesellschaft handelt, sondern dass es vielfach einfach kulturelle, bildungsmäßige, sportliche, ganz unterschiedliche Projekte sind, die dann sehr wohl aber wieder nur auf eine Gruppe, nämlich Migranten, konzentriert sind und wo sozusagen weiterhin durchaus vermittelt wird, die kulturelle Identität möglichst zu erhalten. 

Ich glaube, das kann der Weg der Integrationspolitik nicht sein. Sie werden natürlich das Gegenteil behaupten. Das ist ja etwas, wo wir einfach einen unterschiedlichen Standpunkt haben. Unserer ist sehr klar: Integration bedarf eines Mindestmaßes an Assimilation an die Aufnahmegesellschaft. Anders ist sie nicht möglich. (Beifall bei der FPÖ.)

Sie berühmen sich ja jetzt Ihres neuen Integrationsprogramms, wo Sie eben verschiedene Module haben und unter anderem auch zum ersten Mal – das ist ja bemerkenswert, nach jahrelanger Kritik, die von unserer Seite kommt – erfasst haben, dass es ohne Spielregeln und dass es ohne Hausordnung nicht geht. Unter dem Titel „Wie ticken die Wiener?" – wenig schmeichelhaft, würde ich sagen, das soll aber wahrscheinlich witzig sein – versuchen Sie zu vermitteln, wie es hier läuft. Viel zu spät! Das wäre vor vielen, vielen Jahren notwendig gewesen. 

Doch für ein Problem haben Sie keine Lösung, das sind die vielen Zuwanderer, vor allem bildungsferne, kulturfremde Zuwanderer, die da sind, oft schon die österreichische Staatsbürgerschaft haben und die in Wirklichkeit diejenigen sind, die die Mehrheit an Konflikten verursachen, ob das jetzt im Wohnbereich ist, im Schulbereich, am Arbeitsplatz, in den Parkanlagen. Da gibt es ja in Wirklichkeit keine Lösung von Ihnen. Sie sehen das in erster Linie unter dem Titel „Integration ist keine Einbahnstraße". Wenn man es genau bedenkt und unter Berücksichtigung der finanziellen Mittel, die eingesetzt werden, aber auch dessen, was der Bevölkerung abverlangt wird, haben Sie ja die Arbeit an der Integration schon längst der Wiener Bevölkerung, und da vor allem den sozial Schwachen übertragen. Und das ist exakt der falsche Weg. 

Es kann nicht sein, dass erwachsene Zuwanderer nicht auch einen Teil oder sogar einen Großteil der Verantwortung für ihre Integration übernehmen. Das schlägt sich ja ganz deutlich nieder in Ihren Angeboten, die Sie für so extrem erfolgreich halten, was die Spracherwerbsmaßnahmen betrifft. Ich subsumiere das jetzt unter „Ein Euro für eine Stunde, inklusive Kaffee, Kuchen und Kinderbetreuung". 

Wir haben es ja schon oft diskutiert, auch im Detail diskutiert; das möchte ich jetzt nicht so weit ausführen. Wir sagen Ja zu einer Sprachvermittlung für alle Kinder, die hier ins Schulsystem übergehen müssen, die hier in die Schule gehen, denn das ist notwendig für alle Beteiligten: für die Kinder, die keine deutsche Muttersprache haben, aber auch für die anderen, die die Schule besuchen; für die, die gut Deutsch können und Deutsch nicht als Muttersprache haben, für die, die schlecht Deutsch können und deutsche Muttersprache haben. Wir haben hier ja unterschiedlichste Problemlagen, und dafür ist es wichtig, dass möglichst alle oder dass alle Kinder –nicht möglichst alle, sondern exakt alle Kinder –, die in das Regelschulwesen einsteigen, auch die deutsche Sprache beherrschen. Und das soll auch gewährleistet werden. Diese Spracherwerbsmaßnahmen müssen wir finanzieren. D'accord. 

Aber es ist nicht einzusehen, dass Menschen, die in ihrer eigenen Sprache Analphabeten sind, 30 oder 40 Jahre alt, mit diesem Minimalbeitrag jahrelang beschult werden, um dann sozusagen vielleicht nahtlos in die Pension überzugehen, und diese Beschulung eben quasi ohne Eigenbeitrag oder mit einem viel zu geringen Eigenbeitrag erfolgt. Das ist unsere Kritik. Wir sagen, hier müssen die Zuwanderer auch selbst mehr Mittel einsetzen. Es ist ja schließlich zu ihrem Vorteil. Erwachsene Menschen müssen für ihre Bildung auch etwas leisten, genauso wie alle Österreicher das auch machen müssen.

Wenn heute eine Frau einen Kurs in der Volkshochschule macht, dann muss sie dafür bezahlen, dann muss sie schauen, wenn sie Alleinerzieherin ist, ob Verwandte ihre Kinder übernehmen oder der Partner Zeit hat für die Kinder oder sie muss sich eine Kinderbetreuung leisten. So schaut die Realität aus. Das ist auch so, wenn sie irgendeine andere Freizeit- oder Bildungseinrichtung besuchen will. 

Das muss für alle gelten, und das ist unser Ansatz, dass man sagt, gleiches Recht für alle oder gleiche Pflichten für alle. Das ist derzeit nicht der Fall, sondern Sie haben ein Ungleichgewicht in dieser Stadt geschaffen. Und wenn es Ihnen nicht reicht, dass wir Ihnen das sagen, Ihre Wähler sagen Ihnen das seit der letzten Wahl ganz deutlich. (Beifall bei der FPÖ. – Zwischenrufe bei SPÖ und GRÜNEN. – GR Dr Kurt Stürzenbecher: Meinen Sie die FPÖ mit ihrem fünften Platz?) 

Dieser Ausschuss beinhaltet auch den Tierschutz. Lassen Sie mich daher auch dazu noch etwas sagen. (Rufe und Gegenrufe zwischen SPÖ und FPÖ. – GR Dr Kurt Stürzenbecher: Fünfter Platz! – GR DDr Eduard Schock: Noch, aber nicht mehr lange!) Ja, ist schon gut. Warten Sie nur ab und hören Sie zu! Sie lachen jetzt noch ganz genüsslich, Herr Kollege Stürzenbecher, aber ich sage Ihnen, bei der nächsten Wahl wird Ihnen dieses Lachen schon vergehen, wenn Sie nicht umdenken. Gerade in unserem Bezirk wäre es vielleicht einmal ganz gut, wenn Sie da mit der Bevölkerung sprechen und sich anhören würden, welche Problemlagen es gibt. Da wären Sie gut beraten, dann würden Sie auch Ihre Politik dahin gehend ändern. Aber bitte, Sie wollen es ja nicht anders. Mir tun nur die Menschen leid, die diese Konflikte austragen müssen.

Ich komme zu einem anderen Punkt, das ist der Tierschutz. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Jetzt flüchten Sie ganz schnell vor diesem Problem!) Wir haben uns in letzter Zeit öfter mit der Situation des Wiener Tierschutzhauses befassen müssen. Es hat ja eine unrühmliche Vorgeschichte über viele Jahre, auch dadurch, dass es eine desolate Angelegenheit ist. Da mache ich jetzt keinen Rückblick, sondern ich sage es hier dazu, weil wir von dem Ressort sprechen. Der Ausblick: Frau Stadträtin, es würde mich sehr freuen – wir haben ja schon darüber gesprochen –, wenn wir hier eine Lösung finden könnten, die gewährleistet, dass erstens die Tiere gut untergebracht sind, dass die personelle Konfliktsituation auf Zukunft ausgeräumt ist und dass wir vielleicht in einiger Zeit ein Tierschutzhaus in Wien haben, das dem neuesten Standard entspricht und das – ich glaube, das wäre wirklich wichtig – ein bisschen mehr umfasst als die reine Aufbewahrung von Tieren, die in irgendeiner Form ausgesetzt oder abgegeben wurden. Hier wäre eben ein Tierschutzhaus anzudenken, das alle Stückeln spielt, inklusive Tierarztpraxis, Tierpension für Ferienzeiten und so weiter. Also ich hoffe, dass wir hier in Wien etwas erreichen können. Unsere Unterstützung dafür haben Sie sicher.

Zum Bereich Tierschutz gehört auch ein spezielles Wiener Problem, das sind die Wiener Fiakerpferde. Wir haben hier auch schon öfter darüber gesprochen, und es wurde uns versprochen, dass eine Studie bezüglich Arbeitszeiten, Unterbringungssituation, des Gesundheitszustandes, der Standortsbedingungen für die Wiener Fiakerpferde und so weiter gemacht wird. 

Gestern und heute und wahrscheinlich morgen auch sind die Temperaturen erträglich, obwohl wir schon Sommer haben, aber es nahen die Sommermonate, und wir haben leider wieder keine Lösung gefunden. Die Standplätze haben sich nicht verbessert. Es gibt zu den Arbeitszeiten nichts schwarz auf weiß, wir wissen aber, dass das ein Problemfeld ist, dass die Tiere sozusagen rund ums Jahr arbeiten, in kleinen Ställen in der Vorstadt untergebracht sind. Ich glaube, es kann keinem Menschen, dem Tierschutz ein Anliegen ist, die aktuelle Situation der Wiener Fiakerpferde egal sein. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir hoffen, sehr geehrte Frau Stadträtin, dass wir hier doch bald ein Ergebnis der Studie haben und dass aus diesem Ergebnis dann auch möglichst schnell in den Bereichen, wo die Stadt etwas tun kann, eine Verbesserung für die Tiere in die Wege geleitet wird. 

Dem Rechnungsabschluss werden wir nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste ist Frau StRin Dr Vana gemeldet.

StRin Dr Monika Vana: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Bevor ich auf die Geschäftsgruppe, insbesondere die Frauenpolitik, näher eingehe, möchte ich Ihnen von einem aktuellen Ereignis berichten. Ich komme gerade von der Demonstration der Siemens-Mitarbeiter und -Mitarbeiterinnen vor dem Parlament. Und während Sie hier, meine Damen und Herren, von der Sozialdemokratie das soziale Wien abfeiern, sind es über 2 000 Menschen, die da draußen im Regen auch gegen Ihre verfehlte Wirtschaftspolitik ein starkes Zeichen setzen. Das sind weitaus mehr als die 632, die jetzt nach aktuellen Plänen Ihrer Ex-Staatssekretärin Brigitte Ederer gefeuert werden sollen. 

Ich denke, gerade Siemens ist wirklich ein Paradebeispiel für ein Unternehmen, das von viel staatlicher Subvention, Unterstützung und so genannter Freunderlwirtschaft sehr profitiert hat, das in den letzten Jahren der Realwirtschaft auf das Profitinteresse und das Finanzkapital gesetzt hat und jetzt eigentlich einen sehr schnellen Weg gefunden hat, sich von einem Leitbild, das 2008 noch geheißen hat: „Unsere Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sind unser wertvollstes Kapital", zu verabschieden, um jetzt sehr schnell und plötzlich so verantwortungslos mit MitarbeiterInnen umzugehen und zu jonglieren, zu jonglieren mit der Angst vor der Wirtschaftskrise. 

Denn eines ist klar: Der Job-Abbau jetzt ist ein mutwilliger. Er war lange schon geplant, er hat sich lange abgezeichnet, er hängt nicht mit der Wirtschaftskrise zusammen. Siemens ist ein Unternehmen, das massive Gewinne schreibt; allein im ersten Quartal 2009 eine Milliarde. 

Ich möchte für alle anwesenden Kollegen und Kolleginnen – denn ich weiß, dass die Belegschaft an alle Landtagsabgeordneten einen Brief zur Unterstützung schreiben wird zu Ihrer aller Information, vielleicht haben Sie ihn auch schon bekommen – einen Teil aus diesem Brief zitieren, damit Sie auch wissen, worum es wirklich geht: 

„Wir, die Belegschaft von Siemens, möchten die PolitikerInnen auf unsere Anliegen aufmerksam machen und gemeinsam mit ihnen der Forschung und Entwicklung innerhalb der österreichischen Software-Industrie eine Zukunft geben. 

Die Republik Österreich und die Stadt Wien hat viel Geld in unsere Ausbildung investiert und hat über 60 Prozent unserer Kollegen und Kolleginnen ein Hochschulstudium ermöglicht. Unser Unternehmen hat viele Jahre hohe Gewinne mit unserer Arbeit erwirtschaftet. 

Dieses Wissen darf nun nicht verloren gehen, nur weil Siemens die Wirtschaftskrise nützen will, um unsere Arbeitsplätze aus Österreich wegzuverlagern." 

Ich denke, an dieser Stelle ist wirklich – Frau StRin Frauenberger, Sie sind jetzt das einzige Mitglied der amtsführenden StadträtInnen hier – ein Appell an die Stadtregierung angebracht, wirklich einen Einsatz für Arbeitnehmerinteressen zu zeigen, ebenso für den Wirtschaftsstandort Österreich, für den Forschungs- und Entwicklungsstandort Wien vor allem, und sich wirklich dafür einzusetzen, dass alle, und zwar alle 632 Arbeitsplätze bei Siemens erhalten bleiben. Damit könnten Sie wirklich zeigen, dass Sie aus dieser Wirtschaftskrise etwas gelernt haben. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Nun zum Kapitel Frauenpolitik in der aktuellen Geschäftsgruppe. Wie jedes Jahr und wie auch vor einem halben Jahr bei der Budgetrede wieder der Befund der Wiener Grünen: Leider bedeutet die Frauenpolitik viel Lärm um nichts beziehungsweise viel Lärm um wenig oder immer das Gleiche. Ich könnte ja fast dieselbe Rede halten wie beim Budget – bei etlichen meiner Kolleginnen oder Kollegen, vor allem der anderen Fraktionen, kommt einem das manchmal so vor –, aber ich werde das nicht tun, ich werde nur kurz auf die größten Kritikpunkte eingehen und dann unsere drei Anträge vorstellen, die die Wiener Grünen heute einbringen. 

Das lächerliche Budget der MA 57 beträgt 0,07 Prozent des gesamten Wiener Budgets. Das ist ein derart lächerlicher Betrag. Nur zur Veranschaulichung: 8 Millionen EUR entsprechen ungefähr so viel wie 800 Garagenstellplatzförderungen in Wien. Das ist die Summe, die der Stadt Wien die Frauenpolitik wert ist. Diese Summe wird seit Jahren nicht erhöht, trotz entsprechender Anträge der Opposition – ich glaube, heute kommt einer von der Kollegin Feldmann – auf Verdoppelung des Budgets der MA 57. Das wäre wirklich an der Zeit.

Mit einem solchen lächerlichen Betrag – ich sage das immer wieder – sind natürlich keine großen innovativen Würfe möglich, noch dazu, wo ein Großteil dieser Mittel, nämlich über 50 Prozent, sogar zweckgebunden sind für die Frauenhäuser. Das ist etwas, was wir auch sehr gerne kritisieren, denn wir denken, dass die Frauenhäuser und der Kampf gegen Gewalt gegen Frauen kein reines Frauenanliegen ist und deshalb nicht von der MA 57 bezahlt werden sollte, sondern ein gesamtgesellschaftliches Anliegen ist und daher aus einem anderen, einem allgemeinen Budgettopf kommen sollte, wie uns das ja bei der White-Ribbon-Kampagne zum Beispiel schon gelungen ist, das auch anders zu regeln. 

Etikettenschwindel auch wieder – wie jedes Jahr, leider, muss ich sagen – beim Gender Budgeting, obwohl das eigentlich eine sehr gute Idee ist; wir haben das auch immer mitgetragen. Allerdings ist es kein Gender Budgeting, sondern eine zum Teil lieblose, nur von einigen Dienststellen ein bisschen engagiertere Darstellung von Maßnahmen, von denen die Dienststellen meinen, dass sie gender-relevant sind, wobei gender-relevant eher nur die Darstellung der Frauenprojekte betrifft. 

Das heißt, die Unterscheidung zwischen Gender- und Frauenpolitik ist, glaube ich, nicht ganz klar, denn es geht ja gerade auch darum, eine Umverteilung herbeizuführen und als klares politisches Ziel zu schauen, wo profitieren Männer mehr, wo profitieren Frauen mehr oder umgekehrt, und hier auch Umverteilungsmaßnahmen zu setzen. Allein in diesem gesamten Gender Budgeting fehlt jegliche Zahl. Es gibt keine Zahlen, es gibt keine Budgetzahlen, es gibt keine Geldsummen, die hier genannt werden, es werden nur einige Maßnahmen oder Veranstaltungen aufgezählt. Es fehlen Vergleichsdaten, es fehlen Entwicklungen, also man kann überhaupt keinen Vergleich zu den Vorjahren in diesem Rechnungsabschluss beziehungsweise in diesem Anhang zum Rechnungsabschluss herstellen. 

Wir GRÜNEN bedauern das eigentlich sehr, denn wir glauben, dass dadurch eine gute Idee mangels Akzeptanz und eigentlich mangels Sinnhaftigkeit droht, systematisch zerstört zu werden, weil sich viele Beamte und Beamtinnen, die sich hier große Mühe machen, zu Recht fragen: Wofür mache ich das eigentlich, wenn es gar keinen politischen Output gibt, keine messbaren Ergebnisse, keine klaren Umverteilungsziele? Also dieses Gender Budgeting ist aus unserer Sicht anzulehnen. 

Wie überhaupt die SPÖ-Frauenpolitik geprägt ist von sehr viel gutem Marketing, aber sehr wenig inhaltlicher Substanz, vor allem wenig nachhaltiger Projekte oder nachhaltiger Maßnahmen eigentlich. Projekte gibt es ja viel, Sie machen viele Pilotprojekte. Man könne fast sagen, Sie machen die Politik der Pilotprojekte – Musterkindergarten, Gender-Mainstreaming-Musterbezirk –, aber wenig strukturelle Veränderungen, wenig Maßnahmen zu nachhaltigen Veränderungen von Machtverhältnissen. Sie geben viel Geld für Werbe- und Imagekampagnen aus, aber eben wenig für konkrete Maßnahmen. 

Die Liste der Ankündigungen und der Versprechungen und auch der Forderungen ist leider sehr lang, und es sind die Grünen, die dann immer wieder eigentlich Ihre eigenen Forderungen, Frau StRin Frauenberger, einbringen, weil Sie ja sehr gute Forderungen stellen, angefangen von den Quoten in Aufsichtsräten über den Papa-Monat über Förderungen der Väter-Karenz und viele, viele Forderungen mehr – das entnehme ich den Medien, entnehme ich Ihren eigenen sozialdemokratischen Publikationen, entnehme ich dem Internet –, es gibt auch sehr gut Vorstöße von Bundesministerin Heinisch-Hosek, aber sie bleiben Lippenbekenntnisse, sie bleiben auf dem Papier oder auf Plakaten und finden sich in der realen Politik nicht wieder. 

Wir helfen Ihnen heute wieder ein bisschen dabei. Wir stellen einen Ihrer Anträge, dessen Umsetzung Sie selbst seit Langem fordern, eines Ihrer Themen wieder einmal, muss ich sagen, zur Abstimmung. 

Der erste Antrag ist auf Einführung eines Papa-Monats. Das wird Ihnen allen jetzt nicht neu sein, wir haben diesen Antrag schon öfter gestellt. Wir waren auch zuversichtlich, dass wirklich etwas weitergeht, weil der Papa-Monat auch im Regierungsprogramm von SPÖ und ÖVP drinnen steht und Sie uns damals, als wir in Wien schon einmal den Antrag stellen wollten, doch den Papa-Monat im öffentlichen Dienst in Wien einzuführen, wenn das denn schon ein so gutes Projekt sei und wirklich ein wichtiges auch zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie, weil Österreich ja im OECD-Schnitt bei der Vereinbarkeit von Beruf und Familie stark hinterherhinkt, versprochen haben, dass das im Bund jetzt endlich kommt. 

Jetzt haben wir uns dieses Regierungsprogramm genau angeschaut. Insgesamt stehen in diesem Regierungsprogramm für den Schwerpunkt der Väterbeteiligung zwei Maßnahmen, nämlich das einkommensabhängige Kindergeld und der Papa-Monat. Für diese beiden Bereiche, also sehr große, budgetwirksame Bereiche, stehen insgesamt lächerliche 24,7 Millionen EUR zur Verfügung. 

Meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie und der Volkspartei! Das wird nicht reichen. Das haben die Grünen auch bei Vorlage des Regierungsprogramms schon kritisiert. Fairerweise muss man sagen, es war ein Sternchen bei fast allen diesen Frauenpunkten im Regierungsprogramm. Sternchen hat geheißen – wir haben ein bisschen böse gesagt, das heißt, es steht in den Sternen, und so war es auch –, Sternchen hat Budgetvorbehalt geheißen. Das heißt, man hat eingeräumt, wir würden es zwar wollen, aber nur, wenn ein Geld da ist. 

Jetzt wird langsam immer klarer, dass kein Geld da ist, denn das einkommensabhängige Kindergeld soll nächstes Jahr in einer Schmalspurvariante kommen. Das heißt, für den Papa-Monat wird wieder kein Geld da sein, denn insgesamt würden nach Schätzungen von Experten und Expertinnen mindestens 60 bis 70 Millionen EUR statt der zur Verfügung gestellten 24 Millionen EUR nötig sein, um beide Maßnahmen auch wirklich sinnvoll auf den Weg zu bringen. 

Gerade die Gemeinde Wien als einer der größten Dienstgeber, als die größte Dienstgeberin der Stadt mit rund 75 000 Bediensteten wäre hier gut beraten, doch eine Vorreiterinnenrolle in der Beschäftigungspolitik und bei der Vereinbarkeit, wie Sie es ja auch immer fordern, zu spielen, gerade weil auch der neue Bericht der Wiener Arbeitsgruppe für Gleichbehandlung, der Bericht 2008, hier sehr kritische Worte findet und sagt, dass die Anzahl der Männer in Elternkarenz bei der Gemeinde Wien 2008 sogar gesunken ist, und zwar von 31 Personen – von 75 000 Bediensteten sind es 31 Männer, die im öffentlichen Dienst der Gemeinde Elternkarenz in Anspruch genommen haben – auf 19 Personen. Zum Vergleich: Es sind über 1 500 Frauen, die Elternkarenz in Anspruch nehmen. 

Das ist schade, denn gerade im öffentlichen Dienst würde sich eigentlich eine viel höhere Arbeitsplatzsicherheit anbieten. Trotzdem liegt sogar in der Privatwirtschaft der Anteil der Männer, die Elternkarenz in Anspruch nehmen, höher. 

Das heißt, es ist sehr dringend und notwendig, in Wien eine Maßnahme wie den Papa-Monat einzuführen, das heißt, wirklich eine Gleichstellung, denn hier sind Männer eigentlich benachteiligt, Männer sind hier diskriminiert, Männer haben nicht so wie Frauen, also Mütter, die Möglichkeit, mit Entgeltschutz, Versicherungsschutz und Kündigungsschutz ein oder zwei Monate nach der Geburt bei ihrem Kind sein zu können, mit ihrem Kind sein zu können und hier auch eine stabile Vater-Kind-Beziehung aufbauen zu können. Das finden wir falsch und deshalb werden wir Wiener GRÜNEN erneut den folgenden Beschlussantrag einbringen:

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich für die Einführung eines attraktiven Modells der Väterbeteiligung - Klammer: Papa-Monat - für alle Beschäftigten der Stadt Wien aus und fordert die zuständigen Stellen der Stadt Wien auf, die rechtlichen Rahmenbedingungen hierfür zu schaffen."

Es wird dies ein Antrag auf Zuweisung sein, nicht auf sofortige Abstimmung, um hier auch noch die Möglichkeit zu geben, über die Art der Umsetzung, den Zeitpunkt der Umsetzung und die Ausgestaltung dieser Maßnahmen im entsprechenden Ausschuss zu diskutieren. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Ich bin noch nicht fertig, auch wenn ihr euch das schon gewünscht habt. (Heiterkeit bei den GRÜNEN. – GRin Mag Maria Vassilakou: Wir haben dich angespornt!) Ihr habt mich angespornt? Ich verstehe. Zum schnelleren Reden, oder? Okay.

Zweiter Antrag, ebenfalls ein Antrag zu einem Thema, das von Ihnen, Frau StRin Frauenberger, sehr oft schon in den Medien gefordert wurde und wo auch erst jüngst bei der Sozialdemokratischen Bundesfrauenkonferenz in Linz am Sonntag Frau Bundesministerin Heinisch-Hosek einen ähnlichen Vorstoß, einen sehr begrüßenswerten Vorstoß gemacht hat. Das betrifft die Offenlegung der Einkommen in Österreich nach schwedischem Vorbild und die transparente Gestaltung von Gehaltsschemata. 

Die Offenlegung von Einkommen wird auch vom Österreichischen Frauenring unterstützt, in dem die Kolleginnen von der Sozialdemokratie und der Volkspartei drinnen sitzen. Wir haben ja schon einige Medienaktionen zu dem Thema gemacht. Es ist eine Maßnahme, die dazu beitragen soll, dass Gehälter und Einkommen transparenter sind, mit dem Ziel, die wieder steigenden Einkommensunterschiede in Österreich zwischen Männern und Frauen zu schließen. Sie wissen, der Rechnungshof hat erst jüngst bemängelt, dass bei österreichischen Angestellten Männer 46 Prozent – das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen: 46 Prozent – mehr als Frauen verdienen. Selbst wenn man die Zahlen arbeitszeitbereinigt, also teilzeitbereinigt sieht, bleibt eine ordentliche Diskriminierung bei den Einkommen über, die wirklich auf Grund des Geschlechtes erfolgt. Hier wäre die Offenlegung von Einkommen, insbesondere von Einstiegsgehältern, eine sehr sinnvolle, wirksame Maßnahme, wie es auch in anderen Ländern bereits passiert, um hier einmal transparent zu machen: Wie wird Arbeit denn bewertet in meinem Unternehmen?, und hier auch entsprechende Sanktionen vorzusehen. 

Ministerin Heinisch-Hosek hat hier wirklich einen sehr interessanten, innovativen Vorstoß gemacht, hier eventuell auch Strafen vorzusehen bei jahrelanger Diskriminierung von Frauen bei den Einkommen. 

Eine solche Offenlegung würde es ArbeitnehmerInnen leichter machen, überhaupt individuell zu überprüfen, ob das Prinzip gleicher Lohn für gleiche Arbeit im Unternehmen umgesetzt ist, und würde auch eine Orientierung bei Gehaltsverhandlungen oder bei der Berufswahl bringen. 

Wie gesagt, andere Länder haben hier sehr gute Erfahrungen. Es ist eine langjährige Forderung, auch der Frauenbewegungen und auch des Österreichischen Frauenrings, und wäre gerade in Österreich eine wichtige Maßnahme, weil Österreich beim Gender Wage Gap, also bei den Einkommensunterschieden, im EU-Vergleich an vorletzter Stelle liegt, knapp hinter Estland, bei der Diskriminierung von Frauen bei den Stundenlöhnen.

Ich denke, gerade so eine Offenlegung bei den Gehältern, bei den Einkommen der Gemeinde Wien würde hier aus Frauensicht einiges Interessantes ans Tageslicht bringen. Es würde die niedrigen Einstiegsgehälter, gerade in Frauenbereichen bei der Reinigung, bei der Pflege, im Gesundheitsbereich, zutage bringen, wo Frauen oft nur mit massiven Überstunden und zum Teil gesundheitsgefährdenden Arbeitszeiten überhaupt auf existenzsichernde Einkommen kommen können, und es würde überhaupt das ganze Gehalts- und Zulagensystem ein bisserl transparenter machen, das jetzt ein bisserl undurchschaubar ist. Das heißt, wir stellen heute den Antrag, der lautet: 

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich für die Offenlegung und Transparenz von Einkommen als wichtiges Instrument zur Schließung der Einkommensschere zwischen Frauen und Männern aus, um die Gleichstellung am Arbeitsmarkt zu forcieren. 

Der Wiener Gemeinderat ersucht die amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal, entsprechende Schritte zu veranlassen, die zu einer Offenlegung und Transparenz der Entgelte der Magistratsbediensteten führen. 

Darüber hinaus soll bis Jahresende ein Konzept ausgearbeitet und dem Gemeinderatsausschuss für Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal vorgelegt werden, wie auch die Fonds, die Gesellschaften und die Unternehmungen der Stadt Wien sowie Unternehmen der Privatwirtschaft und der NPO-Sektor ebenfalls in die Verantwortung genommen werden könnten. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung des Antrags.“

Wir werden auch einen gemeinsamen Antrag mit den KollegInnen von der Sozialdemokratischen Fraktion einbringen, was einen entsprechenden Vorstoß auf Bundesebene betrifft. Wir unterstützen, wie gesagt, hier sehr die Bemühungen von Bundesministerin Heinisch-Hosek, wobei – um ein bisserl einschränkend zu wirken – wir die Beschränkung auf eine Betriebsgröße von 25 nicht wirklich für gerechtfertigt halten, aber da kann man ja noch reden, was sinnvoll wäre. 

Aber jedenfalls ist der Vorstoß ein sehr begrüßenswerter, und wir wünschen ihr viel Glück und auch viel Durchhaltevermögen, auch in der eigenen Partei, denn es kam ja hier Widerstand nicht nur aus den Reihen der Wirtschaftskammer oder aus den Reihen der ÖVP, sondern auch Widerstand von Arbeits- und Sozialminister Rudolf Hundstorfer. 

Ich denke, bei dem Antrag, den die Wiener GRÜNEN heute stellen, nämlich die Umsetzung der Offenlegung der Gehälter bei der Gemeinde Wien, brauchen Sie jedoch weder die ÖVP noch den eigenen Arbeits- und Sozialminister, da brauchen Sie nur die eigenen Abgeordneten der Sozialdemokratie hier im Raum, und es wäre doch schön, wenn Sie zumindest diese Mehrheit für Ihr eigenes Anliegen hier hätten.

Auch der dritte Antrag, den wir stellen, wird Ihnen wahrscheinlich in Ansätzen ein bisschen bekannt vorkommen. Wir bedauern es ja, immer wieder zum Teil dieselben Themen bringen zu müssen und dieselben Anträge zu stellen, aber wenn nichts weitergeht, geht nichts weiter. Wir GRÜNE sind und bleiben der Motor für frauenpolitische Fortschritte in dieser Stadt und so auch für Maßnahmen für Frauen gegen die negativen Effekte der Wirtschaftskrise.

Ich kann ja wirklich nicht verstehen, wenn Frau StRin Brauner gestern in ihrer Rede gesagt hat: „Wir vernachlässigen die Frauen in Wien nicht." Aber sie hat kein einziges Zeichen für eine frauenspezifische Maßnahme in ihrem Konjunkturpaket gebracht. 

Und das ist überhaupt das große Problem dieser ganzen Konjunkturpakete – zum Teil europaweit, es ist ja nicht nur Österreich, das dieses Problem hat, aber in Österreich oder in Wien ist es besonders eklatant, weil immer von den Frauen geredet wird, aber nichts getan wird –, also das Problem bei diesen Konjunkturpaketen ist, dass sie hauptsächlich in Bereiche investieren, die Frauen ausblenden oder Frauen weniger zugute kommen. Das sind große Infrastrukturprojekte, das waren die Automobilkonzerne, das sind die Banken, das ist die Bauwirtschaft und, und, und. Frauen kommen in der öffentlichen Debatte über die Wirtschaftskrise nicht vor. 

Das sage nicht nur ich oder das sagen nicht die nur Wiener Grünen seit Beginn dieser Wirtschaftskrise, das sagt auch WIFO-Expertin Gudrun Biffl – Zitat: „Es hat eigentlich niemand an die Frauen gedacht. Das ist eine Schande!" – oder Ökonomin Gabriele Michalitsch von der WU und Uni Wien: „Frauen profitieren bisher gar nicht von den Konjunkturprogrammen. Bisher sind die Konjunkturprogramme dazu da, Herrschaftsgefüge zu stabilisieren."

Darüber sollten wir nachdenken, meine Damen und Herren, vor allem die Damen und Herren von der Sozialdemokratie, denen ja die Frauen angeblich immer das große Anliegen sind und nicht vernachlässigt werden sollen. 

Ich weiß, dass auch die ÖGB-Frauen bereits ein frauenspezifisches Konjunkturpaket gefordert haben und unlängst auch Ihre eigene Nationalratspräsidentin und scheidende Bundesfrauenvorsitzende, Barbara Prammer, sich hier vehement dazu geäußert hat – auch übrigens in Linz bei der genannten Bundesfrauentagung –, dass es hier speziell ein Konjunkturpaket für Frauen für den Dienstleistungssektor geben soll, geben muss, weil die Frauen diejenigen sind, die durch die Wirtschaftskrise in Wahrheit als Erste unter die Räder kommen oder bereits gekommen sind, aber davon niemand spricht.

Denn es waren die Frauen wieder die Ersten, die vom regulären Arbeitsmarkt verdrängt wurden; übrigens schon lange vor der Wirtschaftskrise. Das Problem ist, dass die Tendenzen, gerade was den Ausschluss von Frauen vom regulären Arbeitsmarkt, von existenzsichernden Einkommen, von Vollzeitarbeit betrifft, lange vor der Wirtschaftskrise begonnen haben. Es hat nur niemand was dagegen gemacht, und außer den Grünen hat auch niemand davon gesprochen. Ich kann ihnen meine Reden, die ich gehalten habe, seit ich in diesem Haus bin, geben. Seit ich hier bin, und das ist seit 2001, sage ich, es ist fünf vor zwölf für den Frauenarbeitsmarkt, aber es ist zwar nicht gar nichts, ein bisschen was schon, aber viel zu wenig für die Frauen am Arbeitsmarkt, für ihre Vollbeschäftigung und vor allem für ihre existenzsichernden Einkommen getan worden. Frauen trifft aber jede Verringerung des Einkommens, jede Verkürzung der Arbeitszeit und jeder Anstieg der Arbeitslosigkeit viel stärker, weil sie von niedrigeren Einkommen ausgehen. 

Das heißt, man kann nicht sagen, die Wirtschaftskrise hat keinen Gender-Effekt. Sie hat für Frauen einen Effekt, und sie hat für sie einen größeren als für Männer, so wie auch die Auswirkungen der Teuerungen, die wir hier sehr oft besprechen – zuletzt die Teuerung bei den Öffis – für Frauen einen größeren Effekt haben als für Männer. 

Ich brauche Ihnen nicht noch einmal die Situation der Frauen hier in Wien vor Augen zu führen, Sie kennen das. Die Einkommensunterschiede steigen, jede zweite Frau in Wien mit Kindern hat keinen existenzsichernden Job mehr und kann von dem Einkommen nicht leben. Die Teilzeitquote liegt bei über 30 Prozent und ist stark steigend. Und die durchschnittlichen Sozialleistungen für Frauen in dieser Stadt liegen bereits unter dem Existenzminimum. In einer der reichsten Städte der Welt liegt die durchschnittliche Sozialhilfe, Notstandshilfe, das durchschnittliche Arbeitslosengeld unter dem Existenzminimum. Das heißt, man kann mit Ihren Sozialleistungen nicht mehr leben. 

Dagegen muss etwas getan werden, meine Damen und Herren. Dagegen muss jetzt etwas getan werden! Wir müssen hier vehement gegensteuern. Es braucht massive Investitionen in den Wiener Arbeitsmarkt. Das vorgelegte Konjunkturpaket und auch die Nachdotation des WAFF für Bildung, Jugend und für Arbeitsstiftungen, die wir im März beschlossen haben, wird nicht reichen. Es braucht mehr. 

Deshalb stellen die Wiener Grünen heute erneut den Antrag – wenn ich ihn nur finden würde –, den Antrag auf ein frauenspezifisches Konjunkturpaket. Habt ihr den formalen Antrag für ein frauenspezifisches Konjunkturpaket? 

Macht nichts, die Maria wird das dann ohnehin einbringen, weil ich formal keine Anträge einbringen darf. Es ist im Wesentlichen ein Antrag auf Unterstützung von Frauen am Arbeitsmarkt mit einem frauenspezifischen Konjunkturpaket. Damit bin ich auch schon fertig.

Wir werden diesen Rechnungsabschluss ablehnen, weil wir aktive Frauenpolitik, Wege zur frauenfreundlichen Stadt und den Abbau frauenpolitischer Defizite in dieser Stadt vermissen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Feldmann. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Seit Jahren stagniert das Budget für Frauenförderung. Man hat für das Anliegen der Frauen, wie Kollegin Vana schon gesagt hat, jährlich nur rund 7,9 Millionen EUR zur Verfügung. Das ist angesichts der Notwendigkeiten in diesem Bereich und auch angesichts der Ausgaben, die man in anderen Bereichen tätigt, wie Prater, Hanappi-Stadion, 70 Millionen EUR, oder für den TIC mit 45,9 Millionen EUR, was knapp das Sechsfache beträgt, eigentlich beschämend. 

Es wäre besonders in wirtschaftlich schwierigen Zeiten notwendig, aktive Politik für Frauen zu machen. Die Gebührensteigerung, die Steigerung für Energiepreise, Müll, Abwasser et cetera trifft in erster Linie Frauen besonders. Ich möchte daher gemeinsam mit meinem Kollegen Dr Ulm hier einen Beschlussantrag zur Verdoppelung der Budgetmittel der MA 57 für Frauenförderung und Koordinierung von Frauenangelegenheiten einbringen. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)

Die Frau Vizebürgermeisterin hat den Rechnungsabschluss voller Stolz präsentiert und hat erklärt, dass die nachfragewirksamen Ausgaben der Stadt Wien mit beinahe 4 Milliarden EUR den Wirtschaftsstandort nachhaltig sichern und Arbeitsplätze schaffen und garantieren. Leider schaut die Wirklichkeit etwas anders aus. Wir haben eine Arbeitslosenquote von 7,3 Prozent allgemein und eine Frauenarbeitslosenquote von 6,5 Prozent. Das ist zwar auch in Wien relativ zurückgegangen, aber im Bundesländervergleich viel zu hoch und generell viel zu hoch. Das heißt, wir haben 2008 25 700 Frauen arbeitslos im Jahresdurchschnitt. Das ist schon sehr viel, das sind knapp 32 Prozent aller arbeitsuchenden Frauen in Österreich. Das ist viel zu viel. Wien hat sozusagen die höchste Frauenarbeitslosigkeit im Bundesländervergleich. In den letzten sieben Jahren ist die Frauenarbeitslosigkeit in Wien um 18,7 Prozent angestiegen.

Ich möchte daher auch betreffend die weltweite Finanzkrise sagen, es ist notwendig, wirksame Konjunkturpakete zu schnüren. Frau Kollegin Vana, Sie haben sich vielleicht nicht beschäftigt mit dem Konjunkturpaket, das wir schon vor längerer Zeit angeboten haben, ein Konjunkturpaket, das frauenspezifisch ist. Das Konjunkturpaket der Stadt Wien generell betrifft 0,9 Prozent des Gesamtbudgets und hat eben keine aktiven Maßnahmen für die Frauenförderung. 

Ich möchte hier unser Konjunkturpaket vorstellen, welches folgende Maßnahmen umfassen soll:

Eine umgehende Umsetzung der von Bund geforderten flächendeckenden Nachmittagsbetreuung in den Wiener Pflichtschulen, zur Steigerung der Erwerbsquote von Frauen; 

eine wesentliche Aufstockung des Wiener Konjunkturpaketes um weitere 500 Millionen, um eben der Wirtschaftskrise wirksam zu begegnen; 

ein sofortiger Gebührenstopp beziehungsweise Aussetzung der Gebührenerhöhung und Senkung der Energiepreise zur Kaufkrafterhöhung;

massiv erhöhte Investitionen in jene Bereiche, welche die Gleichstellung fördernd und der Schließung der Einkommensschere dienen – dazu werde ich dann einen Antrag bezüglich Einkommensanwalt einbringen; 

Investitionen in Altenbetreuung, Bildung, Sanierung von Schulen, Kindergärten, in Forschung und Entwicklung sowie generell Infrastrukturmaßnahmen und

endlich eine signifikante Aufstockung der seit 2006 stagnierenden Mittel für das Arbeitsmarktsbudget.

50 Prozent der Mittel sollten eingesetzt werden für aktive Arbeitsmarktpolitik im Bereich frauenspezifische Arbeitsmarktpolitik, desgleichen müssen 50 Prozent der Qualifikation von Arbeitsmarktmaßnahmen, wie zum Beispiel Ausbildung von Fachkräften, Frauen zugute kommen.

Weiters fordern wir die Koppelung von Förderungen und Vergünstigungen im Rahmen von Betriebsansiedlung an die Schaffung von qualifizierten Arbeitsplätzen für Frauen sowie die Erhöhung des Budgets für Wirtschaftsförderung und Koppelung an die Frauenförderung.

Was wir auch schon lange verlangen, sind die Förderung von Unternehmen, die Kinderbetreuung anbieten, Maßnahmen für den Wiedereinstieg sowie ein Investitionsprogramm für den weiteren Ausbau von Kindergärten. 

Das alles wären fördernde Maßnahmen, das wäre ein Konjunkturpaket, das frauenspezifisch ist. Wir hoffen, dass in Zeiten, wo das dringend notwendig ist, endlich zumindest Teile davon umgesetzt werden, und ich überreiche hier diesen Beschlussantrag. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich komme jetzt zu einem Thema, mit dem sich die Medien gerade extrem beschäftigen. Ich will da jetzt nicht alle Daten noch einmal aufzählen, die auch schon Kollegin Vana aufgezählt hat. Es geht um die Einkommensdifferenz, die wir in Österreich bezüglich der Einkommen Mann/Frau haben. Wir liegen am vorletzten Platz vor Estland, das ist eine relativ tragische Position. Hierzulande verdienen Frauen um zirka 25,5 Prozent weniger als Männer. Das heißt, 2007 betrug das mittlere Einkommen der Frauen inklusive Lehrlinge 59 Prozent des mittleren Männereinkommens. Man kann jetzt, wie wir schon gehört haben, einen Teil auf Teilzeitbeschäftigung zurückführen, aber auch wenn man die ganzjährige Vollbeschäftigung vergleicht, beträgt der Meridian des Fraueneinkommens nur 78 Prozent des mittleren Männereinkommens, und die Kluft in Österreich erhöht sich immer mehr, sodass wir eben auf diesen vorletzten Platz abgerutscht sind. 

Ich verhehle nicht, mir wäre es am liebsten, es gäbe einen Einkommensanwalt, der ähnlich wie der Volksanwalt ans Parlament angegliedert ist und eben einmal jährlich berichtet. Wien könnte aber in diesem Fall eine Vorreiterrolle übernehmen und an den Landtag angliedern, sodass es zu einer bürgernahen Institution wird, die für ein gerechtes Einkommen sorgt, eben zum Schließen dieser Einkommensschere, ein beratendes Organ, ein unabhängiges Organ, sofern es im Bereich der Entlohnung und auch zur Unterstützung bei Gehaltsverhandlungen, Sachverhalte, Standpunkte klärt und Beschwerden über Einkommensunterschiede prüft. Es wird das wahrscheinlich für Frauen sein. Natürlich können sich auch Männer an den Einkommensanwalt wenden, wenn hier unfaire Sachverhalte vorliegen. Und was ich als wesentlich empfinde, ist die Missstandsfeststellung, dass es eben Empfehlungen an den Landtag gibt und an die politische Organisation oder das Unternehmen, weil mit diesen Empfehlungen und mit der Ursachenforschung und den Gründen, die man ja eigentlich teilweise nicht genau weiß, könnte man dann politisch Maßnahmen setzen, die diese Missstände beseitigen. Und so bitte ich in formeller Hinsicht um sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich mache einen Schwenk ins Thema Sicherheit. Ich möchte zur Stadtwache nur so viel sagen: Ich glaube, wir sind uns alle einig, dass eine Stadtwache bereits dringend notwendig ist. Wir haben eine explodierende Kriminalität in Wien. Die Kriminalität ist von Jänner bis Mai um 12,3 Prozent gestiegen. Was besonders dramatisch ist, und ich glaube, das kann man eigentlich keinem Wiener, keiner Wienerin mehr zumuten, ist die Entwicklung der Wohnungs- und Hauseinbrüche. Von Jänner bis Mai ist 4 438 Mal in Wohnungen eingebrochen worden. Ich meine, das ist einfach indiskutabel, das ist bei Wohnungen ein Plus von 17 Prozent und bei Einfamilienhäusern von 70 Prozent. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Weil der Minister Strasser die Polizei kaputt gespart hat! – Aufregung bei der ÖVP.)

Na so kann man das ja auch nicht sagen, weil Sie haben ja die ... Es ist immer so, es gibt zwei Varianten. Ich sage das auch immer zu meinen Kindern. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Sie ist kaputt gespart worden von Ihnen!) Moment. Ich sage das auch immer zu meinen Kindern: Ihr könnt zwei Dinge machen, ihr könnt sagen, die anderen sind schuld oder sagen, wir machen was, weil es so ist. Nachdem Sie hier in der Absoluten sind (Aufregung bei der SPÖ.), kann es Ihnen nicht schwerfallen, eine Stadtwache zu schaffen, die einfach die Polizei entlastet. Sie hätten mit einem Schlag Ihre 1 500 oder 1 000 geforderten Polizisten mehr. Sie brauchen sämtliche ... (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Polizisten muss man ausbilden!) Entschuldigung, machen Sie eine Stadtwache, die zuständig ist (Weitere Aufregung bei der SPÖ.) für sämtliche Verwaltungs- oder Strafmandate, Verkehrsüberwachung, et cetera. Entlasten Sie die Polizei. (GR Siegi Lindenmayr: Glauben Sie, die gehen jetzt spazieren?) Sie wird in der Lage sein (GR Siegi Lindenmayr: Die haben jetzt auch schon genug Arbeit, die arbeiten jetzt auch schon was!), die Kriminalitätsbekämpfung wirksam auszuüben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber weil Sie so tun, als wäre mein Vorschlag von einem anderen Stern, darf ich Ihren SPÖ-Kommunalpolitiker Albert Holub zitieren, der sagt: „Ich bin für die Schaffung einer Stadtwache." (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP.)

Dieser Mann scheint verstanden zu haben. Ich habe Hoffnung, dass sich das in Ihren Reihen fortsetzt. (Weitere Heiterkeit bei der ÖVP. - Aufregung bei GR Christian Hursky.) Aber ich glaube, man kann den Bürgern nicht zumuten zu sagen: Macht’s halt ein paar Sicherheitstüren und schafft’s euch ein paar Alarmanlagen an, die so zwischen 2 000 und 5 000 EUR kosten, sichert’s euch und schützt euch halt selber. Leider haben wir halt jetzt so ein Problem. Das kann ja nicht sein. Ich glaube, jeder von uns kennt Leute, bei denen eingebrochen wurde, die bedroht worden sind, wo die Häuser ausgeforscht werden. Das ist kein Zustand, den man lassen kann. Daher bringen wir folgenden Beschlussantrag ein:

„Der Bürgermeister der Bundeshauptstadt Wien wird ersucht, in Absprache mit den zuständigen Stadträtinnen und Stadträten die verschiedenen bestehenden städtischen Ordnungsdienste wie Rathauswache, „Kehr-Force“, Blaukappler, et cetera in einem einzigen kommunalen Ordnungsdienst zusammenzufassen und diesem die Kontrolle der Einhaltung von Landesgesetzen und ortspolizeilichen Verordnungen zu übertragen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt." (Beifall bei der ÖVP.) 

Der Rechnungsabschluss spiegelt eindeutig wider, dass die Arbeitsmarkt- und Wirtschaftspolitik dieser Stadt nicht den Erfordernissen der Zeit entspricht, die Sicherheitspolitik übrigens auch nicht. Daher stimmen wir diesem Rechnungsabschluss nicht zu. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Krotsch. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Nicole Krotsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ja, Frau Kollegin Feldmann, ich gebe Ihnen voll und ganz recht, in wirtschaftlich schlechteren Zeiten brauchen wir vermehrt eine aktive starke Frauenpolitik, wie wir sie jetzt in Wien machen. Gleichstellungspolitik, Frauenförderungsmaßnahmen sind ein Gebot der Stunde, dürfen kein Luxus sein und gerade eben in wirtschaftlich schlechteren Zeiten darf darauf nicht verzichtet werden. Und Wien, wie gesagt, gestaltet hier sehr gute Rahmenbedingungen für Frauen, für alle Politikbereiche, aber speziell auch im Arbeitsmarktbereich, aber auch in der Wirtschaftspolitik.

Wien ist in vielen Eckpunkten besser als andere Bundesländer, so zum Beispiel im Bereich der Einkommensschere, die wir heute ja schon mehrfach diskutiert haben. Mit 22,5 Prozent ist der GAP in Wien am geringsten. Hier muss sich aber mehr bewegen, vor allem auch bei Regelungen auf Bundesebene. Deshalb bringe ich heute mit meiner Kollegin Maria Vassilakou von den GRÜNEN einen gemeinsamen Beschlussantrag ein, der sich folgendermaßen darstellt:

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich für eine gesetzliche Regelung auf Bundesebene zur Offenlegung von Einkommen und eine transparente Gestaltung von Gehaltsschemata bei Unternehmen aus, um die Einkommensschere zwischen Frauen und Männern endgültig zu schließen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt." (Beifall bei der SPÖ.) 

Ja, meine lieben Kolleginnen und Kollegen, Frauenpolitik ist eine Querschnittsmaterie. Wir werden in Wien hier nicht nur Frauenmaßnahmen mit der MA 57 setzen, sondern es zieht sich Frauenpolitik durch alle Geschäftsgruppen, durch alle Politikbereiche und das Budget wird durchgängig nach Gender-Kriterien beleuchtet.

Und zur Kollegin Ekici, die einen Antrag zum Thema Zwangsheirat einbringen wird, kann ich nur vorausschauend sagen, dass Wien das Thema Zwangsheirat sehr ernst nimmt, hier durch die magistratsintern eingesetzte Arbeitsgruppe schon viel erreicht hat, schon viel umgesetzt hat und Handlungsleitfäden aufgestellt hat.

Zum Antrag, der ja kommen wird, kann ich nur Folgendes sagen, weil er sich ja vor allem auch auf die Buben und Männer beschränkt. Es stellt sich ja die Situation für Burschen und Männer, die von Zwangsheirat betroffen sind, ganz anders dar. Die Situation ist nicht so bedrohlich, es ist nicht so ein Bedrohungsszenarium. Männer sind hier nicht so von Gewalt von der Familie oder auch nicht so stark von der Abhängigkeit betroffen. Also ich möchte da hier schon eine Differenzierung sehen zwischen der Betroffenheit von Männern und Frauen. Wie gesagt, hier ist auch ein anderes Bedrohungsszenarium und auch in der Studie, wo wir Interviews mit Männern durchgeführt haben, wurde von Männern das Thema Zwangsheirat vor allem auch eher als arrangierte Ehe beleuchtet.

Angesprochen von meinen Kolleginnen von der Opposition, in besonderen Zeiten brauchen wir besondere Maßnahmen. Ich möchte hier noch einmal das Wiener Beschäftigungskonjunkturpaket, das auch gestern mehrfach schon in der Generaldebatte angesprochen wurde, auch von unserer Frau Vizebürgermeisterin, ansprechen. Es wurden ja wirklich spezielle Maßnahmen zur Förderung von Frauen gesetzt. Also ich möchte nur einige Beispiele hier anführen, zum Beispiel Arbeitsmarkt. Wir haben mit dem Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds ein wirklich einzigartiges Förderungsinstrument. 60 Prozent der Maßnahmen kommen Frauen zugute und Frauenförderung ist eine zentrale Säule der Wiener Arbeitsmarktpolitik.

Oder das Thema Forschung. Mit dem Wiener Forschungskonjunkturpaket werden Frauen deutlich gestärkt. Wir haben hier Förderprozesse, wo die Aufgaben wirklich darauf abzielen, dass Projekte gefördert werden, Unternehmen gefördert werden, wo Frauen in leitenden Positionen sind, also auch hier Frauen fördern und Frauen stärken.

Oder im Bereich Gesundheit. Zahlreiche Investitionen des Wiener Konjunktur- und Beschäftigungspakets gehen in diesen Gesundheits- und Pflegebereich und diese Investitionen sind auch Investitionen in Frauenarbeitsplätze.

Wien ist die Stadt der Frauen, Wien setzt sich tagtäglich für die Frauen ein. Ich möchte ganz kurz drei Arbeitsschwerpunkte der letzten Monate anführen. Auf Initiative unserer Frauenstadträtin Sandra Frauenberger organisierte die MA 57 eine Offensive zur betrieblichen Frauenförderung. Wir haben hier eine Studie in Auftrag gegeben. Auf Grundlage dieser Studie haben wir ein Handbuch herausgegeben. Es geht hier in dieser Studie um Erfahrungen aus der Unternehmerinnenpraxis, aus der Mitarbeiterinnenperspektive in den Betrieben, es geht um Best-Practice-Beispiele, um sich die auszutauschen. Mit dem Handbuch mit dem Titel „Frau und Mann gleich fördern, ist gewinnen – Gleichstellung als Erfolgsformel für Unternehmen“ haben wir hier einen Handlungsleitfaden herausgegeben. Weiters gibt es dazu auch eine Toolbox, was auch eine Check-Liste ist, die sowohl bei der Erhebung des Status quo im Unternehmen hilft, aber auch bei der Entwicklung der Maßnahmen zur Erhöhung der Gleichstellung. Ich habe so eine mitgebracht. Sie haben es sicher schon in Ihren Postfächern gehabt beziehungsweise nehmen Sie es sich noch einmal zur Hand, schauen Sie es sich an, geben Sie es weiter an UnternehmerInnen, es ist ja wirklich eine tolle Handlungsanleitung, um Frauenförderung in den Betrieben zu fördern. Diese Frauenförderung kann im Unternehmen auf vielen Handlungsebenen stattfinden. Es fängt bei der Rekrutierung von neuem Personal an, setzt sich im Bereich der Fortbildung, der Weiterbildung fort und reicht bis zu Mentoring-Programmen oder bis zur Installation von Gleichbehandlungsbeauftragten. Besonders wichtig ist auch eine bewusste Karenzplanung und Maßnahmen, die es Eltern ermöglichen, Beruf und Familie zu vereinbaren. 

Ja, viele frauenspezifische Problemlagen haben mit strukturell verankerten Geschlechterrollen zu tun. Hier muss die Politik eingreifen und da denke ich, da ist man wirklich unterbewusst noch immer wirklich gesteuert von typisch weiblich, typisch männlich. Das gilt es aufzubrechen. Hier ist es uns wichtig, dass sich Menschen frei entfalten können, dass sie aus dem ganzen Spektrum der Möglichkeiten wählen können und das unabhängig von ihrem Geschlecht. Wir haben uns hier sehr intensiv mit dem Thema Rollenbild auseinandergesetzt. Initiiert von unserer Frauenstadträtin gab es das Rollenbilderbuch. Wer es noch nicht gesehen hat, es ist wirklich ein tolles Klappbuch für Groß und Klein, wurde auch schon von vielen Organisationen und Kindergärten und von vielen Frauen bei der MA 57 bestellt. Wir wollen gegen die Bilder im Kopf auf spielerische Art und Weise ankämpfen. Den Weg abseits von den Trampelpfaden der Eltern oder der verschiedenen Bezugspersonen zu gehen, ist nicht immer leicht. Wir wollen da Mädchen und Frauen unterstützen, dass sie ihren ganz persönlichen Weg gehen. Wir wollen ihnen Mut machen. Wir sagen, bestimme deine Rolle selbst und wir setzen da in Wien auf drei Ebenen an, bei den PädagogInnen, bei den Eltern und bei den Mädchen und Frauen selbst. Ganz kurz zu den drei Ebenen:

Wir haben schon in den Wiener Kindergärten geschlechtssensible Pädagogik verankert. Es gibt eine Educationbox. Das ist eine Sammlung von Bildungsmitteln, wo PädagogInnen hier Unterstützung für die Berufspraxis erfahren. Es gibt auch schon einen Musterkindergarten der Stadt Wien im 12. Bezirk, der komplett nach Gender-Kriterien gestaltet wird. Er wird heute auch von Fachleuten aus ganz Österreich besucht. In der Ausbildung von KindergartenpädagogInnen ist Gender-Pädagogik ein fixer Bestandteil und es ist uns gelungen, es im Lehrplan zu verankern. Das Ziel ist es, es ganz flächendeckend in Wien zu verankern. Auch im Schulbereich haben wir eine strukturelle Verankerung der Gender-Pädagogik. Mit dem Projekt „Mu3“ haben wir hier auch was in der regulären Fortbildung von LehrerInnen verankert. 

Ganz wichtig, wie gesagt, ist die zweite Ebene, die Eltern. Sie sind die ersten Vorbilder für Kinder. Hier haben wir erstmals von der Frauenabteilung Workshops für Eltern von Kindergartenkindern und Volksschulkindern in Auftrag gegeben, um ihnen auch bewusst zu machen, was ihre Rolle auch in der Berufswahl und in der weiteren Lebensführung von Mädchen darstellt.

Zwei Projekte möchte ich mit „Stärkung selbst“ darstellen. Das ist ein Projekt, wo Mädchen Interesse an Technik und Naturwissenschaften und Informatik erfahren sollen. Sie lernen hier spielerisch Roboter zu programmieren. Es werden aber hier nicht nur die Mädchen spielerisch an das Thema herangeführt, sondern die Lehrerinnen werden auch selbst hier nachhaltig ausgebildet.

Der Wiener Töchtertag. Viele Kolleginnen sind hier auch immer wieder mit dabei. Hier ist es uns auch wichtig, Mädchen von den eingeschränkten Rollen zu befreien. Im Jahr 2009 haben 3 200 Mädchen in 165 Unternehmen aus dem Bereich Technik, Naturwissenschaft und Handwerk geforscht und Neues entdeckt. Die Eltern sind uns auch hier wichtige AnsprechpartnerInnen. Erstmals gab es heuer im Vorfeld spezielle Info-Nachmittage. Es wurde ein mehrsprachig verfasster Elternbrief an die Eltern geschickt, um die Details und die Wichtigkeit des Töchtertages darzustellen und auch die Zusammenarbeit mit den Elternvereinen wurde ausgebaut. Immer auch eine große Forderung von uns ist generell, dass der Töchtertag evaluiert wird, dass er weiter entwickelt wird, dass er über das ganze Jahr hin wirkt. Wir haben SORA beauftragt, hier zu schauen, wie er wirkt. Wie erreicht der Töchtertag die Mädchen? Ich kann sagen, dass bereits heuer vieles von dieser Evaluierung in den Töchtertag 2009 einfließen hat können. Dass der Töchtertag das ganze Jahr über stattfindet, ist, wie gesagt, auch sehr wichtig. Wir haben regelmäßige Newsletter, die wir mit Terminen füllen, mit Erfahrungsberichten, mit aktuellen Themen zum Thema „Mädchen und Berufsperspektiven“ und es gibt auch Schnupperangebote von Betrieben. 

Es gibt noch viel zu tun, wir sind noch lange nicht am Ziel, aber, wie gesagt, Wien setzt auf mehreren Ebenen den Hebel an. So ist auch die aktive Frauenförderung in der Stadt selbst integraler Bestandteil der Personalpolitik. Der kürzlich vorgelegte Gleichbehandlungsbericht des Jahres 2008 zeigt, dass die Gleichstellungs- und Frauenförderungsmaßnahmen im Magistrat eine sehr positive Wirkung haben. Auf Grund der Einführung der Frauenquote haben wir hier den Anteil der Frauen in Führungspositionen ausbauen können. 1996 haben wir nur 5 Prozent Frauenanteil in Führungspositionen gehabt, 2008 ist es bereits auf 26 Prozent angestiegen. (Beifall bei der SPÖ.)

21 der 67 Magistratsabteilungen wurden 2008 von Frauen geleitet und 12 von 18 Bezirksämtern hatten bereits im Vorjahr schon Leiterinnen an der Spitze. Das ist der beste Beweis, dass die Quote wirkt. 

Die Stadtverwaltung als größte Arbeitgeberin Wiens fungiert hier ganz bewusst als Modell für die Wirtschaft und dasselbe gilt auch bei der Ausbildung von Lehrlingen. Hier nimmt die Stadt auch die Verantwortung für die Jugend ernst und bietet Jahr für Jahr hunderten Menschen, hunderten jungen Mädchen und Burschen die Chance auf eine erstklassige Ausbildung. Derzeit werden 759 Lehrlinge ausgebildet, 386 davon sind junge Frauen. Und heuer werden wir 10 Lehrlinge mehr als im Vorjahr aufnehmen. (Beifall bei der SPÖ.)

Die Palette der Berufe ist breit. Wir haben die bautechnischen ZeichnerInnen, ElektrobetriebstechnikerInnen, GärtnerInnen, MetalltechnikerInnen und ich kann sagen, dass sich in den letzten Jahren immer mehr Mädchen in die bisherigen Männerdomänen wagen und sich als bautechnische Zeichnerinnen, EDV�Technikerinnen und Kraftfahrzeugtechnikerinnen ausbilden lassen.

Vor wenigen Tagen hat Wien auch als einer der größten Ausbildungsbetriebe einen vom Wirtschaftsminister initiierten Pakt unterschrieben. Es geht hier um die Kenntnis der Lehrlingsausbildung im Allgemeinen sowie um die Beibehaltung des bisherigen Aufnahmeniveaus. Passend zum heutigen Service Day, der von den Vereinten Nationen 2003 ausgerufen wurde, das passt heute hier wirklich doppelt, möchte ich einen Dank aussprechen, nämlich ein großes Dankeschön an alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die eine tagtäglich wertvolle und qualitätsvolle Arbeit für die Wienerinnen und Wiener verrichten. Sie stellen eine hochqualitative Versorgung der Bevölkerung dar und sie sind es, die tagtäglich daran arbeiten, dass Wien die Stadt der Lebensqualität ist, die lebenswerteste Stadt ist und bleibt. (Beifall bei der SPÖ.)

Abschließend möchte ich noch kurz zu einem nicht minder wichtigen Bereich dieser Geschäftsgruppe kommen, nämlich zum Tierschutz. Es gibt nämlich nur wenige Städte, die sich so intensiv um das Wohl der Tiere kümmern und gezielt alle Generationen beim Tierschutz einbinden. Kollegin Matiasek, ich kann Ihnen noch einmal versichern, so wie es im letzten Gemeinderatsausschuss von Frau StRin Frauenberger persönlich gekommen ist, wir kümmern uns um das Wiener Tierschutzhaus, natürlich in Abstimmung mit dem Verein, und wir kümmern uns auch um die Fiakerpferde. Die Studie gibt es und derzeit werden daraus Handlungsmaßnahmen abgeleitet. (Beifall bei der SPÖ.)

Der Schwerpunkt des Tierschutzes in Wien liegt in der Verbesserung des präventiven Tierschutzes und vor allem auch in der Stärkung des Tierschutzgedankens bei Kindern, denn sie sind die TierfreundInnen von morgen. 

Aktionen wie „Tiere sind kein Spielzeug“, die Kooperation mit zahlreichen Wiener Schulen oder der Tierschutzaktionstag mit dem Kidscorner schlagen genau in diese Kerbe. Die 2005 gegründete Tierombudsstelle Wien ist dabei Ansprechpartnerin Nummer 1. Wir haben mehr als 2 000 Fälle von hilfesuchenden Personen, die sich persönlich oder telefonisch an die Tierombudsstelle Wien gewandt haben. Die MA 60, das Veterinäramt, setzt sich ebenfalls sehr für den Tierschutz ein und setzt wichtige Schwerpunkte in Sachen Tierschutz. Die haben Kontrollen im Heimtierbereich, das Fundwesen bei Tieren, eine Tierschutz-Helpline, der amtsärztliche Permanenzdienst. Das sind einfach nur wenige Punkte dieser wertvollen Arbeit des Veterinäramtes, die ich heute hier anführen kann. 

Besonders möchte ich noch einen Punkt hervorheben, nämlich den Wiener Tierschutzpreis. Das ist eine Förderung von wissenschaftlicher Forschung im angewandten Tierschutz. Die Stadt Wien setzt hier bewusst eine Initiative, um die Vernetzung mit der Wissenschaft zu forcieren und dass diese Forschungsergebnisse einfach in die praktische Arbeit des Tierschutzes einfließen können. Es ist hier wichtig, um einfach die Qualität des Tierschutzes noch weiter voranzutreiben und die Innovationsfähigkeit in Wien sicherzustellen. 

Was mich als Frauensprecherin meiner Fraktion besonders freut, sind die drei prämierten Arbeiten letztes Mal von Wissenschaftlerinnen, und dass Frauen in Wissenschaft und Forschung gefördert werden sollen, ist eines der wichtigsten politischen Anliegen und Initiativen unserer Stadt. Der Tierschutzpreis ist halt hier ein wichtiger Beitrag, um hochqualifizierte und engagierte Frauen in Forschung und Wissenschaft vor den Vorhang zu holen.

So schließe ich und bin wieder bei meinem Anfangsthema, den Frauen, angelangt. Es ist jetzt vieles passiert. Viele Maßnahmen wurden gesetzt, aber wir sind noch lange nicht dort, wo wir hinwollen. Das heißt, wir werden nicht müde weiterzukämpfen. Wir werden weiter für die Frauen in dieser Stadt arbeiten und ich bitte Sie um Zustimmung zum Rechnungsabschluss 2008. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es gibt Debatten, welche wir seit vielen Jahren im Haus führen und es gibt welche, die außerhalb des Hauses geführt werden. Dazu gehört im Wesentlichen die Integrationspolitik, die in den letzten Monaten außerhalb der Räumlichkeiten dieses Hauses so intensiv diskutiert wird - und ich vermute, dass das auch im kommenden Jahr so bleiben wird -, dass ich es fast für, wie soll ich sagen, verlorene Liebesmüh empfinde, hier eine Debatte zu führen. Das Ganze hat sich ja auch schon so hochgeschaukelt, dass es auch gar nicht mehr vernünftig möglich ist, Positionen auszutauschen. Nichtsdestotrotz, ein paar Worte werde ich in aller Eile zum Thema verlieren und dann hätte ich ein paar Anträge noch einzubringen. 

Zunächst: Eines ist klar, wie bei jedem Rechnungsabschluss und bei jeder Budgetdebatte muss ich einmal mehr feststellen: Die Stadt Wien finanziert viele Vereine, die gute Arbeit leisten und auch eine Vielzahl von sinnvollen Maßnahmen. Es ist gut so, dass Sie das tun. Natürlich könnte es immer ein bisschen mehr sein, gerade im Bereich Soziales, Jugendförderung, Frauenförderung, Integrationsmaßnahmen. Das sind alles Bereiche, in denen unseres Erachtens viel, viel, viel mehr Mittel investiert werden müssten, denn wie wir alle erleben, ist jeder Cent, den wir in diesem Bereich investieren, einer, der hundertfach zurückkommt und eine kluge Investition in die Zukunft der Stadt. Nichtsdestotrotz, das, worum es geht meines Erachtens nach zu diskutieren, ist gar nicht so sehr das Flickwerk aus diesen sinnvollen Maßnahmen, sondern vielmehr die Frage: Gibt es eine zusammenhängende Vision? Gibt es tatsächlich messbare Ziele? Gibt es etwas, worauf wir uns alle gemeinsam verständigt haben, dass wir das mit dieser Maßnahmenpolitik erreichen möchten und wo sind jene Zeitpunkte, wo wir einfach Kassasturz machen können, wie es so schön heißt, und schauen können, haben wir das erreicht, ja oder nein, wie schauen wir aus und wie sollten wir in den nächsten Jahren verfahren? Und genau hier, das ist der Kern meiner Kritik seit vielen, vielen Jahren, wo ich in diesem Haus für Integrationspolitik zuständig war und jetzt auch wieder im Rahmen meiner Fraktion bin, dass genau dieses schlüssige Gesamtkonzept, die Vision, wohin es mit der Integrationspolitik in dieser Stadt gehen soll, nach wie vor fehlt.

Es gibt zwei Bereiche, über die ich heute kurz sprechen möchte und ich glaube, hier kann man das sehr, sehr einprägsam mitverfolgen, wie es sich entwickelt und was die Auswirkungen eines Gesamtkonzepts am Ende sind. 

Der erste Bereich ist der Bereich Jugendpolitik und Schule. Wir wissen, dass in Wien Tausende von Kinder geboren werden und aufwachsen, deren Eltern eine andere Sprache sprechen als Deutsch, um es neutral zu formulieren. Viele dieser Kinder haben die österreichische Staatsbürgerschaft, viele haben sie nicht. Am Ende haben sie alle eines gemeinsam: Im Schnitt leben und wachsen sie bis zum ihrem 5., 6. Lebensjahr in einem Haushalt auf, in dem nicht Deutsch gesprochen wird, und müssen dann eingeschult werden. Das heißt natürlich für das Schulwesen auch eine Vielzahl von Problemen, mit denen man fertig werden muss und auf die wir nach wie vor im Schulbereich nicht gerüstet sind. Denn es war ein Fehler im vergangenen Jahrzehnt, gerade hier im Schulbereich Einsparungsmaßnahmen zu treffen. Es sind viele Lehrerinnen und Lehrer in Pension gegangen und ich kann mich noch erinnern, und ich glaube, auch viele von Ihnen werden sich noch erinnern können, als vor einigen Jahren im Dezember praktisch mitten im Schuljahr 700 LehrerInnen auf einmal in Pension gegangen sind und die Kinder teilweise nicht wussten, welcher Lehrer am nächsten Tag in der Früh die Klasse übernehmen wird. Und genau diese Einsparungsmaßnahmen, die es im vergangenen Jahrzehnt gegeben hat, haben vielfach genau jene Kinder getroffen, die Förderung am allerdringendsten benötigt hätten, nämlich diejenigen, die Schwierigkeiten mit Deutsch haben, diejenigen, die einen besonderen Förderbedarf haben, diejenigen, die auf Nachmittagsunterricht angewiesen waren, diejenigen, auf die Sie im Wiener Schulwesen eigentlich den Schwerpunkt legen müssten. Also dieser Teil der Kritik bleibt aufrecht, und das eine kann ich Ihnen jetzt schon sagen: Die Maßnahme des kostenlosen und verpflichtenden Kindergartenbesuchs ist eine richtige. Endlich, endlich kommt sie. Es wird aber ein paar Jahre dauern, bis wir den Ausbau der Kindergartenplätze so erreicht haben, dass wir mit Sicherheit davon ausgehen können, dass alle Wiener Kinder den Kindergarten auch tatsächlich besuchen. Ein Jahr Kindergarten reicht bei Weitem nicht aus, um das Sprachniveau zu erreichen, das erforderlich wäre, um zum Zeitpunkt der Einschulung keinerlei Schwierigkeiten mit der deutschen Sprache zu haben, zwei oder drei wären da schon der bessere Weg. Das heißt, bis wir erreicht haben, dass diese Maßnahme so greift, wie sie es eigentlich tun müsste, werden schon noch einige Jährchen vergehen. Und in diesen Jährchen werden noch ein paar Jahrgänge eingeschult werden, die in einem hochselektiven Schulsystem, das die Kinder relativ rasch aussiebt, wenn sie Schwierigkeiten haben, eigentlich einen ziemlich klar vorgezeichneten Weg vor sich haben, nämlich statt Sprachschwierigkeiten gleich zu Beginn mangelnde Förderung, irgendwann einmal Schluss mit der Volksschule, bestenfalls Hauptschule, wenn möglich überhaupt Hauptschulabschluss, dann vielleicht Lehre, vielleicht auch nicht und viele von ihnen enden aber leider irgendwann einmal im Park ohne nichts und Sie wissen es und wir wissen es, dass es so ist. Wir wissen alle, dass ein Teil der Schwierigkeiten, mit denen wir derzeit konfrontiert sind, mit Aggressionshandlungen im Park, mit Konflikten, mit Gewalttaten, mit denen viele Jugendliche wiederum konfrontiert sind, sehr wohl etwas mit einer verfehlten Politik zu tun haben, die einfach verabsäumt hat, etwas sehr, sehr Einfaches meiner Meinung nach zu erkennen, etwas sehr einfach Nachvollziehbares: Wenn Kinder in dieser Stadt geboren werden, wenn sie in dieser Stadt aufwachsen, wenn sie in Wahrheit kein anderes Zuhause und keine andere Heimat kennen und haben als Wien, dann ist es unsere Aufgabe, alles zu unternehmen, schon von der Pike weg, Kindergarten, Kinderbetreuung, Kindergarten, Schulsystem, um diesen Kindern ein Zuhause zu geben und eine Zukunft zu geben, und diese Kinder zu leidenschaftlichen, überzeugten Wienerinnen und Wienern zu machen. 

Und Sie wissen und ich weiß, dass ein solcher Entwicklungsweg sehr wohl etwas als Voraussetzung hat: Das Gefühl, in Wien dazuzugehören, das Gefühl, willkommen geheißen zu werden, das Gefühl, unterstützt und gefördert zu werden, ja, jene Möglichkeiten, wenn man so möchte, ins kleine Gepäck mit eingepackt zu bekommen, die es braucht, um genau denselben Weg zu machen wie die Kinder aus Familien, wie wir sie zum Beispiel alle haben, die von zu Hause optimale Förderung erhalten und die alle Möglichkeiten und alle Wege und alle Türen vor ihren Füßen offen haben. 

Das, meine Damen und Herren, ist nur ein Beispiel, was Integrationspolitik in dieser Stadt ist, was es heißt, nicht nur, dass es Querschnittsmaterie ist, sondern dass es ja sogar etwas ist, wo es von vielen, vielen Bereichen der Stadtpolitik massive Anstrengungen braucht, um hier Besserungen zu erzielen und um hier an Hand eines Gesamtkonzepts etwas schlussendlich erreichen zu können, das auch messbar ist und worauf wir auch alle stolz sein können. In diesem Zusammenhang gilt der Vorwurf der Versäumnisse der letzten Jahre und wenn ich mir die Debatte anschaue, wie wir sie in den letzten zwei Tagen geführt haben, weil das die letzte Gruppe in der Rechnungsabschlussdebatte ist, so muss ich feststellen, einmal mehr auch in diesem Jahr ist es nicht so gewesen, dass wir von jenem richtungsweisenden Wurf in der Integrationspolitik sprechen können, der benötigt wird. Jenen richtungsweisenden Wurf, der in den Schulen benötigt wird, wo wir anstatt zu sparen viel, viel, viel mehr investieren müssten, insbesondere in Personal für Fördermaßnahmen, insbesondere auch in Unterstützungsmaßnahmen im Zusammenhang mit der Muttersprache der Kinder und selbstverständlich auch im Erwerb und in der Verfeinerung der Beherrschung der deutschen Sprache und auch in Investitionen in soziales Lernen, in Schulsozialarbeit, in Schulpsychologie, in all das, was ein modernes Schulsystem zum Teil ausmacht, wie wir es von Finnland kennen, wie wir jahrein, jahraus hier diskutieren, wie wir alle eigentlich, ich gehe einmal davon aus, inzwischen fast auswendig wissen, was es eigentlich bräuchte und was es in Wien leider nicht gibt und wo ich mir nach wie vor die Frage stellen muss jahrein, jahraus: Wie kann es sein, dass es Debatten gibt, wo alle einer Meinung sind und ich kann mir nicht vorstellen, dass, wenn ich jetzt die Frage an irgendeine der Fraktionen, die hier im Haus sitzt, ja selbst die FPÖ, richte: Finden Sie, dass Schulsozialarbeit eine gute Maßnahme ist – ja. Und das ist es, worüber wir diskutieren. Wir diskutieren über Maßnahmen jahrein, jahraus, die eigentlich alle gut finden, wo niemand allen Ernstes meinen wird, es ist schlecht, wenn es Schulsozialarbeit gibt, es ist schlecht, wenn es Sozialarbeiter und Sozialarbeiterinnen vor Ort gibt, die in den Schulen, vor allem in den Schulen, die Schwierigkeiten haben, die in schwierigen Vierteln angesiedelt sind, die vielfach auch mit Aggressionen und Konflikten zu kämpfen haben, also die da vor Ort eingreifen und mit den Schülerinnen und Schülern arbeiten. Alle sind sich einig, das ist eine gute Maßnahme. Und wo gibt es sie in Wien? Wo gibt es das in Wien? Nirgends mehr! In der Geblergasse hat es das eine Zeit lang mit EU-Kofinanzierung gegeben. Das Projekt war extrem erfolgreich und ist schon vor ungefähr einem Jahrzehnt ausgelaufen. Seitdem bleibt es auf der Ebene des Nickens. 

Also, meine Damen und Herren, auch heuer gilt in der Integrationspolitik, bei vielen klugen Maßnahmen, von denen wir wissen, dass wir sie dringend im Bereich Schule brauchen, im Bereich Jugendbetreuung, im Bereich Konfliktschlichtung in den großen Gemeindebauten der Stadt, im Bereich Konfliktschlichtung überhaupt bei Nachbarschafts- und Alterskonflikten, so wie es sie derzeit überall in der Stadt gibt, ganz einfach nicht zu nicken und einer Meinung zu sein, sondern zur Tat zu schreiten und das nach Möglichkeit an Hand eines umfassenden Konzepts. 

Nachdem ich nunmehr drei Minuten Zeit habe, werde ich jetzt die Anträge einbringen, die Monika Vana, unsere Stadträtin, vorbereitet hat und die sie auch in ihrer Rede vorgestellt hat: 

Wir beantragen die Einführung eines richtungsweisenden, umfassenden Papa-Monats-Modells für den Wiener Magistrat, damit wir mit gutem Beispiel vorangehen und nicht weiterhin nur 1 Prozent Männer haben, die im Dienste der Stadt Wien stehen und in Karenz sind. Wir wollen viele, viele Männer, die es sich leisten können und wollen, etwas Zeit bei ihrem neugeborenen Baby zu verbringen. 

Der zweite Antrag bezieht sich auf das Thema Transparenz und Offenlegung von Einkommen. Wenn wir nämlich irgendwann einmal die Einkommensschere zwischen Mann und Frau auch in Wien perfekt schließen, vielleicht so ein Fuzzifuzziäuzerl sozusagen näher aneinander bringen möchten, gibt es auch ein paar wesentliche Schritte und Maßnahmen, die erforderlich wären. Am Anfang wäre die Transparenz, nämlich das Wissen um die realen Unterschiede zwischen dem, was Frauen verdienen und was Männer für dieselbe oder für gleichwertige Arbeit, und auch hier kann die Stadt Wien mit gutem Beispiel vorangehen. Das soll sie auch und das beantragen wir. 

Und der dritte Antrag bezieht sich auf ein frauenspezifisches Maßnahmenpaket zur Bewältigung der Folgen der Wirtschaftskrise für Frauen und auch zur Ankurbelung von arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen, die Frauen zugute kommen würden. Ich möchte an dieser Stelle in der einen Minute, die mir übrig bleibt, auf einen ziemlich spannenden Beitrag, der ebenfalls heute im „Kurier“ zu lesen war, hinweisen, über einen Vater, der derzeit darum kämpft, das Obsorgerecht für sein Baby zu bekommen, für sein kleines Kind. Die Mutter ist psychisch krank. Das Kind befindet sich in einem Heim. Er wäre bereit, das Kind bei sich aufzunehmen. Wieso geht das nicht? Er müsste als Lagerarbeiter auf einen 20 Stunden-Job reduzieren und müsste einen Kindergartenplatz vorweisen. Beides kann er nicht, weil er nämlich irgendwo in Wien-Umland angesiedelt ist, wo nicht ausreichend Kindergartenplätze vorhanden sind und außerdem kann er es sich nicht leisten, ganz einfach (GR Dr Herbert Madejski: Das gilt aber für Frauen auch! Alleinerzieherinnen!), vor allem kann er es sich nicht leisten, den Ganztags-Job auf einen Halbtags-Job zu reduzieren. Sehen Sie, danke Kollege Madejski, darum geht es mir. Ich bringe das Beispiel eines Mannes, um darauf hinzuweisen, dieses eine Mal ist es ein Mann und tausendfach täglich sind es Frauen, die es auch in Wien trifft, weil sie ganz einfach arbeiten müssen, weil sie mit dem Geld nicht auskommen und weil wir endlich Kinderbetreuungsplätze auch für Kinder unter einem Jahr brauchen, auch in Wien. Also das beantragen wir alles. Wie Sie sehen, es gibt viel zu tun. 

Danke für die Aufmerksamkeit und ich rechne mit Ihrer Unterstützung. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ekici. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich darf meine Ausführung mit Fragen beginnen. Die erste Frage: Was hat Wien, was Oberösterreich nicht hat? Sie werden es jetzt alle beantworten können: 1,4 Milliarden Schulden, Oberösterreich ist schuldenfrei. Und was hat Oberösterreich, was Wien nicht hat? Da kann ich sagen: Eine Reihe von Maßnahmen und Sachen, vor allem aus dem Integrationsbereich, vor allem ein Integrationsleitbild, 60 Stiftungen, die sich vor allem mit Integration beschäftigen, aber in Wien keine einzige. Und diese Liste könnte sich hier fortsetzen lassen. Auch wissen wir, dass die Stadt Wien den Integrationsexperten aus Oberösterreich rekrutiert hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Integrationspolitik in dieser Stadt kann man schon als gescheitert bezeichnen. Auch 2008 war diesbezüglich ein verlorenes Jahr. Statt zu handeln, wie es nötig wäre, wurde vieles leider geleugnet oder versucht, den Wienern und Wienerinnen Sand in die Augen zu streuen. Wien ist dank dieser fragwürdigen Politik auf dem Wege in eine Abwärtsspirale. Der Trend der vergangenen Jahre hat sich leider fortgesetzt, was ich sehr, sehr bedauere. Das Problem wird weiters dadurch verschärft, dass man in der SPÖ nur widerwillig dazu bereit ist, die rosarote Brille abzulegen. Aber zugegebenermaßen gibt es in letzter Zeit auch positive Ansätze und die möchte ich hier nicht vorenthalten. Doch ich befürchte vielmehr, dass diese Ansätze im Zusammenhang mit der bevorstehenden Wahl zu stehen scheinen, denn zu lange schon versuchen wir von Seiten der ÖVP der SPÖ die Augen zu öffnen, bislang leider ohne Erfolg. Dann jedoch knapp vor den Wahlen wird man auf der Seite der SPÖ nervös und verspricht, sich mehr der Problematik einer gescheiten Integrationspolitik anzunehmen, so wieder in den letzten Tagen vom Herrn Bürgermeister persönlich vernommen. Die SPÖ hat hier leider ein Glaubwürdigkeitsproblem. Zu oft schon hat man vorgenommen beziehungsweise vernommen, dass sich die SPÖ nun ändern wolle und das Problem in Angriff nehmen wolle. Ich habe mittlerweile aufgehört, ehrlich gesagt, mitzuzählen. Es ist daher fraglich, ob die SPÖ nun endlich bereit ist, sich zu bewegen oder ob die Bemühungen der letzten Zeit wieder ein weiterer Versuch ist, die Probleme unter den Teppich zu kehren. 

So ist das „Start Wien“-Paket ein erster und wichtiger und positiver Ansatz, ein erster Schritt in die richtige Richtung, obwohl der Bereich „Wie tickt der Wiener und die Wienerin“, noch einmal überdacht werden sollte. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist schon passiert!) Ja, das freut mich, dass das schon überdacht worden ist. Wir wissen, wo das Problem gelegen ist. Ich freue mich, dass dieser Bereich und Sie wissen, Frau Stadträtin, dass ich schon damals, wie es angedacht war, in meinen Ausführungen darauf hingewiesen habe, ich bin sehr gespannt, wie das ablaufen wird und siehe da, schon bei der ersten Veranstaltung kam es zu Problemen und wurde auch, glaube ich, im „Report“ aufgezeigt. Ich freue mich, dass dies jetzt überdacht worden ist. (Beifall bei der ÖVP.)

Auch die Zuwanderungskommission kann dabei helfen, künftig bei Integration vielleicht einen wertvollen Beitrag zu liefern und hier eventuell eine Trendwende einzuleiten. Fraglich bleibt jedoch, was mit all denjenigen geschieht, die schon seit Jahrzehnten hier sind. Da gibt es leider noch immer Menschen, die sehr, sehr schlecht integriert sind. Wieso man aber auf der Seite der SPÖ hier so lange nicht gehandelt hat, bleibt mir persönlich unbegreiflich. Viel zu lange hat man zugesehen und sowohl die Zugewanderten als auch die Mehrheitsgesellschaft sich selbst überlassen. Ziel muss daher sein, gerade diese Leute zu erreichen. Hier müssen wir ansetzen. Wien muss daher darauf achten, den sozialen Frieden nicht durch die Untätigkeit der SPÖ zu verspielen. In der Vergangenheit gab es genügend Beispiele, die uns da zu denken geben sollten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir von der ÖVP haben uns in den letzten Jahren als einzige wählbare Alternative etabliert, wenn man will, dass in Wien in Sachen Integration endlich etwas weiter geht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Doch auch die anderen Alternativen in dieser Stadt beziehungsweise für die Wiener und Wienerinnen sind nicht gerade erstrebenswert, wenn man die Integrationspolitik dieser Stadt fit für die Zukunft machen möchte. In der linken Ecke die GRÜNEN, die jahrzehntelang und jahrelang immer die Migranten als Opfer dargestellt haben und die Probleme geleugnet und Integration als eine Einbahnstraße betrachtet haben. So kann Integration selbstverständlich nicht funktionieren. Deswegen waren die Worte von der Klubobfrau Vassilakou heute für mich neu und auch sehr wichtig und richtig. Aber wir haben schon andere Wortmeldungen von dieser Seite gehört. Es gibt anscheinend auch hier eine Trendwende und das diskutieren wir auch.

Wir wissen auch, dass die österreichische und europäische Wert- und Rechtsordnung außer Streit steht. Dies gilt es, unmissverständlich in Wien klarzustellen: In Österreich, in Europa, aber auch sonst auf keinem anderen Platz der Welt darf für Zwangsheirat, Zwangsbeschneidung, Ehrenmord oder sonstige Kulturdelikte Platz gemacht werden. Wien war in der Vergangenheit oft Musterbeispiel für das Zusammenleben verschiedener Kulturen und Völker. Setzen wir diese Tradition nicht wegen linker und grüner Träumer und Realitätsverweigerer aufs Spiel. 

Auf der anderen Seite in der rechten Ecke die FPÖ. Diese versteht es zwar zu hetzen, bietet jedoch keine Lösungen an. Es ist auch für die FPÖ an der Zeit zu akzeptieren, dass Wien aus demographischen Gründen Zuwanderung braucht. Zudem muss akzeptiert werden, dass, wer sich an die Regeln hält und legal in diesem Land lebt, auch ein Recht hat, ein Teil dieser Gesellschaft zu sein. Ich bin davon überzeugt, dass die FPÖ gar keine Integrationspolitik will. Anders kann ich es mir nicht erklären, wenn in allen Debatten und in allen Geschäftsgruppen, gestern und heute, zum Thema Ausländer Stellung genommen wird, aber auf der anderen Seite kein einziges Integrationsprojekt unterstützt wird. (Beifall bei der ÖVP.)

Wir als Partei der Mitte haben immer versucht aufzuzeigen, wie Integration funktionieren könnte und setzen damit und haben auch in der Vergangenheit einen anderen Akzent gesetzt. So sind zum Beispiel auch die „Mama lernt Deutsch“-Kurse Ergebnis langjähriger ÖVP-Forderungen. Aber auch die Vorfälle bei der Schuleinschreibung, beim Gratiskindergartenjahr, dann die Sorgen im Gemeindebau und dass das Thema Zwangsheirat überhaupt thematisiert wird und die Qualität bei den Deutschkursen angehoben worden ist, das ist alles der ÖVP zu verdanken. (Beifall bei der ÖVP.)

Es war nicht einfach, die SPÖ davon zu überzeugen, dass eine erfolgreiche Integration das Erlernen der deutschen Sprache voraussetzt. Hier sind wir mittlerweile auf einem guten Weg. Selbstverständlich sind Verbesserungspotenziale auch hier noch gegeben. Wir hoffen, die SPÖ auch davon überzeugen zu können, dass eine erfolgreiche Integrationspolitik auch Geld kostet. Umso erstaunlicher ist es, dass sich hier das Budget seit Jahren bei mageren 8 Millionen EUR bewegt. Im Vergleich dazu war das Prestigeprojekt der ehemaligen erfolgslosen StRin Laska, der Prater-Vorplatz, der SPÖ bescheidene 60 Millionen EUR wert! Hier muss die SPÖ bereit sein, die Mittel aufzustocken. Aber bevor sie dies tut, muss ein Integrations-Masterplan erstellt werden, damit die Ressourcen richtig und bestmöglich und effizient eingesetzt werden. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! So werden Steuergelder der Wienerinnen und Wiener zumindest sinnvoll investiert und der Griff in die Geldbörse zumindest weit gerechter als bei zahlreichen anderen Projekten der SPÖ. Zudem hoffen wir, die SPÖ davon auch überzeugen zu können, dass man endlich das Gießkannenprinzip bei der Subventionsvergabe abstellt. Es darf nicht nach Gutdünken subventioniert werden und auch die Nähe zum Rathaus sollte keine Rolle spielen. Es ist kein Geheimnis, dass der Stadt näherstehende Vereine mehr oder besser subventioniert werden. Hier sollte man endlich dazu übergehen, die Projekte nicht nur nach der Verbindung ins Rathaus zu beurteilen, sondern danach, ob das Projekt einen positiven Beitrag für Integrationspolitik leistet und effizient genug ist.

Wir haben auch 2008 öfters aufgezeigt, dass die Mittel vielfach besser hätten verwendet werden können. So subventionierte der Wiener Steuerzahler im Integrationsprojektbereich unter anderem auch Kochabende, Märchenlesungen, Yoga, Qui Gong, Frauensprachvereine und Vereine, wo nur die Putzfrau Migrationshintergrund hat, obwohl dieser Verein Migranten und Migrantinnen beschäftigt. Außerdem kommt es vor allem im Integrationsbereich öfters vor, dass ein Verein beziehungsweise Projekte gleich aus mehreren Töpfen der Stadt subventioniert werden. Hier fordern wir eine Bündelung der Förderungen. Auch fordern wir eine Bündelung der Kompetenzen in Integrationsangelegenheiten. Es ist Realität, dass Integrationsprojekte nicht nur im Integrationsressort subventioniert werden, sondern auch im Kultur-, Sozial- oder Bildungsressort sowie im Jugendressort. Es spricht eigentlich auch nichts dagegen, nur erfahren wir das im Integrationsausschuss nicht. Nur über Umwege erfährt man, welche Projekte zum Thema Integration in welchem Ausschuss gerade behandelt werden. 

So gesehen, ist das voranschlagte Budget im Integrationsbereich eigentlich nicht aussagekräftig und besteht für mich eigentlich nur in symbolischen Zahlen. Es ist nicht möglich, in Erfahrung zu bringen, wie viel Geld die Stadt Wien tatsächlich für Integration im Gesamten ausgibt. Deswegen fordern wir, dass eine Koordinierungsstelle diese Aufgabe endlich übernimmt und für mich wäre dies logischerweise die MA 17. Zudem muss sich die SPÖ endlich davon verabschieden, die Integration als abgeschlossen anzusehen, wenn sie Zuwanderinnen und Zuwanderern erklärt hat, wo sie am Wahlabend das Kreuz zu setzen haben. 

Auch auf der Seite der SPÖ sollte man nach Jahren der Untätigkeit, nach Jahren einer Politik des Wegschauens und des Nichtwahrhabenwollens einsehen, dass es so nicht weitergehen kann. Die Probleme werden nicht weniger, es ist bereits fünf vor zwölf.

Wir müssen jetzt danach trachten, alles daran zu setzen, Integration endlich als das zu begreifen, was sie ist, eine Querschnittsmaterie, die alle Lebensbereiche umfasst. Integration bedarf einer Anstrengung. Wir müssen darauf achten, dass es uns gelingt, die Abschottung der NeuwienerInnen zu durchbrechen und diese zum Teil der Gesellschaft zu machen. Hier rächt sich wieder die jahrzehntelange Untätigkeit der SPÖ, der es nicht gelungen ist, Brücken zwischen den neuen und den alten Wienern und Wienerinnen zu schlagen. Sie wissen, dass die Kluft auseinander geht. Wir hören die Signale, aber die SPÖ anscheinend nicht. Jeder, der die Sendung am 12. Juni 2009 gesehen hat, wird mir beipflichten, dass dort genau das aufgezeigt wurde, was wir schon im Gemeinderat von unserer Fraktion aus immer wieder thematisiert haben. Die Stadt Wien hat immer wieder behauptet, das sie im Gemeindebau MediatorInnen haben, mehrsprachige MediatorInnen haben, die bei Konflikten eingesetzt werden. Bei dieser Sendung am 12.6.2009 haben wir genau gesehen, dass es die dort überhaupt nicht gibt. Ja, man kann einen privaten Mediator beiziehen, wenn es Konflikte gibt, um 100 EUR die Stunde. Wo waren die Mediatoren, die wir im Gemeinderat oder in den Medien immer wieder zu hören bekommen haben? Das war wahrscheinlich nicht mehr als lobbyistische Nabelschau. (Beifall bei der ÖVP.)

Was ich ganz skurril finde, ist, dass der Herr Bürgermeister künftig Hausmeister und Hausmeisterinnen als MediatorInnen einsetzen möchte. Mediation muss unabhängig sein, Meditation muss unparteiisch sein, es muss von außen kommen. HausmeisterInnen sind tatsächlich mit den Bewohnern im Haus konfrontiert und sie können nicht unparteiisch sein. Ich möchte ein Beispiel aus meiner Biographie geben. In meinem Haus, wo ich aufgewachsen bin, in Hernals, hatten wir die Frau Lebisch als Hausmeisterin und ich möchte nicht, dass die Frau Lebisch als Mediatorin eingesetzt wird, die jeden Tag mit einer Hauptpartei Konflikt gehabt hat. Also überdenken Sie auch diese Maßnahmen noch einmal, meine sehr geehrten Damen und Herren. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Die ist schon in Pension! - Beifall bei der ÖVP.)

Wie gesagt, es gibt auch positive Maßnahmen beziehungsweise Ansätze in dieser Stadt. Aber wir warten ab, ob diese Maßnahmen dann auch tatsächlich auf die Beine gestellt werden, beziehungsweise, ob die auch greifen. Wir möchten, dass im Integrationsbereich endlich was weitergeht und wir werden da auch hartnäckig dranbleiben, denn die Zeit fürs Schlafen ist vorbei. Wenn Sie das nicht begreifen, dann wird es bei der nächsten Wahl ein böses Erwachen geben und dann werden Sie aufwachen müssen.

Ich habe nicht mehr sehr viel Zeit, ich werde es dann zusammenfassen. Das Budget ist für mich, wie gesagt, intransparent und durchlässig. Deswegen werden wir auch nicht zustimmen, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

Ich darf meinen Appell noch einmal wiederholen: Erstellen Sie ein Integrationskonzept für diese Stadt, das den Namen auch verdient. Wien verdient es. Ohne einen solchen Plan wird auch die Trennlinie zwischen Migranten und Migranten und Alteingesessenen noch verstärkt werden. Wohin das führen kann, das haben wir durch diverse Beispiele bei anderen europäischen Ländern gesehen. 

Zum Schluss darf ich, mir bleibt jetzt genau eine Minute übrig, einen Antrag gemeinsam mit meiner Kollegin Barbara Feldmann zum Thema Zwangsheirat einbringen. Wir hatten im letzten Gemeinderat einen eingebracht und wir haben dann gesehen, bei der Beantwortung hat die Stadträtin in ihren Ausführungen nur die Frauen und Mädchen thematisiert, aber nicht die Buben. Und ich weiß, weil sich auch Männer oder Familien an mich wenden, wo auch Buben davon betroffen sind. Ich möchte, dass auch in diesem Bereich das thematisiert wird. Deswegen bringen wir einen Antrag betreffend Maßnahmenpaket ein für von Zwangsheirat betroffene und bedrohte männliche Jugendliche und vor allem müssen auch die Eltern ins Boot geholt werden. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. - Danke für Ihre Aufmerksamkeit.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bevor ich GR Schreuder das Wort erteile, würde ich bitten, Namen von Personen, die sich hier nicht wehren können, nicht zu verwenden. Die Frau Lebisch wird wahrscheinlich keine Chance haben zu sagen, sie sei kein Streithansel. Das bringt hier für diese Debatte insgesamt überhaupt nichts. Man kann ein Bespiel auch ohne Namen bringen. 

Kollege Schreuder ist am Wort, ich erteile es ihm.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Nachdem wir hier über Frauen und MigrantInnen gesprochen haben, und Sie sozusagen die gesellschaftspolitische Stadträtin von Ihrem Ressort her sind, sprechen wir jetzt über Lesben, Schwule und Gender-Personen, da ja die Antidiskriminierungsstelle auch in Ihrem Ressort liegt. 

Vor wenigen Tagen hatten wir gemeinsam die Freude, die SPÖ und wir, die Plakatkampagne mit zu präsentieren, die von der Courage-Beratungsstelle entwickelt worden ist und in der dreisprachig gefordert wird: „Liebe verdient Respekt.“ Und die FPÖ, wie hat sie reagiert? Der Herr Kollege Mahdalik hat in einer Presseaussendung geschrieben: „Hier sitzt die SPÖ, hält den Stacheldraht ums Geldbörsel gewickelt, während für die ganz, ganz wichtige Kampagne ‚Liebe verdient Respekt’ die Steuermillionen locker sitzen.“ Ich weiß nicht, ob Sie jetzt wissen, die Stadt Wien hat mit 2 000 EUR dazu beigetragen, dass diese Plakatkampagne stattfindet. Mir wäre es persönlich sogar sehr recht gewesen, wäre es noch viel, viel mehr gewesen und würden auf den Straßenbahnen, auf den Bussen und meinetwegen auf Plakaten der Gewista diese Plakate affichiert sein. Da Sie aber von Steuermillionen sprechen, wo es um 2 000 EUR geht, zeigt ja nicht nur, dass Sie die Unwahrheit aussenden, sondern auch Ihre Haltung zu diesem Thema. Aber viel schlimmer wurde es am 4. Juni, als der Klubobmann der Wiener Freiheitlichen Partei, der DDr Eduard Schock, fordert, in Wien soll ein Gesetz eingebracht werden wie in Litauen. Was hat Litauen gemacht? Litauen hat ein Gesetz eingeführt, das ausdrücklich jede Aufklärung zum Thema Homosexualität in den Schulen verbietet und zwar nicht nur in den Schulen, sondern in allen öffentlichen Einrichtungen, die für Jugendliche und Kinder zugänglich sind. 

Herr DDr Schock, ich weiß nicht, wie Sie morgen bei der Courage-Beratung abstimmen werden. Vermutlich werden Sie dagegen stimmen. Aber ich würde Ihnen dringend empfehlen, sich einmal mit dieser Thematik auseinanderzusetzen, weil ich glaube, Sie wissen nicht, was Sie da fordern! Ich glaube, Sie wissen das wirklich nicht. Es ist bewiesen, auch wenn der Gudenus darüber lacht, dass unter Jugendlichen im Coming-out Alter die Suizidgefährdung und die Suizidrate enorm hoch ist. Das ist nicht nur in österreichischen Studien bewiesen, das ist eigentlich weltweit in anglo-amerikanischen oder europäischen Studien längst bewiesen. Rufen Sie einmal in der Courage-Beratung an. Ich glaube, Sie bräuchten dringend eine Beratung, denn das, was Sie fordern, tötet Menschen und das soll Ihnen bewusst sein, dass Sie das fordern! Und eigentlich sollten Sie sich wirklich, wirklich schämen! (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ. – GR Mag Wolfgang Jung: Sie blasen sich da auf und in Wirklichkeit sprechen Sie Unsinn! – Aufregung bei GR Dr Kurt Stürzenbecher und den GRÜNEN.)

Wenn ich Unsinn spreche, dann braucht offensichtlich nicht nur der Herr DDr Schock dringend eine Beratung der Courage, sondern auch Sie, Herr Kollege Jung, weil wenn Sie sich mit diesem Thema nicht beschäftigen wollen, aber Jugendliche dürfen wegen irgendwelcher Phantasien, die Sie da haben, noch Verführungstheorien haben, irgendwelche Prägungstheorien, die längst widerlegt sind, dann, das sage ich Ihnen hier noch einmal, dann töten Sie Menschen! Das muss Ihnen bewusst sein! 

Das weitere große und wichtige Thema, das wir hier seit Jahren in der Politik diskutieren, ist die Gleichstellung von gleichgeschlechtlichen Lebensgemeinschaften und PartnerInnenschaften. Ich bin ja selber in der Arbeitsgruppe, die es schon seit den letzten zwei Kabinetten der großen Koalition gibt. Vorher war es die Arbeitsgruppe von der Justizministerin Berger und der Familienministerin Kdolsky und nunmehr wurde ich vorige Woche auch von der neuen Justizministerin Bandion-Ortner eingeladen. Es ist wirklich erstaunlich, dass es nach jahrelangen Konzepten, nach unzähligen Stunden und Arbeitsgruppen und Vorschlägen und Diskussionen und Begutachtungen, Entwürfen, Gegenentwürfen und so weiter noch immer nicht in Aussicht gestellt wird, weil es offensichtlich innerhalb der ÖVP noch immer keine Meinung und keine Haltung gibt, wie denn nun diese Gleichstellung zu bewerkstelligen sei. Ich weiß nicht, wie es momentan bei der Wiener ÖVP aussieht, aber wir können ja dann vielleicht sehen, wie Sie zu unserem Antrag stehen. Aber es ist wirklich nicht mehr zur ertragen: Seit 20 Jahren fordern Lesben- und Schwulenorganisationen die Gleichstellung. 

Seit 20 Jahren blockiert die ÖVP und es geht so unendlich viel Zeit verloren für die viel wichtigeren Dinge, die übrigens noch anstehen, zum Beispiel in der Jugendarbeit, die uns die SPÖ verbieten will, um zum Beispiel die Krisen, die junge Menschen in ihrer Coming-out Phase haben, zu bewältigen, in den Schulen aufzuklären, gezielte Kommunikation mit MigrantInnen zu machen et cetera. Ich bitte Sie von der ÖVP jetzt wirklich eindringlich, endlich für eine klare Gleichstellung einzutreten! Ich bitte die ÖVP, endlich dafür zu sorgen, dass dieses Thema vom Tisch ist! Sie haben überhaupt nichts zu verlieren, es wird keine heterosexuelle Ehe weniger geschlossen, es wird kein Kind weniger geboren, es werden nur die Rechte von zwei Menschen und im Übrigen die Pflichten, die wir ohnedies schon haben, gleichgestellt. Es ist wirklich dringend an der Zeit!

Ich freue mich sehr, dass es mir heute gelungen ist, mit der Wiener SPÖ einen gemeinsamen Antrag zu formulieren, der das auch Richtung Bundesregierung von diesem Haus aus signalisiert. Ich halte das für enorm wichtig und ich halte das auch für einen Meilenstein in der österreichischen Geschichte der Gleichstellung. Wir ersuchen gemeinsam die Bundesregierung, mittelfristig die Ehe auch für gleichgeschlechtliche Paare zu öffnen und beim Lebenspartnerschaftsgesetz, das uns für dieses Jahr noch versprochen worden ist, eine Generalklausel einzuführen, der die absolute Gleichstellung von lesbischen und schwulen Lebensgemeinschaften mit der Ehe bewerkstelligen würde. Diesen Antrag bringe ich gemeinsam mit meiner Kollegin Maria Vassilakou, mit dem Kollegen Dr Kurt Stürzenbecher und mit der Kollegin Nurten Yilmaz ein.

Warum ist diese Generalklausel so wichtig? Es versteht ja nicht jeder, was das heißt. Was heißt schon Generalklausel? Das muss ich jetzt kurz erklären. Die Generalklausel ist eine Klausel im Lebenspartnerschaftsgesetz, die prinzipiell festlegt, dass gleichgeschlechtliche LebenspartnerInnenschaften mit der Ehe gleichgestellt sind, egal, wo sie im Gesetz vorkommen. Dann kann man noch die Ausnahmen, wenn man so will, formulieren. Vermutlich wollen Sie sie zum Beispiel beim Adoptionsrecht, ich nicht. Was derzeit geplant wird, ist eine unglaublich komplizierte Geschichte. Die Frau Justizministerin Bandion-Ortner will ein Lebenspartnerschaftsgesetz, das genauso dick und umfangreich ist wie das Eherecht. Das Eherecht ist ohnehin sehr dringend zu reformieren. Auch dort gibt es viele Kritikpunkte, aber darauf will ich jetzt gar nicht im Detail eingehen. 

Was Sie wollen, ist, dass jedes einzelne Gesetz, das es gibt, durchforstet werden muss, ob man gleichstellt oder nicht, dass sich jedes Ressort hunderte Gesetze anschauen und sich überlegen muss, ob man gleichstellen will oder nicht. Wo es dann nicht gleichgestellt wird, müssen Lesben, Schwule und Transgender dann vor Gericht gehen und das einklagen. Dieselbe Justizministerin beklagt sich allerdings so oft über Personalmangel im Justizbereich und macht mit diesem Gesetz, das muss man sagen, Tür und Tor auf, dass solche Klagen zuhauf vorgetragen werden müssen, weil so viel ungeklärt ist. Vielleicht können Sie sich einmal ans Herz fassen und überlegen, was die einfachste Variante für uns alle wäre, sowohl für die Politik als auch für Sie, als auch für die Justizbeamtinnen und -beamten, als auch für die Lesben und Schwulen in dieser Republik, nämlich die Gleichstellung mit Generalklausel.

Eine weitere Sache, die vor allem in diesen Bereich hineinfällt, ist das so genannte Antidiskriminierungsgesetz. Ich sage deswegen „so genanntes Antidiskriminierungsgesetz", weil im Bundesrecht gibt es im Unterschied zu Wien erfreulicherweise kein Antidiskriminierungsgesetz, sondern es wurde ins Gleichbehandlungsgesetz verpackt und dort werden verschiedene Diskriminierungsgründe unterschiedlich behandelt und unterschiedlich geschützt. Die Hierarchisierung wurde sowohl vom Menschenrechtsausschuss der Vereinten Nationen kritisiert als auch bereits von mehreren NGOs.

Ich möchte ein Beispiel nennen, warum das so wichtig ist, dass der Schutz gleich ist, im Übrigen nicht nur im Antidiskriminierungsgesetz, sondern auch im Verhetzungsparagraphen. Zum Beispiel wird Anfang Juli ein jamaikanischer Dancehall Artist in Wien auftreten, der in seinen Liedern, in den so genannten „Battyman-Tunes", wie das heißt, singt und fordert, jeder Schwule soll mit einer Kugel erschossen werden! Der kann hier auftreten, man kann Karten kaufen, kann hineingehen und kann sich das Konzert anhören. Hätten wir den Schutz im Verhetzungsparagraphen, wäre das nicht möglich. Ich halte es für nicht erträglich, dass solche Künstler und Künstlerinnen in dieser Stadt auftreten und zum Mord an Lesben und Schwulen auffordern! Das gehört sofort abgestellt! (Beifall bei den GRÜNEN.) Daher stelle ich den Beschluss- und Resolutionsantrag:

„Der Wiener Gemeinderat fordert die Bundesregierung auf, die Hierarchisierung von Diskriminierungsgründen, zum Beispiel im Gleichbehandlungsgesetz und § 283 Strafgesetzbuch zu beseitigen und alle Opfer von Diskriminierung und Hetze gleich zu schützen."

Ich danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Ulm. Ich erteile es ihm.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr verehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich stelle fest, dass eine Unsitte in diesem Haus einreißt, nämlich die Reihenfolge der Rednerliste ständig zu verändern, sich streichen zu lassen, um später dranzukommen und dann auf den Vorredner replizieren zu können. Das können im Prinzip natürlich alle machen, nur wird das dann ein bisschen problematisch sein, weil dann werden wir eine lange Schlange von Personen haben, die sich beim Vorsitzenden anstellt und sagt, sie möchten sich streichen lassen und dann möchten sie wieder drankommen. Ich halte davon relativ wenig. Es vereinfacht einfach den parlamentarischen Ablauf nicht wirklich. (Beifall bei der ÖVP.) 

In dem Fall ist es vielleicht sogar günstig. Der Kollege Stürzenbecher hat wahrscheinlich gemeint, er will sich nicht einer möglichen Kritik durch mich aussetzen, sondern möchte im Gegenteil die Chance haben, mich zu kritisieren. Ich mache es ihm sehr einfach. Ich werde mich, auch auf Grund der fortgeschrittenen Debatte, auf ein einziges Thema konzentrieren, wo ich eigentlich sogar eine Antwort der Sozialdemokratie haben möchte. Ich bin gespannt, ob mir diese vom Kollegen Dr Stürzenbecher oder in der Folge von der Frau Stadträtin gegeben werden kann. Ich konzentriere mich ausschließlich auf die Personalpolitik in dieser Stadt und bei der Personalpolitik wiederum auf die Frühpensionierungen und auf die Aktivierungen bei den Beamten. Sehr verehrte Damen und Herren, halten Sie sich diese unglaublichen Zahlen in dem Zusammenhang wirklich vor Augen, denn der Antritt der Frühpension ist in Wien leider Gottes der Normalfall. Zwei von drei Wiener Beamten werden vorzeitig in den Ruhestand versetzt. Das gibt es in keinem anderen Bundesland, das gibt es nicht beim Bund, das gibt es auch nicht in der Privatwirtschaft. Wir haben pro Jahr an die 900 Pensionierungen und von diesen 900 Pensionierungen sind nur knapp 300 solche, die reelle Pensionierungen sind. Wir hatten im Jahr 2008 per Ende Dezember 614 vorzeitige Pensionierungen, im Jahr 2007 waren es 627 und im Jahr 2006 waren es 570. Arbeiten bei der Stadt Wien macht leider Gottes krank. Das ist sehr schlecht für die Mitarbeiter in diesem Haus und natürlich auch für die Stadtkasse, weil das Budget dadurch ganz erheblich belastet wird. Das muss nicht so sein, das ist in anderen Bundesländern ganz anders. In der Steiermark haben wir lediglich 14 Prozent Frühpensionierungen, in Oberösterreich 33 Prozent. Bei uns sind es 65 Prozent. 

Ähnlich verhält es sich mit dem Pensionsantrittsalter. In Wien geht der Beamte durchschnittlich mit 57 Jahren in die Frühpension, in Oberösterreich sind es 59,4 Jahre, beim Bund sind es 60 Jahre. Dabei gehe ich jetzt nicht von denen aus, die frühpensioniert sind, denn da haben wir ein durchschnittliches Pensionsantrittsalter von 53 Jahren, sondern bei den 57 Jahren fasse ich die Frühpensionisten und diejenigen, die mit normalem Alter in Pension gehen, zusammen. 

Die Praxis in diesem Haus ist an sich betrüblich, dass wir es nicht schaffen, unsere Beamten länger gesund im Dienst zu erhalten. (GR Ing Christian Meidlinger: Wer hat gegen die Gesundheitsförderung gestimmt?) Es ist Ihre Verantwortung, Herr Kollege, dass Sie die Beamten gesund erhalten! Sie schaffen es nicht! (GR Ing Christian Meidlinger: Die ÖVP hat gegen die Gesundheitsförderung gestimmt!) Sie schaffen es einfach nicht! Bitte, mit den Zahlen müssen Sie fertig werden! Dass Sie jetzt nervös werden, glaube ich schon. Wo ist denn der Erfolg Ihrer Politik? Uns werfen Sie vor, dass wir irgendwo nicht mitstimmen. Zwei Drittel gehen Jahr für Jahr in Frühpension, keine Ausreißer, und Sie schaffen einfach keine Trendwende! (Beifall bei der ÖVP. – GR Ing Christian Meidlinger: Sie meinen es nicht wirklich ehrlich! Das glaubt Ihnen niemand! Hätten Sie mitgestimmt!)

Was machen Sie mit den Personen, die im Dienst bei der Gemeinde Wien krank geworden sind? Gibt es da noch irgendein Verantwortungsgefühl oder überlässt man die sich selbst? Ganz abgesehen von der gesundheitlichen Beeinträchtigung, die unangenehm ist, ist es natürlich sehr unangenehm, mit einer oft relativ niedrigen Pension dann das Auslangen finden zu müssen. Es müsste daher das Bestreben sein, möglichst viele, nachdem die Dienstfähigkeit wieder erlangt worden ist, wieder in den Dienst zu setzen. Tatsächlich gibt es da auch im Gesetz ganz klare Vorschriften dazu, wie eine solche Reaktivierung von Amts wegen erfolgen kann. Leider Gottes handelt es sich dabei um totes Recht. Ich habe Ihnen gesagt, dass wir an die 1 600 Frühpensionisten in drei Jahren haben. Davon sind 1 500 Frühpensionisten aus gesundheitlichen Gründen und es gibt keine einzige Reaktivierung dieser 1 500 Personen von Amts wegen. Die Beamten werden allein gelassen, der Dienstgeber nimmt seine Verantwortung nicht wahr. Ganzen fünf Personen ist es gelungen, auf eigenen Antrag wieder ihre Reaktivierung zu erreichen. Sie können sich ausrechnen, wie viele das von 1 500 sind. Wir sind hier im Promillebereich.

Ich bringe daher in diesem Zusammenhang einen Beschlussantrag ein. Er liegt Ihnen vor. Mir geht es darum, dass man diese frühpensionierten Beamten, die eine gesundheitliche Beeinträchtigung erlitten haben, nicht aus den Augen verliert, dass man sich weiter um sie kümmert, dass man versucht, die Dienstfähigkeit bei diesen Personen wieder zu erlangen, dass es regelmäßige Untersuchungen über die Erlangung der Dienstfähigkeit gibt und wenn es eine solche Dienstfähigkeit wieder gibt, erwarte ich mir, dass man diese Personen wieder aufnimmt, damit sie für die Stadt Wien ihren Dienst erbringen können. Ich glaube, das sind wir diesen Menschen schuldig und das sind wir dieser Stadt, der Stadtkassa und allen Steuerzahlern in dieser Stadt schuldig! (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Gudenus.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

In aller gebotenen Kürze möchte ich zuerst doch auf die Wortmeldung meines Kollegen Schreuder kurz eingehen. Ich glaube, egal, was hier beschlossen und diskutiert wird und welche Folgen das hat, niemand tötet hier im Gemeinderat Menschen! Das möchte ich schon feststellen! Es kann nicht sein, dass hier jemand beschuldigt wird, Menschen zu töten! Ich möchte Sie an dieser Stelle bitten, eine Mäßigung der Worte vorzunehmen. Das können wir, glaube ich, alle hier brauchen. (Beifall bei der FPÖ.)

Egal, welcher Meinung man ist, niemand tötet hier Menschen!

Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Frau Kollegin Ekici hat bei aller Wertschätzung vorhin davon gesprochen, dass die ÖVP das tolle Konzept „Zuerst Deutsch, dann Schule" entwickelt hätte. Ganz so ist das nicht. Sie haben noch von einem 30-prozentigen Ausländeranteil in den Schulklassen gesprochen, wo wir schon längst unser Konzept „Deutsch vor Schuleintritt" entwickelt und auch vorgestellt hatten. Das ist schon seit Jahren unser Programm. So stellt sich die ÖVP wieder als Meister im Kopieren heraus. Man hat die Kopiermaschine wieder angeworfen, wie auch beim Antrag der Sicherheitswacht, den wir hier einbringen, nämlich den Beschlussantrag der Kollegen Johann Gudenus und David Lasar zur Einrichtung einer Wiener Sicherheitswacht. Der Beschlussantrag lautet: 

„Der Bürgermeister von Wien wird aufgefordert, die Errichtung und Organisation einer Wiener Sicherheitswacht nach freiheitlichem Modell zur Erhöhung der generalpräventiven Wirkung im örtlichen Sicherheitsbereich und zur Unterstützung der Exekutive zu veranlassen. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (GR Robert Parzer: Darüber wird von uns schon drei Jahre lang geredet!)

Wir reden schon sehr lange darüber. Wir haben schon im Jahr 2001 das Modell nach bayrischem Vorbild gefordert. Es gab schon in einigen Bezirksvertretungen im Jahr 2004 den Antrag auf eine Gemeindewacht. Ich möchte dazu noch festhalten, 50 Prozent der Kriminalität in Österreich finden in Wien statt. Es gibt aber in Wien nur 20 Prozent der Polizisten Österreich-weit. Das heißt, es braucht die Polizei in Wien eine Unterstützung, weil wir wissen, dass ungefähr 50 bis 60 Prozent der Tätigkeiten, die die Wiener Polizei verrichtet, eigentlich Tätigkeiten sind, die eine solche Sicherheitswacht verrichten könnte. So ist, glaube ich, dieser Antrag eingebracht und ich bitte um Ihre Zustimmung.

Der zweite Antrag, den ich einbringen will, ist ein Beschlussantrag der Kollegen Matiasek, Johann Gudenus und David Lasar, betreffend eine abzuschaffende oder nicht erwünschte englische Ausdrucksweise gewisser Einheiten wie „Night Watcher“ oder „Waste Watcher“. Darin werden die zuständigen Stellen aufgefordert, deutschsprachige Bezeichnungen für die Anglizismen wie „Night Watcher“ oder „Waste Watcher“ zu finden, die auch eine Deckung in den jeweiligen Rechtsgrundlagen finden. - In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. 

Danke sehr. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr StR Herzog. Ich erteile es ihm.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Ich habe mich zum Wort gemeldet, nicht so sehr zu der Geschäftsgruppe, die hier verhandelt wird, sondern ich möchte kurz drei Anträge der GRÜNEN zum Thema Wohnen, die gestern eingebracht wurden, noch vor der Abstimmung kommentieren.

Ich möchte aber doch ganz kurz für etwas das Wort ergreifen, was heute sehr massiv in der Debatte gestanden ist. Selbstverständlich ist es eine Ungeheuerlichkeit, dass nach Jahrzehnten noch immer die Gleichbehandlung von Mann und Frau und die gleichen Gehälter für gleiche Arbeit nicht verwirklicht wurden, weil seit 30 Jahren hören wir diese Debatte. Egal, ob eine absolute Mehrheit der SPÖ durch viele Jahrzehnte, ob Koalitionsregierungen, auch, aber nicht nur rot-schwarz, wenn es sich um die große Koalition handelt, geschehen ist offensichtlich nichts. Wir werden sehen, ob nunmehr die Anträge, die jetzt kommen, in irgendeiner Form eine Veränderung bringen. 30 Jahre lang ist das Thema bekannt. Geschehen ist von der österreichischen Politik in dieser Richtung nichts. (Beifall bei der FPÖ.)

Ich möchte aber privat dazu bemerken, dass Anträge eingebracht wurden, die in die Richtung auf Offenlegung von Gehältern gehen. Meine rein private, persönliche Meinung ist, dass es in Österreich eine ausgesprochene Intimzone ist, über Gehälter zu reden. Jeder wird in seiner privaten Sphäre Erfahrungen haben, dass die Menschen alles, aber nicht die Gehälter bekannt geben wollen. Die Höhe der Gehälter, selbst die der Beamten, wo man es im Schema nachlesen kann, ist etwas, was im Großen und Ganzen sicher nicht erwünscht wird. Ich kann Ihnen nur sagen, ich kenne das auch persönlich. Ich war Beamter und da hat man nicht darüber geredet. Ich kenne das auch im Privatbereich. Die Leute reden über ansteckende Geschlechtskrankheiten, aber sicher nicht über ihre Gehaltshöhe. Das bitte ich zur Kenntnis zu nehmen. Ich glaube daher, dass es sinnlos ist, solche Anträge zu stellen, weil ein Tabuthema existiert, wo man nur die Leute verschreckt, wenn man versucht, das zu verändern. (Beifall bei der FPÖ.)

Jetzt zu den Anträgen. Es sind drei Anträge der GRÜNEN da.

Ein Antrag ist, vermieterInnenseitige Erhaltungsverpflichtungen im Mietrechtsgesetz auf Grund eines unerwarteten Urteils des OGH zu ändern, wo es in Bezug auf eine Kombitherme in Abrede gestellt wurde. Die Forderung geht dahin, dass der Gemeinderat aufgefordert wird, die Bundesregierung zu ersuchen, eine Wohnrechtsnovelle vorzulegen, dass die Erhaltungsverpflichtungen der Vermieterseite nicht zum Nachteil der MieterInnen klargestellt werden. Allerdings muss man dazu sagen, dass es im OGH-Urteil um den Vollanwendungsbereich des Mietrechtsgesetzes geht. Hier ist der Antrag ausgeweitet auf die Novelle auf Mietverträge in frei finanzierten Neubauwohnungen. Nachdem das Ganze aber zuzuweisen ist, ist eine Debatte darüber möglich. Daher werden wir zustimmen.

Der zweite Antrag betrifft den Sanierungsplan der Gemeindebauten. Es geht darum, dass ältere Gemeindebauten offensichtlich nicht thermisch behandelt werden, was Sanierungen betrifft. Hier sollte seitens des Wohnbaustadtrates ein umfassender Sanierungsplan vorgelegt werden. Daher ist es durchaus positiv, in der Abstimmung darüber zuzustimmen. (GRin Nurten Yilmaz: Wo waren Sie gestern, dass Ihnen das alles erst nachher einfällt?)

Der dritte Antrag aber ist der entscheidende für mich, nämlich die Sache mit Einfamilienhausgebieten und Neubau in Form von mehrgeschoßigen Wohnbauten. Da ist eine durchaus wichtige Sache, die wir behandeln müssen. Ich glaube, dass das durchaus richtig ist. Allerdings werden im Antrag drei Punkte beantragt. Der erste ist die Reform der Widmungspraxis durch Einführung neuer Widmungskategorien. Das ist positiv, dem kann man zustimmen. Der zweite Punkt ist die Reform und konsequente Anwendung des § 85 der Wiener Bauordnung, also das örtliche Stadtbild betreffend. Nur der dritte Punkt, verbale Zielvorgaben für Plangebiete, die festgelegt werden sollen, ist unserer Meinung nach kein Thema, das hier behandelt und beschlossen werden kann. Wir haben um Zuweisung ersucht. Ich weiß nicht, ob sie erfolgt ist. Anscheinend nicht. Nachdem das aber für uns ein durchaus interessantes und wichtiges Thema ist, werden wir dem Antrag zustimmen, stellen aber fest, dass wir den dritten Punkt, nämlich diesen verbalen Zielvorgaben für Plangebiete keinesfalls zustimmen wollen. Dessen ungeachtet gibt es eine Gesamtzustimmung dazu. Ich hoffe, dass wir uns noch in Debatten in den Ausschüssen darüber unterhalten können. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Stürzenbecher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zum Kollegen Ulm: Nicht weil ich mich fürchte, sondern weil die Frau Stadträtin selbst zu der Frage der Frühpensionierungen Stellung nehmen wird, nehme ich hier, auch auf Grund der gekürzten Zeit, nicht Stellung.

Ich fange mit einem Thema an, das noch am wenigsten umstritten ist, mit den Märkten, die in jedem Fremdenführer für Wien sehr viel Raum haben, und zwar zu Recht, weil diese Märkte im Gegensatz zu den internationalen Finanzmärkten wirklich etwas sehr Positives sind. Beim Naschmarkt ist man gerade dabei, die Umbauarbeiten zu beginnen. Der Brunnenmarkt ist knapp vor der Fertigstellung und wird immer mehr zu einem touristischen Juwel unserer Stadt. Dort kriegt jeder Stand jetzt Strom und Wasser. Der Großmarkt Inzersdorf hat einen neuen Mülltrennungsplatz nach neuen technischen Erkenntnissen. (GR Dipl-Ing Roman Stiftner: Überhaupt ist alles super!) Überhaupt ist zu sagen, dass die Arbeitsgruppe Märkte sehr gut zusammengearbeitet hat. Die Kollegin Rubik und die Frau Stadträtin haben da tolle Arbeit mit allen Oppositionsparteien geleistet. Es ist auch ein neues Marktkonzept entworfen worden, das wirklich zukunftsweisend ist. Also an alle, die im Bereich Märkte tätig sind, herzlichen Dank, hier ist wirklich etwas gelungen!

Jetzt komme ich schon zu einem Thema, das weniger einvernehmlich ist und wo ich an den Kollegen Schreuder anschließen muss. Und zwar ist das die Plakatkampagne gegen Homophobie, die von der FPÖ wirklich unerträglich kommentiert worden ist. Soweit ich irgendwo gelesen habe, hat auch der Kollege Mahdalik gesagt, man soll lieber Autobahnplatten mit dem Geld anschaffen. Abgesehen davon, dass 2 000 EUR wirklich ein bescheidener Betrag sind und man damit wahrscheinlich nur ein paar Quadratzentimeter Autobahn bauen könnte, ist das wirklich eine Argumentation, die absurd ist. Auch wenn vielleicht der Kollege Schreuder in seiner Formulierung nicht vollkommen korrekt war, stimme ich schon zu, muss man sagen, dass das eine ganz ernste Problematik ist, dass wir erstens in Österreich wirklich eine sehr hohe Selbstmordrate insgesamt haben und zweitens bei Homosexuellen diese Selbstmordrate siebenmal so hoch ist als bei Heterosexuellen. Das ist eine tragische Sache, die man wirklich bekämpfen und darauf schauen soll, dass das weniger wird. Oder dass man darüber lachen kann, ist wirklich traurig, wenn man das macht, wie von Seiten der FPÖ passiert, und das ist auch schärfstens zurückzuweisen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Abgesehen davon erfolgen 90 Prozent aller Selbstmordversuche von gleichgeschlechtlich empfindenden Menschen zwischen 15 und 27 Jahren, also gerade in dem Alter, wo wir durch unsere pädagogischen Maßnahmen und durch unsere Öffentlichkeitsarbeit entgegenwirken wollen. Wir sind auch stolz darauf, dass wir das machen und diese Plakatkampagne war wirklich eine ganz tolle Sache. 

Im Eilzugstempo: Dem Beschlussantrag der GRÜNEN, betreffend Hierarchisierung der Diskriminierungsgründe, werden wir zustimmen. Wir haben in Wien das beste Antidiskriminierungsgesetz, auch ein viel besseres als die Oberösterreicher und vor allem auch ein besseres als der Bund und wollen dieses Niveau unterstützen, sodass wir auch auf den anderen Ebenen ähnliche Niveaus erreichen. 

Weiters, weil wir ihn auch miteinbringen, unterstützen wir den gemeinsamen Antrag betreffend Lebenspartnerschaften. Ich glaube auch, dass man auf Bundesebene endlich Nägel mit Köpfe machen soll. Hier der Appell an die Wiener ÖVP, darauf Einfluss zu nehmen, dass endlich eine sinnvolle Lösung auf Bundesebene herauskommt. Das wird sicher nicht das werden, was die Ehe ist, aber auch das nicht, was wir fordern, fürchte ich, die Generalklausel, aber wenigstens endlich ein Lebenspartnerschaftsgesetz, das diesen Namen verdient und das die Diskriminierung von gleichgeschlechtlich orientierten Menschen beendet. Das ist dringend notwendig und ein Appell an die ÖVP-Wien, endlich für das einzutreten, was man mit Lippenbekenntnissen schon ab und zu gemacht hat. (Beifall bei der SPÖ.)

Weiters kann ich beim angesprochenen Thema nur sagen, die Wiener Antidiskriminierungsstelle für gleichgeschlechtliche Lebensweisen macht seit 1998 eine ausgezeichnete Arbeit. Sie ist damals unter Integrationsstadträtin Brauner eröffnet worden. Jetzt haben wir doch schon elf Jahre, wo diese Stelle, mit durchaus bescheidener personeller Ausstattung, würde ich sagen, die perspektivisch noch eine Spur mehr sein könnte, nicht mehr aus unserem Stadtleben wegzudenken ist. Was diese Personen leisten, ist ganz toll. Ich möchte überhaupt allen Bediensteten des Ressorts herzlich danken, aber ganz speziell auch der Antidiskriminierungsstelle für gleichgeschlechtliche Lebensweisen. Herzlichen Dank! (Beifall bei der SPÖ und von GRin Mag Waltraut Antonov und GR Marco Schreuder.) 

Aus Zeitgründen kann ich jetzt nicht anführen, was sie alles gemacht haben, an Broschüren, an Beratung in den Diskriminierungsstellen, an Schulungs- und Sensibilisierungstätigkeiten, in Krankenpflegeschulen, auch in der Lehrlingsausbildung, bei der Vorbereitung der Regenbogenparade, bei anderen Großveranstaltungen in, für Schulen, dann die „Queeren Stadtgespräche" und viele andere Veranstaltungen, wo diese Stelle tätig ist. - Wirklich herzlichen Dank dafür!

Dann noch zu einem anderen Thema. Die Kollegin Ekici hat fälschlich behauptet, Wien hätte eine höhere Pro-Kopf-Verschuldung als Oberösterreich. Das ist natürlich falsch! Eine staatsbürgerschaftskundliche Information für die Frau Ekici: Wenn man nur Land Wien und Land Oberösterreich vergleicht, kann das vielleicht stimmen, wenn man aber bedenkt, dass Wien auch Gemeinde ist, und wenn man bei Oberösterreich alle Gemeinden dazuzählt, dann hat Oberösterreich eine deutlich höhere Pro-Kopf-Verschuldung als Wien. Das muss auch einmal klargestellt werden. 

Zur Debatte Siemens, was von den GRÜNEN, von StRin Vana gekommen ist, kann ich aus Zeitgründen nichts sagen. Nur eines kann ich schon sagen, dass man nicht hundertprozentig weiß, wie man mit der Weltwirtschaftskrise umgeht, aber man versucht, das bestmöglich mit einem Bündel von Maßnahmen abzufedern. Das versucht die Stadt Wien über den WAFF und über alle Instrumente, die es gibt. Nur eines weiß ich sicher, euer Weg ist sicher falsch, nämlich der Vorschlag, überhaupt keine Aufträge an Siemens zu vergeben. Wenn man das machen würde, dann wäre der Standort gefährdet und das ist wirklich ein ganz schlechter Standpunkt. (StRin Dr Monika Vana: Wir fordern das nicht!) - Wenn Sie das nicht fordern, ist das okay. Mir ist es nur so berichtet worden. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Das ist ein Blödsinn! Es wäre gescheiter, ihr hört zu, wenn wir reden!) 

Aber trotzdem ist natürlich schon klar, das ist eine Konzernentscheidung, die nicht in Österreich gefällt wurde und wir versuchen, mit allen uns zur Verfügung stehenden Mitteln, über das Finanzressort, über das Wohnbauressort, über alle Ressorts, die Weltwirtschaftskrise abzufedern. Das ist bis jetzt halbwegs gelungen und wir werden uns weiter nach menschlichem Ermessen bestmöglich darum bemühen. 

Zur Integration komme ich jetzt noch als letztes Thema. Die Kollegin Matiasek hat fälschlich behauptet, die Bezeichnung für unser Modul sei: „Wie tickt der Wiener." Das ist falsch. Das Modul heißt: „Zusammenleben in Wien". (GRin Veronika Matiasek: Das ist der Untertitel!) Das ist die korrekte Darstellung. 

Insgesamt darf ich Sie darauf aufmerksam machen, dass wir immer schon, und ich kann das mit Protokollen seit 1998 nachweisen, gesagt haben, dass natürlich die Hausordnungen und das Einhalten der Hausordnungen für Zuwanderer wie für Österreicher eine ganz wichtige Sache ist und man das ordentlich einhalten muss. (StR Johann Herzog: Seit sechs Wochen!) - Ich kann es Ihnen in einer Rede vom Jahr 1998 und in vielen anderen auch zeigen. Das ist also nichts Neues. (StR Johann Herzog: Von uns, aber nicht von euch!) Aber wir streichen das verstärkt hervor, um es wirklich an alle heranzutragen. Das Fünf-Punkte-Programm zur Integration ist Ihnen bekannt, dass man sein Bild über die Zuwanderinnen und Zuwanderer revidiert, das dahin gehend ist, sie sind alle ungebildet oder, wie die Kollegin Matiasek es ein bisschen optimistisch sagt, bildungsfern. Es sind nicht alle Zuwanderer bildungsfern. (GRin Veronika Matiasek: Ich habe nicht gesagt, alle sind das! Das ist falsch!) Zwei Drittel der Neuzuwanderer sind gut ausgebildet. Es gibt deshalb auch differenzierte Angebote, je nach Bildungsgruppe und Sprachkenntnissen. Wir sagen auch immer ganz deutlich, wer Ja zur Zuwanderung sagt, erwartet im Gegenzug ein Ja zu Wien und dass alle Rechte und Pflichten von beiden Gruppen eingehalten werden. Damit das aber erleichtert möglich ist, haben wir eine Unterstützung vom ersten Augenblick der Zuwanderung an über alle Stationen, damit es sozusagen eben ein möglichst gutes Zusammenleben gibt. Wir wollen eben mit den Communitys als aktive PartnerInnen zusammenarbeiten und nicht nur Neuzuwanderinnen und Neuzuwanderer in unsere Maßnahmen einbeziehen, sondern auch solche, die schon länger da sind. Das sind ganz wichtige Punkte. 

Ich glaube auch, dass wir durchaus einiges vorzuweisen haben, dass auch die Zuwandererkommission eine sehr gute Sache ist, die die Frau StRin Frauenberger gemeinsam mit zwei Oppositionsparteien ins Leben gerufen hat. Die Frau Stadträtin hat gesagt, dass Zuwanderung klare, transparente und für alle nachvollziehbare Regeln braucht. Der Kollege Tschirf hat bei dieser Gelegenheit, was auch stimmt, weg von Zufallsmigration hin zu geregelter Qualifikationsmigration eingebracht, und die Frau Klubobfrau Vassilakou, dass Migration eine Wiener Tradition ist. Diese drei Parteien werden zusammen sicherlich über diese Zuwanderungskommission, die vom ausgezeichneten Dr Thomas Oliva geleitet wird, weitere Fortschritte für ein gedeihliches Zusammenleben von Zuwanderern und alteingesessenen Österreichern leisten. 

Dass das in Wien schon relativ weit fortgeschritten ist, bringe ich noch ein Beispiel aus der Tageszeitung „Der Standard“, und zwar von Barbara Coudenhove-Kalergi, die durchaus nicht der Sozialdemokratie nahesteht. Ich kann mich daran erinnern, vor einigen Jahren hat sie bei einer Nationalratswahl gesagt, dass sie noch überlegt, ob Sie die ÖVP oder die GRÜNEN wählen wird. Barbara Coudenhove-Kalergi hat in diesem „Standard“-Artikel ausgeführt - ich zitiere auszugsweise, das wäre sonst zu lang: „In Wien gibt es im Unterschied zum Bund ein eigenes Integrationsressort und das hat Erfolge vorzuweisen, die sich durchaus mit denen in skandinavischen Musterländern messen können. Es gibt seit vorigem Herbst ein Programm, das allen Neuzuwanderern Beratung, Begleitung und Einführung in die Spielregeln des Lebens in Österreich anbietet. Es gibt Mediatoren und Konfliktlöser in Gemeindebauten, Parks und Jugendzentren. Es gibt eine Fülle von Qualifikations- und Sprachkursen, alleine an den ‚Mama lernt Deutsch’-Kursen in den Volksschulen und Kindergärten haben 2008 weit mehr als 4 000 Frauen freiwillig teilgenommen." - Dann weiter unten die rhetorische Frage: „Die Wiener Integrationspolitik ist gescheitert, verkünden Strache & Co. Wirklich?" - Dann führt sie aus: „Wie kommt es dann, dass immer mehr Menschen mit Migrationshintergrund - ein Fünftel der Zuwanderer hat ein abgeschlossenes Studium - sich im Job durchsetzen und Spitzenleistungen vollbringen? ..."

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Bitte zum Schlusssatz zu kommen.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (fortsetzend): Das ist der Schlusssatz. – „... Ja, die Leute schimpfen über die Ausländer, aber anders als in anderen Ländern gibt es kaum Gewaltakte. Es brennen auch keine Asylwerberheime. All das lässt sich durchaus herzeigen, auch in einem Wahlkampf, und es müsste schon mit dem Teufel zugehen, wenn man dafür keine engagierten Jungen mobilisieren und Mehrheiten gewinnen könnte."

Sehr geehrte Damen und Herren, es wird nicht mit dem Teufel zugehen, es wird mit den Menschen zugehen, mit der Menschlichkeit, mit Lösungen, die die Sozialdemokratie anbietet! Deshalb werden wir auch weiter erfolgreich sein! (StR Johann Herzog: Schlusssatz!)

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Bitte wirklich zum letzten Satz. 

GR Dr Kurt Stürzenbecher (fortsetzend): Es wird nicht mit dem Teufel, sondern mit Menschen zugehen! - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Amtsf StRin Frauenberger. Ich erteile es ihr.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zwei Tage intensiver Debatte haben wir hinter uns gebracht. Ich möchte zum Schluss aus meiner Geschäftsgruppe noch drei Themenfelder kurz anreißen. 

Beginnen wir mit dem Bereich des Personals, wobei ich dem nicht ewig lange Zeit widmen möchte, denn ich denke mir, diese Diskussion ist ein altbekanntes Hin und Her mit immer denselben Argumenten. Ich möchte Ihnen einmal mehr meine Argumente in dem Zusammenhang entgegenhalten. Sie verwechseln ständig Äpfel mit Birnen. Sie vergleichen hier Länder, die längst nicht mehr in der Verantwortung der Daseinsvorsorge sind, so wie es Wien tut. Das ist in Wien eine ganz bewusste Entscheidung und eine gute Entscheidung gewesen, in die Daseinsvorsorge zu investieren. Aber das bedeutet natürlich auch, dass es in dieser Stadt Berufsgruppen gibt, die es in sonstigen öffentlichen Verwaltungen nicht gibt und dass es dort natürlich ganz andere Konzepte und Strukturen gibt. Das ist einmal die Grundvoraussetzung. 

Dann geht es aber natürlich auch darum, dass ich Ihre permanente absolut respektlose Darstellung unserer MitarbeiterInnen zurückweisen muss! (Beifall bei der SPÖ.) Sie tun doch geradezu so, als würden alle miteinander so schnell wie möglich und so früh wie möglich gehen. Dem ist nicht der Fall. Wir haben eine höhere Lebenserwartung, das ist gut so, und damit haben wir ein höheres Pensionsantrittsalter. Das ist für so eine große Arbeitgeberin mit 65 000 total verschieden strukturierten MitarbeiterInnen eine große Herausforderung. Aber wir stellen uns dieser Herausforderung und wir stellen uns erfolgreich dieser Herausforderung. (StR Johann Herzog: Und der Bund nicht?) Wir haben ein gemeinsames Ziel. (StR Johann Herzog: Der Bund nicht?) - Sie wollen es doch nicht verstehen. Es gibt im Bund die Beschäftigten, die wir haben, schon lange nicht mehr, die Krankenschwestern, die KindergärtnerInnen, die MüllauflegerInnen, die Kanalarbeiterinnen und Kanalarbeiter, die alle unter schweren Bedingungen arbeiten. Für diese Menschen machen wir Politik. Für diese Menschen machen wir Personalpolitik. Diese Menschen versuchen wir, mit einem Aktiv-Ageing-Programm so lange wie möglich in der Beschäftigung zu halten, und zwar in einer großen Wertschätzung! Darauf lege ich absoluten Wert! (Beifall bei der SPÖ. - GR Franz Ekkamp: So schaut es aus!)

Wir haben hier ein Aktiv-Ageing-Programm beschlossen. Da waren Sie unter anderem dabei und haben nicht zugestimmt. Ich denke mir, das überlassen wir dann sozusagen der Beurteilung aller anderen. Wir machen hier Politik. 

Kommen wir einmal zum Thema Frauen: Im Frauenbereich ist es so, dass wir immer wieder die Debatte haben, ob alles in der MA 57 sein oder ob es eben im Sinne der Querschnittsmaterie aufgeteilt werden soll. Es gibt dazu eine klare Entscheidung. Frauenpolitik ist in dieser Stadt Querschnittspolitik und es ist natürlich in allen Bereichen der Stadt ganz wichtig, darauf zu schauen, dass in Zeiten von wirtschaftlichen Krisen Frauen nicht das Schlusslicht sind und Frauenpolitik nicht unter die Räder kommt. Das ist in Wien auch nicht der Fall. Dafür hat ein sehr umfassendes Konjunktur- und Beschäftigungspaket der Finanzstadträtin Brauner gesorgt. Sie können Wien nicht schlechtreden. 

Tatsache ist, Wien hat die höchste Frauenerwerbsquote, Wien hat die niedrigsten Einkommensunterschiede und Wien hat die niedrigste Teilzeitquote bei Frauen und die höchste Teilzeitquote bei Männern. Das kommt nicht von ungefähr, sondern dass ist querschnittlich verstandene Frauenpolitik, auf die wir auch stolz sind (Beifall von GR Prof Harry Kopietz.), eine Frauenpolitik, die gemeinsam mit einer aktiven und proaktiven Arbeitsmarktpolitik gemacht wird. Ich denke mir, diese beiden Pole gut miteinander zu verbinden, ist das Erfolgsrezept.

Wenn heute hier gesagt wurde, dass im Konjunkturpaket nicht ausreichend Rücksicht auf die Frauen genommen wurde, dann muss ich das massiv zurückweisen. Erstens gehen zum Beispiel 60 Prozent der Mittel im Arbeitsmarktbereich an Frauen. Aber unabhängig davon gibt es gerade im Forschungskonjunkturpaket sehr viele Maßnahmen für Frauen, vom Stipendienbereich bis zum FemCall. Gerade auch dieses gemeinsam entwickelte Konjunkturpaket und Beschäftigungspaket im Gesundheitsbereich von StRin Wehsely und von Finanzstadträtin Brauner ist ein Paket, das sich ganz besonders an Frauen richtet. Warum? Weil dort eben ein sehr hoher Beschäftigungsanteil von Frauen ist. 

Mein Ziel ist es, und das lässt sich immer so schön zusammenfügen im frauenpolitischen Kontext, dass Frauen in dieser Stadt sicher, selbstbestimmt und unabhängig leben können. Eine der großen Herausforderungen dabei wird es sein, an diesen manifestierten, festgefahrenen Rollenbildern etwas zu ändern. Die GRin Krotsch hat das schon ausgeführt. Mir geht es einfach darum, dieses Klischee von typisch männlich, typisch weiblich aus den Köpfen herauszubringen, die damit verbundenen massiven Diskriminierungen wiederum anzusprechen, um damit Frauen und Mädchen den Mut zu machen, einen eigenen Weg zu gehen und sich letztendlich nicht von irgendwelchen gesellschaftlichen Mustern einschränken zu lassen. Wir Frauen müssen den Frauen und Mädchen aufzeigen, dass sie ihre Rolle verändern können, denn das ist letztendlich das Ziel, jeder Frau klarzumachen, ihre Rolle ist veränderbar. Das ist letztendlich das Ziel, wenn es darum geht, Frauen in eine tatsächliche Gleichstellung zu bringen. Dafür schafft Wien die entsprechenden Rahmenbedingungen. Dafür gibt es viele Gleichstellungsmaßnahmen, aber wir brauchen für diese Gleichstellungsmaßnahmen die Betriebe. 

Deswegen war 2008 der Schwerpunkt der betrieblichen Gleichstellungsmaßnahmen, wo wir versucht haben, in einem großen Paket für Unternehmen, dass wir die Struktur der Unternehmen, der Kleinst- und Mittelbetriebe in dieser Stadt berücksichtigt und einen Leitfaden zur betrieblichen Gleichstellung erarbeitet haben, dass wir aber eine Studie dazugestellt haben, wo wir viele Best-Practice-Beispiele, vom kleinsten Betrieb bis zu Betrieben mit ein paar tausend Beschäftigten, haben. Was man alles auf der betrieblichen Ebene tun kann, haben wir dann noch in einem Workshop-Konzept an die Betriebe vermittelt. Denn dieses Zusammenspiel aus Wirtschaft und Politik ist es letztendlich, was uns vielleicht doch ein Stück erfolgreicher machen kann. Davon bin ich einfach überzeugt. Ich glaube, wir haben in Wien wiederum eine Vorreiterinnenrolle, nein, ich weiß es. Ich gebe auch zu, wir sind sehr stolz auf diese Vorreiterinnenrolle.

Was ich auch weiß und glaube, davon sind alle, die in der Frauenpolitik engagiert sind, überzeugt, es geht gerade in der Gleichstellungspolitik von Frauen und Männern nicht immer mit Freiwilligkeit. Das heißt, wir brauchen verbindliche Quoten, wir brauchen die Offenlegung von Gehältern, um mit Einkommenstransparenz die Einkommensschere zu schließen, wir brauchen eine Koppelung der öffentlichen Auftragsvergabe an die Frauenförderung. (Beifall von StRin Dr Monika Vana.) Diese drei Elemente sind unabdingbar und sollen verpflichtend sein. Nur so machen wir einen nächsten großen Schritt in der tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und Männern. (Beifall bei SPÖ und Teilen der GRÜNEN.)

Lassen Sie mich noch abschließend etwas zum Thema der Integrationspolitik sagen. Ich finde es immer ganz interessant, dass es so spannende urheberInnenrechtliche Debatten hier gibt, wer wann was irgendwann einmal zuerst verlangt hat. Das ist mir egal. Wir arbeiten einstweilen. Wenn immer wieder ein Konzept verlangt wird, dann muss ich ehrlich gesagt sagen, verwundert es mich schön langsam, aber ich weiß eh, man muss immer alles wiederholen und Wiederholen sichert den Lernerfolg, wie wir hier als Sprichwort im Wiener Gemeinderat kennen. Wir haben ein Integrationskonzept und wir haben ein sehr gutes Integrationskonzept, das sich auch schön bildlich darstellen lässt. Ich wiederhole es, wir haben dieses Fundament. Zuwanderung muss klar und transparent geregelt werden. Es gilt als unabdingbar, sie an Integrationsmaßnahmen zu koppeln. Zwei Stichworte dazu: Zuwanderungskommission und „Start Wien“. Wir haben vier Säulen: Sprache, Arbeitsmarkt und Bildung, Zusammenleben und die Messbarkeit, die heute auch angesprochen wurde. Das heißt, Wien misst sehr bewusst und wir haben ein Dach, das ein breites Bündnis für Integration darstellt.

Wir haben gerade mit „Start Wien“ eine sehr erfolgreiche Maßnahme etablieren können, wo wir uns angeschaut haben, wie sich das Bild der Zuwanderung verändert hat und daraufhin ein Angebot formuliert haben, ein Startcoaching, Informationsmodule. Diese Maßnahme wird zu 90 Prozent angenommen. Wenn man immer wieder diskutiert, dass die ZuwanderInnen nicht hingehen wollen oder was auch immer, ist das der beste Beweis dagegen. „Start Wien“ funktioniert, wir erreichen 90 Prozent der NeuzuwanderInnen und diejenigen, die schon länger da sind, können auch gerne an diesen Maßnahmen teilnehmen. In unseren Informationsmodulen waren sagenhaft erfolgreiche 3 000 Menschen, die bisher diese Maßnahme besucht haben. „Start Wien“ ist also ein Erfolgskonzept. (Beifall bei der SPÖ.)

Wenn wir unser gesamtes Integrationskonzept anschauen, dann geht es einfach darum, dass Sprache natürlich einen ganz wesentlichen Platz einnimmt. Sprachmaßnahmen leistbar und leicht zugängig. 4 000 Menschen müssen die Integrationsvereinbarung einhalten, 10 000 Menschen besuchen unsere Wiener Sprachmaßnahmen. Das kommt nicht von ungefähr. Wir sind im Gegensatz zu allen anderen Bundesländern mit 300 EUR Sprachgutscheinen dabei und haben sehr - wie man so schön sagt - niedrigschwellige Maßnahmen anzubieten. 

Unser Ziel ist es auf jeden Fall, mit unserer Integrationspolitik das Zusammenleben in dieser Stadt gut zu gestalten, einen respektvollen Umgang untereinander zu gestalten. Wir haben ein hervorragendes, flexibles, ausbaufähiges, modernes Integrationskonzept. Das Besondere an diesem Integrationskonzept ist, es steht hinter diesem Integrationskonzept eine klare Haltung. Diese Haltung heißt, wir stehen hier in Wien für Integration und gegen jede Form von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit! (Beifall bei der SPÖ.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich glaube, wir haben eine sehr gute Leistungsbilanz vorzuweisen. So eine Leistungsbilanz lässt sich nur vorweisen durch die Mitarbeit von vielen engagierten Frauen und Männern in dieser Stadt. Wir haben eine erfolgreiche EURO 2008 geschlagen. Wir sind ja immer noch im Rechungsabschluss 2008. Da möchte ich mich bei jeder Mitarbeiterin und bei jedem Mitarbeiter noch einmal besonders bedanken. Wir haben eine Mercer-Studie, die uns sagt, wir sind die Stadt mit der höchsten Lebensqualität. So ein Ziel kann man nur mit engagierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern erreichen. Deshalb möchte ich mich sowohl bei den Frauen und Männern, Beschäftigten dieser Stadt ganz herzlich bedanken!, ich möchte mich aber auch bei meinem Ausschuss für die gute Zusammenarbeit und bei meinem Büro für diese ganz tolle und hervorragende Unterstützung bedanken!

Als Integrationsstadträtin möchte ich mit den Worten schließen: Wir alle sind Wien! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke, Frau Stadträtin. Zur Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Ich erteile der Frau VBgmin Mag Brauner zum Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2008 das Schlusswort.

Berichterstatterin VBgmin Mag Renate Brauner: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Nachdem wir sehr lange miteinander diskutiert und viele Argumente ausgetauscht haben, versuche ich wieder einmal, mir das Wohlwollen aller zu erarbeiten und reduziere mich darauf, zu sagen:

Nach der Auflage zur öffentlichen Einsichtnahme durch die Bevölkerung in der Zeit von 10. bis 17. Juni 2009 und der in den letzten beiden Tagen erfolgten ausführlichen Gemeinderatsdebatte zum vorliegenden Rechnungsabschluss darf ich der Einfachheit und Kürze halber auf die Anträge gemäß Seite XXIII der Einleitung hinsichtlich des Rechnungsabschlusses sowie zum Inventar verweisen und um entsprechende Beschlussfassung ersuchen. - Danke vielmals. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke schön. 

Wie in der Präsidialkonferenz vereinbart unterbrechen wir nun die Sitzung, ich würde vorschlagen, für zirka 15 Minuten, um die entsprechend eingebrachten Anträge, die diesmal etwas weniger sind als sonst, beraten zu können. Wir nehmen dann um zirka 19.05 Uhr die Sitzung wieder auf.

(Unterbrechung der Sitzung von 18.50 Uhr bis 19.07 Uhr.).) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir nehmen die unterbrochene Sitzung wieder auf.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Rechnungsabschluss 2008. Ich bitte, sich darauf zu konzentrieren.

Abänderungs- oder Gegenanträge wurden nicht gestellt. 

Die Anträge der Berichterstatterin zum Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2008 sind im Rechnungsabschluss auf der Seite XXIII abgedruckt.

Ich lasse zuerst den aus zwei Punkten bestehenden Antrag zur Erledigung der Rechnung abstimmen und über den Antrag zum Inventar. - Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die den zwei Antragspunkten zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Ich danke, das ist mehrstimmig, nämlich mit den Stimmen der SPÖ, so angenommen.

Nun bitte ich jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag zum Inventar, abgedruckt im Rechnungsabschluss auf der Seite XXIII, zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Auch das ist mit den Stimmen der SPÖ und damit mit ausreichender Mehrheit angenommen.

Damit ist der Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2008 angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über Beschluss- und Resolutionsanträge zur Postnummer 1. Ich gehe in der Reihenfolge des Einbringens vor.

Wir kommen zur Abstimmung über den von den GRÜNEN eingebrachten Antrag auf Einführung eines neuen Tarifmodells für die Wiener Linien. Hier ist die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von der SPÖ, behandelt die geplante Privatisierung der Post. Es wird auch hier die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von FPÖ, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft verstärkte Förderung der Wiener KMU, insbesondere Verdoppelung der Förderbeträge im Rahmen der Nahversorgungs-Förderungsaktion. Hier ist die Zuweisung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft eine verstärkte Förderung der Wiener KMU, Verdoppelung der Förderungsbeiträge der Aktion Internationalisierung und Internetauftritt von kleinen und mittleren Unternehmen. Hier wird die Zuweisung verlangt. - Wer dem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von der FPÖ, betrifft Informationspflicht der Eigentümervertreterin und amtsführenden Stadträtin. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Rückverlegung der Linienführung des Busses 69A. Es ist ein Zuweisungsantrag. - Wer dem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von den Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft eine Haltestelle der Buslinie 13A am Südtiroler Platz. Es ist die Zuweisung verlangt. - Wer dieses unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Es wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Nahversorgung und Geschäftsstraßenpaket. Es ist die Zuweisung verlangt. - Wer dies unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Auch dies unterstützen die drei Oppositionsparteien, und es hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Liechtensteinstraße, Alserbachstraße und Liechtenwerder Platz. Es ist eine Zuweisung verlangt. - Wer dieses unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Lücken in der Wiener Bauordnung bezüglich Errichtung mehrgeschoßiger Wohnbauten in Einfamilienhausgebieten. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer dies unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Zwischennutzung von Bauflächen und Nutzung von Brachflächen. Es wird die Zuweisung verlangt. - Wer dies unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen.

Der nächste Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Cyclopia auf der Wiener Ringstraße. Es wird die Zuweisung verlangt. - Wer dies unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag wurde von der FPÖ eingebracht und betrifft die Einführung eines zeitgemäßen Hausbesorgergesetzes. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer dieses unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Es wird von FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft eine vermieterInnenseitige Erhaltungsverpflichtung nach dem MRG. - Wer dieses unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Es wird von FPÖ, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Berichtswesen der Vereinigten Bühnen Wien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer dies unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft leistungsbezogene Gehälter sowie Festlegung nachvollziehbarer Kriterien für Prämien des Managements im Kulturbereich der Wiener Holding. Die Zuweisung wird verlangt. - Wer dies unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von der ÖVP, befasst sich mit einem Subventionsbericht der Stadt Wien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer dies unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht der FPÖ, betrifft Förderung von Dissertationen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer dies unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von der FPÖ, betrifft Vermittlung von Umwelt- und Naturschutz im Rahmen des Integrationsprogramms. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer dies unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von der FPÖ, befasst sich mit Grillplätzen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer dies unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird vom Antragsteller unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Ausweitung des Flugbeschränkungsgebiets Wiens. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer dies unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Erhebung des Potenzials alternativer Energiegewinnung in Wien. Die Zuweisung wird verlangt. - Wer dies unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen.

Der nächste Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft eine Zweckbindung der Einnahmenüberschüsse der MA 31. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer dies unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Abrechnung der EURO 08. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer dies unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Ausweitung des innovativen Angebots an Volksschulen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer dies unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, befasst sich mit Vorschulklassen, 1+1 Fördermodell. Die Zuweisung wird verlangt. - Wer dieser Zuweisung zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Schulsozialarbeit. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft bevorstehende Schließung der Kinder- und Jugendpsychiatrischen Tagesklinik des SOS-Kinderdorfes im 21. Bezirk. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Einführung eines umfassenden Qualitätsmanagements im schulärztlichen Bereich. Die Zuweisung wird verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig angenommen.

Der nächste Antrag, eingebracht von den GRÜNEN und der ÖVP, befasst sich mit einem Maßnahmenkatalog für die Psychiatriereform 2009. Die Zuweisung wird verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, befasst sich mit PSD - Sicherstellung der Arbeitsfähigkeit der Sozialpsychologischen Ambulatorien in Wien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von der ÖVP, befasst sich mit Freifahrt für SeniorInnen ab 70 in öffentlichen Verkehrsmitteln. Die Zuweisung wird verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von der ÖVP, befasst sich mit der Erstellung eines umfassenden Finanzplanes des Fonds Soziales Wien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Es wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von der FPÖ, befasst sich mit der Prostitution im 15. Wiener Gemeindebezirk. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer dies unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, befasst sich mit barrierefreien Wahllokalen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von den Oppositionsparteien unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von der ÖVP, befasst sich mit der Erhöhung der Budgetmittel für die Zwecke der Frauenförderung. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Es wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von der ÖVP, befasst sich mit einem Konjunkturpaket für Frauen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer dies unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von der ÖVP, befasst sich mit einem Einkommensanwalt. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer dies unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von der ÖVP, befasst sich mit der Schaffung einer Stadtwache. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer dies unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird vom Antragssteller unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von SPÖ und GRÜNEN, befasst sich mit einer gesetzlichen Regelung zur Schließung der Einkommensschere. - Wer dies unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, befasst sich mit der Einführung eines Papa-Monats. Die Zuweisung wird verlangt. - Wer dies unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird einstimmig unterstützt.

Der nächste Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, befasst sich mit Transparenz und Offenlegung von Einkommen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer dies unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird vom Antragsteller unterstützt und hat damit keine ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, befasst sich mit Maßnahmen für Frauen gegen die negativen Folgen der Wirtschaftskrise. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer dies unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der nächste Antrag, eingebracht von der ÖVP, befasst sich mit einem Maßnahmenpaket für von Zwangsheirat betroffene und bedrohte männliche Jugendliche. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer dies unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der nächste Antrag, eingebracht von GRÜNEN und SPÖ, befasst sich mit der Öffnung der Ehe für gleichgeschlechtliche Paare. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer dies unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von GRÜNEN und SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, hat im Betreff stehen: Hierarchisierung von Diskriminierungsgründen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Es wird von SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von der ÖVP, befasst sich mit Reaktivierungen bei den Wiener BeamtInnen. Die Zuweisung wird verlangt. - Wer dies unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der nächste Antrag, eingebracht von der FPÖ, befasst sich mit der Einrichtung einer Wiener Sicherheitswacht im Rahmen der örtlichen Sicherheitspolizei. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Es wird vom Antragsteller unterstützt und hat damit keine Mehrheit.

Der nächste Antrag, eingebracht von der FPÖ, befasst sich mit der Verwendung deutscher Begriffe in der Amtssprache. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer dieses unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Der Antragsteller unterstützt seinen Antrag, dieser bekommt damit nicht die ausreichende Mehrheit. (Heiterkeit bei der SPÖ.)

Wir kommen nun zur Postnummer 2 der Tagesordnung. Sie betrifft den Jahresabschluss der Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund für das Jahr 2008.

Eine Debatte über diesen Tagesordnungspunkt wurde schon bei der Behandlung der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales durchgeführt. Wir kommen daher nur mehr zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 2 ihre Zustimmung geben wollen, die Hand zu erheben. - Dies wird von der SPÖ unterstützt und hat damit ausreichend die Mehrheit.

Zur Postnummer 2 liegen mir drei Beschluss- und Resolutionsanträge vor, die ich nun zur Abstimmung bringe. 

Der erste Antrag wurde gestellt von den GRÜNEN und betrifft die Situation der Geburtshilfe an den öffentlichen Krankenanstalten in Wien. Hier wird die Zuweisung verlangt. - Wer dieser Zuweisung zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich danke für die Einstimmigkeit.

Der zweite Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft Gliederung der Jahresabschlussberichte des KAV. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der dritte Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft die psychosoziale Unterstützung im Rahmen der Pränataldiagnostik in Wiener Spitälern. Die Zuweisung wird verlangt. - Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Die Postnummer 3 der Tagesordnung betrifft den Wirtschaftsplan der Unternehmung Stadt Wien – Wien Kanal für das Jahr 2009. 

Die Debatte über diesen Tagesordnungspunkt wurde schon bei der Behandlung der Geschäftsgruppe Umwelt durchgeführt. Wir kommen daher nur mehr zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 3 ihre Zustimmung geben wollen, die Hand zu erheben. - Dies wird von der SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Beschluss- und Resolutionsanträge zu dieser Postnummer liegen nicht vor.

Die Postnummer 4 der Tagesordnung betrifft den Jahresabschluss der Unternehmung Stadt Wien - Wiener Wohnen für das Jahr 2008. 

Die Debatte über diesen Tagesordnungspunkt wurde schon bei der Behandlung der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung durchgeführt. Wir kommen daher nur mehr zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 4 ihre Zustimmung geben wollen, die Hand zu erheben. - Dies wird von der SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Zur Postnummer 4 liegt mir auch ein Beschluss- und Resolutionsantrag vor, eingebracht von den GRÜNEN. Er betrifft einen Sanierungsplan Gemeindebauten. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Es wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 5 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Vorlage des Tätigkeitsberichts des Kontrollamtes der Stadt Wien über das Geschäftsjahr 2008. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Mag Kowarik, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Mag Dietbert Kowarik: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Zu guter Letzt kommen wir zum Tätigkeitsbericht des Kontrollamtes der Stadt Wien für 2008. Dieser Bericht beinhaltet insgesamt 138 Geschäftsstücke, die bereits in den Sitzungen des Kontrollausschusses behandelt wurden.

Ich darf um Zustimmung bitten.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger. Ich erteile es ihm und mache darauf aufmerksam, dass die Redezeit mit 25 Minuten begrenzt ist.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Gott sei Dank, denn mit 10 Minuten wäre ich nicht ausgekommen. 

Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Lassen Sie mich drei Geschäftsstücke herausgreifen und exemplarisch kurz anschneiden - lang nicht, weil ohnehin keiner zuhört. 

Einerseits geht es um die Überprüfung des Krankenhauses Hietzing, dort sind schon interessante Dinge herausgekommen. Mit dieser illegalen Betriebsansiedlung, beispielsweise, wurde über dem Operationsbunker ein riesiges Lager einer Firma angelegt, bis hin zu Küche-, bis hin zu Elektrogeräten. Eine Spenglerfirma auf 300 m² ... (GRin Veronika Matiasek: Kann man da für Ruhe sorgen? - GR Mag Wolfgang Jung: Die Stadträte können sich draußen beraten!)

Na klar, das ist das Traurige an dieser Diskussion. So schön es ist, dass etwas aufgedeckt wird, so traurig ist es, dass es erst aufgedeckt werden muss und nicht von vornherein funktioniert. (GRin Mag Waltraut Antonov: Na ja, Fehler können ja passieren!) Fragt sich nur, wie oft, ja. Andere Firmen waren auch im Krankenhaus Hietzing angesiedelt, Elektrofirmen, Installationsfirmen, die man zum Teil nur durch ein Aktenarchiv begehen konnte, in dem die Krankenakten gelagert waren, die an sich unter Verschluss sein sollten. 

Das waren, in kurzen Worten, Teile eines langen Berichtes, Teile der Missstände, die dort aufgedeckt worden sind. Es gibt nun in der „Kronen Zeitung" die Schlagzeile, es gab natürlich auch eine Konsequenz: Der Technikdirektor musste gehen. Hier steht, er ist entlassen worden; im „Standard" steht, er wurde auf Urlaub geschickt und ist dann in den Ruhestand gegangen. Ich glaube, das Zweitere ist die realistischere Lösung. Ganz davon zu schweigen, dass dort beispielsweise teure EDV-Anlagen angeschafft wurden, ohne Vergleichsangebote einzuholen. Aber man hat gesehen, durch die Kontrolle kam es zu gewissen Konsequenzen. 

Ein sehr schöner Fall - nicht aus meiner Geschäftsgruppe, von Wiener Wohnen, wo wir gerade nicht zugestimmt haben - ist der Bericht des Kontrollamtes über die HausbetreuungsGesmbH und Wiener AußenbetreuungsGesmbH. Sie wissen, da gab es ja die wildesten Vorkommnisse. Ich will aber auch hier nur ganz kurz etwas anreißen. 

Es bezieht sich einmal darauf, dass Wiener Wohnen sich offenbar nicht wirklich gekümmert hat. Denn sonst kann man sich ja nicht vorstellen, dass der Aufsichtsrat nicht richtig bestellt wurde, nicht gesetzeskonform getagt hat, sondern nur manchmal getagt hat, dass hier beispielsweise fürs Rasenmähen Firmen verwendet wurden, die gar keine Konzession haben, die keine Gewerbeberechtigung haben, dass hier der Geschäftsführer dann auch gegangen ist oder gegangen wurde, Herr Jansky, dass hier zum Teil Verwandtschaftsverhältnisse bestanden; der Schwiegervater hat große Aufträge bekommen.

Dann hat er 20 Elektrofahrzeuge gekauft von einer nachweislich in Konkurs befindlichen Firma, was man zum Zeitpunkt des Kaufes ganz leicht hätte herausfinden können. Fazit: Es gibt keine Ersatzteile für die 20 Elektrofahrzeuge. Selbst wenn sie funktionieren würden, sind sie nur bedingt einsatzfähig, weil man vorne kein Schneeräumgerät anbringen kann. Das heißt, man kann sie im Winter sowieso nicht wirklich verwenden. Und bei größeren Steigungen, im 14. Bezirk oder anderswo, kann das Zweier-Team, das damit fährt, nur so fahren, dass einer daneben hergeht; oder sie geben das Werkzeug heraus, weil sie mit dem Gerät zu zweit nicht mehr bergauf fahren können. Aber es ist ohnehin wurscht, weil es nur noch zwei gibt, die funktionieren, die anderen sind reiner Schrott. 

Was bei diesen Dingen bedenklich ist: Diese Hausbetreuung hat Gewinne erwirtschaftet. Sie haben dort Gewinne erwirtschaftet, sie haben aber überhaupt keine Kalkulation gehabt. Das heißt, Wiener Wohnen hat von ihnen keinerlei Kalkulation verlangt, und das über Jahre. Aber spätestens nach einem Jahr muss einem ja auffallen, dass einem von dem Geld, das man da hergegeben hat, am Ende des Jahres etwas übrig bleibt. Da kann man sich ungefähr vorstellen, wie strukturiert die Kontrolle von Wiener Wohnen bei den nachgeordneten oder ausgelagerten Bereichen ist, wenn sie über Jahre hinweg Gelder geben, und dann stellt das Kontrollamt fest, dass an die 11 Millionen EUR Gewinn da sind. 

Aber was bedeutet Gewinn in diesem Zusammenhang, meine Damen und Herren? Das bedeutet, dass die Mieter zu viel an Betriebskosten gezahlt haben! So eine Gesellschaft sollte kostendeckend arbeiten und nicht Gewinne auf Kosten der Mieter machen. Aber das Gewinnmachen im sozialistischen Wien sind wir ja gewöhnt. Das haben wir beim Müll, das haben wir beim Abwasser, das haben wir beim Wasser, das haben wir beim Gas, bei Wiengas, bei Wienstrom, da sind wir auch die Teuersten von ganz Österreich. Da wird beinhart auf Kosten der Armen Gewinn lukriert.

Eines muss man feststellen: Wiener Wohnen hat sich weder massiv um diese Gesellschaften gekümmert noch hat es bemerkt, dass es einen Gewinn gab, noch hat es über Jahre die Kalkulationen verlangt noch hat es kontrolliert, welche Firmen hier arbeiten, ob mit Gewerbeberechtigung oder nicht, und was für Preise sie für ihre Arbeit verlangen. Denn das sind zum Teil auch massiv überhöhte Preise gewesen, die einem Wettbewerb am freien Markt gar nicht standhalten können. 

Ich kann nur so viel sagen: Dieser zweite Bericht ist sehr gut, aber es wird nicht das letzte Mal sein, dass wir darüber sprechen, meine Damen und Herren! Trotz der Bemühungen des Herrn Vizebürgermeisters, der ja neu in dieses Amt gekommen ist, liegen uns schon wieder neue Dinge vor, die nach Kontrolle, nach eingehender Kontrolle verlangen. Kollege Madejski wird Ihnen das sicher mit Freude zukommen lassen. 

Als dritten Punkt möchte ich ganz kurz noch auf das Ronacher eingehen, weil es da auch eine gewaltige Verschwendung gibt. Dabei kann man ganz grundsätzlich sagen: Wenn man die Worte des Intendanten Geyer hört, der sagt, so ein Musical hat einen Zyklus, und der Zyklus beträgt 60 oder 70 Jahre, dann ist es die Frage, ob wir jetzt die zweite Bühne gebraucht haben, ob also die gesamte Investition überhaupt verantwortbar gewesen ist. 

Aber unabhängig davon ist dort alles verpfuscht worden, was man verpfuschen kann. Sie haben erstens einmal eine Grundkalkulation aus dem Jahre 2003 für die Funktionssanierung gehabt, die sie dann, als sie es 2005 angegangen sind, nicht mehr valorisiert haben. Sie haben also eigentlich schon zu niedrige Beträge angenommen. Die Funktionssanierung hat dann auch Teile betroffen, die nicht nur den reinen Musical-Betrieb betroffen haben. Die wurden einmal ausgegliedert und sind nicht gemacht worden, ungefähr 7,5 Millionen EUR, sodass man bei einer Summe von 34 Millionen EUR begonnen hat. 

Dann ging es los: Dann hat man sich eine Controllerfirma genommen. Ich erwähne nur am Rande - das haben wir ja alles schon beredet -, dass diese Firma so gut „controllt" hat, dass sie sich eine ihrer Tranchen, 160 000 EUR, gleich zwei Mal überwiesen hat. Das ist der Kontrolle entgangen, und es hat dann wieder drei Monate gedauert, bis es rücküberwiesen wurde. Aber so genau wollen wir nicht sein. 

Beim Vergabeverfahren für die Rohbauarbeiten war eine gewisse Summe geplant. Dann haben sie eine Ausschreibung mit ungefähr 7,5 Millionen EUR gehabt, die um 2 Millionen über dieser Summe lag. Dann wollten sie die Ausschreibung zurücknehmen, das ist aber nicht gegangen, weil sich der Betroffene an den Vergabekontrollsenat gewandt hat. Diese Firma hat es dann bekommen. Mit dem Fazit: 5,5 Millionen habe ich, 7,5 Millionen sind vergeben worden, was mache ich jetzt? Es ist an sich schon dilettantisch, dass ich etwas vergebe, was ich gar nicht brauche; aber bitte. (GR Mag Wolfgang Jung: Nicht der erste Fall!)

Dann hat man von 660 Posten dieser Vergabe 235 gestrichen. Wenn man sich jetzt die Firmen angesehen hätte, die sich ursprünglich beworben haben, mit den einzelnen Postenangaben, dann wären die alle billiger gewesen! Ein Reihungssturz wäre das gewesen. Das wird laut Kontrollamt von den Verantwortlichen noch geprüft werden. Wie ja grundsätzlich die Erstausschreibung schon so gewesen ist, dass man sie dann wiederholen musste, weil auf Grund von Einwendungen ein breiteres Spektrum an zugelassenen Bewerbern hätte gegeben sein sollen, sodass es im zweiten Fall, glaube ich, zehn Bewerber waren, unter denen dann diese Auswahl getroffen wurde.

Bei der technischen Gebäudeausrüstung gab es ähnliche Probleme, Elektro, Lüftung, Heizung und so weiter. Da gab es auch eine ganz interessante Variante. Da hat eine Firma zwei Angebote abgegeben, eine Amtsvariante, wo alles einzeln aufgeführt war, und ein Alternativangebot zum Pauschalpreis: Wenn wir alles pauschal verrechnen, kostet es eine halbe Million weniger; sozusagen eine zweite Firma. Dann wollten sie es dem Billigeren geben, sind aber draufgekommen, dass man zwei Angebote gar nicht abgeben darf, und dann hat es die andere Firma bekommen. (GR Mag Wolfgang Jung: Echter Dilettantismus!) 

Ich brauche nicht zu erwähnen, dass auch diese 2,9 Millionen, die den Zuschlag bekommen haben, ungefähr doppelt so hoch waren, wie es budgetiert war. Als Konsequenz mussten schon wieder Abstriche von der Funktionssanierung gemacht werden. Schließlich waren wir dann auch bei Heizung, Kälte, Sanitär 50 Prozent über dem, was kalkuliert war. Dann gab es diverseste Verzögerungen, durch Denkmalschutz, durch Anrainerbeschwerden und so weiter. 

Kurz und gut, am Ende des Tages ist von der Funktionssanierung, die ja von vornherein nur teilweise in Angriff genommen wurde, nur ein Teil gemacht worden, weil zum Beispiel dieses Dach, das sich öffnet, die Fenstersanierung, alle möglichen Dinge wegen der zu hohen Kosten gegenüber der Anbotsvergabe wieder weggestrichen wurden. Es ist eine teilweise Teilfunktionssanierung, aber keine Sanierung, weil die Sanierung der durchfeuchteten Wände oder die Renovierung der Stuckdecken des Zuschauersaals - was das Denkmalamt übrigens auch schon ursprünglich verlangt hatte - aus finanziellen Gründen nicht erfolgt ist. 

Der Herr Stadtrat hat uns ja seinerzeit, als wir diese Diskussion führten, gesagt, es ginge nur darum, dass man ein Musical betreibt. Dass wir das Haus sanieren, das machen wir dann in einem anderen Schritt. Aber man muss wissen, es kommt klar heraus, dass für uns Steuerzahler hier weitere immense Ausgaben anstehen, und das alles für einen Betrieb, wo man sich die grundsätzliche Frage stellen muss, ob eine zweite Musical-Bühne heute noch zeitgemäß ist.

Hier gibt es noch keine Konsequenzen, aber wir werden sicher dranbleiben. Es gibt einen zweiten Bericht. Ich habe jetzt ja nur die Berichte genommen, die bei Wiener Wohnen von der FPÖ eingebracht wurden. Den einen Bericht übers Ronacher hat meine Fraktion eingebracht. 

Die ÖVP hat auch eine Prüfung veranlasst, bei der es beispielsweise um die Gehälter geht. Ich meine, wir sind der Meinung, dass die Wien Holding schon zu hohe Gehälter hat, dass niemand höhere Gehälter als der Bürgermeister haben sollte. Dort haben sie doppelt so hohe Gehälter, aber die Intendanten der Vereinigten Bühnen liegen noch 80 Prozent über der Wien Holding. 

Dann bekommen sie Prämien, beispielsweise für die Musical-Bühne. Wenn man dort wegen der so genannten Funktionssanierung nicht spielen kann, bekommen sie Prämien, wenn sie woanders spielen. Oder wenn sie das Orchester, das ja ein Gehalt bekommt, irgendwo beschäftigen, bekommen sie dafür eine Prämie. Man könnte sich hier endlos auslassen, etwa auch über den ehemaligen Geschäftsführer der Vereinigten Bühnen, der dann noch jahrelang mit schwachen 10 000 EUR Konsulentengehalt ausgestattet wurde und an allen Auslandsaufführungen der diversesten Musicals in irgendeiner Form - für ein Drehbuch, Script, sonstige Dinge - noch Tantiemen kassiert!

Jedenfalls ist es, wie ich schon eingangs gesagt habe, traurig, dass es das Kontrollamt braucht und dass die Stadt Wien nicht von sich aus in der Lage ist, solche Missstände hinanzuhalten. Es ist schön, dass das Kontrollamt diese Dinge so ordentlich und fleißig prüft. Ich möchte mich im Namen meiner Fraktion beim Herrn Kontrollamtsdirektor und bei den Mitarbeitern des Kontrollamts dafür recht herzlich bedanken. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Antonov. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich sehe es nicht so tragisch, dass nicht mehr so viele Menschen im Gemeinderatssaal anwesend sind. Denn wir wissen ja, dass die Kommunikation sich mittlerweile auf ganz andere Medien und an ganz andere Orte verlagert. Ich denke, im Internet, Facebook, Twitter werden Menschen verfolgen, was hier im Gemeinderat geschieht. Sie werden sich ihr Bild davon machen können, wie hier reagiert wird und was hier geredet wird, und das ist gut so. 

Was das Internet vermag, das kann auch das Kontrollamt zeigen. Ich habe nämlich nachgefragt, wie die Zugriffszahlen auf die Homepage des Kontrollamtes ausschauen. Sie können sich ja erinnern, wir haben jahrelang diskutiert, wann endlich die Berichte des Kontrollamtes auch auf der Homepage des Kontrollamtes veröffentlicht werden, zeitgleich zu dem Zeitpunkt, zu dem wir sie für den Ausschuss bekommen.

Da sind die Zahlen ganz interessant. Im Oktober hat es an dem Tag, an dem wir die Berichte bekommen haben, sie aber noch nicht online waren, 3 259 Zugriffe auf die Homepage des Kontrollamtes gegeben. Im Februar, als sie noch nicht online waren, als aber schon klar war, dass sie demnächst online sein werden, waren es am Tag der Herausgabe der Akten immerhin schon 9 482 Zugriffe. Am 26. März, als das erste Mal Berichte des Kontrollamtes im Internet veröffentlicht wurden, gab es nicht mehr 3 000 Zugriffe und auch nicht 10 000 Zugriffe, nein, da gab es an einem Tag 20 383 Zugriffe auf die Homepage des Kontrollamtes im Internet! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Was sagt uns das? - Erstens einmal zeigt das, dass ein großes Interesse daran vorhanden ist, was in den Berichten des Kontrollamtes steht, und dass diese Transparenz, die da endlich zumindest mit der Veröffentlichung der Berichte umgesetzt wurde, immens wichtig ist. Das zeigt, dass es den Menschen in dieser Stadt nicht wurscht ist, wie mit ihren Steuergeldern umgegangen wird. Das ist gut so, und die Transparenz muss noch ausgebaut werden. Da gibt es noch viele Dinge, die wir immer wieder verlangt und gefordert haben, Sie wissen es schon. Es muss noch vieles geändert werden. 

Es gibt ja auch gute Beispiele. So sind zum Beispiel in Salzburg die Sitzungen des Kontrollausschusses, wie auch alle anderen Sitzungen der Ausschüsse, öffentlich. Das funktioniert so: Der Ausschuss tagt, und im Gemeinderatssitzungssaal gibt es eine Live-Übertragung dieser Ausschusssitzung. Das wäre doch etwas! Die SPÖ sagt ja immer, es ist alles so super, es ist alles so toll, da kann sie ja überhaupt keine Hemmungen haben. Liebe Herren und Damen von der SPÖ, da können Sie überhaupt keine Hemmungen haben, auch die Berichte öffentlich zu diskutieren! Das wäre dann endlich einmal eine transparente Handhabung der Kontrolle, und das würde ich mir eigentlich unter anderem auch wünschen, abgesehen von den vielen anderen Änderungen, die die Kontrolle in Wien noch verbessern würden.

Das große Problem ist ja die Umsetzung. Sie sagen immer: Ja, natürlich, wir setzen um! Das geht in unterschiedlichen Bereichen unterschiedlich gut, und wir alle kennen die Geschäftsbereiche, aus denen sich die Berichte wiederholen. 

Wie war denn das zum Beispiel mit dem Bericht über die HausbetreuungsGesmbH? In der Sitzung, in der wir den ersten Bericht behandelt haben, war auch bei der SPÖ das Entsetzen über die Geschäftsführung ziemlich groß, und auch darüber, was da alles an Geldern eigentlich, wie soll man sagen, verschwendet wurde. Alle haben gedacht und alle waren davon überzeugt, es wird eine neue Geschäftsführung geben. Aber es ist nichts passiert. Dann ist eine zweite Geschäftsführerin eingesetzt worden: Anstatt einen auszutauschen, wurden es zwei, was eigentlich keine Einsparung ist. Dann stand ein zweiter Bericht vor der Tür, und erst dann wurde auf einmal dieser erste Geschäftsführer ausgetauscht. 

Da frage ich mich schon: Wenn sogar die SPÖ offensichtlich ein Interesse daran hat, etwas zu unternehmen und konkret etwas umzusetzen, wer, bitte, verhindert das dann in dieser Stadt? Wer? Wer steht dahinter? Wenn sogar Sie von der SPÖ wollen, dass das geändert wird, wer kann das dann noch verhindern? 

Wie gut, dass es dann manchmal noch zweite Berichte und dritte Berichte gibt, und wie gut, dass das Kontrollamt jetzt eine bestimmte Quote an Nachprüfungen macht! Denn das ist offensichtlich notwendig, um den erforderlichen Druck auszuüben, damit auch etwas weitergeht, im Interesse dieser Stadt und ihrer BewohnerInnen. Sie dürfen nicht vergessen: Das ist nicht Ihr Geld, und es gibt zwar viele SPÖ-nahe Firmen und viele SPÖ-nahe Vereine, aber es muss auch andere geben.

Dieses Jahr haben wir wirklich viele interessante Berichte zu lesen bekommen. Herr Ebinger hat schon einige herausgegriffen, das waren wirklich sozusagen die Highlights: das Krankenhaus Hietzing vom sicherheitstechnischen Standpunkt her - was viele vielleicht gar nicht wissen, ist, dass das Kontrollamt auch für die sicherheitstechnischen Prüfungen zuständig ist, was auch eine sehr wichtige Aufgabe ist -, die Hausbetreuung, die Vereinigten Bühnen. 

Wenn Sie sich die Berichte überlegen, die wir über die Vereinigten Bühnen bekommen haben und was da dringestanden ist, und dann gibt es heute einen Antrag zum Berichtswesen für die Vereinigten Bühnen Wien, und Sie lehnen, den Inhalt der Kontrollberichte kennend, diesen Antrag ab, dann kann ich Ihnen nur attestieren: Sie haben überhaupt kein Interesse daran, dass etwas aus diesen Berichten umgesetzt wird. Und das ist ein Schaden für diese Stadt.

Ich glaube daher, dass die Kontrolle noch weiter reformiert werden muss. Ich finde es furchtbar zäh, dass Sie immer wieder auf die Gespräche auf Klubebene verweisen, die dann nicht stattfinden. Das ist ziemlich mühsam. Es ist mühsam, immer wieder dieselben Anträge stellen zu müssen. Aber wie man am Beispiel der Veröffentlichung der Berichte sieht, zahlt es sich aus, dranzubleiben. Wir werden das auch machen. 

Es gibt Forderungen, die unbedingt noch umgesetzt werden müssen. Das beginnt bei der Bestellung der Direktion des Kontrollamtes, das geht über die Abberufung bis hin zur Amtszeit. Sie kennen alle diese Forderungen. All das würde dazu beitragen, dass die Kontrolle mehr Biss bekommt. In Wien ist das einfach notwendig. 

Ich will jetzt gar nicht mehr auf die einzelnen Berichte weiter eingehen. Ich möchte aber an dieser Stelle natürlich auch dem Kontrollamt danken, dem Direktor des Kontrollamtes und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die in ihren Berichten nicht nur ein Bild davon zeigen, was alles in der Stadt nicht gut funktioniert. Nein, es ist auch ein sehr umfassendes Bild darüber, wie die Stadt funktioniert. Man bekommt einen sehr guten Einblick in viele Abteilungen und Abläufe, und allein schon deswegen zahlt es sich aus, diese Berichte zu lesen. Ich würde sie Ihnen ans Herz legen. Lesen Sie die Berichte! Und lesen Sie sie nicht nur, sondern reden wir endlich auch über die Umsetzung der Empfehlungen. 

Warum diskutieren wir zum Beispiel nicht über die Umsetzung von Empfehlungen? Es gibt ja immer wieder auch einen guten Grund, es kann gute politische Gründe geben, manche Empfehlungen nicht umzusetzen. Aber es muss diskutiert werden! Es kann nicht so sein, dass einfach nur die SPÖ im stillen Kämmerlein für sich ausmacht: Das setzen wir um und das nicht. Diskutieren wir darüber, und treffen wir gemeinsam die Entscheidung in einem demokratisch gewählten Gremium. Das ist dann in Ordnung, das kann ich nachvollziehen. Die Art und Weise, wie es jetzt oft passiert, ist nicht in Ordnung. 

Ich hoffe, das wird sich noch ändern, und wir müssen nicht nächstes Jahr wieder hier stehen und dieselben Reden wie in den Jahren vorher halten. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Neuhuber. Ich erteile es ihm.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

In Anbetracht der fortgeschrittenen Stunde werde auch ich versuchen, mich heute kurz zu halten. Noch dazu hat Frau Kollegin Antonov jetzt sowieso einiges vorweggenommen, was ich auch gesagt hätte. Aber wir sagen es ja eigentlich jedes Jahr wieder, es ist ohnehin fast nichts Neues.

Man muss allerdings sagen, dass sich in diesem abgelaufenen Jahr tatsächlich etwas verändert hat, und das möchte ich jetzt auch einmal positiv herausheben. Diese Frage der Veröffentlichung der Kontrollamtsberichte war ja für uns alle ein quälendes Problem, genauso wie für Journalisten. Das ist endlich gelöst worden. Man könnte also zur SPÖ sagen: Und sie bewegt sich doch! Manchmal gibt es Veränderungen, und Frau Antonov hat gerade mit den Zugriffen, glaube ich, sehr eindrucksvoll nachgewiesen, wie das auch von der Bevölkerung, von den Menschen angenommen wird und wie sie an den Kontrollamtsberichten partizipieren. 

Ich meine, dass es um 20 Uhr fast schade ist, über das Kontrollamt diskutieren zu müssen. Das haben wir auch schon des Öfteren eingefordert: Machen wir es doch einmal früher, zu einem anderen Zeitpunkt! Es gibt so viele spannende Berichte unter den 138, die auch dieses Jahr wieder erstellt wurden, dass es wirklich schade ist, wenn man immer zu nachtschlafender Zeit darüber diskutieren muss. Wir sind ja diesmal wenigstens schon zwei Stunden früher dran als noch vor einem Jahr und vor zwei Jahren, da war es schon 22 oder 22.30 Uhr. 

Ich denke, da sollten wir uns vielleicht als gutes Vorhaben für das nächste Jahr vornehmen, dass wir tatsächlich auch einmal in der Stadtverfassung eine Möglichkeit finden, um in unserem Ablauf der Gemeinderatsdebatte zum Rechnungsabschluss das Kontrollamt vielleicht einmal an die Spitze zu stellen. Ich glaube, das würde dem Wert, den das Kontrollamt hat, durchaus zukommen.

Ich habe es hier auch letztes Jahr gesagt, und das hat sich für mich in diesem Jahr nicht geändert: Die Arbeit des Kontrollamtes ist hervorragend! Es ist fast schade - so habe ich letztes Jahr gemeint -, dass es „Amt" heißt, weil das ein bisschen etwas Verstaubtes im Wortklang mit sich bringt. Das Kontrollamt ist überhaupt nicht verstaubt, es ist eine sehr effizient arbeitende und moderne Einrichtung. Man soll sie nicht, im Sinne von Controlling, nur als Kontrolle, als Nachprüfung sehen, sondern sehr wohl als Möglichkeit, etwas zu verbessern. Ich denke, das wird durchaus auch in den großen Teil der Akten aufgenommen. 

Ich glaube, dass sehr viel von dem - das muss man fairerweise auch sagen - letzen Endes hier umgesetzt wird. Es gibt immer wieder einzelne Fälle, wo man sich dann allerdings doch wundert, dass es ähnliche Fälle jedes Jahr wieder gibt. Wenn ich bei den Kontrollamtsberichten etwa im Vergabebereich bleibe, im Baubereich, da werden dieselben Fehler doch immer wieder gemacht. Aber wie schon Frau Kollegin Antonov gesagt hat, hat man jetzt durch die Nachschau des Kontrollamtes, durch die Nachprüfungen doch vielleicht häufiger die Möglichkeit, das eine oder andere zu korrigieren. 

Auf jeden Fall möchte ich, auch wenn ich sonst kein Anhänger dieser Dankesrituale bin, doch auch Herrn Dr Hechtner und seinem Team für die hervorragende Arbeit danken. Das Kontrollamt ist für uns wirklich ein ganz wichtiges Instrument, und das nicht nur für die Opposition, sondern genauso für die Regierungsparteien, und seit es die Transparenz im Internet gibt, glaube ich, auch, man kann fast sagen, tagesaktuell für viele Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt. Dafür ein herzliches Dankeschön! (Beifall bei ÖVP, SPÖ und GRÜNEN.)

Wir haben dieses Jahr wirklich verschiedene Highlights unter diesen 138 Berichten gehabt, die meisten davon wurden ja schon aufgezählt. Ich möchte nur Folgendes erwähnen, ohne die Debatte jetzt noch einmal aufzuwärmen, weil das selbst für die Opposition schon fast Schnee von gestern ist. Nein, ganz so Schnee von gestern ist es nicht, weil es noch nicht abgerechnet ist, aber der Prater-Vorplatz ist, glaube ich, ein Musterbeispiel dafür, was das Kontrollamt schaffen kann, nämlich nicht nur mit diesem einen Bericht, sondern schon davor mit dem Bericht zum Thema Mongon. Auch da hat es schon einen Bericht des Kontrollamtes gegeben, und wäre man da von Anfang an dem Kontrollamt gefolgt, hätte man den Wienerinnen und Wienern sehr, sehr viel Geld erspart. Also sollten wir auch daraus lernen, öfter aufs Kontrollamt zu hören.

Dass der Prater-Vorplatz-Bericht letzten Endes doch recht gravierend auch Personelles in dieser Stadt verändert hat, ist uns allen bewusst. Ich meine, man muss schon sehr gutmütig und gutgläubig oder politisch auf beiden Augen blind sein, wenn man glaubt, dass der Abgang der Frau Vizebürgermeisterin in überhaupt keinem Zusammenhang mit diesen Vorkommnissen und den Berichten steht. Das Kontrollamt kann also in jeder Hinsicht etwas zum Guten in dieser Stadt bewirken, und daran sollten wir uns auch immer wieder erinnern. 

Dass die Transparenz positiv ist, haben wir schon erwähnt, aber man kann es manchmal auch ein bisschen übertreiben. Jetzt haben wir es einmal abgestellt, dass wir als Opposition immer halb im Kriminal stehen, wenn wir etwas kritisieren, weil ja am Tag der Veröffentlichung der Kontrollamtsberichte diese auch ins Internet gestellt werden. Aber es scheint noch immer Mitglieder dieses Hauses zu geben, die mehr wissen als die anderen. Es war nämlich heute ganz interessant - ich weiß nicht, wem von Ihnen es in der Diskussion aufgefallen ist, meine Damen und Herren -: Zu dem Bericht des Kontrollamtes in der Geschäftsgruppe Bildung über die Wiener Jugendzentren, der auf unseren Antrag hin erfolgt ist, hat Frau Kollegin Wehsely gemeint, sie wüsste bereits, dass bei diesem Kontrollamtsbericht nichts herauskommt. 

Meine Damen und Herren! Ich meine, das zeigt schon recht deutlich, welches Problem auch diese Unvereinbarkeiten machen, wenn man auf der einen Seite als Obmann in einem Verein sitzt und auf der anderen Seite Gemeinderat ist. Natürlich mag es sein, dass man, wenn man geprüft wird, dort in der Diskussion mit den Organen Auskunft gibt - ich will ja gar nichts Schlechtes hineingeheimnissen - und dass man dort sitzend etwas erfährt. Aber wenn man hier Gemeinderat ist, kann man das meiner Meinung nach nicht verwenden und schon gar nicht präjudizieren!

Jetzt weiß Frau Kollegin Wehsely auf einmal mehr als die Ober-Gemeinderätin, wir alle müssen warten, bis der Kontrollamtsbericht einmal heraußen ist. Das ist schon eine Vorgangsweise, die ich einmal für etwas bedenklich halten würde. Sie läuft genau dem, was wir eigentlich im gemeinsamen Geiste an Transparenz und Effizienz mit dem Kontrollamt zu erarbeiten versuchen, durchaus zuwider. Ich glaube, das sollte man abstellen. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Ich bin sehr neugierig, ob ich - oder Kollege Kenesei - nächstes Jahr wieder zu so später Zeit an dieser Stelle stehen muss, oder ob dann vielleicht doch an einer prominenteren Stelle über das Kontrollamt debattiert wird. Wie gesagt, wünschen könnten wir es uns, und wert wären es die Beiträge allemal! - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Reindl. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrter Herr Kontrollamtsdirektor! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Der heute vorliegende Bericht über das abgelaufene Jahr des Kontrollamtes ist in der Tat ein sehr, sehr umfassendes Konvolut. Wir haben es einerseits in Papierform im Ausschuss gesehen, und der Bericht liegt jetzt auf CD schon seit Längerem vor.

Aber auch wer sich die Berichte ansieht, wird sehen, dass sehr viele tolle Arbeit geleistet wurde. 

Es gibt aber nicht nur kritische, sondern auch sehr viele gute Berichte. Meine Vorredner haben schon darauf hingewiesen. Es liegt natürlich in der Natur einer Kontrollinstitution, dass kritische Berichte geschrieben werden. Es wird aber auch aufgezeigt, dass sehr viele positive Dinge in der Stadt geschehen. Vieles läuft in dieser Stadt auch sehr positiv, und daher gibt es auch sehr viele positive Berichte. – Das möchte ich auch erwähnt haben.

Mir ist natürlich klar, dass es auch Aufgabe der Opposition ist, vor allem auch auf die Dinge hinzuweisen, bei denen es vielleicht den einen oder anderen Nachholbedarf gibt.

Wenn Kollege Ebinger gemeint hat, Kollegin Wehsely habe hier aus einem unveröffentlichten Kontrollamtsbericht zitiert, so meine ich, dass es sich da um ein Missverständnis handelt. Sie hat das vielleicht in der Diskussion ein bisschen anders gemeint. Ich gehe nämlich nicht davon aus, dass sozusagen ungelegte Eier im Haus bekannt sind. Ich habe aber auch schon von dem einen oder anderen Kollegen von der Opposition Zitate aus nicht veröffentlichten Berichten in der einen oder anderen Sitzung gehört. Ich weiß aber, wie du es gemeint hast! Das war nicht böse gemeint, ich glaube aber, dass man beim Wording vielleicht ein bisschen vorsichtiger sein sollte! 

Insgesamt gesehen finde ich es auch positiv, dass wir heuer den wichtigen Schritt getan und die Verfassung dahin gehend geändert haben, dass die Prüfberichte nun auch gleich automatisch mit der Zuteilung an die Klubs auf der Homepage des Kontrollamtes veröffentlicht werden. Das erfordert natürlich auch vom Kontrollamt selbst, nachdem es auch Anfragen von Journalisten gibt, eine Umstellung in der Arbeitsweise beziehungsweise auch für die Stadtratbüros und Stadträtinnenbüros, weil auch diese damit rechnen müssen, dass sie sofort in die Diskussion kommen.

Sehr wichtig ist mir aber auch, dass sozusagen auch der Schleichhandel mit den Berichten – du hast es auch angesprochen – unterbunden wird, damit die Journalisten selbst die Möglichkeit haben, den gesamten Bericht und nicht nur gewisse Teile objektiv nachlesen zu können. Es ist ja sehr erfreulich, dass Zugriffe auf die Homepage des Kontrollamtes wahrscheinlich nicht nur von Journalisten, sondern auch von geprüften Stellen, Organisationen und anderen Prüfkörperschaften in Österreich stattfinden. Das ist ein wichtiger Schritt in Richtung Transparenz und partizipativem Element. Ich glaube, die Erfahrungen, die wir bis jetzt haben, sind hier sehr positiv!

Vor allem von Seiten der GRÜNEN wird immer wieder beanstandet, dass alles zu wenig objektiv ist, dass wir zu wenig tun und zu wenig diskutieren. – Ich für meinen Teil kann nur sagen, dass der Kontrollausschuss heuer wieder ein Jour Fix mit dem Herrn Rechnungshofpräsidenten hatte. Das ist übrigens auch einmalig in Österreich, und ich danke dem Herrn Kontrollamtsdirektor, dass auch zur zweiten wichtigen Prüfinstitution, welche die Stadt prüft, nämlich zum Rechnungshof, gute Kontakte bestehen und auch wir im Kontrollausschuss die Möglichkeit haben, uns auszutauschen. Dieses Meeting war sehr interessant und sehr informativ!

Der Herr Rechnungshofpräsident, der immerhin auch der Präsident der internationalen Rechungshöfe weltweit ist, hat der Stadt Wien und auch dem Kontrollamt ein sehr gutes Zeugnis ausgestellt, einerseits betreffend die Qualität der Berichte und die Tiefe der Prüfungen, andererseits aber auch betreffend die Zusammenarbeit mit dem Rechnungshof sowie die personelle Ausstattung – die Stadt Wien ist nach dem Rechnungshof die zweitgrößte Prüfeinrichtung in Österreich – und betreffend die Transparenz und die Unabhängigkeit des Kontrollamtes.

Ich glaube, wir sollten dieses Gut sehr gut hüten! Wo wir Verbesserungen vornehmen können, haben wir sie bereits vorgenommen beziehungsweise werden wir sie vornehmen. Ich halte es aber nicht für zielführend und, ehrlich gesagt, auch nicht für notwendig, dass wir hier jetzt im Sinne von überbordender Öffentlichkeit agieren. 

Ich möchte mich bei meiner Fraktion für die sehr intensive Auseinandersetzung mit den Berichten und auch bei der Opposition bedanken. Wir haben im Kontrollausschuss zwar manchmal eine sehr harte Gesprächsbasis, letztlich können wir uns aber alle am Ende des Tages in die Augen schauen, und wir bringen zum Wohle der Stadt gemeinsam sehr viel weiter. Ich bedanke mich besonders beim Kontrollamt und beim Herrn Kontrollamtsdirektor für die tolle Zusammenarbeit und für die tolle Arbeit, die geleistet wurde!

Ich habe von seinen Mitarbeitern gehört, dass sie ein bisschen traurig sind, weil sie heute weniger Überstunden schreiben können, denn normalerweise hatten wir eine Mitternachtssession, jetzt sind wir aber schon um 20 Uhr beziehungsweise fünf Minuten nach 20 Uhr fertig.

Ich bedanke mich nochmals und bitte um Zustimmung zum Bericht. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Für eine tatsächliche Berichtigung hat sich Dr Aigner zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Ich weise auf die Redezeit hin, die mit drei Minuten begrenzt ist.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine Damen und Herren!

Wir sind ganz froh, wenn die Kontrollamtsberichte in dem Moment, in dem sie amtlich sind, im Internet stehen. Wenn uns aber von einer in einer Doppelrolle befindlichen Gemeinderätin, die nämlich auch – was wir immer kritisiert haben – Obmann eines stadtnahen Vereines ist, der von der Stadt Wien in Millionenhöhe subventioniert wird, hier verkündet wird, dass der Kontrollamtsbericht in Ordnung ist, dann zeigt das ja genau unsere Bedenken betreffend die Doppelrolle! Die Stadt gliedert aus und schafft Vereine, und dort sitzen dann diejenigen, die im Ausschuss mit Mehrheit darüber abstimmen, und das Kontrollamt wird auch gleich präjudiziert. Eine so frühzeitige Veröffentlichung wünschen wir uns als Opposition also definitiv nicht, meine Damen und Herren!

Wenn Sie sich das vorläufige Protokoll ansehen, dann können Sie feststellen, dass Kollegin Wehsely gesagt hat: „Der große Verein der Jugendzentren wurde geprüft, das ist auch schon abgeschlossen. Es finden jetzt die letzten Gespräche statt. Ich darf Ihnen mitteilen, so wie wir es immer gesagt haben: Es sieht sehr gut aus, und das von unabhängiger Stelle.“ (GR Heinz Vettermann: Wo ist die Berichtigung? – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Ich berichtige Kollegen Reindl, der gesagt hat, dass all das eine falsche Wortwahl von uns ist. 

So frühzeitig wollen wir die Berichte nicht, und wenn, dann wollen wir sie offiziell vom Kontrollamt bekommen und nicht von einer zu prüfenden Gemeinderätin. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Mag Dietbert Kowarik: Danke. Ich werde es nicht lang machen.

Ich möchte mich trotzdem dem Dank aller Fraktionen anschließen und mich bei den Mitarbeitern des Kontrollamtes und insbesondere auch beim Kontrollamtsdirektor Dr Hechtner bedanken, der mir auch bei einer rechtlich nicht ganz einfachen Sache unterstützend zur Seite gestanden ist. Ich glaube, dass die Zusammenarbeit weiterhin so gut klappen wird. – Danke. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Ich danke für die Einstimmigkeit.

Damit ist die Gesamtdebatte der 48. Sitzung des Wiener Gemeinderates abgeschlossen. Ich schließe die Sitzung.

Wir sehen uns morgen in der Früh in alter Frische. Gute Nacht.

(Schluss um 20.09 Uhr.)
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